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1872 —1922! 


Vor 50 Jahren erſchien die erſte Nummer der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift! Welche Fragen damals die Auwaltſchaft und mit 
ihr die ganze Juriſtenwelt bewegten, gibt der Einleitungsaufſatz 
aus der Feder des trefflichen Henle wieder. Lieſt man die 
weiteren Nummern der erſten Jahrgänge der Zeitſchrift, ſo 
ſieht man ſtaunend, wie immer und immer wieder dieſelben 
Fragen und immer und immer wieder dieſelben Beweisgründe 
und Gegenbeweisgründe auftauchen, die auch heute noch die 
Anwaltſchaft bewegen. Es gibt nichts Neues unter der Sonne! 
Ungezählte Gedanken, deren Urheber glauben, etwas Neues, 
„noch nie Gefagtes ausgeſprochen“, „des Rätſels Löſung ge⸗ 
funden zu haben“, ſind längſt vorher ausgeſprochen, vielfach 
erprobt und verworfen. Es gewährt einen hohen Genuß, die 
alten Jahrgänge durchzugehen: Namen tauchen auf, die allen 
Juriſten, vornehmlich allen Anwälten, teuer ſind: v. Wil⸗ 
mowsky, M. Levy, Wilke, den älteren unter uns noch 
perſönlich bekannt. Wir ſehen die Wochenſchrift am Werke 
ber der Vorbereitung der großen Prozeßreform der ſiebziger 
Jahre. Wir ſehen gerade beim Durchblättern der alten Jahr⸗ 
gänge fo recht den großen Einfluß, den die Auwaltſchaft ſchon 
damals auf die Geſtaltung des Rechtes ausübte; wir ſehen 
ein vielleicht nicht unwichtiger Beitrag zur Frage des 
me rus-olausus! — wie ſchon damals, zur Zeit der Ge⸗ 
ſchloſſenheit der Advokatur, über Mißſtände geklagt wurde, 
die in dem letzten Jahrzehnt der Freiheit der Anwaltſchaft 
Au Laſt gelegt wurden. Wir finden auch das bereits im 
Imfangsartikel der Wochenſchrift vertretene und ſeither un⸗ 
. Male wiederholte Verlangen der Entnahme von Rich⸗ 

en aus der Anwaltſchaft und vieles Lehrreiche mehr. 
r erſehen aber aus den Berichten das troſtloſe Elend der 
600 Re ana des Rechtes (in Bayern nicht weniger als über 
echte !), des materiellen Rechtes, wie namentlich des Prozeß⸗ 
ir fühlen, wenn wir dies leſen, ſo recht den uns heute 
einheit. * zum Bewußtſein kommenden Segen der Rechts⸗ 
ir entnehmen aber daraus zugleich die Mahnung, 
d traurigen Überreſt der Zerſplitterung zu beſeitigen, 
en Mangel de Es TE. 7 
r Freizügigkeit der Anwälte. 


Es iſt ein Troſt, ſo zu ſehen, daß es doch auch Gebiete 
gibt, auf denen es beſſer geworden iſt feit 50 Jahren — 
ein Troſt in dem Elend der Gegenwart! Welch' ein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der politiſchen und wirtſchaftlichen Lage des 
Deutſchen Reiches im Jahre 1871 und im Jahre 1921! Iſt 
doch gerade das Jahr 1921 unter all den vielen traurigen 
Zeiten, die unſer Vaterland erlebte, das Jahr, in dem uns 
allen am herbſten zum Bewußtſein gekommen iſt, was es 
bedeutet, wenn ein Volk als einziges, wehrlos daſteht inmitten 
einer waffenſtarrenden Welt, ein Jahr, in dem das deutſche 
Volk, im Deutſchen Reich wie im Bruderlande Oſterreich, 
die ganze Bitternis deſſen auskoſten mußte, und — es mag 
kleinlich erſcheinen, dies zu betonen, aber dem Manne des 
Rechtes tut es doppelt weh — ſehen mußte, wie ſich Ge⸗ 
walt in das Gewand des Rechtes kleidet. 

Trübe und ernſt iſt unſere äußere Lage; ſie iſt um ſo 
trüber, als ſie die Volksgenoſſen nicht eint, ſondern ent⸗ 
zweit. Gegenſätze jeglicher Art haben unter dem Drucke der 
äußeren Feindſchaft und der traurigen Lage nicht ihren Aus⸗ 
gleich, ſondern Verſchärfung erfahren; man denkt mehr 
an das, was die einzelnen Volksſchichten trennt, als was 
ſie eint. Auch Recht und Rechtspflege bleiben hiervon nicht 
unberührt. Sie, die wie ein Fels inmitten des brandenden 
Parteikampfes ſtehen ſollten, wurden in den Strudel des 
Kampfes hineingeriſſen. Es ſoll hier nicht geprüft werden, auf 
weſſen Seite das Recht, oder jagen wir: das überwiegende 
Recht iſt, wie weit die Vorwürfe gegen die Rechtspflege be⸗ 
gründet, wie weit ſie haltlos oder übertrieben ſind. Dies 
ſetzte ein Eingehen auf volitiſche Streitigkeiten vor⸗ 
aus, welches den Blättern dieſer Zeitſchrift bis- 
her ſtets fern geblieben iſt und auch in der Folge⸗ 
zeit ſtets fern bleiben ſoll, ſo ſchwer dies auch in den 
bewegten Zeiten, die wir durchleben, ſein mag. 

Im Kampf der Intereſſengegenſätze regt ſich auch der 
Kampf gegen den Rechtsgelehrten, regt ſich namentlich der 
Kampf gegen den Anwalt. „Die Rechtsanwälte mögen gehen, 
wie ſchweigend die Offiziere gegangen ſind; niemand kümmert 
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ſich um ihre Not,“ ſo tönt es von rechts; nicht anders tönt 
es von links. Wir brauchen die Anwaltſchaft nicht mehr; 
andere werden dasſelbe, werden beſſeres leiſten; wir wollen ſie 
vom Volke und das Volk von ihr trennen. Gerade in den 
Streitigkeiten, die die Volksſeele erregen, die ganze Bevölke⸗ 
rungsſchichten bewegen, in Tarifſtreitigkeiten und auf dem 
jetzt vielleicht wichtigſten Rechtsgebiete, dem Arbeitsrecht, ſoll 
jedem Menſchen die Vertretung fremder Intereſſen geſtattet, 
nur dem Anwalt verboten werden. Es ſoll dem Volke, gleich⸗ 
viel, ob Arbeitgeber oder Arbeitnehmer, die Freiheit der Wahl 
ſeines Vertrauensmannes genommen werden. Es iſt hier 
nicht der Ort, die ungezählte Male wiederholten, im Strudel 
des Parteikampfes — dem dieſe Fragen wahrlich entzogen 
ſein ſollten — überhörten Gründe zu wiederholen; nur auf 
eins ſoll mit allem Nachdruck hingewieſen werden, wie arbeiter⸗ 
ſchädlich, wie verderblich gerade für den wirtſchaftlich 
Schwachen der geplante Ausſchluß iſt. Der große, wirt⸗ 
ſchaftlich ſtarke Unternehmer leidet auch hier am wenigſten 
Not. Er hat ſeinen ſtändigen Vertreter, geſchäftsgewandt und 
mit dem Verfahren vertraut; er nimmt — in den Fragen des 
Arbeitsrechts faſt durchweg der Beklagte — Recht an ſeinem 
Wohnſitz. Ihn läßt die Frage kalt. Aber es leidet der Arbeit⸗ 
nehmer, der kleine Unternehmer, der dem Mittelſtande oder 
wirtſchaftllich den noch tiefer ſtehenden Schichten angehört, für 
den ein nutzlos auf dem Arbeitsgericht verbrachter Vormittag 
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unter Umſtänden einen Hungertag für ſeine Familie bedeutet, 
der Arbeitnehmer, zumal der, den ſein Beruf freiwillig oder 
nolgedrungen in die Fremde führt, und der zur Vertretung 
ſeiner Intereſſen ſich, wenn er ſelbſt auch noch ſo ſehr von der 
Notwendigkeit deſſen überzeugt iſt, gerade desjenigen Standes 
nicht bedienen darf, der nun einmal zur Vertretung fremder 
Intereſſen berufen iſt. Gerade für den Kleinen und wirtſchaft⸗ 
lich Schwachen bedeutet dieſe Vorſchrift daher ſchwere wirt⸗ 
ſchaftliche Schädigung, und ein ihm aus dieſem Grunde ab⸗ 
genötigter Vergleich nichts weniger als Sühne und Güte, 
ſondern Unrecht und fortzehrenden Haß. Es iſt nötig, daß 
dies noch einmal, völlig losgelöſt von allen Fragen der 
Politik, von unparteiiſcher, aber ſozial empfindender Seite 
ausgeſprochen werde. 

Die Zukunft, die uns vor 50 Jahren ſo ſonnig und 
glückverheißend entgegenlachte, liegt heute trübe vor uns. Nur 
eines wiſſen wir: kaun etwas unſer Vaterland in die Höhe 
bringen, auf der wir es wieder zu ſehen erhoffen, fo iſt es 
die Arbeit — ernſte, ſelbſtloſe hingebungsvolle, ehrliche Ar⸗ 
beit, mit Hand und Kopf! An ihr wird die jetzt noch haß⸗ 
erfüllte Welt erkennen, was ſie dem deutſchen Volke verdankte 
und — aller Unbill der Zeit zum Trotz — auch heute verdankt 
und in aller Zukunft danken wird. Auch die Männer des 
Rechtes werden, an ihrer Stelle, bei dieſer Arbeit, künftig 
nicht fehlen können. Und ſie werden nicht fehlen! 


Erklärung. 


Die in den unterzeichneten Verbänden vereinigte Geſamtheit der 
anwälte, Hochſchullehrer und Notare erhebt warnend 


ßiſchen Landtage geſtellte Antrag: 


nach welchem hervorragend befähigte und praktiſch 
Gerichtsaffefforen- Prüfung die Befähigung zum Richter⸗ 
auch wenn ſie den bisher vorgeſchriebenen Ausbildungsgang 


des Volkes nach Ablegung der 

amt ſollen erlangen können, 

nicht durchgemacht haben, 
Geſetz werde. 


Für den Richter, den Anwalt und den Notar iſt wie für 


a deutſchen Richter und Rechts⸗ 
ihre Stimme dagegen, daß der bei dem preu⸗ 


erfahrene Perſonen aus allen Kreiſen 


jeden Fachmann eine berufsmäßige 


Schulung erforderlich. Nur durch fie kann eine geſchloſſene harmoniſche Bildung, Sachlichkeit des 
Denkens, Unabhängigkeit des Urteils und Beherrſchung des von jeder Einzelentſcheidung berührten 
ganzen Rechtsſyſtems erlangt werden. Die Prüfung, jetzt nur der äußere Abſchluß jahrelanger Arbeit, 
kann für fi) allein auch bei geiſtig hochftehenden Perſonen dieſe Schulung niemals erſetzen. 

Dieſem grundſätzlichen Bedenken geſellt ſich die nicht abzuweiſende Befürchtung, daß bei der 
Beurteilung der geiſtigen Hochwertigkeit politiſche Geſichtspunkte eine nur zu große Rolle ſpielen werden. 


Gerade in ſo ſtark bewegter Zeit würden Richter 


„die ſich durch ihre politiſchen Anſchauungen leiten 


laſſen und die dadurch die Rechtspflege zur Dienerin der jeweilig herrſchenden Partei herabwürdigen, 
dem Staate ſeine feſteſte Stütze, jeder Sittlichkeit und Kultur die unentbehrliche Grundlage rauben. 

Wir Juriſten find entſchloſſen, uns ſolcher Vernichtung der in jahrelanger Arbeit endlich gefeſtigten 
deutſchen Rechtspflege zum Heile unſeres Vaterlandes mit allen Kräften zu widerſetzen. 


Im Oktober 1921. 


Der Deutſche Juriſtenbund 


Dr. v. Staff, Berlin, 
Wirkl. Geh. Oberjuſtiz rat. 


Der Deutſche Anwaltverein 
Juſtizrat Rurlbaum, Leipzig. 


Der Deutſche Notarverein 
Geh. Juſtizrat Dorſt, Cöln a. Rh. 


Der vorſtehenden Erklarung ſchließen ſich vollinhaltlich an die juriſtiſch vorgebildeten Mitglieder des 
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Berufsvereins höherer Verwaltungsbeamten 
Staats miniſter a. O. Lentze, Berlin 


Berufsvereins höherer Kommunalbeamten 


Reſchsminiſter a. O. Dr. jur. Dr. Ing. h. c. Scholz, Berlin, 
M. d. R. u. d. R. W. R. 
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Reform der Eheſcheidung. 


A. Der Verband „Eherechtsreform“. 
Von Rechtsanwalt Dr. Hachenburg, Mannheim. 


Am 18. Aug. 1896 iſt das BOB. zuſtande gekommen. 
Es iſt begreiflich, daß ſich nach 25 Jahren der Gedanke an 
eine Neugeſtaltung einzelner Materien regt. Sieht man näher 
zu, ſo ſind es wenige Stellen, die eine dringende Anderung 
erfordern. Man fühlt wohl, daß Mängel vorhanden ſind, 
aber man hat ſich allmählich daran gewöhnt und empfindet 
ſie zum erheblichen Teile nicht. Von einem Punkte aber wird 
man dies nicht ſagen können. Das iſt das Eheſcheidungsrecht. 
Man weiß, daß es das Ergebnis eines Kompromiſſes iſt. 
Daher trägt es die Schattenſeiten ſolcher Verſtändigungen. 
Neben den abſoluten Scheidungsgründen beſteht der relative des 
§ 1568 BGB. Verlangt iſt die ſchwere Verletzung der durch 
die Ehe begründeten Pflichten oder ein ehrloſes unſittliches 
Verhalten eines Ehegatten und hierdurch eine ſo tiefe Zer⸗ 
rüttung des ehelichen Verhältniſſes, daß dem anderen Ehe⸗ 
gaten die Fortſetzung der Ehe nicht zugemutet werden kann. 
Abgelehnt wurde die Möglichkeit einer freiwilligen Eheſchei⸗ 
dung. Feſtgehalten wurde im Prinzipe an der Notwendig⸗ 
keit eines Verſchuldens. Nur die in letzter Stunde in das 
Geſetz durch den Reichstag hineingebrachte Scheidung wegen 
Geiſteskrankheit macht davon eine Ausnahme (8 1569 BGB.). 
Wie anders aber ſtellt ſich die Praxis der Scheidungsprozeſſe 
dar. Auf Schleichwegen hat man doch wieder zu erreichen 
verſucht, was das Geſetz verſagen zu müſſen glaubte. Wo 
die Ehegatten nicht mehr zueinander paſſen, wo die Ehe eine 
unglückliche geworden iſt, wo beide Teile fühlen, daß ſie aus⸗ 
einandergehen müſſen, wollen fie nicht zugrunde gehen, da 
greift man zur Komödie der böslichen Verlaſſung. Die Richter 
wiſſen das vielfach, und ſie verſchließen die Augen vor dem 
wahren Sachverhalte. Bei manchen ſträubt ſich wieder das 
Gewiſſen dagegen. Sie weiſen die Scheidungsklage ab, wenn 
ſie zu der Überzeugung gelangen, daß die Klage auf Wieder⸗ 
herſtellung des ehelichen Lebens nur zum Scheine geſchieht. 
Einem noch ſchlimmeren Kapitel gehören die Klagen wegen 
Ehebruchs an, bei denen dieſer zwar begangen iſt, aber mit 
Wiſſen beider Teile und zum Zwecke des Scheidungsprozeſſes 
Es iſt nicht leicht für den Rechtsanwalt, in ſolchen Fällen dem 
Anſuchen der Parteien zu widerſprechen und ſeine Mitwirkung 
zu verſagen. Überall da aber, wo das Geſetz die Parteien 
zu ſolchen künſtlichen Konſtruktionen oder gar zu ſolchen, dent. 
eigenen Gefühl widerſtrebenden Maßnahmen zwingt, hat man 
ſtets den Beleg dafür, daß das Geſetz ſelbſt auf falſchem Boden 
aufbaut. Die Zeit für die Reform des Eheſcheidungsrechtes 
iſt gekommen. 


Im Rheinlande haben ſich Männer und Frauen aller 
Stände zu dem Verbande „Eherechtsreform“ zuſammen⸗ 
geſchloſſen. Er hat eine Eingabe an den Reichstag gerichtet. 
Sie ſpricht in bewegten Worten von der Seelennot derer, 
enen das Geſetz und feine ſtrenge Anwendung die Feſſeln 
einer Ehe auferlegt, die doch in Wirklichkeit keine Ehe mehr 
uf, Da, wo die Ehe der fittlichen Grundlage entbehrt, wo 
damit jede Möglichkeit der Veredelung, die in ihr gefunden 
wird, ausgeſchloſſen iſt, hört auch das Intereſſe des Staates 
an ihr auf. Kein hemmungsloſer Freiheitsdrang iſt es, dem 
der Verband das Wort reden will. Er bekennt ſich als tief 
durchdrungen von dem Gedanken, daß die eheliche Gemeinſchaft 
Me. der tragenden Ideen in der Entwicklungsgeſchichte der 
5 kenſchheit geweſen iſt und ſein wird. Aber gerade deshalb 
mmt er zu dem Schluſſe, daß die Ehe, der die Seelen⸗ 
gemeinſchaft fehlt, nicht mehr aufrecht erhalten werden ſoll. 
die Glien Reform, die der Verband anſtrebt, geht nicht auf 
ſie dem kihrung der freiwilligen Scheidung. Wohl aber will 
eit Tatbeſtand des 8 1568 BGB. erſetzen durch das rein 
iſt, 7 Moment. Ehen, deren völlige Zerrüttung gegeben 
Verſchult vom Gericht geſchieden werden, auch ohne daß ein 
ſich rn des einen Teiles vorliegt. Damit nähert man 
rechtes Ra dem geſunden Gedanken des preußiſchen Land⸗ 
Abneigund einer Eheſcheidung auf Grund unüberwindlicher 
in ede; Wie das Verfahren auszugeſtalten iſt, inwieweit 
äh etüzelnen Falle das Prüfungsrecht des Gerichts zu 
gehen hat, welche F e 8 Be 

eiche Folgen an dieſe Eheſcheidung zu knüpfen 
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ſind, das wird noch der beſonderen Erwägung bedürfen. Lös⸗ 
bar erſcheinen alle dieſe Fragen!). 

Was der Reichstag mit der Petition gemacht hat, iſt 
nicht bekannt. Wichtiger wäre noch, daß ſich das Reichs⸗ 
juſtizminiſterium mit der Frage befaßte. Wer die tatſächlichen 
Verhältniſſe kennt, der weiß, daß hier die Abhilfe nötig iſt, 
und daß ein Aufſchieben bis zur großen Durchſicht des ganzen 
BGB. unheilvoll ſein kann. Man kann ſich den Standpunkt 
eines überzeugten Gegners jeder Eheſcheidung denken. Wem 
fie gegen das religiöſe Gefühl geht, der muß fie grundſäßlich 
verneinen. Läßt man ſie aber zu, hält man die Auflöſung 
der zerrütteten Ehe gerade vom Standpunkte des ſtaatlichen 
Intereſſes aus für gerechtfertigt, dann liegt kein Anlaß vor, 
an dem Verlangen des Verſchuldens feſtzuhalten. Ich möchte 
der letzte ſein, der die Beſonderheit der Ehe verkennt. Sicher 
kann ſie nicht, wie ein beliebiger Kontrakt willkürlich wieder 
gelöſt werden. Aber doch muß auch hier der allgemeine Ge⸗ 
danke des Rechtes, daß dauernde Rechtsverhältniſſe lösbar 
ſein müſſen, wenn ſie unhaltbar wurden, durchgreifen. Die 
Geſellſchaft, der Dienſtvertrag uſw. können aus wichtigen 
Gründen aufgehoben werden. Auch bei der Ehe iſt der Rechts⸗ 
gedanke der gleiche. Nur muß natürlich hier der wichtige 
Grund ein ganz anderer ſein, als bei den vermögensrecht⸗ 
lichen Verträgen. Das Gemeinſame aber iſt, daß auch bei 
dieſen ein Verſchulden nicht notwendigerweiſe verlangt wird. 
Das objektive Moment bei ihnen ſoll auch für den heiligſten 
aller Verträge, die Ehe, maßgebend ſein. 

In den letzten Jahren ſind zahlloſe Ehen geſchloſſen 
worden, die ſich nur aus der Kriegszeit und ihren Wirkungen 
erklären. Die aus dem Kriege Heimkehrenden hatten ein un⸗ 
ſagbares Verlangen nach eigenem Heim und nach Liebe. Dazu 
noch die alles umwälzenden Ereigniſſe der Revolutionszeit. 
Kein Wunder, wenn die Enttäuſchungen bald eintrafen. Von. 
einem Verſchulden wird man kaum ſprechen können. Falſch 
aber wäre es, gerade dieſe, in jugendlicher Unbeſonnenheit 
geſchloſſene Ehen für unlösbar zu halten. Gerade ſie ver⸗ 
langen die Umgeſtaltung des Eheſcheidungsrechtes. Auch in 
dieſem Sinne hat die politiſche Umwälzung ihren Einfluß 
auf das bürgerliche Recht. 


B.) 
Von Oberlandesgerichtsrat Richard May, Hamburg. 


Die Reform der Eheſcheidung duldet keinen Aufſchub 
mehr. Das geltende Recht hat verſagt. Es geht von dem 
Glauben aus, das Schuldmoment bilde den gerechten Maß⸗ 
ſtab für die Frage der Scheidung und ihrer Folgen. Dieſer 
Glaube ſetzt voraus, daß bei jeder ſcheidungswürdigen Ehe 
die Urſache der Zerrüttung ein Verſchulden ſei, und daß es 
mit den Mitteln unſeres Prozeſſes möglich ſei, den wahren 
Schuldigen zu finden. Beide Vorausſetzungen hat die Praxis 
nicht beſtätigt. Selbſt wenn es aber gelingt, den wahren 
Schuldigen feſtzuſtellen, ſo kann doch die Schuldfrage das 
allein ausſchlaggebende Moment für eine gerechte Regelung 
der Scheidungswirkungen nicht bilden. 

Die Kinder gebühren dem Gatten, bei dem ſie beſſer 
aufgehoben ſind und der mehr an ihnen hängt. Wer das iſt, 
ſteht oft in keinem entſcheidenden Zuſammenhang mit der 
Frage, ob der eine Gatte ſich gegen den anderen vergangen 
hat. In der Mehrzahl der Fälle iſt es die Mutter, auch die 
ſchuldige. 

Eine Frau, die für Mann und Kinder Jugend und Kräfte 
verbraucht hat, darf nicht, wie es heute geſchehen kann und 
geſchieht, von dem (an der Scheidung mitſchuldigen wohl⸗ 


1) Vgl. Dr. Furt Erhardt, „Ein neues Eheſcheidungsrecht“, 
und Neubecker JW. 1919, 921.) 
2) Diefer Aufſatz wurde geſchrieben, ehe der jetzige Reichsjuſtiz⸗ 


miniſter, Prof. Dr. Radbruch, ſein Amt antrat. Daß er in ſein 
Programm die Eheſcheidungsreform aufgenommen hat, iſt dankbar 
zu begrüßen. Überholt ſind dieſer Aufſatz und meine ſich daran an⸗ 
ſchließenden Vorſchläge in den Preuß. Jahrbüchern dadurch nicht. 
Die aktive Mitarbeit der deutſchen Juriſtenſchaft aller Richtungen an 
der Reform der Eheſcheidung ist, gerade wenn dieſe Reform durch 
die Initiative des Juſtizminiſters in das verdiente Licht der Aktualität 
gerückt wird, zur Erreichung des Zieles unerläßlich, da der neue 
Reichs juſtizminiſter trotz oder gerade wegen feiner Zugehörigkeit zur 
Sozialdemokratie auf nicht geringere politiſche und ſachliche Schwie⸗ 
rigleiten ſtoßen wird, als ſeine Vorgänger. 
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habenden Mann der Armenverwaltung überlaſſen werden. 
Andererſeits hat eine kinderloſe junge und kräftige Fran, die 
ihrem Mann einen Fehltritt nicht verzeihen kann, keinen ge⸗ 
rechten Anſpruch darauf, zeitlebens ihre Hände in den Schoß 
legen zu dürfen, ſich von ihrem geſchiedenen Mann ernähren 
zu laſſen und ihm dadurch eine neue, glücklichere Ehe un⸗ 
möglich zu machen. 

Verſagt das Schuldmoment ſo als Maßſtab für die Her⸗ 
beiführung gerechter Ergebniſſe, ſo iſt faſt noch verhängnis⸗ 
voller ſeine verhetzende Wirkung auf die Beteiligten. 

Ich kann mich hier auf dieſe Andentungen beſchränken, 
weil ich auf den Aufſatz Hachenburgs S. 5 und auf 
einen ausführlichen Aufſatß verweiſen kann, welchen ich in 
einem der nächſten Hefte der Preußiſchen Jahrbücher über 
die Reform der Eheſcheidung veröffentliche. Die Schriftleitung 
hatte die Freundlichkeit, mir Hachenburgs gleichzeitig vor⸗ 
liegenden Aufſatz über den Verband „Eherechtsreform“ zur 
Kenntnis zu bringen und mir damit die erwünſchte Möglich⸗ 
keit zu geben, meine Ausführungen über die Reformbedürſtig⸗ 
keit der Eheſcheidung zu kürzen und den knappen zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Raum zur Andeutung des Weges der Reform 
zu benutzen. 

Nach dem Verband Eherechtsreform in Cöln, deſſen Ein⸗ 
gabe an den Deutſchen Reichstag v. 1. Juli 1920 datiert, hat 
unter dem 9. Juni 1921 der Deutſche Rechtsbund in Dresden 
den Deutſchen Reichstag durch eine Eingabe um eine Reform 
der Eheſcheidung gebeten, ſeine Vorſchläge zu einer Geſetzes⸗ 
vorlage verdichtet und dieſe dem Reichstag unterbreitet. Die 
Reichsregierung hat dieſe Eingabe den Landesregierungen zur 
Außerung zugehen laſſen. 

Beide Eingaben ſagen ſelbſt, daß ſie von Intereſſenten 
ausgehen. In der Eingabe des Verbandes Eherechtsreform 
heißt es: „Die weitaus meiſten unſerer Mitglieder leben ſelbſt 
in einer zerrütteten Ehe.“ Der Deutſche Rechtsbund ſchreibt, 
daß ſeine Geſetzesvorlage hervorgegangen ſei aus der tiefen 
ſeeliſchen Not einer großen Anzahl ſeiner Mitglieder. Es iſt 
ein beachtenswertes Zeichen der Zeit, daß die in Rechtsnot 
Befindlichen ſich ſelbſt zu Verbänden zuſammenſchließen, um 
die Initiative zu ergreifen. Haben Regierungen, Parlamente 
und Juriſtenſchaft es hier an Initiative fehlen laſſen? 

Von Kritiken unſeres Eheſcheidungsrechts und Reform⸗ 
vorſchlägen ſeien hier genannt: Erhardt, Ein neues Ehe⸗ 
ſcheidungsrecht, München 1919; Traumann, Das Ehe⸗ 
fcheidungsrecht der Zukunft, Berlin 1920; Pieper, Ehe⸗ 
ſcheidung oder Zwangsehe, München 1921; Vogt, Zur Ab⸗ 
änderung des Eheſcheidungsrechts, in der Hanſeatiſchen Ge⸗ 
richts⸗Zeitung 1920, Beiblatt S. 5— 10 und 13—15; Neu⸗ 
becker, Die neue ſchwediſche Ehegeſetzgebung in der Feſtgabe 
für Liebmann, S. 320—328; May, Eheſcheidungs⸗ 
pſychologie und Ehekunde in den Preußiſchen Jahrbüchern 
1918 S. 319—344; May, Der Notſtand unſeres Ehe⸗ 
ſcheidungsverfahrens, in der Tat 1920 S. 583-599; Leit⸗ 
ſätze des Hamburger Beamten rats zum Deutſchen Zivilprozeß⸗ 
recht v. 30. Jan. 1919 S. 260264. 

Verwirklicht ſind Reformideen unter Auseinanderſetzung 
mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch in der neuen ſchweizeriſchen 
und ſchwediſchen Ehegeſetzgebung. Über die Schweizer Geſetz⸗ 
gebung äußern ſich außer den bekannten ſchweizeriſchen Kom- 
mentaren von den obengenannten Arbeiten Vogt und May, 
über die ſchwediſche Neubecker und Pieper. 

Warum hat man den beſtehenden verhängnisvollen Zu⸗ 
ſtand im Deutſchen Reiche ſeit 1900 — und in vielen Gebieten, 
in denen bereits zuvor die geſetzliche Regelung ähnlich war, 
ſeit noch viel längerer Zeit — mit Reſignation geduldet? 

Der nächſte Grund lag auf geſetzgebungstechniſchem und 
politiſchem Gebiet. 

Geſetzgebungsreformen ſolcher Art waren vor dem Kriege 
ein Werk von Jahrzehnten. Die Frage der Eheſcheidungs⸗ 
reform war aber ein beſonders heißes Eiſen, das keine Re⸗ 
gierung ſich anzufaſſen gedrungen fühlte: Da die Ehe für die 
Katholiken nach ihren kirchlichen Satzungen als Sakrament und 
daher als unlösbar gilt, mußte jede Eheſcheidungsreform und 
gar jede Erleichterung der Scheidung zu einem Kampfe mit 
der Zentrumspartei führen, deren Machtſtellung jeden nicht 
durch politiſche Notwendigkeiten gebotenen Kampf unerwünſcht 
erſcheinen ließ. 

Man würde aber unrecht tun, wenn man hinter dieſen 
politiſchen Schwierigkeiten nicht die in der Sache liegenden 
Schwierigkeiten ſehen wollte. 


Auffö tze Juriſtiſche Wochenſchrißt 

Dem Geſetzgeber handelt es ſich nicht nur darum, daß der 
einzelne Streitfall ſein Recht bekommt, ſondern auch darum, 
daß der Grundſatz der Lebenslänglichkeit der Ehe 
int allgemeinen Bewußtſein erhalten bleibt. Wich⸗ 
tiger als die Ehen, die geſchieden werden wollen, find die Ehen, 
die nicht geſchieden werden wollen, und das Wichtigſte iſt, daß 
dieſe Ehen die Regel und die Scheidungen die ſeltenen Aus⸗ 
nahmen bleiben. 

Der Geſetzgeber fürchtet, durch eine Milderung der Schei⸗ 
dungsvorausſetzungen und Humaniſierung des Scheidungs⸗ 
verfahrens leichtfertige Eheſchließungen und leichtfertige Schei⸗ 
dungen zu begünſtigen. 

Dies iſt der Punkt, der die Frage der Eheſcheidungsreform 
zu einer problematiſchen machte, deren einwandfreie Löſung 
nicht durch Erfahrung und e de zu finden war. 
Hier handelte es ſich um einen Kampf der Weltanſchauungen, 
und für einen ſolchen Kampf war die Zeitſpanne von 1900 
bis 1914 viel zu kurz, um dem Geſetzgeber Mut und Kraft zu 
geben, den 1900 mühſam zwiſchen den verſchiedenen Tendenzen 
geſchaffenen Ausgleich zu erſchüttern. 

Die politiſche und ſeeliſche Umgeſtaltung 
Deutſchlands durch Krieg und Revolution hat 
dieſe Lage geändert. 

Geſetzesänderungen erfordern, wenn ſie von einflußreichen 
Kräften getragen werden, jetzt nur kurze (oft viel zu kurze) 
Zeit. Und gerade die Rechtsreform iſt ſeit der Revolution oft 
genug von Miniſtern, Parlamenten und Preſſe in den Vorder⸗ 
grund geſtellt worden, weil vom Vertrauen des Volkes zu 
Recht und Rechtspflege der Beſtand von Staat und Volks⸗ 
gemeinſchaft abhängt. 

Innerhalb der Rechtsreform duldet aber gerade die Ehe⸗ 
ſcheidungsreform keinen Aufſchub mehr. Wir beſitzen hier ein 
Verfahren, deſſen unſtreitige Fehler vernichtend und verhetzend 
auf die Beteiligten wirken. Wir ſind nicht mehr ſo reich an 
Zutrauen des Volkes in die Gerichte, daß wir uns erlauben 
können, durch die Eheſcheidungsprozeſſe der nächſten Jahre 
noch weiter Parteien gehen zu laſſen, die daraus mit Groll 
gegen die Rechtspflege hervorgehen. Die öffentliche Meinung 
iſt in Weltanſchauungskämpfe eingetreten. Die radikalſten An⸗ 
ſchauungen über freie Liebe, Ehe⸗ und Scheidungsfreiheit ſind 
nicht mehr jugendliche Exzentrizitäten und literariſche Stil⸗ 
übungen, ſondern machen Anſpruch darauf, ſich durchzuſetzen. 
Wer den Art. 119 der geltenden deutſchen Reichs verfaſſung: 

„Die Ehe ſteht als Grundlage des Familienlebens und 
der Erhaltung und Vermehrung der Nation unter dem be⸗ 
ſonderen Schutz der Verfaſſung“ 

wahr machen will, muß darangehen, die anerkannten Fehler 
unſeres Scheidungsrechts zu beſeitigen, damit nicht die Ehe 
ſelbſt allzuſehr in Gefahr gerate. 

Wir Juriſten ſollten die Initiative zur Ehe⸗ 
ſcheidungs reform ergreifen und die Führung 
übernehmen, damit wir das Vertrauen des Volks 
erhalten und gewinnen und zu einem Verfahren 
gelangen, das wir mit innerer Befriedigung an⸗ 
wenden können. Nicht länger ſollten Richter und Anwälte 
es mißmutig tragen, daß man ihnen in den Scheidungs⸗ 
prozeſſen eine nicht zu löſende Aufgabe aufbürdet. 

Eine Vorwegnahme der Eheſcheidungsreform vor der all⸗ 
gemeinen Rechtsreform macht techniſch verhältnismäßig ge⸗ 
ringe Schwierigkeiten, ſobald man ſich ſachlich darüber einig 
iſt, was man will. 

Auf dent Gebiet der Gerichtsverfaſſung und des Ver⸗ 
fahrens mag allerdings eine Neuregelung der Eheſcheidungs⸗ 
gerichte ohne Zuſammenhang mit der bevorſtehenden Gerichts⸗ 
reform Bedenken begegnen. Auf dieſe Bedenken wird, um die 
Sache nicht vorläufig daran ſcheitern zu laſſen, Rückſicht zu 
nehmen ſein. Sie dürfen aber keinen Grund geben, die ganze 
Eheſcheidungsreform hinauszuſchieben. Solange wir nicht an 
das baldige Inkrafttreten einer allgemeinen Gerichtsreform 
glauben dürfen, wird es unſere Aufgabe ſein, die Ehe⸗ 
ſcheidungsreform an die beſtehende Verfaſſung der Gerichte 
anzulehnen und die Verfaſſung der Eheſcheidungsinſtanzen und 
ihr Verfahren nur leicht durchführbaren Anderungen zu unter⸗ 
ziehen, die die künftige grundlegende Anderung vorbereiten. 

Wie aber werden wir uns ſachlich einig? 

Hier iſt die Schwierigkeit der Aufgabe nicht 
viel geringer als vor der Revolution. In der 
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altrbereitung ihrer Löſung liegt die Aufgabe 
er L,dieaneinerunperzüglidhen Eheſcheidungs⸗ 
finden d. Intereſſe nehmen. Wir müſſen eine Löſung 

0 en, die der Regierung den Mut gibt, an die Reform heran⸗ 
zugehen, ohne erſchütternde Parteikämpfe und ſchließlich ein 

egraben der ganzen Vorlage fürchten zu müſſen. 

Nach wie vor iſt der Katholizismus und die Zentrums⸗ 
partei, die ihn vertritt und ſich in Regierung und Parlament 
in führender Stellung befindet, eine Macht, mit welcher die 
deutſche Regierung, der ganz andere Nöte als die Ehe⸗ 
ſcheidungsreform auf die Nägel brennen, nicht ohne Not an⸗ 

indet. Die Zentrumspartei wird für eine Scheidungsreform 
ſchwerlich zu haben ſein, wenn ſie nicht überzeugt werden kann, 
daß dadurch die Zahl der Scheidungen nicht über das Maß 
geſteigert wird, das unter dem geltenden Recht heute beſteht 
und für die Zukunft zu erwarten iſt. Nach wie vor iſt dieſer 
politiſche Geſichtspunkt auch ſachlich begründet; denn es iſt 
bereits oben geſagt, daß die allgemeine Überzeugung von der 
grundſätzlichen Lebenslänglichkeit der Ehe heute mehr als zu⸗ 
vor Erſchütterungen ausgeſetzt ift.. 

Damit iſt der Ausgangspunkt bezeichnet, von dem aus 
wir, wenn wir die Sache wirklich fördern wollen, an die 
Scheidungsreform herantreten und die bisher in der Öffent- 
lichkeit gemachten Vorſchläge prüfen und beſſern müſſen. Radi⸗ 
alismus nach der einen oder anderen Seite mag hübſche Auf⸗ 
ſätze und Reden geben, fördert aber die Reform nicht um 
einen Schritt, ſondern begräbt ſie in ausſichtsloſen Dis⸗ 
kuſſioner. 5 

Zwiſchen Unlösbarkeit der Ehe und hem⸗ 
mungsloſer Scheidungsfreiheit gilt es, den 
zuchtigen Mittelweg zu ſuchen. Eine reſtloſe 
Löſung dieſes Problems iſt von vornherein aus⸗ 
geſchloſſen. Für ſcheidungsreife Ehen bedeutet 
jede Hemmung eine Zeit des Unglücks. Hem⸗ 
mungen müſſen aber ſein, um uns vor leicht⸗ 
fertigen Scheidungen ſo gut zu bewahren, wie 
vor leichtfertigen Heiraten. 

Einen ſolchen Weg haben die nach Inkrafttreten des 

B. gegebenen Schweizer und Schwediſchen Scheidungsgeſetze 
und die Vorſchläge geſucht, welche in den oben zitierten 
Schriften von anderen und von mir gemacht ſind. Sie geben 
ein gutes Bild von dem Gegenſatz der Meinungen, der auch 
unter maßvolleren Reformatoren des Scheidungsrechts beſteht. 

Auf dieſen Vorſchlägen aufbauend oder mich mit ihnen 
auseinanderſetzend, entwerfe ich in meinem bereits oben er⸗ 
wähnten, demnächſt in den Preußiſchen Jahrbüchern erſchei⸗ 
nenden Aufſatz eine Geſetzesvorlage, ſtelle fie zur öffentlichen 
Diskuſſion und bitte alle, die die Sache fördern wollen, ihre 
abweichende, ergänzende oder zuſtimmende Meinung und mög⸗ 
lichſt präziſe Vorſchläge mir ſo raſch als möglich mitzuteilen 
oder zu veröffentlichen und mir einen Abdruck zuzuſenden. 

58 wird dann aus den Einſendern und anderen, mit denen ich 
bereits in Verbindung ſtehe, ein Ausſchuß gebildet werden, 
der möglichſt unter Fühlung mit Politikern aller Parteien eine 

orlage abfaßt, die als Antrag an Reichsregierung und 
Reichstag weitergeleitet und durch die Preſſe verbreitet wer⸗ 
den wird. Es iſt zu hoffen, daß ſich ſchon unter den Ein⸗ 
ſendern Angehörige aller Parteien finden und ihre politiſchen 

erbindungen in den Dienſt der Sache ſtellen werden. 

Gelingt es fo, eine maßvoll gehaltene Vorlage abzufaſſen, 
welche von vornherein von der Zuſtimmung ſachkundiger und 
einflußreicher Kreiſe der verſchiedenen Parteirichtungen ge⸗ 
f wird, ſo ſcheint mir das der Weg, um auf dieſem 
heiklen Gebiet eine Reform raſch und reibungslos durch die 
geſetzgebenden Inſtanzen zu bringen. 


Fortſchritte und Hemmungen der freirechtlichen 
(ſoziologiſchen) Bewegung. 
Von Rechtsanwalt Ernſt Fuchs, Karlsruhe. 


die men n der Allgemeinen Einleitung Anm. 37a nimmt 
HGB. 00 Auflage des Staub ſchen Kommentars zum 
Dieſe 1 S. 13/14) Stellung zur Freirechtsbewegung. 
wie ſehr N allgemeinen wohlwollende — Beſprechung zeigt, 
immer verk wahre Weſen der ſoziologiſchen Rechtsſchule noch 

kannt wird. Die Ausführung gipfelt nämlich in 
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ſolgenden Sätzen: In einem für die Praxis beſtimmten Kom⸗ 
mentar — gibt es auch andere? — könne auf die konſtruktive 
Begründung jedenfalls nicht verzichtet werden. Dem Richter 
ſchreibe das Geſetz die Berückſichtigung von Treu und Glauben 
und der Verkehrsſitte vor und gebe ihm, beſonders wenn dieſe 
Beſtimmungen als Ausfluß eines das ganze Recht beherrſchen⸗ 
den Grundſatzes auch auf die Auslegung der Geſetze ange⸗ 
wendet werden (RG. 85, 108), die Möglichkeit ſachgemäßer 
Entſcheidungen. So werde der Richter zu einem wichtigen 
Förderer der Rechtsentwicklung, nicht aber die Rechtſprechung 
zu einer ſelbſtändigen Rechtsquelle. 

Die freirechtliche Bewegung ſpielt ſich zur wichtigeren 
Hälfte auf dem Gebiet der Wahrheitsforſchung und der Rechts⸗ 
tatſachen ab. Sie beruht in der anderen Hälfte — dem 
Gebiet der Rechtsfragen i. e. S. — auf der Erkenntnis, daß 
ſich Geſetz und Recht nicht decken, daß das lückenausfüllende, 
das Geſetz ergänzende und mit den ſich unabläſſig fortbewegen⸗ 
den Verkehrsbedürfniſſen fortſchreitende Recht praeter legem 
(daher „frei“ rechtlich) lebt, und daß es durch genaue Er⸗ 
forſchung und Abwägung der einander gegenüberſtehenden 
Intereſſen gefunden wird. Die Freirechtsſchule hat in ihrem 
Kampfe gegen die Allgeſetzlichkeitsvorſtellung und gegen deren 
übertriebene formale Syſtemlogik niemals die ſachlogiſche Kon⸗ 
ſtruktion im guten, das gerechte und ſachlich angemeſſenſte 
Ergebnis ſuchenden Sinn bekämpft; ſie richtet ſich gegen die 
begriffsrealiſtiſchen Spitzfindigkeiten und Wortlkünſte der 
Formaljurisprudenz1). Hätte man ſich, ſtatt trefflich mit 
Worten zu ſtreiten, auch nur an die zahlreichen Muſter⸗ 
beiſpiele gehalten, in denen ich die Entſcheidungsgründe nach 
beiden Methoden je unter A. und B. unmittelbar einander 
gegenüberſtellte, ſo wäre es unmöglich, daß der Kommentar 
in der Konſtruktion im guten Sinn und in der Rechts⸗ 
gewinnung nach Treu und Glauben und Verkehrsſitte Gegen⸗ 
ſätze zur neuen Rechtslehre erblickte. Dieſe wurzelt auf dem 
Gebiet der Auslegung i. w. S. gerade in einer tieferen Er⸗ 
faſſung des höheren Rechts der Freirechtsparagraphen 1 
242 BGB. Neuerdings hat der jetzt darin den anderen 
Senalen voranſchreitende 3. ZS. des RG. in feinen Urteil 
v. 7. Juni 1921 (RG. 102, 274) für die brennende Frage 
der Einwirkung der großen wirtſchaftlichen Umwälzung auf 
vorher geſchloſſene Lieferungsverträge die modernrechtliche 
Lehre dahin geformt: 

„Bei der Rechtſprechung auf dieſem Gebiet müſſen in erſter 
Linie die wirtſchaftlichen Intereſſen berückſichtigt werden und 
das Recht muß ihnen, ſoweit es nur irgend möglich iſt, elaſtiſch 
angepaßt werden. Nur fo kann die Rechtſprechung ihrer wahren 
Aufgabe gerecht werden, dem praktiſchen Leben, alſo den Lebens⸗ 
bedürfniſſen und den Lebenserforderniſſen zu dienen 
Die vermißte objektive Grundlage wird durch die Grundſätze von 
Treu und Glauben (§8 157, 242 BGB.) geſchaffen“. 


Die vom Kommentar hervorgehobenen Gegenſätze zur ſo⸗ 
ziologiſchen Rechtsſchule beſtehen alſo gar nicht. Dieſe lehrt 
für die Auslegung aller Geſetze, was § 4 RAbgd. für die 
Auslegung der Steuergeſetze ausſpricht: es ſei dabei „der 
Zweck der Geſetze, ihre wirtſchaftliche Bedeutung und die 
Entwicklung der Verhältniſſe zu berückſichtigen“. Und doch 
will das grobe und oft widerlegte, aus dem falſch verſtandenen 
Namen „Freirechtsſchule“ oberflächlich abgeleitete Mißver⸗ 
ſtändnis nicht ausſterben, als leugne dieſe die verbindliche 
Kraft der Geſetze. Nur aus dieſem ſchweren Irrtum heraus 
begreift ſich die Meinung des RF H. (Samml. IV, 52), der 
84 NAD. wolle wicht die Gedauken der Freirechtsſchule 
verwirklichen, während gerade dieſe Norm in Wahrheit — trotz 
der ſchiefen Bemerkung eines Regierungsvertreters — ein echtes 
Kind dieſer Bewegung iſt und gar nichts anderes beſagt, als die 
Anwendung des § 242 BG B. auch auf das Öeich zur Gewin⸗ 
nung eines „gerechten und verſtändigen“ Urteils. Das RG. 
hat von dieſem Boden aus ſchöpferiſch tauſendfach neue Rechts⸗ 
ſätze gewonnen und ſehr häufig dabei ausdrücklich das „Ver⸗ 
kehrsbedürfnis“ als ſeinen Entſcheidungsgrund bekannt. Bei⸗ 
ſpiele aus neueſter Zeit: bei der außervertragsmäßigen Sorg⸗ 
faltspflicht des Rollfuhrunternehmers (RG. 102, 38 o JW. 
1921, 131510) und bei der Löſung des Formzwangs aus 8313 
BGB. für nachträgliche Vereinbarungen zur Beſeitigung einer 
bei der Abwicklung unvorhergeſehen hervorgetrotenen Schwierig» 


) Daß auch der vortreffliche Staub ſche Kommentar nicht davon 
frei iſt, dafür verweiſe ich auf meinen demnächſt in der DRZ. er⸗ 
ſcheinenden Aufſatz „Zur Benutzung der Kommentare“. 
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keit (CZ. 1921, 493). Ebenſo irrig hat der RF H. (V 305) 
den allgeſetzlichen, romaniſtiſchen Lehrſatz aufgenommen, daß 
„eine Auslegung unter Heranziehung anderer Hilfsmittel und 
demgemäß eine Anwendung von § 4 RAND. grundſätzlich 
dann überhaupt micht in Frage kommen kann, wenn die 
betreffende geſetzliche Beſtimmung in ſich ſelbſt lückenlos 
und zweifelsfrei iſt“. Nach dieſem allgeſetzlichen Irrſatz 


wäre bei klar abgefaßten Geſetzen der ganze Rec. überflüſſig. 


Die Wiederholung jenes längſt als falſch nachgewieſenen Satzes 
iſt verwunderlich angeſichts des ſeit anderthalb Jahrzehnten 
von der Freirechtsbewegung und in den Beiträgen Fritz 
Mauthners zur Kritik der Sprache vorgeführten gewal⸗ 
tigen Stoffs. Der Satz — bekanntlich ein altes Inventarſtück 
der zu Grabe gehenden Formaljurisprudenz — iſt allerdings 
auch ab und zu vont RG. ausgeſprochen worden, letztmals 
zur Gewinnung der faclſch⸗buchſtäblichen Auslegung der Worte: 
„bis nach dem Krieg“ (JW. 1919, 1022): „Für eine Aus⸗ 
legung it gar kein Raum, wenn die Erklärung durchaus klar 
und eindeutig iſt.“ Heck ſagt in der Fußnote dazu: „Dieſe 
Lehre iſt heute wohl allgemein aufgegeben.“ Man halte jener 
Klaren⸗Wortlauts⸗Entſcheidung als Gegenſtück folgendes 
neueſte Erkenntnis des RG. gegenüber: Im Vertrag war — 
wie während des Kriegs häufig, zumal in Vergleichen — 
auf den Zeitpunkt abgeſtellt, „in welchem der Frieden mit 
England, Frankreich, Italien, Rußland und Nordamerika ge⸗ 
ſchloſſen fein wird“. Das BG. legt dieſe Worte trotz ihrer 
äußerlichen Eindeutigkeit dahin aus, daß ſchon der tat⸗ 
ſächliche Eintritt des Friedenszuſtandes, alſo ohne Friedens⸗ 
ſchluß, genüge. Die Reviſion wandte ein, dies ſei mit dem 
Wortlaut unvereinbar, „der bei ſeiner ausgeſprochenen Klar⸗ 
heit eine Deutung überhaupt nicht zulaſſe“. Das RG. (JW. 
1921, 14553) weiſt dies zurück, weil mit Rückſicht auf die 
wirtſchaftliche Erwägung, von der ſich die Vertragſchließenden 
haben leiten laſſen, „eine Auslegung der Vertragsbeſtimmung 
über den Wortlaut hinaus (vom RG. geſperrt) ge⸗ 
radezu notwendig“ fer Die Auslegung nach Sinn und 
Zweck macht vor den klarſten Worten nicht halt. Das iſt 
durch 8 133 BGB. geboten, der — wie der RH. (IV, 46) 
anerkennt — auch für die Auslegung von Geſetzen gilt. 
Jener Satz des RF. erinnert an den bekannten Fall, wo 
zwei fremdwortſüchtige Vertragsteile „inclusive“ in einen 
Vertrag ſchreiben und damit „ausſchließlich“ meinen. Ich 
mache mich verbindlich — ohne die, die unabläſſige Ergänzung 
des eingefangenen geſchriebenen aus dem endloſen ungeſchrie⸗ 
benen Recht nur verdeckenden Fälle der allgemeinen Argliſt⸗ 
einrede zu Hilfe zu rufen —, innerhalb einer Stunde einige 
Dutzend Fälle vom Gegenteil des wieder vom NFH. ver⸗ 
kündeten vermeintlichen Auslegungsgrundſatzes aufzuzeigen. 
Zwei Beiſpiele ſtatt hunderter: 

Erſtens. Der 867 HGB. beginnt mit den Worten: 
„Wird durch Vertrag eine längere oder kürzere Kündigungs⸗ 
friſt bedungen, ſo muß ſie für beide Teile gleich ſein.“ Und 
er endigt mit den Worten: „Eine Vereinbarung, die dieſen 
Vorſchriften zuwiderläuft, iſt nichtig.“ In aller Welt gibt 
es nichts „in ſich ſelbſt Lückenloſeres und Zweifelsfreieres“ 
als dieſe Sätze. Die Wortlautjurisprudenz hätte ſich daran 
angeklammert und auf eine Novelle verwieſen. Das RG. 
(68, 317) ſagt dagegen: der wahren Abſicht des Geſetzes ent⸗ 
ſpreche allein eine Auslegung, welche nur eine ſolche dem 
Gehilfen ungünſtige Vertragsbeſtimmung für nichtig er⸗ 
klärt; denn nur zu ſeinem Schutz ſei die Vorſchrift getroffen, 
nicht zum Schutz des Kaufherrn. 

Zweitens: Ein merkwürdiger Zufall wollte es, daß in 
derſelben Nummer der ZU, in der jener falſche Lehrſfatz 
des RG. ſteht, ein ungefähr um dieſelbe Zeit erlaſſenes 
Urteil desſelben 5. ZS. abgedruckt iſt, das jenen Satz wider⸗ 
legt. Nach 8 538 Nr. 3 ZPO. muß das Berufungsgericht, 
inſofern noch eine weitere Verhandlung erforderlich iſt, die 
Sache an die erſte Inſtanz zurückverweiſen, wenn im Fall 
eines nach Grund und Betrag ſtreitigen Auſpruchs durch das 
angefochtene Urteil über den Grund des Anſpruchs vorab 
entſchieden „oder die Klage abgewieſen iſt“. Das RG. wendet 
dieſe Beſtimmung aber nicht an, wenn das LG. die Klage 
deshalb abgewieſen hat, weil ein Schaden nicht entſtanden 
oder nicht nachweisbar ſei. Es legt die lückenloſen und in 
ſich klaren Schlußworte nach Sinn und Zweck ſo aus, als 
lauteten ſie: „oder die Klage lediglich deshalb abgewieſen 
iſt, weil der Anſpruch ſeinem Grunde nach für nicht gerecht⸗ 
fertigt erachtet wurde“ (JW. 1919, 10812), 


[(Juriſtiſche Wochenſchrift 


Mit der blinden Hochachtung des Maren Wortlauts von 
Geſetz und Vertrag ohne Rückſicht auf Zweck und Ergebnis 
lann man bei der erſtaunlichen Schwäche der menſchlichen 
Sprache und der wundervollen Mannigfaltigkeit der nie raſten⸗ 
den Lebensverhältniſſe und Verwicklungen im Rechtsleben fr 
wenig auskommen, wie im Staatsleben und in der Politik 
mit dem bekannten „Hochhalten“ des Parteiprogramms. 

Ein leerer Wortſtreit iſt es, ob man die dem Verkehrs⸗ 
bedürfnis entſpringende ſchöpferiſche Lückenausfüllung, Er⸗ 
gänzung und Fortbildung des Rechts als „Förderung der 
Rechtsentwicklung“ bezeichnet, oder ob man das Verkehrs⸗ 
bedürfnis und die dieſes erkennende und formende ſchöpferiſche 
Rechtswiſſenſchaft und Rechtſprechung ſelbſt als „Rechts⸗ 
quellen“ benennt. Windſcheid freilich meinte, nur das ge⸗ 
formte Recht — Geſetz und Gewohnheitsrecht — ſei „Rechts⸗ 
quelle“. Er verwechſelte dabei die Wöchnerin, das Verkehrs⸗ 
bedürfnis, dem er die Eigenſchaft als Rechtsquelle abſprach, 
mit dem Kind, dem neu zu formenden Richterrechtsſatz, wähnte 
aber, die anderen verwechſelten die Wöchnerin mit der 
Hebamme. 

Denen, die noch immer den Durchbruch einer neuen 
juriſtiſchen Ara leugnen, hat nunmehr der oberſte Gerichts⸗ 
hof ein Leuchtfeuer angezündet, indem er dem „leeren Forma⸗ 
lismus“ feierlich den Laufpaß gibt. Der 4. ZS. hatte am 
10. März 1902 (JW. 1902, 2133) es unter Berufung auf das 
„muß“ des § 70 Abſ. 1 Nr. 2 ZPO. für ungenügend erklärt, 
daß ein Streitverkündeter ſich für ſeinen Beitritt als Streit⸗ 
helfer einfach auf die Streitverkündung berufe. Dabei iſt ein 
Urteil des RG. v. 22. April 1897 angeführt, das dies ſchon 
ausgeſprochen hatte. Die Kommentatoren und Untergerichte 
haben ſich dem all die Jahre her ſtumm unterworfen (vgl. 
Stein Anm. II zu § 70 3PO.). Das RG. hat jetzt in dem 
Urteil des 2. 3 S. v. 14. Juni 1921 (RG. 102, 278) entgegen⸗ 
geſetzt erkannt. Es betrachtet dabei das verfloſſene Zeitalter der 
Formaljurisprudenz für ſo überwunden, daß es den unter ihrer 
Herrſchaft von anderen Senaten ausgeſprochenen entgegen⸗ 
geſetzten Rechtsſatz „nicht mehr“ (!) für geeignet erklärt, 
die Vereinigten Zivilſenate anzurufen. Denn: das RG. ſei 
in ſtets ſteigendem Maß dazu übergegangen, die ZPO. 
als Zweckmäßigkeitsnorm zu behandeln und auch ihre 
Form- und Mußvorſchriften einer freien Aus⸗ 
legung zu unterziehen“. Dieſe Entſcheidung bekennt zunächſt 
die eigene freirechtliche Weltanſchauung; denn nicht nur die 
3PO., ſondern alles Recht iſt, wie ſeit Shering All⸗ 
gemeingut geworden, in einem gewiſſen tieferen Sinn Zweck⸗ 
mäßigkeitsnorm. Außerdem aber bringt ſie eine, höchſtes 
Aufſehen zu erregen geeignete Außerordentlichkeit. Es 
liegt nämlich hier nicht der bekannte horror pleni vor, 
der mehr oder weniger gekünſtelt die Vorausſetzung für 
Einholung der Plenarentſcheidung, nämlich völlige Gleich⸗ 
heit der Rechtsfrage, leugnet und als nicht gegeben be⸗ 
gründet. Wäre nur die Entſcheidung vom Jahre 1897 
vorgelegen, ſo hätte z. B. im Geiſt jener Plenumſcheu geſagt 
werden können, die ZBD. ſei inzwiſchen, durch ihre ſeit 1900 
gültige Geſtalt, fo geändert worden, daß fie als neues Geſetz 
zu betrachten ſei. Angeſichts der Entſcheidung vom Jahre 1902 
aber betont das RG., es handle ſich um eine unter der Herr⸗ 
ſchaft des jetzigen Geſetzes ergangene entgegengeſetzte Ent⸗ 
ſcheidung genau der nämlichen Rechtsfrage. Der horror pleni 
wird alſo hier offen verſchmäht. Läge nun nicht etwas 
Außerordentliches vor, ſo wäre damit einer der allerwichtigſten 
Grundpfeiler des Rechts⸗ und Verfaſſungslebens umgeſtürzt: 
„Niemand kann ſeinem ordentlichen Richter entzogen werden“ 
(§S 16 S. 2 GVG.; Art. 105 S. 2 RV); denn die Ver⸗ 
einigten Zivilſenate ſind in einem ſolchen Fall der „ordent⸗ 
liche Richter“. Ihre wiſſentliche Nichtanrufung wäre, 
ohne jenes Außerordentliche, zugleich das ſchwere, mit Zucht⸗ 
haus bis zu 5 Jahren bedrohte Verbrechen der Rechtsbeugung 
($ 366 StGB.). Was iſt nun dieſes Außerordentliche? 
Seit jener Entſcheidung von 1902 iſt durch den immer deut⸗ 
licher werdenden „Zug der Rechtſprechung“ (RG. 79, 312) 
ein jene Entſcheidung überholendes Gewohnheitsrecht 
durch Gerichtsgebrauch geſchaffen worden. Der Gerichts⸗ 
gebrauch ſtellt die Hauptform, vielleicht die einzige Form dar, 
in der ſich heutzutage Gewohnheitsrecht bildet. Dieſe Bil⸗ 
dung ſelbſt wäre an ſich noch nichts Außergewöhnliches; Ge⸗ 
wohnheitsrecht durch ſtändigen Gerichtsgebrauch (Richterrecht) 
findet man auch bei unſerem BGB. hundertfach. Das Außer⸗ 
ordentliche liegt vielmehr darin, daß das Gewohnheitsrecht 
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; h ganzen neuen Rechts geiſt, eine neue Rechts⸗ 
kreue gart, die damit richtig als die einzig wahre und rechts⸗ 
11 erkannt iſt. Dieſe Entſcheidung des RG. mit ihrem 
1 cht mehr“ iſt epochal: ſie verkündet auf dem Rechtsgebiet 
e. S. feierlich den Sieg der neuen Lehre. 
PER Dieſer Sieg bedeutet aber noch nicht das Ende des ſeit 
Hr Halb Jahrzehnten tobenden Kriegs der ſoziologiſchen 
Kechtswiſſenſchaft gegen die philologiſche Formaljurisprudenz. 
ce iſt nur die Entſcheidungsſchlacht geſchlagen, der Kampf geht 
veiter, vor allem auf dem wichtigſten Gebiet, dem BGB. Hier 
muß — wie auf dem noch ganz toten Gebiet der juriſtiſchen 
Wahrheitsforſchung — der neue Boden noch vielfach Schritt 
hu Schritt heiß erfämpft werden. Das hängt mit dem ganzen 
Rebrbe unſeres BGB. zuſammen. Wer aus wiſſenſchaft⸗ 
ichem Intereſſe das Entſtehen ſeiner Sätze verfolgt, der findet 
das Wort von Partſch (Vom Beruf des römiſchen Rechts 
in der heutigen Univerſität) beſtätigt: Hunderte der Sätze des 
Geſetzbuchs ſeien nicht dem Leben abgelauſcht, ſondern ab⸗ 
ſtrakte Dogmen und Spitzfindigkeiten des juſtinianiſch⸗byzan⸗ 
tiniſchen Rechts. Die modernen deutſchen Freirechtstheore⸗ 
liker, meint Partſch, hätten das ganz richtig hervorgehoben. 
ver Katalog ſolcher Anleihen gehe über alles hinaus, was ſich 
er heutige Kommentator des BGB. träumen laſſe. Inner⸗ 
lich hätten ſchon die Poſtgloſſatoren vielen römiſchen Rechts⸗ 
‚en freier gegenübergeſtanden, als nachmals die deutſche 
Wiſſenſchaft des 19. Jahrhunderts. Man müſſe das römiſche 
Rechtsſtudium aber gerade auch deshalb beibehalten, nicht bloß 
für die Gelehrten, damit, fie den Einfluß der ſcholaſtiſchen 
ogmatik auf unſer BGB. erkunden, ſondern auch für den 
Rechtsjünger. Deshalb kämpfe die moderne Freirechtbewegung, 
inſofern ſie gegen das römiſche Recht auf den Univerſitäten 
zu Feld ziehe, in Wirklichkeit mit falſcher Front; denn je 
tiefer wir in dieſe hiſtoriſchen Dinge eindrängen, deſto freier 
würden die Anfänger und wir ſelbſt gegen den Zwang der 
alten Scholaſtik. Welche Selbſttäuſchungen! Als ob je ein 
Anfänger auch nur verſucht hätte, in dieſe abgeſtorbene Welt 
einzudringen! Und als ob die Freirechtler erſt die Papyro⸗ 
logie hätten ſtudieren müſſen, um die Rechtsnaturwidrigkeit 
der Pandektologie und die Volksfremdheit unſeres pandekto⸗ 
logiſchen BGB. zu erfaſſen! Das iſt alles ſelbſt genau jo 
ſcholaſtiſch gedacht, als wollte man vom Heilkundigen ver⸗ 
langen, daß er fein Studium damit beginne, ſich emſig in 
die galeniſche Medizin einzuarbeiten, oder vom Naturforſcher 
e Aſtronomen, daß er mit gelehrten Studien im ariſtote⸗ 
iſchen Schrifttum anfange. Oder als müßten wir, nachdem 
die alten Gründe für die Schulherrſchaft der toten Sprachen 
ren Kurs verloren, dieſe noch deshalb betreiben, um dahinter 
zu kommen, warum ſo viele Gelehrte ſo ſchlecht und ver⸗ 
welſcht deutſch ſchreiben, und warum insbeſondere das 
wolrriſtendeutſch noch immer Schachtelhalm⸗Ungetüme erzeugt, 
Ba neueſtens wieder in dem, mit einem 116 wortigen 
J 4d wurmſatz anhebenden Lederriemenurteil (JW. 1921, 
(ef 5, 20). Die Scholaſtik hat nicht bloß, wie der Ge⸗ 
1 meint, in der Rechtswiſſenſchaft länger gedauert, als 
10 anderen Wiſſenſchaften, ſondern ſie hauſt bei uns heute 
noch, und dieſe zur gelehrten Altertumskunde gehörige Wiſſen⸗ 
Ru des Nichtwiſſenswerten ſoll jetzt durch die Paphrus⸗ 
S pe einer Art Steinachkur unterzogen werden. Unter 
— — aſtik verſteht Partſch nur die ſchulmäßige Erklärung 
teles klaſſiſch gewordenen Textes — der Bibel, des Ariſto⸗ 
N Thomas von Aquino oder des Corpus juris —, 
und a 1 einer Begriffswelt aus Gedanken dieſes Textes 
Das = Gewinnung von Leitſätzen aus dem hiſtoriſchen Text. 
und ‚st aber nicht alles. Zur Scholaſtik, die zwiſchen uns 
„, die unmittelbare induktive Beobachtung unſerer Rechts⸗ 
Gelehrſan andere Welt, nämlich eine antiquariſch⸗philologiſche 
n einſchiebt, gehört auch der von ihm gepredigte 
Manismus 3 ſelbſt. Auch der papyrologiſch aufgewärmte Ro⸗ 
In — — iſt juriſtiſch eine ungeheure Kraftvergeudung. 
hiſtoriſch en Juriſtenfakultäten wird die Scholaſtik und die 
ahnen be Krankheit erſt dann verſchwinden, wenn ſie zu 
Würde nen, daß eine richtige Zeugenvernehmung und 
der ganzes etwas Juriſtiſcheres und Vornehmeres iſt, als 
jnriſtiſche „antiguarijche Krimskrams. Dann wird ſich die 
Wirtschaft, un peng auf der Univerſität endlich unſerer 
blemen zuwenden rern Rechtstatſachen und unſeren Pro⸗ 
n en. Die hiſtoriſche Krankheit, „die uns zum 


eben, zum richt 
23 ichtigen und einfachen Sehen und Hören, zum 
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glücklichen Ergreifen des Nächſten und Natürlichen, verdirbt 
und der alles wahrhaft Produktive anſtößig iſt“, führt uns 
dazu, den jungen Mann „mit einem Wiſſen um die Bildung, 
nicht mit einem Wiſſen um das Leben, noch weniger mit dem 
Leben und Erleben ſelbſt beginnen zu laſſen. Es iſt ganz 
dieſelbe wahnwitzige Methode, die unſere jungen bildenden 
Künſtler in die Kunſtkammern und Galerien führt, ſtatt in die 
Werkſtätte eines Meiſters und vor allem in die einzige Werk⸗ 
ſtätte der einzigen Meiſterin, der Natur.“ (Nietzſche, Vom 
Nutzen und Nachteil der Hiſtorie fürs Leben.) Die unheim⸗ 
liche Herrſchaft der Toten über die Lebendigen muß endlich 
auch in unſerer Wiſſenſchaft zerbrochen werden. Die Gottheit, 
ſagte Goethe am 13. Febr. 1819 zu Eckermann, iſt 
wirkſam im Lebendigen, aber nicht im Toten, ſie iſt im Wer⸗ 
denden und ſich Verwandelnden, aber nicht im Gewordenen 
und Erſtarrten. 

II. Zum 25. Geburtstag unſeres BGB. hat Rabel 
(DIZ. 1921, 516 ff.) von den überheblichen Verächtern von 
Windſcheid, Planck und Sohm geſprochen, der Väter 
des BGB., eines Geſetzbuchs, von dem er ſelbſt bei allen Lobes⸗ 
hymnen gleichzeitig ehrlich zugeben muß, es ſei kein Wort 
zu verlieren über feinen abſtrakten Kaſuismus, ſeine pedantiſche 
Gelehrſamkeit und ſeinen unerquicklichen Scharfſinn. In einem 
Atem damit ſpricht er davon, in den nüchternen Sätzen des 
europäiſchen Privatrechts ruhe der Niederſchlag von Jahr⸗ 
tauſende alten Erfahrungen der Völker, unendlich geprüfter 
philoſophiſch feiner Lebensweisheit. Zu dieſem „europäiſchen“ 
Recht würde danach jedenfalls das BGB. großenteils nicht ge⸗ 
hören. Denn zahlreiche ſeiner Sätze ſind nicht Niederſchlag 
der Erfahrungen der Völker. Zahlreich ſind ſie einfach aus den 
Pandektenlehrbüchern herübergenommene falſche byzantiniſche 
Lehrmeinungen. Außerdem wimmelt es in den Vorarbeiten 
von formal⸗juriſtiſch, rein nach der formal⸗konſtruktiven ſog. 
Rechtslogik begründeten Anträgen und Unteranträgen, die 
heute mit knapper Mehrheit angenommen, morgen umgeändert 
oder geſtrichen wurden. 

Wie zäh die alte, durch die Faſſung des BGB. noch 
verſtärkte, ſcholaſtiſch⸗romaniſtiſche Rechtsbehandlung an uns 
haftet, das zeigte zuletzt der heftige Streit um das richtige 
Recht hinſichtlich der Einwirkung der Wirtſchaftsumwälzung 
auf Lieferungsverträge. Welcher ungeheuerliche Kraftaufwand 
war nötig, bis ſich hier die wahre Rechtsauffaſſung gegen die 
ſtarre Begriffsjurisprudenz Bahn brach! Wurde doch das, 
nach ſeinem beſonderen Sachverhalt jetzt allgemein als richtig, 
ja als allein möglich erkannte bekannte Geſtaltungsurteil des 
NG. v. 21. Sept 1920 (RG. 100, 130 — JW. 1920, 961) 
leidenſchaftlich als Anmaßung einer geſetzwidrigen Richter⸗ 
allmacht angegriffen, und der Herausgeber der DRAZ. (1920, 
98) ſtieß dazu den denkwürdigen Wehruf aus: „Man gibt 
ſich in die Irrgänge der Rechtslehre von Ernſt Fuchs, die 
ſeither vom NG. im allgemeinen gemieden wurden.“ (J) 2) 

Ein beſonders bedeutſames Beiſpiel für die Hemmungen 
und Widerſtände einer freieren Rechtsfindung bietet neuer⸗ 
dings die Entſch. des NG. 2. ZS. v. 24. Mai 1921 (JW. 
1921, 13115) zur Frage der Folgen unſeres Währungs⸗ 
zuſammenbruchs auf die Bemeſſung des Verzugsſchadens bei 
Geldforderungen (vgl. die früheren Urteile aus dieſem Ge⸗ 
biet: RG. 96, 265 = JW. 1920, 43; NG. 98, 164 = JW. 
1920, 637; JW. 1920, 704). Der Fall iſt der: Ein Rotter⸗ 
damer Haus hatte im Herbſt 1912 einer in Deutſchland an⸗ 
ſäſſigen Firma größere Mengen Kaffee für einen in Reichs⸗ 
mark beſtimmten Preis verkauft. Vor Kriegsausbruch ver⸗ 
klagte die holländiſche Firma die deutſche auf Abnahme eines 
Teiles der Ware und Zahlung von 9697,53 /. Dann aber 
begehrte ſie nach Vornahme des Selbſthilfeverkaufs Zahlung 


2) Damit vergleiche man die Feſtſtellung von Hedemann in 
ſeiner prächtigen Prorektoratsrede über das bürgerliche Recht und die 
neue Zeit (Jena 1919): Die Freirechtsbewegung habe „einen nicht 
mehr beſtreitbaren vollen Sieg errungen“. Bei dieſer Ge⸗ 
legenheit berichtige ich ein irriges Zitat Rabels (SW. 1921, 1598), 
der mich „bereits zwei Umwälzungen im Jahre 1919 und nament⸗ 
lich nochmals um die Jahreswende 1919/20 berechnen“ läßt. Ich 
ſpreche an jener Stelle (LZ. 1921, 485) nur von im Ganzen ztvei 
außerordentlichen Umwälzungen: die erſte trat bekanntlich nach dem 
Kriegsverluſt und der Revolution ein; die zweite, um die Jahres⸗ 
wende 1919/20 eingetreten, war noch viel größer, wie dort zifferu⸗ 
mäßig belegt iſt. Auch habe ich dort ausdrücklich hervorgehoben, daß 
die Tatfrage einer ſolchen erneuten tiefgreifenden Umwälzung Gegen⸗ 
ſtand des Beweiſes und nicht der Rechtsfrage iſt. 


10 Größere Aufſätze 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


des Unterſchieds zwiſchen Vertragspreis und Erlös mit 
3918,12 %. Die Bekl. beſtritt ihre Verpflichtung. Das Ver⸗ 
fahren wurde darauf ausgeſetzt. Nachdem es wieder aufge⸗ 
nommen war, behauptete die Kl., ſie habe im Jahre 1914 
auch die reſtlichen Ballen durch Selbſthilſeverkauf veräußert, 
der von der Bekl. geſchuldete Unterſchied betrage hierfür 
29 495,17 %. Nach der inzwiſchen eingetretenen Entwertung 
der Mark müſſe aber die Schuld in Gulden zum Vorkriegs⸗ 
kurs von 1,70% für den Gulden umgerechnet werden, 
was 19 948,70 Gulden ergebe. Sie begehrte nunmehr dieſen 
Guldenbetrag oder den entſprechenden Betrag in Mark zum 
Kurs des Zahlungstags. Das ergäbe heute, wo ich dies 
niederſchreibe, über 4 Millionen Mark! Bevor das LG. auf 
den Streit der Parteien im übrigen einging, wies es durch 
Teilurteil die Klage inſoweit ab, als Zahlung in holländiſchen 
Gulden oder der dem Kurs zur Zahlungszeit entſprechende 
Markbetrag verlangt wurde. Die Berufung der Kl. gegen 
dieſes Urteil wurde vom OLG. Cöln zurückgewieſen, ihre 
Reviſion dagegen hatte Erfolg. Das RG. erklärt den An⸗ 
ſpruch als Verzugsſchaden nach 8 288 Abſ. 2 BGB. für be⸗ 
gründet und verweiſt die Sache zur Prüfung zurück, ob aus 
anderen — nicht genannten — Gründen der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch unbegründet ſei. Nußbaum hält in der Fußnote 
dieſe Entſcheidung für richtig und erfreulich, ich halte ſie für 
einen ſchweren Rückfall in die alte Formaljurisprudenz. 

1. Schaden. Das RG. geht anſcheinend mit dem BG. 
einfach davon aus, es ſei ohne weiteres anzunehmen, daß die 
Kl. das rechtzeitig gezahlte deutſche Geld in ihre eigene Wäh⸗ 
rung umgeſetzt oder doch ſicher von Deutſchland zurückgezogen 
hätte, bevor die Mark ihren tiefſten Stand erreichte. Bei 
den regen Handelsbeziehungen zwiſchen Holland und Deutſch⸗ 
land iſt es aber doch ebenſo möglich, ſogar naheliegend, daß 
das holländiſche Haus das deutſche Geld bei rechtzeitiger 
Zahlung zu Zahlungen in Deutſchland verwertet oder es zu 
Spekulations⸗ oder Geſchäftszwecken bei ihrer deutſchen Bank 
ſtehen gelaſſen hätte (vgl. v. d. Trend, Bankarchiv 19, 115; 
Hirſch, Goldſchm. Ztſchr. 85, 216). Dann würde es jetzt 
einen ungeheuren, durch nichts gerechtfertigten Gewinn aus 
unjerem Elend ziehen. Es muß deshalb unter allen Um⸗ 
ſtänden vom Ausländer der auf Grund ſeiner Bücher uſw. 
führbare Beweis verlangt werden, daß er tatſächlich das 
deutſche Geld in holländiſche Währung umgeſetzt hätte, er 
kann nicht einfach „umrechnen“. 

2. Verſchulden. Unſer ſtarres BGB. nimmt beim 
Schadenserſatzumfang überhaupt keine Rückſicht auf den Grad 
der Verſchuldung. (Vgl. dagegen z. B. das zu 3 beſprochene 
ſchweizeriſche Recht; auch der neueſte Entwurf eines BGB., 
nämlich der des ungariſchen Geſetzbuchs § 882 Abſ. 2 ver⸗ 
langt für außerordentlichen Schaden Vorſatz oder grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit.) Unſere fanatiſche Begriffsreinheit geht fo weit, 
daß das NG. ſelbſt da, wo vom Geſetz ausdrücklich „billige“ 
Entſchädigung vorgeſehen iſt, wie beim ſog. Schmerzensgeld 
(8 847 BGB.), den für die „Billigkeit“ nach menſchlicher, 
natürlicher Auffaſſung in allererſter Linie ſtehenden Grad 
des Verſchuldens bei der Bemeſſung überhaupt nicht in Be⸗ 
tracht ziehen läßt (NG. Bay gZRpPfl. 1910, 218). Die Kom⸗ 
mentare und die Praxis beten dieſe greifbar falſche So⸗ 
phiſterei leider meiſt kritiklos nach. Aber ein Verſchulden 
überhaupt — wenn auch kein grobes — iſt nach §8 285 BGB. 
für den Verzugsſchaden auch bei einer Geldforderung Vor⸗ 
ausſetzung, es ſei denn, daß der Verzug ſeinen Grund in der 
Mittelloſigkeit des Schuldners habe ($ 279 BGB.). Nur 
für die Prozeßzinſen gilt die Ausnahme des § 291 BGB. 
Nicht mitgeteilt iſt in der veröffentlichten Entſcheidung, aus 
welchen Gründen die Bekl. ihre Verpflichtung überhaupt be⸗ 
ſtritt. Sollten dieſe Gründe als nicht ſtichhaltig erkannt wer⸗ 
den, ſo kann doch nicht geſagt werden, daß die Prozeß⸗ 
führung unter allen Umſtänden eine Verletzung der im Ver⸗ 
kehr nötigen Sorgfalt darſtelle: Auch wenn bei der Beſtreitung 
ein Rechtsirrtum mitſpielte, kann er entſchuldbar ſein. Zu 
allgemein ſagt das RG. (92, 380): wenn die gegenteilige 
Rechtsmeinung durchdringt, habe der Bekl. die Folgen der 
Nichtleiſtung zu tragen. Das gilt außer für die Prozeßzinſen 
— wo es am Platze iſt, da dieſe bürgerlichen Früchte ſonſt 
regelmäßig in der unrichtigen Taſche blieben — nur noch 
für die Prozeßkoſten ($ 91 3 O.), für die es in dieſer All⸗ 
gemeinheit keineswegs natürlich iſt. Der engliſche Richter 
kann auch bei völligem Obſiegen einer Partei die Koſten 
verteilen, z. B. mit der Begründung, „daß ihm von allen Par⸗ 


teien und ihren Rechtsbeiſtänden gleich gute Hilſe bei der 
Urteilsfindung gewährt worden ſei“ (HanſRzZ. 1921, 694). 
Man darf es allerdings mit der Entſchuldigung des Pro⸗ 
zeſſierens für den Unterlegenen nicht leicht nehmen, aber eine 
objektive Schadenshaftung dafür ſtellt unſer Geſetz nicht auf 
(AG. 21, 73). Wenn Verſchulden nicht vor Kriegsausbruch 
eintrat, ſo daß von da ab auch der Zufall mit dem Schuldner 
heimgeht ($ 287 BGB.), iſt weiter folgendes zu beachten: 
Während des geſetzlichen Zahlungsverbots ins Ausland war 
ber Schuldner nur durch einen in der Perſon des Gläubigers 
liegenden Umſtand an Zahlung verhindert und Hinterlegung 
war nur ſein Recht, nicht ſeine Pflicht. Während dieſer Zeit 
lag alſo ſicher kein Verſchulden vor (vgl. Nußbaum JW. 
1920, 15). 

Nach dem Schlußſatz der beſprochenen Entſcheidung (über 
die Rückverweiſung) iſt wohl anzunehmen, daß die Ver⸗ 
ſchuldensfrage noch offen iſt. 

3. Urſächlicher Zuſammenhang und Schadens⸗ 
umfang. Nicht entſcheidend für die Auslegung, aber lehrreich 
für die vorhin gekennzeichnete Art, wie unſer BGB. abgefaßt 
wurde, iſt die Entſtehungsgeſchichte des 8 288 Abſ. 2 BGB. 
nach den Motiven (Mugdan II 34), den Protokollen (Mug⸗ 
dan II 511 und 537) und im Reichstagsausſchuß (Mugdan 
II 1273/74). Es iſt hier nicht der Raum, darauf näher ein⸗ 
zugehen. Man ſchwankte hin und her, ob man nicht den 
Schuldner vor Schadenserſatzanſprüchen von einer alle Er⸗ 
wartungen überſteigenden Höhe ausdrücklich ſchützen müſſe. 
Man ſtrich aber eine ſolche Beſtimmung wieder, die den 
„außerhalb des Bereichs der Wahrſcheinlichkeit liegenden Scha⸗ 
den“ vom Erſatz ausſchloß. Für den Strich verwies man 
u. a., in zum Teil unklarer und widerſpruchsvoller Weiſe, 
auf die Art. 1119, 1121 (jetzt 104 und 106) des Schweiz⸗ 
OblR., von denen der letzte unſerem § 288 Abſ. 2 BGB. ent⸗ 
ſpricht Der Art. 99 Schweiz OblR. verweiſt für das Maß 
der Haftung bei vertragswidrigem Verhalten auf die ent⸗ 
ſprechenden Beſtimmungen bei unerlaubten Handlungen, und 
dieſe beſagen in Art 43 Abſ. 1 und Art. 44 Abſ. 2: 

„Art und Größe des Erſatzes für den eingetretenen Schaden 
beſtimmt der Richter, der hierbei ſowohl die Umſtände als die 
Größe des Verſchuldens zu würdigen hat“. — „Würde ein Er⸗ 
ſatzpflichtiger, der den Schaden weder abſichtlich noch grobfahrläſſig 
verurſacht hat, durch Leiſtung des Erſatzes in eine Notlage verſetzt, 
ſo kann der Richter auch aus dieſem Grund die Erſatzpflicht ermäßigen!“ 

In der Botſchaft des Schweizer Bundesrats v. 1. Juni 
1909 heißt es mit Bezug auf die Streichung des alten 
Art. 116, der — außer bei ſchwerem Verſchulden — auf die 
Vorausſehbarkeit des Schadens abgehoben hatte: „Die 
Rückſicht auf die Vorausſehbarkeit des Schadens bei Ein⸗ 
gehung des Vertrags wird damit keineswegs beſeitigt, ſon⸗ 
dern iſt in der Verweiſung auf den gewöhnlichen Lauf der 
Dinge und die Umſtände des Falls in genügender Deutlich⸗ 
keit mit enthalten.“ 

An den Vorſitzenden der Reichstagskommiſſion zur Be⸗ 
ratung des BGB. ſchickte ich damals den 8 15 Abf. 1 des 
Badiſchen Geſetzes v. 6. März 1845 über die privatrechtlichen 
Folgen der Verbrechen: 

„Bei Feſtſtellung der Entſchädigung nimmt der Richter Rückſicht 
auf die Vermögensverhältniſſe auch des Schuldigen, ſowie 
auf die Größe ſeiner Verſchuldung, namentlich auf das Daſein 
von Vorſatz oder bloßer Fahrläſſigkeit und auf den Grad der Bosheit 
oder Unvorſichrigkeit“ uſw. 

Ich wies ihn auf unſer Bads R. (Code civil) Sätze 1150, 
1151 hin, die bei Fahrläſſigkeit nur für vorausſehbaren Scha⸗ 
den, bei vorſätzlicher Vertragsverletzung nur für die „un⸗ 
mittelbaren und natürlichen“ Folgen einſtehen laſſen. Ich 
beſchwor ihn, die Verhinderung des ungeheuren ſozialen Rück⸗ 
ſchritts zu erſtreben, die uns durch das auch hierin rein be⸗ 
grifflich⸗abſtrakte BB. drohe. Es war umſonſt. Aber das 
Natürliche ringt ſich doch durch, wenn auch in jahrelangem 
Kampf und verhüllt (kryptoſoziologiſch). Auch unſer Richter 
verurteilt im Umfang weitherziger einen doloſen Kröſus, als 
einen leichtfahrläſſigen armen Teufel, er darf es aber nicht 
ſagen. Und auch bezüglich des ganz außergewöhnlichen, außer⸗ 
halb jeder Berechnung liegenden Schadens hat unſer Richter⸗ 
recht den Begriff des „adäquaten Zuſammenhangs“ 
ausgebildet, womit die Vernunft geſiegt hat. „Die Zurechen⸗ 
barkeit wird dann zu verneinen ſein, wenn ſich der ſchädliche 
Erfolg nur wegen Verquickung ganzbeſonderer Um⸗ 
ſtände hat einſtellen können, oder wenn bei der Rückſchau 
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auzunehmen iſt, daß zur Zeit der Tat der Erfolg nach all⸗ 
el Erfahrungswiſſen gar nicht zu erwarten oder gar 
Na vorausſehbar geweſen war“ (RGRKomm. Vorbemerk. 3 
das 1 BGB.). Das „Adäquate“ iſt ein Fremdwort für 
fo „der Natur der Sache Entſprechende“ (RG. 77, 89), und 
licher bon wir durch dieſes prätoriſche Recht doch die „natür⸗ 
5 Begrenzung, obſchon fie von den Verfaſſern des BGB. 
ri bewußten Gegenſatz zu dem franzöſiſchen und ſchweize⸗ 
niſchen Recht abgelehnt wurde (Mugdan, Motive II 41). 
Dabei iſt das Weſentliche nicht die Unvorherſehbarkeit — die 
5 ſich allein nicht genügt —, ſondern das ganz Außergewöhn⸗ 
iche der Ereigniſſe und des Maßes. Der in der Geſchichte 
aller Völker einzig daſtehende Weltkrieg und Gewaltfrieden 
mit ihren Folgen ſind aber für einen vor dem Krieg geſchloſ⸗ 
ſenen und nicht erfüllten Vertrag der Gipfel des „Nicht⸗ 
adäquaten“. Selbſtverſtändlich iſt nicht erforderlich, daß der 
Schuldner gerade die beſondere Folge vorausſehen konnte, 
er mußte aber vernünftigerweiſe ihren Eintritt der Art nach 
in Betracht ziehen können. Bei einer ungeheuren Veränderung 
des Maßes ſchlägt das Maß in die Art um »). Genau fo, wie 
es bei den vor einer ſolchen völligen Umwälzung geſchloſſenen 
Werklieferungsverträgen in der bekannten Rechtſprechung an⸗ 
orkaunt iſt. Auch dort hat man uns mit Klagen aus dem 
Ausland ſchrecken wollen, bis ſich ergab, daß das Ausland — 
zum Teil durch beſondere Geſetze (vgl. für Frankreich: DIZ. 
1921, 546) — nach gleichen Rezepten verfährt. In unſerem 
Fall handelt es ſich nicht um den gewöhnlichen Kursverluſt als 
Verzugsſchaden, der innerhalb vernünftiger — gar nicht zu 
eng zu ſteckender — Grenzen erſatzmäßig iſt, ſondern um die 
alles Maß überſteigende Folge der Weltkataſtrophe und der 
mit ihr zuſammenhängenden Ereigniſſe. Daß wir den Punkt, 
wo das Unzumutbare anfängt, nicht mathematiſch genau an⸗ 
geben können, iſt ſowenig hier wie ſonſt — z. B. bei $ 135 

) Als Till Eulenſpiegel einmal auf einer einzigen Daunenfeder 
ſchlief, die er auf eine hölzerne Bank genagelt hatte, und ihm beim 
Erwachen des Morgens Hüfte und Arme ſehr ſchmerzten, rief er aus: 
Heiliger Gott, was müſſen erſt jene Leute empfinden, die ſich die 
ganzen Betten mit Daunen ausſtopfen laſſen! (Bei der wievielten 
Feder tritt der Umſchwung ein 7). 
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Abſ. 2 BB. — ein Beweisgrund (vgl. meine Ausführung dar⸗ 
über in „Vertragstreue und Shylockismus“, LZ. 1921, 481). 
Der Ausländer darf bei uns um kein Haar im Recht 
ſchlechter behandelt werden, als der Deutſche, aber auch nicht 
beſſer. „Ser nicht allzugerecht, fie denken nicht edel genug, 
zu ſehn, wie ſchön dein Fehler iſt.“ Das RG. verteidigt ſich 
dagegen, daß es den Ausländer bevorzuge. Würde ein deutſcher 
Gläubiger nachweiſen, ſagt es, daß er ihm geſchuldetes Geld 
bei pünktlicher Zahlung in fremde Währung umgeſetzt hätte, 
ſo ſtünde ihm der gleiche Anſpruch zu. Das beweiſt aber 
nichts. Bei der unerhörten Spannung geſchähe eben dann 
das gleiche Unrecht. Die deutſche Rechtskrankheit der Begriffs⸗ 
jurisprudenz hat hier das RG. dazu verführt, unſer auf 
Friedenswirtſchaft gemünztes Recht auf eine völlig veränderte 
Wirtſchaftswelt formallogiſch anzuwenden, ſelbſt wenn wir 
dadurch vernichtet würden. Das OLG. Cöln hatte ganz richtig 
geſehen, daß die Beſtimmung des nachgiebigen § 288 Abſ. 2 
BOB. Fälle im Auge gehabt hat, wie den, daß wegen der 
unterbliebenen Zahlung ein beſtimmtes Geſchäft ausgelaſſen 
oder das Geld dazu anderweit zu ungünſtigeren Bedingungen 
beſchafft werden mußte u. dgl. Keine von beiden Parteien hat 
aber an eine ſolche ganz ungeheuerliche Haftung in⸗ 
folge nichtrechtzeitiger Zahlung einer Schuld bei deren Ein⸗ 
gehung auch nur im Traum denken können. Kein ausländiſches 
Gericht in der ganzen Welt — auch kein holländiſches — hätte 
im genau entſprechend umgekehrten Fall eine ſo ungeheuer⸗ 
liche „Umrechnung“ zugelaſſen, noch mit Recht zulaſſen dürfen. 
Angeſichts der um ſich greifenden paphrologiſchen 
Mumienverehrung, die den abgelebten Romanismus durch 
eine fadenſcheinige Erſatzbegründung galvanifieren möchte; an⸗ 
geſichts der Totenſtarre der juriſtiſchen Pſychologie, die die mei⸗ 
ſten Zivilprozeßlehrer in „unbekümmerter Sachunkunde“ links 
liegen laſſen, um ſich ſtatt deſſen zu einer Vereinigung zwecks 
Verhütung des Verfalls der Lehrſtühle für Zivilprozeß zu⸗ 
ſammenzutun; angeſichts des noch fortwirkenden Gifts der all⸗ 
geſetzlichen Formaljurisprudenz, die auch das ganz Außer⸗ 
gewöhnliche in gußeiſerne Paragraphen und Begriffe ein⸗ 
zwängen will — kann unſere Loſung nur lauten: wir müſſen 
weiter kämpfen! 5 


fttum. | 


Dr. Franz von Liſzt: Lehrbuch des Deutſchen Strafrechts, 
23. Auflage (41.— 63. Tauſend), beſorgt von Dr. Eber- 
hard Schmidt. Verein wiſſenſchaftl. Verleger. Berlin, 
Leipzig 1921. 


v. L 
tür unabſehbare Zeit. Heute liegt die 23. Aufl. des Lehrbuchs vor, 


en würden; dies wird erft in dem z. 3. in Arbeit befindlichen, 
schehen ennächſt erſcheiuenden Geſctze zum Schuß der Republik ge⸗ 
En u; immerhin erſchien es angezeigt, ſchon jeßt die betr. Beſtim⸗ 

Och . B. Majeſtätsbeleidigung u. a., unbearbeitet zu laſſen, wie 
Reich zmidt getan hat. Andererſeits waren die Beſtimmungen der 

Vverfaſſung und des Verſailler Vertrags, ſoweit fie das Straf⸗ 
ren, zu berückſichtigen und einzuarbeiten. Hier ſei z. B. 
m neu eingefügten § 25 verwieſen, der das Ausnahmerecht be⸗ 
v. D Von neuen Strafgeſetzen kommen in Betracht das Geſetz 
das Ster 1919, betr. das Glüdsfpief, berückſichtig in 3 14a, und 
anlaßte ſtilgungsgeſet v. 9. April 1920, das den Herausgeber ver⸗ 
zu widmen „Rehabilitation“ einen eigenen Abſchnitt (88 78a, 78 b) 
RG. z. 8 5 Schade, daß er dabei nicht zu der die Strafſenale des 
beurteilten Ficheftigenden und einſtweilen von ihuen noch verſchieden 
reife einer Star Stellung genommen hat, ob ſchon die Tilgungs⸗ 
ausreicht, ode rafe für deren Nichtberückſichtigung bei Rückfall uſw. 

er ob dazu die formelle Tilgung erforderlich iſt. 


Wie ſchon in der vorletzten, ſo iſt auch in dieſer letzten Auflage 
der Strafrechtsreform entſprechend Rechnung getragen, wozu um ſo 
mehr Veranlaſſung beſtand, als ſeitdem die Entwürfe von 1913 und 
1919 ſamt der Denfſchrift veröffentlicht wurden. Selbſtverſtändlich 
ſind Literatur und Rechtſprechung, erſtere mit weiſer Beſchränkung, 
bis in die neueſte Zeit berückſichtigt. So ſteht die neue Auflage nach 
jeder Richtung hin auf der Höhe: den alten unſchätzbaren Kern pietät⸗ 
voll erhaltend bringt ſie alles, was von Neuem zu wiſſen wert iſt. 
Damit ift die Bürgſchaft gegeben, daß das Liſzt ſche Werk das 
bleiben wird, was es bisher geweſen iſt: das Lehrbuch des Straf⸗ 
rechts und ein würdiges Denkmal aere perennius für den großen 
Toten. Oberreichsanwalt Dr. Eber mayer, Leipzig. 


Hamburgiſche Schriften zur geſamten Strafrechtswiſſen⸗ 
ſchaft. Abhandlungen aus dem Seminar für Strafrecht 
und Kriminalpolitik an der Hamburgiſchen Univerſität. 
Herausgeber: Prof. Dr. M. Liepmann. Heft 1: Der 
Begriff der ehrloſen Geſinnung im Strafrecht. 
Ein Beitrag zur ſtrafrechtlichen Beurteilung politiſcher 
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Die Arbeit, die als erſter Beitrag des neuen ſtrafrechtlichen 

Unternehmens der jungen Hamburger Univerſität erſcheint, be⸗ 

handelt eine Frage, die durch die politiſchen Prozeſſe der Kricgs⸗ 

und Revolutionszeit beſondere prakkiſche Bedeutung erlangt hat, 
die aber zugleich mit den theorekiſchen Grundproblemen des Straf⸗ 
rechts zuſammenhängt. Bekanntlich ſtellt unſer StGB. bei einer 

Reihe von politiſchen Delikten Zuchthaus und Feſtungshaft zur 

Wahl. Zur Hinblick darauf beſtimmt 8 20 StGB.: „Wo das Geſetz 

die Wahl zwiſchen Zuchthaus und Feſtungshaft geſtattet, darf auf 

Zuchthaus nur daun erkannt werden, wenn feſtgeſtellt wird, daß 

die ſtrafbar befundene Handlung aus einer ehrloſen Geſinnung ent⸗ 

ſprungen iſt.“ Von der Feſtſtellung der ehrloſen Geſinnung hängt 
alſo ab, ob der Täter ins Zuchthaus kommt oder nicht. Aber cs 
hängt unter Umſtäuden noch mehr davon ab. Nach 8 4 EStG. 
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tritt für eine Reihe der ſchwerſten politiſchen Delikte, wenn ſie 
im Reiche während des erklärten Kriegszuſtandes oder während 
eines Krieges gegen das Reich auf dem Kriegsſchauplatze begangen 
werden, an die Stelle des lebenslänglichen Zuchthauſes die Todes⸗ 
ſtrafe. Hier hängt mithin von der Feſtſtellung der ehrloſen Ge⸗ 
ſinnung ab, ob der Täter hingerichtet oder nur zu Feſtungshaft 
verurteilt wird. Der Fall iſt bei dem Münchener Kommuniſten⸗ 
führer Dr. Levins praktiſch geworden. Verf. ſucht nun zu zeigen, 
daß das Kriterium der „ehrloſen Geſinnung“ für die ſchwerwiegende 
Bedeutung, die ihm vom Geſetz beigelegt wird, untauglich iſt. 
Nach dem Verf. (S. 87) „handelt ehrlos, wer um ethiſch niedrig 
ſtehender, insbeſondere auch egoiſtiſcher kleinlicher Intereſſen wegen 
hähere Werte im Bewußtſein dieſer Divergenz aufs Spiel ſetzt. Maß⸗ 
ſtab ſind die allgemeinen ethiſchen Anſchauungen einer Kulturepoche 
bzw. eines Kulturkreiſes. Von ehrloſer Geſinnung iſt dann zu ſprechen, 
wenn dieſes Verhalten durch die pſuchiſche Eigenart des Täters 
erklärt wird, die dem konſtanten Grundſtock ſeines pſychiſchen 
Verhaltens entſtammt und im einzelnen Falle auf die Willensbetäti⸗ 
gung im Bewußtſein des Handelnden eingewirkt hat“. An der 
Hand dieſes Begriffes prüft Verf., ob die Gerichte in den Pro⸗ 
zeſſen, in denen der Begriff der „ehrloſen Geſinnung“ in der letzten 
Zeit eine Rolle geſpielt hat, zu zutreffenden oder doch wenigſtens 
widerſpruchsloſen Entſcheidungen gelangt ſind. Das Ergebnis iſt 
nach dem Verf. betrübend. Zwar das Reichsgerichtsurteil gegen 
Liebknecht v. 12. Okt. 1907, das Urteil des Hamburger ao. Kriegs⸗ 
gerichts v. 20. Nov. 1919 gegen Lauffenberg, das Urteil des Ber⸗ 
liner Kommandanturgerichts v. 28. Juni 1916 gegen Liebknecht, 
das Münchener Standgerichtsurteil gegen Teller, ſchließlich das 
Münchener Volksgerichtsurteil gegen den Grafen Arco⸗Valley ſtehen 
in Übereinſtimmung untereinander und mit der vom Verf. gegebenen 
Beſtimmung des Begriffes der „ehrloſen Geſinnung“. Aber ein 
„Reichsgerichtsurteil v. 21. Okt. 1881 bejaht die „ehrloſe Geſinnung“, 
zur weil der Angeklagte verſucht habe, ſeine überzeugung in die 
Tat umzuſetzen. In dem Liebknecht⸗Prozeß 1907 bejahte Ols⸗ 
harufen, als Oberreichsanwalt, die „ehrloſe Geſinnung“, weil 
der Angeklagte, als „ein Mann in reiferen Jahren, ein Juriſt, 
der ſelbſt früher den Waffenrock trug und jetzt noch im Militär⸗ 
verhriltnis ſteht, nicht in dieſer Weiſe gegen den Militarismus 
hätte hetzen dürfen“. In dem Liebknecht⸗Prozeß 1916 hat das 
Berufungsgericht „ehrloſe Geſinnung“ angenommen, weil der An⸗ 
geklagte in der Kriegszeit zumal als Soldat nicht durch ſo ver⸗ 
werfliche Mittel, wie die Verbreitung von Flugblättern mit gegen 
die Regierung aufreizendem Inhalt, für ſeine Ideen hätte agi⸗ 
tieren dürfem. In dem Münchener Standgerichtsurteil gegen Dr. Le⸗ 
vines hat das Gericht die Annahme „ehrloſer Geſinnung“ darauf 
geſtützt, daß der Angeklagte den Bürgerkrieg trotz erkannter Aus⸗ 
ſichtslſoigbeit heraufbeſchworen oder doch fortgeführt habe. Der 
Staatsanwalt und die das Todesurteil beſtätigende bayeriſche Re⸗ 
gierung haben als Beweis für die Ehrloſigkeit der Geſinnung Le⸗ 
ninés noch angeführt, daß er ſich rechtzeitig vor dem Endkampfe in 
Sicherheit grbracht habe. Im Prozeſſe gegen Dr. Wadler hat das 
Münchener Standgericht die Annahme der „ehrloſen Geſinnung“ 
darauf geſtützt, daß er, der früher arbeiterfeindlich geweſen ſei, 
nur aus Gtreberei radikale Geſinnung geheuchelt habe. Anderer⸗ 
ſeits iſt bei dem viel ſchwerer belaſteten Mühſam die „ehrloſe Ge⸗ 
ſinnung“ verneint worden, weil das Gericht ihn für einen fana⸗ 
tiſchen Phantaſten hielt. Bei dem Ruſſen Axelrod iſt „ehrloſe Ge⸗ 
ſinnung“ bejaht, bei dem Volkswirtſchaftler Dr. Neurath aber 
verneint worden. Der Verf. ſchließt aus dieſen Ergebniſſen, daß 
der Begriff der „ehrloſen Geſinnung“ ungeeignet ſei, als geſetz⸗ 
liches Kriterium für die Wahl der Strafart zu dienen. Er ſieht 
die Urſachen der mangelnden Klarheit und Beſtimmtheit des Be⸗ 
griffes der „ehrloſen Geſinnung“ in der Schwierigkeit, allgemein⸗ 
gültige ethiſche Anſchauungen feſtzuſtellen, in der Unmöglichkeit 
einer Klaſſifikation der Werte verletzter Rechtspflichten und in der 
leicht zu ſtarken Berückſichtigung des objektinen Erfolges bei der 
Beurteilung der Geſinnung (S. 104). Auch ſei es kriminaliſtiſch 
verfehlt, einen Verbrecher durch eine ex officio entehrende Strafe 
zu ächten. Tatſächlich ſei der unmittelbare Zweck des Rechts ein 
rein ſozialer; es ſei daher gefährlich, ein Moment von nur mittel⸗ 
barer Bedeutung, wie es die ethiſche Qualität der Geſinnung ſei, 
derart herauszuheben. Sei es danach aber verfehlt, die ethiſche 
Qualität der Geſinnung als Kriterium für die Wahl der Strafart 
zu verwerten, ſo ſei dieſelbe doch ein Moment, welches der Richter 
bei Zumeſſung der Strafdauer, und zwar bei allen Delikten zu 
berückſichtigen habe. Die Feſtungshaft oder irgendeine ſonſtige 
custodia honesta jei abzulehnen, dafür ſeien bei Verurteilung 
zu Zuchthaus alle entehrenden Nebenfolgen, insbeſondere ſolche, 
deren Wirkungen ſich über die Dauer der eigentlichen Gtrafzeit 
hinaus erſtrecken, zu ſtreichen (S. 108). 


Es iſt bezeichnend, daß die Folgerung des Verf., daß die 
ethiſche Qualität der Geſinnung ungeeignet ſei, als geſetzliches 
Kriterium für die Wahl der Strafart zu dienen, und daß deshalb 
die Feſtungshaft oder irgendeine ſonſtige custodia honesta zu be⸗ 
ſeitigen ſei, in der Tagespreſſe, in der die Schrift verdiente Be⸗ 
achtung gefunden hat, abgelehnt worden iſt. In der Tat ſtecken 
Fehler in den Prämiſſen. Zunächſt muß der Verf. ſelbſt zugeben, 
daß in einer ganzen Reihe von Fällen Begriff und Bedeutung 
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der „ehrloſen Geſinnung“ zu zutreffenden Entſcheidungen geführt 
haben. Zu den zutreffenden wird man aber, in Abweichung vou 
dem Verf., auch noch die Reichsgerichtsentſcheidung von 1881 und 
das Münchener Standgerichtsurteil gegen Wadler zu rechnen haben, 
immer unter der Vorausſetzung, daß der vom Verf. mitgeteilte Tat⸗ 
beſtand richtig iſt. Denn dort ſtützt das Reichsgericht die Annahme 
„ehrloſer Geſinnung“ darauf, daß der Angeklagte den Meuchelmord 
verherrlicht habe, ſich alſo zur Verwirklichung ſeiner politiſchen 
Ideale niedriger Mittel habe bedienen wollen (vgl. den Verf. ſelbſt 
S. 86/7). Und im Falle Wadler ſtellt das Gericht feſt — ob mit 
Recht, bleibe hier dahingeſtellt —, daß der Angeklagte um egoiſti⸗ 
jeher Intereſſen willen feine politiſche Geſinnung geändert oder 
eine ſolche überhaupt nur geheuchelt habe. Das Plädoyer Ols⸗ 
hauſens im Liebknechtprozeß von 1907 wird man beiſeite laſſen 
können, da jeder Nachweis dafür fehlt, daß es dem großen Juriſten 
und nicht bloß dem abhängigen Verwaltungsbeamten auf Rech⸗ 
nung zu ſetzen iſt. Dagegen wird man das Münchener Standgerichts⸗ 
urteil gegen Leviné wiſſenſchaftlich preisgeben müſſen. Hier iſt 
ſicher bei der Beurteilung der Geſinnung die Schwere des Er⸗ 
folges ins Gewicht gefallen. Aber die fehlerhafte Begründung des 
im Ergebnis verſtändlichen Urteils beweiſt nicht, daß die ethiſche 
Qualität der Geſinnung überhaupt ungeeignet iſt, als Kriterium 
für die Wahl der Strafart zu dienen, ſondern nur, daß ſie un⸗ 
geeignet iſt, das Kriterium für die Wahl zwiſchen Feſtungshaft und 
Todesſtrafe abzugeben. Das iſt ſie allerdings. Für die Anwendbar⸗ 
keit der Todesſtrafe kommen ganz andere Kriterien, vor allem die 
Schwere des Verbrechens und damit auch die verſchuldeten ſchweren 
Folgen (8 117 E. v. 1919) in Betracht. Die Rückſicht, aus was für 
einer Geſinnung das Verbrechen hervorgegangen iſt, muß dabei 
unter Umſtänden ganz zurücktreten. Wenn Verf., im Anſchluß an 
Liepmann, bemerkt (S. 104), daß, wenn die Tat Arco⸗Valleys 
eine Bombardierung und Zerſtörung Münchens zur Folge gehabt 
hätte, kaum ein Richterkollegium dem Täter die Ehrenhaftigkeit 
ſeiner Geſinnung beſtätigt haben würde, ſo bezweifele ich die Richtig⸗ 
keit dieſer Annahme. Ja, wenn das Geſetz verkehrterweiſe auch 
beim Mord die Verhängung der Todesſtrafe von der ethiſchen 
Qualität der Geſinnung abhängig machte! Da es aber vernünftiger⸗ 
weiſe beim Mord von der ethiſchen Qualität der Geſinnung nur 
die Verhängung der Nebenſtrafe des Ehrverluſtes abhängig macht, 
ſo würde Arco⸗Valley im Falle, daß ſeine Tat ſo verhängnisvolle 
Folgen gehabt hätte, höchſtens nicht begnadigt worden fein. 

Bleibt das Berufungsurteil im Liebknecht⸗Prozeß von 1916. 
Ich gebe zu, daß dieſes Urteil, wenn man den vom Verf. aufgeſtellten 
Begriff der „ehrloſen Geſinnung“ als Maßſtab anlegt, gleich⸗ 
falls wiſſenſchaftlich nicht haltbar iſt. Nur fragt ſich, ob nicht 
die Definition des Verf. erweitert oder doch wenigſtens erweiternd 
ausgelegt werden muß. M. E. handelt auch der ehrlus, der im 
parteipolitiſchen Intereſſe Werte der Geſamtheit im Bewußtſein 
dieſer Divergenz aufs Spiel ſetzt, ſofern dies geſchieht zu einer 
Zeit, wo einerſeits die äußere Sicherheit des Staates gefährdet, 
andererſeits die innere ſtaatliche Ordnung genügend gefeſtigt iſt. 
Von dieſem Standpunkt aus war allerdings das Verhalten Lieb⸗ 
knechts 1907 und 1916 ganz verſchieden zu bewerten. Und nur 
weil es auch dieſem Standpunkt entſpricht, iſt das Hamburger 
Urteil gegen Lauffenberg richtig; nur weil es auch dieſem Stand⸗ 
punkt nicht entſpricht, das Münchener Urteil gegen Levins wiſſen⸗ 
ſchaftlich unrichtig. Denn Lauffenberg hat nach den Feſtſtellungen 
des Gerichts nicht im parteipolitiſchen, ſondern im Intereſſe des 
ganzen deutſchen Volkes gehandelt, um dasſelbe von den Feſſeln 
des Verſailler Friedens zu befreien. Und Levins hat zwar im 
parteipolitiſchen Intereſſe gehandelt, aber kaum zu einer Zeit, 
wo die äußere Sicherheit des Staates gefährdet, jedenfalls nicht 
zu einer Zeit, wo die innere ſtaatliche Ordnung ſchon genügend 
gefeſtigt war. Dieſes letzte Erfordernis hebt Verf. S. 109 mit 
Recht hervor. Nur geht er zu weit, wenn er zu einer Zeit, in der 
noch keine genügende Konſolidation der ſtaatlichen Machtverhältniſſe 
eingetreten iſt, jedes ſtrafrechtliche Einſchreiten gegen politiſche 
Verbrecher ausſchließen will. Gefordert kann nur werden, daß einem 
politiſchen Verbrecher, der im parteipolitiſchen Intereſſe zu einer 
Zeit gehandelt hat, in der noch keine genügende Konſolidation 
der ſtaatlichen Machtverhältniſſe eingetreten war, nicht die Ehren⸗ 
haftigkeit der Geſinnung abgeſprochen werde. 

Man könnte gegen die hier poſtulierte bedingte Gering⸗ 
ſchätzung parteipolitiſcher Intereſſen einwenden, daß von ſeinem 
parteipolitiſchen Standpunkt aus der Täter (Liebknecht im Jahre 
1916) wähnen könne, Menſchheitsintereſſen auf Koſten bloß natio⸗ 
naler Interſſen wahrzunehmen, alſo durchaus nicht das Bewußtſein 
zu haben brauche, minderwertige Intereſſen auf Koſten mehrwerliger 
wahrzunehmen. Mit dieſem Einwand trifft die Behauptung des 
Verf. zuſammen, daß bei den politiſchen und ſozialen Gegenſätzen 
auch nur eines Volkes es in vielen Fällen unmöglich ſei, allgemein⸗ 
gültige ethiſche Werturteile feſtzuſtellen (S. 103). Jede Partei lege 
unbewußt ihre eigene politiſche, ethiſche Wertanſchauung fuhjektiv 
als Maßſtab an, ſie abſtrahiere nicht (S. 102). Indeſſen glaube ich, 
daß die Abſtraktion hier für den wertenden Richter, aber auch 
für den — zurechnungsfähigen — Täter nicht ſchwerer iſt, als 
ſonſt im Strafrecht. Wer die Intereſſen ſeines Volkes der Menſch⸗ 
heit aufopfern zu müſſen glaubt, handelt allerdings nicht ehrlos. 


51. Jahrg. 1922 Heft 1] 


0 wird erzählt, daß Trotzki auf die Vorſtellungen des Moskauer 
Oberrabiners, er richte doch auch ſeine eigenen Stammesgenoſſen zu⸗ 
grunde, erwidert haben ſoll, er könne ſich für dieſe kein ſchöneres 
11 denken, als für die Befreiung der Menſchheit unterzugehen. 
Anders aber iſt es, wenn der Täter im vermeintlichen Menſchheits⸗ 
intereſſe aus taktiſchen Erwägungen ſich nicht ſcheut, ſein Volk den 
Feinden preiszugeben. Hier handelt der Täter allerdings ehrlos, 
weil er ſich niedriger Mittel bedient. Gerade auf die Verwerflich⸗ 
keit der Mittel hat das Berufungsgericht im Liebknecht⸗Prozeß von 
1916 fein Urteil ausdrücklich abgeftellt. 

Danach gebührt dem Verf. zwar Anerkennung dafür, daß er 
zur Kritik des Begriffes und der Bedeutung der „ehrloſen Ge⸗ 
ſinnung“ im Strafrecht angeregt hat. Er hat aber nur bewieſen, 
daß von der ethiſchen Qualität der Geſinnung nicht die Verhängung 
der Todesſtrafe abhängig gemacht werden darf; nicht dagegen, daß 
die ethiſche Qualität der Geſinnung auch ungeeignet ſei, als geſetz⸗ 
liches Kriterium für die Wahl der Freiheitsſtrafarten zu dienen. 
Vielmehr iſt an dem Prinzip des § 20 StB. feſtzuhalten. Es 
würde zu einer verhängnisvollen Verſchärfung der politiſchen Gegen⸗ 
ſätze führen, wenn wirklich nach dem Vorſchlage des Verf. die custo- 
dia honesta beſeitigt und als alleinige Freiheitsſtrafe für politiſche 
Verbrechen Zuchthaus übrig bleiben würde. Daran würde auch die 
Beſeitigung der entehrenden Nebenſolgen der Zuchthausſtrafe — 
wofür auf der Tagung der deutſchen Landesgruppe der Internatio⸗ 
nalen Kriminaliſtiſchen Vereinigung in Jena Pfingſten 1921 aller⸗ 
dings Stimmung geweſen iſt — nichts ändern. Denn für das Volk 
wird die Zuchthausſtrafe, wird überhaupt die gemeine Freiheits⸗ 
ſtrafe immer eine Minderung der Ehre im ſozialen Sinne nach ſich 
ziehen, mag auch eine Minderung der Ehre im Rechtsſinne nicht 
mehr damit verbunden ſein. Und ſo ſoll es auch ſein. Es wäre 
ſchlimm um die Achtung vor dem Geſetz und die generalprävenierende 
Wirkung der Strafe beſtellt, wenn die Verwirkung einer gemeinen 
Freiheitsſtrafe die geſellſchaftliche Einſchätzung des Verbrechers ganz 
unberührt laſſen würde. Ganz verfehlt iſt der Vorſchlag des Verf., 
die ethiſche Qualität der Geſinnung bei Bemeſſung der Strafdauer 
zu berücksichtigen. Für dieſe kommt allein die Schwere der Straftat 
und die Intenſität der verbrecheriſchen Geſinnung in Betracht. Die 
ethiſche Qualität der Geſinnung findet ihre adäquate Berückſichtigung 
in einer Differenzierung der Freiheitsſtrafarten. 

So haben denn auch die deutſchen Entwürfe an dem Prinzip 
des 8 20 StGB. mit Recht feſtgehalten, ja das Prinzip auf andere 
als politiſche Delikte ausgedehnt. Keinen Beiſall verdient, daß der 
Entwurf von 1919 bei politiſchen Verbrechen neben Zuchthaus und 
Einſchließung (Feſtungshaft) auch Gefängnis zur Wahl ſtellt. Man 
wollte auf dieſe Weiſe die Folgerung des geltenden Rechts vermeiden, 
daß trotz feſtgeſtellter Ehrloſigkeit der Geſinnung custodia honesta 
verhängt werden kann. Dementſprechend beſtimmt § 107 IE S. 1 
E. von 1919: „Wo das Geſetz Einſchließung und eine andere Frei⸗ 
heitsſtrafe zur Wahl ſtellt, darf das Gericht auf Einſchließung nur 
erkennen, wenn die Tat nicht auf ehrloſer Geſinnung beruht.“ Aber 
die Folgerichtigkeit iſt mit einer völligen Verwiſchung des Verhält⸗ 
niſſes der beiden gemeinen Freiheitsſtrafarten — Zuchthaus und 
Gefängnis — zueinander zu teuer und ganz unnötig erkauft. Es 
ſteht nichts im Wege, zu beſtimmen, daß, wo das Geſetz gemeine 
Freiheitsſtrafe und Einſchließung zur Wahl ſtellt, auf jene bei 
feſtgeſtellter ehrloſer Gefinnung, auf dieſe bei Feſtſtellung des 
Mangels ehrloſer Geſinnung zu erkennen iſt. Daß bei einem Non 
liquet in dubio pro reo zu erkennen iſt, bedarf nicht der Aus⸗ 
fichrung. Prof. Dr. James Goldſchmidt, Berlin. 


Richtlinien für den Abſchluß von Lieferungsverträgen. 
Unter Berückſichtigung der neueſten Rechtſprechung des 
Reichsgerichts für die kaufmänniſche Praxis dargeſtellt von 
Dr. jur. Sieberg, Berlin O2 1921, Induſtrieverlag Spaeth 
& Linde. 3 


Die Schrift wendet ſich gemäß ihrer Einleitung an den Kauf⸗ 
mann. Sie will nicht den juriſtiſchen Berater erſetzen; „das wäre 
in der Zeit der Arbeitsteilung ein unnützes und unökonomiſches Be⸗ 
ginnen“. Die meiſten Lieferprozeſſe, meint Sieberg, haben ihre 
Urſache in fehlerhaftem Vertragsſchluß. Der Begriff des fehlerhaften 
Vertragsſchluſſes wird dabei freilich ſehr weit gezogen. Denn die 
Schrift erörtert im einzelnen nicht nur den Abſchluß des Vertrages 
zwiſchen Anweſenden und Abweſenden, durch Vertreter, unter Be⸗ 
rückſichtigung von Beſtätigungsſchreiben, ſondern zieht in den Kreis 
ihrer Betrachtung auch die ſeit dem Kriege brennend gewordenen 
Probleme der Freizeichnungsklauſeln und ſonſtiger in den Vorder⸗ 
1 getretener Vertragsvorbehalte, die clausula rebus sic stanti- 
kei das auch im Frieden noch nottuende Kriegswucher⸗ und Preis- 

5 ereirecht, die Valutaſchulden. Die Darlegungen klingen aus in 
at unzeitgemäßen Worte: „Wie die Kartenlinien eines un 
et Geländes allein zur Orientierung nicht ausreichen, ſo 
einen gut) der Kaufmann auf dem Gebiete des Lieferungsvertrages 
aan. Kompaß, der ihn ſicher leitet. Dieſer Kompaß iſt der unſer 
syn be derkehrsrecht beherrſchende Grundſatz von Treu und Glauben. 
beſten ausddermäßige Sinn dieſes Prinzips läßt ſich vielleicht am 
die kau usdrücken durch Übertragung der Kantſchen Morallehre auf 

ſmänniſche Well: Richte dich ftel3 nach derjenigen Maxime, 
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von der du zugleich wollen kannſt, ſie ſei allgemeines Geſetz im 
Handelsverkehr!“ Hinweiſe auf das Schrifttum finden ſich nur ſpo⸗ 
radiſch. Die wichtigſte Rechtſprechung, insbeſondere des NO. wird, 
hier und da mit kritiſchem Zweifel, angeführt. Soweit mehrere Fund⸗ 
ſtellen für die Urteile beſtehen, wäre der Hinweis auf dieſe und das 
Datum der Eutſcheide dankenswert. Die Kenntniſſe, Erfahrung und 
Blick für das Hauptſächliche verratende Schrift kann auch dem 
Juriſten Dienſte leiſten. Der Praktiker, der mit der Schrift einen 
wichtigen Rechtsausſchnitt im Zuſammenhange in freier Stunde vor 
ſeinem Auge hat vorübergleiten laſſen, wird gern auch im Drange 
der Praxis im einzelnen Falle zu ihr greifen. 
RA. Dr. Plum, Cöln. 


Dr. Heinrich Klang. Oberlandesgerichtsrat in Wien: Un⸗ 
erſchwinglichkeit der Leitung. Wien 1921. Manzſche 
Verlagsbuchhandlung. 59 Seiten. 


Die Arbeit des bekannten öſterreichiſchen Praktikers über die 
Unerſchwinglichkeit, die auf einem am 2. März 1921 in der Wiener 
Juriſtiſchen Geſellſchaft gehaltenen Vortrag beruht, iſt ungefähr gleich⸗ 
zeitig mit den Arbeiten von Titze, Richtermacht und Vertragsinhalt 
(Tübingen 1921) (vgl. Heymann, JW. 1921, 728), Dertmanı, 
Die Geſchäftsgrundlage (Leipzig 1921) und mir, Vertragstreue und 
Nichtzumutbarkeit der Leiſtung (Mannheim 1921) (vgl. Heymann, 
JW. 1921, 728), erſchienen. Die Bedeutung der Studie liegt vor 
allem in der eingehenden Berückſichtigung der Rechtſprechung des 
öſterreichiſchen Oberſten Gerichtshofs, und in einer, wenn auch nicht 
erſchöpfenden Betrachtung der ausländiſchen (England, Frankreich, 
Holland, Schweiz) Geſetzgebung und Rechtſprechung. (Vgl. dazu jetzt 
auch Eickemeher, Der Streit um die Vertragstreue im Aus⸗ 
land [nicht gedruckt, ſeit Juli 1921 hinterlegt in der Juriſtiſchen 
Seminarbibliothek in Münſter, Univerſität].) Die theoretiſche Baſis 
der Unerſchwinglichkeit ſieht er, ebenſo wie alle neueren Arbeiten 
unter ſcharfer Ablehnung der nunmehr wohl überwundenen Unmög⸗ 
lichkeitslehre in dem Gedanken der Aquivalenz von Leiſtung und 
Gegenleiſtung, wie er bei uns im 8 242 zum Ausdruck gekommen iſt. 
Wenn K. allerdings meint (S. 13 ff.), die Anſicht Unerſchwinglich⸗ 
Teit Unmöglichkeit führe auch für den Fall der vom Schuldner 
verſchuldeten Unerſchwinglichkeit zur Befreiung des Schuldners, 
der dann nur zu Schadenserſatz verpflichtet ſei (58 1295, 1298 ABG B., 
8280 BGB.), jo iſt das nicht zutreffend. Unerſchwinglichkeit (= Nicht⸗ 
zumutbarkeit) iſt ein relativer Begriff. Auch wer ſie der Un⸗ 
möglichkeit gleichſetzt, iſt ſich darüber klar, daß fie begrifflich 
nur vorliegen kann, wenn ſie vom Schuldner nicht verſchuldet iſt. 
Eine verſchuldete Nichtzumutbarkeit gibt es normalerweiſe nicht. Wer 
die Leiſtungsſchwierigkeiten verſchuldet hat, kann nicht geltend machen, 
daß es ihm nicht zuzumuten ſei, ſie zu überwinden. Er bleibt zur 
Leiſtung verpflichtet. (Vgl. Krückmann, Iher. Jahrb. 59, 367; 
Eckſtein, Arch. f. bürg. Recht 37, 448; ego, Vertragstreue S. 41 
und Klang ſelbſt S. 33 ff.) Wertvoll iſt die auch von mir 
(aber nicht ſcharf genug) betonte Ausſchaltung des Clauſula⸗ 
gedankens, der Begründung der Nichtzumutbarkeit aus dem ver⸗ 
mutlichen Parteiwillen (S. 18). Es handelt fi nicht um 8 157 
(Vertragsauslegung), ſondern um die objektive Begrenzung 
des Leiſtungsbefehls durch eine Norm ergänzenden 
Rechts (§ 242). Wenn K. an Vorausſetzungen für die Nichtzumut⸗ 
barkeit neben einem Mißverhältnis von Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung, das vom Schuldner nicht verſchuldet it und von ihm 
nicht vorausgeſehen werden konnte, noch fordert, daß die Er⸗ 
bringung der Leiſtung für den Schuldner nach den Verhältniſſen 
ſeines Betriebes ein übermäßiges Opfer bedeuten muß 
(S. 25 ff.), fo deckt ſich das zwar mit der bekannten „Ruin“recht⸗ 
ſprechung des RG. (vgl. NÖ. 99, 259; RO. JW. 1921, 24; NO. 
100, 134), kann aber auf gefährliche Abwege führen. (Vgl. Krück⸗ 
mann, Clauſula S. 7; ego, Vertragstreue S. 40.) Den an den 
Schluß geſtellten erſten beiden Leitſätzen iſt zuzuſtimmen. Zur Frage 
einer Anderung des Vertragsinhalts beim Vorliegen von Nichtzumut⸗ 
barkeit nimmt K. (S. 48 ff.) eine zurückhaltende Stellung ein. Ent⸗ 
ſcheidend iſt die Frage, ob der Schuldner dem Gläubiger die Leiſtung 
zu erhöhtem Preis aufdrängen kann. Verneint man das (vgl. 
dazu Oertmann, S. 170/171; ego, Vertragstreue S. 45/46), fo 
ſteht der Vertragskorrektur auf der Baſis des § 242 im Grunde 
nichts im Wege, mag man auch über die prozeſſuale Technik im 
einzelnen noch ſtreiten. Die klar und einfach geſchriebene Arbeit wird 
für Theorie und Praxis von Bedeutung bleiben. 

Privatdozent Dr. Nipperdey, Jena. 


Heinrich Friedländer: Die Intereſſengemeinſchaft als 
Rechtsform der Konzernbildung unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der bilanztechniſchen und ſteuerrechtlichen Fragen. 
Berlin 1921. Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 83 S. 

Jufolge der großen und immer noch wachſenden Bedeutung 
der Intereſſengemeinſchaften im deutſchen Wirtſchaftsleben, iſt dieſe 
aus der Praxis hervorgegangene Unterſuchung ihrer rechtlichen 

Grundlagen ſehr zeitgemäß. Bisher gab es darüber nur die 1910 

erſchienene Schrift von U. Marquardt. (Mein Artikel Inter⸗ 

eſſengemeinſchaften für die neue Auflage des Handwörterbuches 
der Staatswiſſenſchaften iſt noch nicht erſchienen). 
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Im I. Teil verſucht der Verf. eine Abgrenzung der verſchie⸗ 
denen Formen wirtſchaftlicher Konzentration. Er unterſcheidet: 
die Fuſion, die effektenkapitaliſtiſche Zuſammenfaſſung in Beteili⸗ 
gungsgeſellſchaften, die Bildung von beſonderen Betriebs⸗, Abſatz⸗, 
Pakentgeſellſchaften, und die Vertraglichen Gemeinſchaften (Juter⸗ 
eſſengemeinſchaften). Ich halte dieſe Gegenüberſtellung für richtig. 
Doch ſind die Intereſſengemeinſchaften m. E. nur ein ganz kleiner 
Teil der „vertraglichen Gemeinſchaften“ und ich halte den Ausdruck 
„Gemeinſchaften“ ebenſo wie den Begriff „Vereinigung“, wegen 
ſeiner außerordentlichen Unbeſtimmtheit nicht für geeignet, bei ſyſte⸗ 
matiſchen Abgrenzungen verwendet zu werden und rechne die Inter⸗ 
eſſengemeinſchaften zu den „Verbänden“ von Unternehmungen im 
Gegenſatz zu den „Unternehmergeſellſchaſten“. Daher kann ich auch 
nicht zuſtimmen, wenn Friedländer im Anſchluß an die Er⸗ 
wähnung dieſer Abgrenzung (S. 11) fortfährt: „Ahnlich unter⸗ 
ſcheidet Geiler zwiſchen „Förderungsgemeinſchaften“ (Kartellen, 
Genoſſenſchaften) einerſeits und „Unternehmungsgemeinſchaften“ an⸗ 
dererſeits. Die Jutereſſengemeinſchaft zählt zu den letzteren.“ Der 
Ausdruck „Förderungsgemeinſchaften“ faßt drei ſo verſchiedenartige 
Organiſationsſormen wie Fachvereine (Förderungsvereine, wenn man 
will), Kartelle (Jörderungsverbände) und Genoſſenſchaften (Förde: 
rungsgeſellſchaften) zuſammen, die juriſtiſch ebenſo wie wirtſchaft⸗ 
lich ſcharf zu unterſcheiden ſind. Unternehmungsgemeinſchaften 
ſind ſie alle, aber nicht Unternehmungsgeſellſchaften. Die 
Unterſcheidung von Geiler iſt alſo der meinigen nicht ähnlich, 
ſondern m. E. unbrauchbar. Und imenn man ſchon Förderungs⸗ 
gemeinſchaften und Unternehmungsgemeiuſchaften unterſcheiden will, 
ſo zählen die Intereſſengemeinſchaften ſicherlich nicht zu den letz⸗ 
teren, ſondern zu den erſteren, ſie ſind Verbände. 

Verf. betont, daß der Begriff der Intereſſengemeinſchaft noch 
ſehr unbeſtimmt iſt, ſagt aber mit Recht, daß das Weſentliche der 
eigentlichen oder reinen Intereſſengemeinſchaft, wie ich ſie nenne, 
der Gewinnverteilungsvertrag iſt. Dieſer kann aber kombiniert ſein 
mit Aktienerwerb, und zwar kommt, worauf nicht aufmerkſam ge⸗ 
macht wird, einſeitiger und gegenſeitiger Aktienerwerb vor. Hier 
berührt ſich die Intereſſengemeinſchaft mit dem effektivkapitali⸗ 
ſtiſchen Prinzip der Beteiligung, die bei Austauſch eines 
großen Teils der Anteile die eigentliche Intereſſengemeinſchaft auch 
erſezen kann. Ferner erwähnt er „die Betriebsgemeinſchaft“ 
in verſchiedenen Formen einer Betriebsübertragung, Verpachtung, 
Abſchluß eines Vetriebsführungsvertrags. Er hätte hier noch die 
Delegierung von Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitgliedern der 
einen Geſellſchaft in den Aufſichtsrat oder Vorſtand der anderen 
Geſellſchaft nennen können, die oft eine Vorſtufe von Intereſſen⸗ 
gemeinſchaften, oft mit ihr verbunden iſt. Von der eigentlichen Be⸗ 
triebsgemeinſchaft, Betriebsführung aller Betriebe der einen Unter⸗ 
nehmang oder eines Teils derſelben durch die andere, find auch 
m. E. die bloßen „Verwaltungsgemeinſchaften“ zu unterſcheiden, 
wie z. B. die Ad astra-Verwaltungsgeſ, mbH. des Pulver⸗ und 
Dynamitkonzerns, Kapital 300 000 , die nicht nur die Verrech⸗ 
nung zwiſchen den Gruppen des Generalkartells, ſondern auch die 
Verwaltung der von den verſchiedenen Unternehmungen zwecks Be⸗ 
ſeitigung der Übecfremdungsgeſahr ausgegebenen Vorzugsaktien be⸗ 
ſorgt. 

Dieſe Erörterungen gehörten eigentlich in Teil II, der jetzt 
nur einen ganz kurzen „Überblick über Typen von Intereſſen⸗ 
gemeinſchaften“ enthält. 

Der Hauptabſchnitt III behandelt denn rechtliche Einzel⸗ 
fragen. Zunächſt den rechtlichen Aufbau der Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft, Rechtsform, Geltungsbereich, Mitglieder, Organ, 
Beendigung uſw. Dann die mit der Zuſammenwerfung der Ge⸗ 
winne verbundenen, oft recht ſchwierigen Bilanzfragen, endlich das 
Stempel⸗ und Steuerrecht. Hinſichtlich der erſteren kommt der 
Verf. zu dem Schluß, daß, wofern nicht ein eigenes Geſellſchafts⸗ 
vermögen der Inkereſſengemeinſchaſt vorliegt, nur der Mindeſtfix⸗ 
ſtempel von 20 % in Anſatz kommen könnte. Bei der Steuerfrage 
wird auch die Beſteuerung der Schachtelgeſellſchaften nach dem 
früheren und dem Entwurf eines neuen Körperſchaftsſtenergeſetzes 
erörtert. Der Anhang enthält drei Beiſpiele von Intereſſengemein⸗ 
ſchaften. Prof. Dr. Robert Liefmann, Freiburg i. B. 


Das preußiſche Adelsgeſetz und der Familienname der 
Mit eder des vormaligen preuß. Königshauſes. Von 
Univ.⸗Profeſſor Dr. Otto Opet in Kiel (Separatabdruck 
aus dem Pr. Verwaltungsarchiv, Bd. 29, S. 31—53). 

Verf. ſucht zu beweiſen, daß das ſog. Pr. Adelsgeſetz vom 

23. Juni 1920 an ſich auf die Mitglieder des ehemaligen Pr. 

Königshauſes Anwendung findet, er kommt dann auf Grund ein⸗ 

gehender Unterſuchung zum Ergebnis, daß ihnen der Familien⸗ 

name „Prinz“ bzw. „Prinzeſſin von Preußen“ zuſteht, und daß 
dieſer Familienuame der Einwirkung des Pr. Adelsgeſetzes ent⸗ 
zogen iſt. Staatsrechtlich könnte man hier einwenden, daß, wenn 
man dem Verf. folgt, eigentlich nur der Namen Preußen übrig⸗ 
bleiben würde. Dies kann aber dahingeſtellt bleiben, denn den ge⸗ 
dachten Perſonen ſteht u. E. der Familiennamen Hohenzollern zu. 

Sieht man nur auf die letzten 100 Jahre zurück, ſo verlieh Fried⸗ 

rich Wilhelm III. ſeiner morganatiſchen Gemahlin, der zur Fürſtin 

Liegnitz erhobenen Gräfin Harrach, zugleich den Namen einer Gräfin 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


von Hohenzollern, damit ausdrückend, daß er ſie nicht in das könig⸗ 
liche Haus, wohl aber in feine Familie aufnehme. Im Jahre 1841 
übernahm dann Friedrich Wilhelm IV., „als Chef des Geſamt⸗ 
hauſes Hohenzollern“ das Protektorat des damals von den noch 
ſouveränen Fürſten von Hohenzollern geſtifteten Ehrenkreuzes. Nach 
der Einverleibung der beiden Fürſtentümer nahm dieſer König das 
inzwiſchen erweiterte Ehrenkreuz unter die preußiſchen Orden auf 
und ſtiftete am 23. Aug. 1851 „auf unſerer Stammburg Hohen⸗ 
zollern den königlichen Hausorden von Hohenzollern, zum An⸗ 
denken an die Ausbreitung und den Urſprung unſeres Hauſes“ .. 
Nach $3 der Statuten ſollte er Perſonen verliehen werden, „die ſich 
durch Hingebung an unſere Perſon und unſer Haus ausgezeichnet 
haben“. So erhielt den Orden namentlich die Leibdienerſchaft. Auch 
König Wilhelm J. hat bei der Erweiterung des Ordens dieſe Ber 
ſtimmung aufrechterhalten, auch ſchon vorher die Dienerſchaft des 
berſtorbenen Bruders mit dieſem Orden ausgezeichnet. Keinesfalls 
konnte deutlicher, als hier geſchehen, zum Ausdruck gebracht werden, 
daß jene Herrſcher und ihr Haus, wenn mau von ihren Beziehungen 
zur Krone Preußen abſieht, die eben ſeit dem 9. Nov. 1918 gelöſt 
ſind, Hohenzollern ſind. Die Mitglieder des Hauſes haben daher 
unſeres Erachtens dieſen Namen zu führen, was, nebenbei bemerkt, 
uns zugleich als die würdigſte Löſung der immerhin ſtreitigen Frage 
erſcheinen würde. Eine nähere Ausführung verbietet ſich durch den 
für eine Beſprechung geſtatteten Raum. 


Geh. IR. KON. Dr. Friedrich Holtze, Berlin. 


Grundlegung zur Rechtsphiloſophie von Dr. phil. et iur. 
Max Salomon. Verlag Dr. Walther Rothſchild. Berlin 
1919. Preis 50 % und 33 ¼&ͤ F/ Teuerungszuſchlag. 

Verf. bekennt ſich in dieſer, offenbar als Vorarbeit für ein 

„Syſtem“ der Rechtsphiloſophie gedachten Schrift (ogl. S. 239), 
zum transzendentalen Idealismus i. S. der neu⸗kantiſchen Mar⸗ 
burger Schule, insbeſondere Herrmann Cohens. Dieſe Einſtel⸗ 
lung beeinflußt zwar notwendigerweiſe feine Problemlöſungen, ſie 
iſt jedoch nicht beſtimmend für die Formulierung des Grund⸗ 
problems ſelbſt, in welchem der Verfaſſer zutreffend das Ver 
hältnis der Rechtswiſſenſchaft zur Rechtsphiloſophie erblickt. Wenn 
er freilich dieſes Problem mit den Worten umſchreibt: „Auf was. 
ſonſt als auf die Wiſſenſchaft des Rechts ſoll ſich die Rechts⸗ 
philoſophie beziehen können?“ (S. 9), fo iſt damit Anlaß zu 
Mißverſtändniſſen gegeben. Sollte nicht die Rechtsphiloſophie ſich 
auch auf die Rechtsidee beziehen müſſen? Selbſtverſtändlich. Dieſe 
Beziehung dient jedoch wiederum dem Wiſſenſchaftscharakter der 
Rechtswiſſenſchaft, wie dies auch aus dem Gedankengang Salo⸗ 
mons unzweideutig hervorgeht: Sieht er doch den Sinn der 
Rechtswiſſenſchaft in der Entwicklung der Rechtsprobleme, wie 
etwa der clausula rebus sic stantibus, der Reſolutivbedingung, der 
Leiſtungsmöglichkeit durch Untergang der verkauften Sache, der 
Erbfolgeordnung, der Stellung der unehelichen Kinder, der Todes⸗ 
ſtrafe. Rechts wiſſenſchaft it für Salomon Rechtsproble⸗ 
matik, für die Rechtsprobleme gibt es aber nur ein letztendiges 
Kriterium, und das iſt die Rechtsidee ſelbſt. Denn aus der uner⸗ 
meßlichen Fülle der vorliegenden Problemlöſungen muß, wie Salo⸗ 
mon (S. 49) ſich ausdrückt, eine einzelne Löſung ausgezeichnet werden. 
Die Auszeichnung kann nur mit Hilfe eines Maßſtabes geſchehen, 
dieſer aber iſt die Rechtsidee. „Ohne die Idee des Rechts find 
Rechtsprobleme nicht zu löſen“ (S. 62). Indem die Idee des 
Rechts, als das apriori des Rechts, für die Rechtsproblematik die 
Bedingung der Möglichkeit einer Wiſſenſchaft iſt (S. 101, 222), 
iſt zugleich der Wiſſenſchaftswert der Rechtswiſſenſchaft erwieſen. 
— Zweifellos wird die Theſe Salomons: Rechtswiſſenſchaft iſt 
nicht eine Wiſſenſchaft von den Rechtsnormen, ſondern von den 
Rechtsproblemen (S. 29, 43, 69) auf manchen Widerſpruch ſtoßen. 
Man muß ſich jedoch vergegenwärtigen, daß der Gegenſaß ſach⸗ 
lich kein ſo großer iſt, wie er zu ſein ſcheint; denn die Rechts⸗ 
normen ſind nicht uur Verhaltensanweiſungen gegenüber den Norm⸗ 
adreſſaten, ſondern zugleich auch Entſcheidungen des Normgebers 
über die Rechtsprobleme, und ſo ſteht jedenfalls hinter der Rechts⸗ 
norm dasjenige Rechtsproblem, deſſen Löſung ſie dient. 


Haben wir hiermit im wefentlichen denjenigen Teil der Sa⸗ 
lomon ſchen Schrift ſkizziert, der das beſondere Intereſſe des 
Juriſten erweckt, ſo iſt darüber hinaus noch der Hinweis auf die⸗ 
jenigen Ausführungen gerechtfertigt, mit denen jener Gedanken⸗ 
gang philoſophiſch unterbaut wird. Denn in einer Grundlegung 
der Rechtsphiloſophie kann ſelbſtverſtändlich die Idee des Rechts 


nicht als eine unbeſtritten feſtſtehende Größe angenommen werden. 


Um zur Erkenutnis von ihr zu gelangen, unterſucht Salomon 
die „Aufgabe der Rechtsphiloſophie, entwickelt aus der Stellung 
der Rechtsphiloſophie im Syſtem der Philoſophie“. Hierbei kriſtal⸗ 
liſiert er den Weg zur Erkenntnis der Rechtsidee in der Weiſe 
heraus, daß, ausgehend von einer Begriffsbeſtimmung der Rechts⸗ 
philoſophie, die Idee des Rechts aus der Erkenntnis von dem 
Zuſammenhang der Philoſophie mit dem Faktum der Kultur zu 
gewinnen ſei (S. 146). Mit intereffanten Ausführungen fudt Sa⸗ 
komon dieſem erkenntnistheoretiſch ſchwer zu erfaſſenden Zuſam⸗ 
menhang gerecht zu werden. Als Reſultat tritt der Gedanke einer 


Reziprozität von Einheit und Allheit, von Individuum und Ge⸗ 


51. Jahrg. 1922 Heft 1] 


meinſchaft, heraus, und gerade in der gegenſeitigen Bedingtheit, 
in der Forderung des gegenſeitigen Ausgleichs dieſer Erſcheinungen, 
N Salomon das Weſen der Rechtsidee (S. 221). Es iſt ihm 
naugeben, daß er ſich hierbei mit der Kantiſchen Definition des 
techts in ſachlicher Übereinſtimmung befindet; denn der natur⸗ 
rechtliche Geſellſchaftsvertrag i. S. nicht eines wirklichen Ereigniſſes 
oder einer Fiktion, ſondern im Sinne einer Norm für das Ver⸗ 
hältnis von Staat und Staatsbürger poſtuliert den Intereſſenaus⸗ 
gleich zwiſchen der Geſellſchaft und den einzelnen. 

Im Schlußwort unterſucht Salomon noch das Verhältnis 
der Rechtsphiloſophie zum poſitiven Recht. Indem hierbei das 
poſitive Recht als ein beſtimmtes Stadium in der Erkenntnis und 
in der Löſung der Rechtsprobleme gekennzeichnet wird, wodurch 
ihm eine Stellung zwiſchen Rechtswiſſenſchaft — als der Wiſſen⸗ 
ſchaft von den Rechtsproblemen — und Rechtsphiloſophie — als 
der Lehre von der Idee des Rechts — zuerkannt wird (S. 246), 
wird die Trias: Recht, Rechtsnorm, Rechtsphiloſophie zu einer in 
ſich geſchloſſenen Einheit. 

Das Buch erfüllt durchaus die Aufgabe, demjenigen ein Führer 
zu ſein, der — in dem Bewußtſein der Bedeutung der Philoſophie 
für Rechtswiſſenſchaft und Rechtsgeſtaltung — einen Überblick über 
Sinn und Weſen der Rechtsphiloſophie gewinnen und ſich mit 
rechtsphiloſophiſchen Problemen vertraut machen will. 


Privatdozent Dr. Richard Honig, Göttingen. 


Nittmann⸗Wenz: Gerichtskoſtengeſetz und Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte in der vom 1. Auguſt 1921 ab gel⸗ 
tenden Faſſung. 1921. J. Bensheimer. (Samml. deutſcher 
Geſetze, Bd. 72). 

Dieſe fünfte erweiterte Auflage der Rittmannſchen Hand⸗ 
ausgabe gibt zunächſt das Gerichtskoſtengeſetz (in der jetzt geltenden 
Faſſung) mit Anmerkungen. Dieſe find kurz abgefaßt, enthalten 
angenehme Verweiſungen und Erläuterungen, ſehen dagegen von 
Eingehen auf Streitfragen und von dem Nachweiſe von einſchlä⸗ 
gigen Entſcheidungen oder ſchriftſtelleriſchen Darlegungen ab. Die 
Ausgabe iſt alſo zum Handgebrauche ſehr geeignet. Die Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte iſt mehr als Anhang behandelt, was 
ſich ſchon im Drucke, wie in der Faſſung der Erläuterungen kund⸗ 
gibt. Vorausgeſchickt iſt ihr, ebenjo wie dem Gerichtskoſtengeſetze, 
ein kurzer Abriß über die verſchiedenen erfolgten Abänderungen 
des Geſetzes unter Abdruck des Textes der betreffenden Geſetze und 
Verordnungen. Leider war es hier nicht möglich, die neuen Be⸗ 
ſtimmungen in dem Text zu verarbeiten, ſondern es mußten nach 
wie vor die ſich häufenden Anderungen nebeneinander geſtellt blei⸗ 
ben. „Das alles hat eine Buntſcheckigkeit in den Gebührenſätzen 
hervorgerufen, die ihres gleichen ſucht“ ſagen die Verf. mit Recht. 
Da konnen nur gute Gebührentafeln helfen, und hierin leiſtet 
das Büchlein Ausgezeichnetes. In Tafel 1 ſind die Gerichtskoſten 
in Zivilſachen, in Tafel V in Strafſachen dargeſtellt. Den Rechts⸗ 
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anwaltsgebühren find fünf Tafeln gewidmet, jeweils bis zum Streit⸗ 
werte von 200000 %. In Tafel II ſind die Gebühren erſter Ju⸗ 
ſtanz, und zwar ſowohl im ordentlichen Verfahren wie die nicht 
erhöhten (im Mahnverfahren) aufgeführt; in Tafel Ila die Ge⸗ 
bühren in nicht vermögensrechtlichen Sachen, die — was leicht 
überſehen werden kann — bezüglich der Erhöhung in den Stufen 
bis 20000 % befonders behandelt find. Desgleichen find in Tafel III 
die erhöhten und nichterhöhten Sätze für die Berufungs⸗ und die 
Reviſionsinſtanz enthalten, in Tafel Ila die Sätze dieſer Ober⸗ 
inſtanzen in nicht vermögensrechtlichen Streitigkeiten. Tafel IV 
endlich gibt eine Überſicht über die älteren Sätze, alſo über die 
urſprünglichen Gebührenſätze, über die Sätze ſeit 15. April 1918, 
und diejenigen ſeit 1. Jan. 1920, ſo daß man auch für die 
Berechnungen nach den alten Sätzen die Maßgabe ſogleich zur 
Hand hat (den Druckfehler bei den zwei erſten Wertſtufen in dieſer 
Tafel S. 306 wird der Leſer ſofort entdecken und verbeſſern — 2 und 
6 ſtatt 20 und 60). Auszüge aus den Tafeln I, II und III find 
auf beſonderen Bogen beigegeben. In Anhängen gibt das Büch⸗ 
lein noch: die in Kriegs⸗ und Notverordnungen beſtimmten Gerichts⸗ 
und Anwaltsgebühren, die Koſten im Verfahren vor den Ver⸗ 
ſicherungsbehörden, in Militärverſorgungsſachen, im Verfahren vor 
dem Reichswirtſchaftsgericht, Koſten und Auwatsgebühren nach der 
Reichsabgabenorduung, teils im Wortlaute, teils durch Anführung 
des Inhalts wieder. Auch dies iſt eine angenehme Beigabe. Das 
Buch wird daher eine wirkſame Hilfe gerade auch für den Anwalts⸗ 
betrieb ſein können. RA. Dr. R. Fürſt, Heidelberg. 


Geh. Juſtizrat A. Partiſch, Berlin⸗Steglitz: Aufgebotstabellen. 
Überfichtliche Darſtellung der einzeln en Aufgebotsfälle nach 
Reichsrecht und Preußiſchem Landesrecht mit Hinweis auf 
die geſetzlichen Beſtimmungen. Leipzig, W. Moeſer Buch⸗ 
handlung. 1922. Preis 13,50 . 


Die vorliegende Zuſammenſtellung iſt eine jener praktiſchen für 
richterliche und ſonſtige Behörden, Anwälte und Intereſſenten nütz⸗ 
liche und zuverläſſige Zuſammenſtellung der in der Praxis häufig⸗ 
ſten Aufgebotsfälle, die überſichtlich und klar dabei iſt, ſoweit 
Stichproben der Unterzeichneten überführen konnten. 

Die Tabellen enthalten die Aufgebotsfälle, die maßgebenden 
Geſetzesſtellen das zuſtändige Gericht, den Autragsberechtigten, die 
materiellen Erforderniſſe für das Aufgebot, die Friſten uſw. 

Ein Anhang enthält ebenfalls klar und überſichtlich die gemein⸗ 
ſamen, für alle Aufgebote und alle Urkunden geltenden Beſtim⸗ 
mungen. 

Mit dem Schriftchen iſt ein für die Praxis überaus nütz⸗ 
liches, Arbeit und Mühe — vielleicht auch manche Regreſſe — 
erſparendes Hilfsmittel geſchaffen, für welches die Praxis dem 
Verf., einem in langjähriger Tätigkeit auf dieſem Gebiete bewährten 
Richter, lebhaften Dank ſchuldet. Magnus. 
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Vereinigung deutſcher Zivilprozefrechtslehrer. 
Am 15. und 16. Okt. hat in Leipzig die erſte Tagung der Ver⸗ 
einigung deutſcher Zivilprozeßrechtslehrer (geſchäfts⸗ 
führender Sekretär: Geh. Hofrat Prof. Dr. Mendelsſohn Bar⸗ 
tholdy⸗ Hamburg) ſtattgefunden. Sie umfaßt ſatzungsgemäß ſolche 
beutſche und öſterreichiſche Hochſchullehrer, die ſich auf dem Ge⸗ 
biete des Zivilprozeſſes wiſſenſchaftlich betätigt haben, und zählt 
mit wenigen Ausnahmen alle in Betracht kommenden Herren zu 
1 Milgliedern. Eingeleitet wurde die Tagung am 15. Okt. 
vormittags durch eingehende Referate von Erz. Prof. Wach⸗ 
Ara und Prof. Dr. Kiſch⸗München über die Reſorm des 
ſchlhe lündiums im Hinblick auf den Zivilprozeß. Die daran an⸗ 
ſchließende lebhafte Erörterung führte zur Annahme der folgenden 
Entſchließßfung: 
„Die verſammelten Zivilprozeßrechtslehrer Deutſchlands und 
baberreichs haben in der Erkenntnis, daß im letzten Jahrzehnt ein 
a ⸗wertes Sinken des Anſehens des Zivilprozeßrechts und der 
auf prozeßrechtswiſſenſchaft in Deutſchland zu beobachten iſt, ſich 
folgende Forderungen geeinigt: 
die 3 der Beſetzung der Lehrſtühle ſoll möglichſt überall für 
Arbefte retung des Zivilprozeßrechts ein durch feine wiſſenſchaſtlichen 
=. erprobter Fachmann berufen werden. 
bildung Schon im Hauptſtudium muß ſowohl die theoretiſche Aus- 
Zivilprozeßrecht wie auch die Schulung in einem zivil⸗ 
möglicht we, das bürgerliche Recht mitumfaſſenden Praktikum er⸗ 
Vorbildung korn, Nur auf dieſem Wege läßt ſich eine genügende 
hilden richti für die Anfänge der juriſtiſchen Praxis erreichen. Auch 
heig ausgebaute Vorleſungen und Übungen des Zivilprozeß⸗ 


rechts eine unentbehrliche Ergänzung des dem Hauptſtudium zu⸗ 
gewieſenen Unterrichts im bürgerlichen Recht. Zur Frage des Nach⸗ 
ſtudiums wird dadurch keine Stellung genommen.“ 

Der Nachmittag diente der Erörterung innerer Vereins⸗ 
angelegenheiten. Am Abend veranſtaltete ſodann die Juriſtiſche Geſell⸗ 
ſchaft in Leipzig eine Sonderſitzung, in welcher Prof. Dr. M endels⸗ 
ſohn⸗ Bartholdy einen Vortrag über die Verfahrensordnungen 
der Gemiſchten Schiedsgerichte hielt. Er ging davon aus, daß, wahr⸗ 
ſcheinlich ganz gegen den Willen der Urheber des Verſailler Vertrags, 
durch die Prozeßordnungen der Schiedsgerichtshöfe, in denen überall 
einem früher feindlichen Staat das deutſche Recht gegenübertritt, der 
deutſchen Juſtiz eine bedeutende Mittlerrolle zugewieſen und den 
deutſchen Richtern, Anwälten und Parteien eine beſonders breite Ge⸗ 
legenheit dazu gegeben werde, ihre Auffaſſung vom richtigen Recht 
ſachlich zu verkreten. Die Bedeutung der bisher veröffentlichten 
Prozeßordnungen für die Rechtsvergleichung erörterte der Vortragende 
dann im einzelnen an den Beſtimmungen über Klagerhebung und 
Klagbegründung, über die Vorbereitung der mündlichen Verhandlung 
und über das Beweisverfahren nach der deutſch⸗franzöſiſchen und der 
deutſch⸗engliſchen Prozeßordnung. Während im zweiten Stück fran⸗ 
zöſiſche und engliſche Auffaſſung gegen das in der Tat hier ſehr 
reformbedürftige deutſche Prozeßrecht zuſammenſtimmen, find in der 
Grundlegung für den Prozeß und im Beweisverfahren die deutſche 
und die engliſche Auffaſſung einander nahe und trennen ſich ſehr 
ſcharf von der franzöſiſchen, die mit ihrer übertriebenen Subſtan⸗ 
tiierung und mit der Vernachläſſigung des Beweisverfahrens in der 
Verhandlung ſehr formaliſtiſch wirkt. 

Der zweite Tag der Zuſammenkunft, an dem als geladene 
Gäſte u. a. auch die Präſidenten des Reichsgerichts und des LO, 
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Leipzig, der Oberreichsanwalt, ſowie zahlreiche hohere Richter und 
Vertreter des Anwaltsſtandes teilnahmen, war im weſentlichen aus⸗ 
gefüllt durch einen längeren Vortrag des Prof. Dr. Friedrich 
Stein- Leipzig über „Die gegenwärtige Zivilprozeß⸗ 
reform)“. Um diefer Reform gegenüber den richtigen Abſtand zu 
gewinnen und ſie in den großen Zug der geſchichtlichen Entwick⸗ 
lung einzuordnen, ſchilderte Stein, wie ſeit der Rezeption des 
italieniſch⸗kanoniſchen Rechts eigentlich dauernd an der Reform 
des Zivilprozeſſes gearbeitet worden iſt. Die Zeiten der Ruhe 
bildeten die Ausnahme. In der Hauptſache geſchah dies, um das 
fremde Recht mit Den heimiſchen Einrichtungen zu verſchmelzen, 
wobei die letzteren ſiegreich blieben. Nur die „Allgemeine Gerichts⸗ 
ordnung“ Friedrichs des Großen machte den Verſuch, etwas in⸗ 
haltlich Neues zu geben, indem ſie an die Stelle der Verhandlungs⸗ 
maxime die Inquiſitions⸗ und Offizialmaxime ſetzte. Dieſer Ver⸗ 
ſuch iſt bekanntlich an ſeiner pſychologiſchen Unmöglichkeit ge⸗ 
ſcheitert. Sodann wandte ſich Stein der großen Prozeßreform 
in der Mitte des 19. Jahrhunderts zu, deren Ergebnis unſere 
heutige, wenn auch durch hundert Flicken entſtellte ZPO. iſt. Er 
ſchilderte fie als das Werk eines Mannes, von Adolf Leon⸗ 
hard, der von beſtimmten (franzöſiſchen) Gedanken über die Geſtal⸗ 
tung des Verfahrens beherrſcht, dieſe in doktrinärer Weiſe zu verwirk⸗ 
lichen ſuchte, namentlich die Mündlichkeit, die Unmittelbarkeit, den Par⸗ 
teibetrieb und im Zuſammenhang damit den Anwaltszwang. Stein 
wies auf die allgemein bekannten Mängel des Geſetzes kurz hin, be⸗ 
ſonders auf den Bankerott von Mündlichkeit und Unmittelbarkeit, 
um dann die Punkte aufzudecken, die bei der Leon hard ſcheu 
Reform unbeachtet geblieben ſind, wie namentlich große Teile der 
Gerichtsverfaſſung, dann die Beweislehre und vieles von der Zwangs⸗ 
vollſtreckung. Er ſchilderte darauf die Bedeutung jeder einzelnen 
der zahlreichen Novellen zur ZPO. für die Ausfüllung dieſer 
Lücken und die Beſeitigung der längſt erkannten Mängel, wobei 
er namentlich auf die Zweiteilung des Verfahrens in einen kollegial⸗ 
gerichtlichen und einen amtsgerichtlichen Prozeß infolge der No⸗ 
delle von 1909 einging. Dann wies er auf die vielfachen Beſtre⸗ 
bungen, ſowohl der Regierung, als privater Kreiſe, hin, den 
immer noch beſtehenden Mängeln abzuhelfen, und gelangte zu dem 
Ergebnis, daß jetzt, nachdem durch die zahlreichen Kriegs⸗ und 
Nachkriegsgeſetze genug an Flickarbeit geleiſtet ſei, eine gründliche 
Geſamtreviſion des Geſetzes not tue. Sie werde in erſter Linie 
im Gegenſatze zu 1877 eine ſolche der Gerichtsverfaſſung 
fein, da die Zuziehung von Laien, die Bildung von Sonder- 
gerichten und vielleicht ihre Angliederung an die ordent⸗ 
lichen Gerichte ſchon zu Forderungen der politiſchen Parteien 
und zu Modeſchlagwörtern ſich verdichtet hätten. Auf dem Gebiete 
des Verfahrens ſelbſt lehnte Stein die Beſtrebungen derjenigen 
ab, die im Namen der Freirechtsbewegung oder vom Standpunkte 
des ſog. Richterkönigtums aus am liebſten mit allen Formen auf⸗ 
räumen wollten. Die Form, als Schutz des Schwachen, muſſe 
in beſtimmten Grenzen unweigerlich beſtehen bleiben. Aber ſie 
dürfe weder in einen Formalismus ausarten, der ſich vor die 
Sache ſelbſt ſtellt, noch auch mit der verſchwommenen Phraſe des 
„öffentliches Intereſſes“ Fälle erfaſſen wollen, bei denen ſchließ⸗ 
lich vergeſſen wird, daß der Prozeß nicht im Intereſſe des Staates, 
ſondern in dem der Parteien geführt wird. Stein hob ſo⸗ 
dann in eingehender Darſtellung die vielen Punkte heraus, wo 
nach ſeiner Auffaſſung die Reform anzuſetzen habe, wobei er 
vor allzu leichtherzigem Aufgeben des Alten warnte, ſolange deſſen 
Wert für das Verfahren noch nicht ausgeſchöpft ſei, auf der an⸗ 
deren Seite aber die Theſe verſocht, daß ſelbſt die jahrhunderte⸗ 
lange Geltung eines Prozeßrechtsſatzes nicht ſeine Lebensberechtigung 
für die Zukunft beweiſe, ſondern eher zu ſeiner Nachprüfung her⸗ 
ausfordere. Er verlangte endlich für das neue Geſetz ein ſprach⸗ 
liches Gewand und eine ſcharfe präziſe Faſſung, die jetzt nament⸗ 
lich infolge der vielen raſch hingeworfenen Novellen vollſtändig 
fehle. Dann wandte er ſich der Frage zu, was denn eigentlich 
bisher für dieſe ganz ungeheuere Aufgabe geleiſtet ſei, und be⸗ 
richtete über die Beratungen der drei großen Ausſchüſſe von Sach⸗ 
verſtändigen, ſowohl aus den Gewerken der Juriſten wie aus an⸗ 
deren Intereſſentenkreiſen, die in wechſelnder Zuſammenſetzung im 
vorigen Winter getagt und in ernſter ſachlicher Arbeit einige, 
freilich nur herausgegriffene Fragen weſentlich gefördert haben. 
Dazu gehören die Einführung des obligatoriſchen Güteverfahrens, 
die Umgeſtaltung der Gerichtsverfaſſung durch Zuziehung von Laien, 
durch Einſchiebung des Einzelrichters beim Landgerichte, neben 
oder ſtatt der Kammer, ſei es mit feſter, ſei es mit beweglicher 
Grenze, und der Rechtsmittelzug, endlich zahlreiche Fragen der 
Zwangsvollſtreckung, deren gemeinſamer Charakter darin liegt, daß 
ein mehr kaufmänniſcher Geiſt in die ſtaatliche Tätigkeit gebracht 
werden muß und daß den ſozialen Anſchauungen der Gegenwart 
ſtärker Rechnung zu tragen iſt. Da die Ausſchüſſe keine Beſchlüſſe 


1) Der nachſtehende Auszug iſt von Herrn Prof. Stein 
ſelbſt verfaßt. Der Vortrag erſcheint in etwas erweiterter Geſtalt 
demnächſt in dem Sammelwerke „Zivilprozeß“ (Verlag Bensheimer, 
Mannheim), das alle auf der Tagung gehaltenen Referate umfaßt, 
und wird auch als Sonderdruck unter dem Titel „Die Zivilprozeß⸗ 
reſorm“ in den Buchhandel gelangen 
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geſaßt haben, konnte Stein, der außer den Regierungsvertretern 
das einzige Mitglied aller drei Ausſchüſſe war, nur über die 
Stimmungen berichten, die ſich aus den Außerungen der Sachver⸗ 
ſtändigen als die vorherrſchenden ergaben. Zur Zeit wird auf 
der Grundlage dieſer Außerungen im Reichsjuſtizmiuiſterium von 
Miniſterialrak Dr. Volkmar ein erſter Vorentwurf aufgeſtellt, 
von dem ein Teil, die Prozeßvorausſetzungen und die Rechtsſchutz⸗ 
vorausſetzungen, von Stein ſelbſt bearbeitet wird. Dieſer Ent⸗ 
wurf ſoll im kommenden Jahre zunächſt einer kleinen Kommiſſion 
von nur ganz wenigen Mitgliedern zur endgültigen Feſtſtellung 
übergeben werden. Unter Berückſichtigung der ſachlichen, techniſchen 
und wiſſenſchaftlichen Anforderungen, die an ein den Anforde⸗ 
rungen des 20. Jahrhunderts genügendes Prozeßgeſetz zu ſtellen 
ſind, und weiter der vorauszuſehenden parlamentariſchen und poli⸗ 
tiſchen Schwierigkeiten, die namentlich auf dem Gebiete der Ge⸗ 
richtsverfaſſung und der Zwangsvollſtrekung eutſtehen werden, glaubte 
Stein annehmen zu müſſen, daß noch Jahre bis zur Fertig⸗ 
ſtellung des Geſetzes und weitere bis zu ſeinem Inkrafttreten ver⸗ 
gehen müßten. Das letztere namentlich, weil organiſatoriſche Ande⸗ 
rungen von großem Umfange durch Bauten, Auswahl der Per⸗ 
ſonen und dgl. notwendig ſein würden und ſomit auch wirtſchaft⸗ 
liche Fragen, die bei früheren Reformen außerhalb jeder Erwägung 
blieben, jetzt als Bleigewichte fühlbar werden müßten. Stein 
richtete an die Mitglieder der Vereinigung und darüber hinaus 
an alle, die für prozeſſuale Fragen Jutereſſe bejigen, die warme 
Aufforderung, dieſe Jahre der Vorbereitung zu einer tatkräftigen 
Mitarbeit auszunutzen, wobei es gelte, daß jeder ein Einzelgebiet 
nach allen Richtungen hin durchdringen und, wenn möglich, das 
Ergebnis feiner Unterſuchung in der Form von Geſetzesvorſchlägen 
veröffentliche. Es dürfte dabei kein Teil des Prozeßrechts unbe⸗ 
rückſichtigt bleiben, und es ſollten namentlich die Theoretiker ge⸗ 
wiſſe Gebiete, wie etwa Zuſtellungen, Friſten und dgl., den Prak⸗ 
tikern nicht mehr als ausſchließliche Domäne überlaſſen. Nur jo 
werde es möglich fein, ein feiner Zeit würdiges Geſetz zu ſchaffen, 
das ein wenn auch recht beſcheidener Bauſtein au dem Werke der 
Wiederaufrichtung unſeres Vaterlandes werden konnte. Eine Er⸗ 
örterung ſchloß ſich an den Vortrag nicht an; die übergroße Zahl 
der behandelten Einzelfragen ſtand dem entgegen. 

Die Tagung, um deren Zuſtandekommen ſich außer dem ge⸗ 
ſchäftsführenden Sekretär auch Geheimrat Prof. Dr. R. Schmidt, 
derzeitiger Rektor der Univerſität Leipzig, beſonders verdient ge⸗ 
macht hatte, hat wohl bei allen Teilnehmern ein Gefühl voller 
Befriedigung hinterlaſſen. Es iſt nicht nur gute ſachliche Arbeit 
geleiſtet, ſondern auch den engeren Fachgenoſſen auf dem Gebiet 
der Zivilprozeßwiſſenſchaft Gelegenheit gegeben worden, perſönliche 
Beziehungen anzuknüpfen, die hoffentlich der gemeinſamen Arbeit 
zuſtatten kommen werden. 

Prof. Dr. A. Nußbaum, Berlin. 


Handelskammer zu Verlin. 
(Eingabe vom 3. Dezember 1921.) 


Die neueſte Entwicklung der Preiſe hat in den Verbraucher⸗ 
kreiſen zu den lebhafteſten Klagen geführt und die Behörden — wir 
verweiſen in dieſer Beziehung auf die Erlaſſe des Preuß. Miniſters 
des Innern v. 14. Sept. 1921, Min BBl. 317, und v. 23. Nov. 
1921 — dazu veranlaßt, die ſtrenge Handhabung der Vorſchriften 
der VD. gegen Preistreiberei als geeignete Maßnahme zu emp⸗ 
fehlen. Wir billigen durchaus ein ſcharfes Einſchreiten gegen un⸗ 
berechtigte Preistreiberei und Kettenhandel. Einzelne Ausführungen 
der erwähnten Verfügung laſſen jedoch erkennen, daß die Bedeutung 
der gegenwürtigen Preisrevolution für den gewerblichen Mittelſtand 
nicht in ihrem vollen Umfang erkannt wird. Dies gilt insbeſondere 
von der Ausführung, die erhöhte Preiſe für diejenigen Gegenſtände 
allgemein verwirft, die verhältnismäßig billig erſtanden und ſeit⸗ 
dem auf Lager gehalten ſind. Nach den Nachrichten, die wir von 
allen Seiten gegenwärtig erhalten, dürfte eine ſolche Auslegung 
der VO. geradezu zu einer Kataſtrophe für den Mittelſtand in 
Handel und Gewerbe führen. Bei der bisherigen Steigerung der 
Preiſe hat es ſich um die Auswirkung einer verhältnismäßig lang⸗ 
ſam einſetzenden Entwertung der Mark gehandelt, der ſich das 
Gewerbe, wenn auch unter erheblichen Schwierigkeiten, anzupaſſen 
vermochte. Gegenüber dieſer Entwicklung liegt bei dem neuen ge⸗ 
waltigen Sturz der Mark, deren Wert ſich in wenigen Wochen 
z. B. gegenüber dem Dollar zeitweiſe um zwei Drittel verringert 
hatte, eine ſo außerordentliche Preisumwälzung vor, daß eine all 
mähliche Anpaſſung an dieſelbe unmöglich erſcheint. Die geltende 
Rechtſprechung geſtattete bisher, indem ſie vom Einkaufspreis aus⸗ 
ging, nicht, denjenigen Preis zu nehmen, der erforderlich iſt, um 
einen vorhandenen Warenbeſtand zu ergänzen. Dieſe Rechtſprechung 
muß, ſoweit ihr die Gewerbetreibenden folgen, bei der gegenwärtigen 
ungewöhnlichen Sachlage das Betriebskapital ebenſo dezimieren, 
wie der Markwert dezimiert worden iſt. Es wird uns aus zahl⸗ 
reichen Gewerbszweigen berichtet, daß die Lager in kurzer Zeit 
völlig ausverkauft ſein werden und daß die Gewerbetreibenden mit 
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dem Erlös, den fie erzielen, wenn fie die Preife nach den bis⸗ 
herigen Einſtandspreiſen berechnen, höchſtens die Hälfte ihres bis⸗ 
e Warenbeſtandes ergänzen können. Viele Gewerbetreibende 
würden bei einer ſolchen Verringerung des Warenbeſtandes vom 
veltbewerb ausgeſchaltet werden. 


1a Wenn die Preistreibereiverordnung bei der Bemeſſung des zu⸗ 
zalſigen Gewinns die Berückſichtigung aller Umſtände fordert, ſo 
darf die Rückſicht auf die Erhaltung des bisherigen Warenbeſtandes 
ganz ſicher nicht außer Augen gelaſſen werden. Für die Bemeſſung 
der Höhe des eigentlichen Reingewinns, der zur Neubildung von 
Kapital dient, hat das RG. bereits einen der Geldentwertung ent⸗ 
ſprechenden höheren Betrag als im Frieden in NOS. 52, 3; 53, 119 
für zuläſſig erklärt. Die Geldentwertung muß folgerichtig aber nicht 
nur bei der Vermehrung, ſondern auch bei der Erhaltung des Be⸗ 
triebskapitals, alſo auch beim Einſtandspreis berückſichtigt werden, 
und zwar um fo mehr, als es durchaus im Sinn der neueren Geſetz⸗ 
gebung liegt und liegen muß, das Betriebskapital nicht nur nach der 
Markziffer, ſondern in ſeinem ſachlichen Beſtand der Volkswirtſchaft 
zu erhalten. Wir erinnern an die 88 33a und 59 a des EinfSt®., 
die vorſehen, daß die Gewerbetreibenden durch Bildung von Rücklagen 
ihren Anlagebeſtand ſteuerfrei ergänzen. Es wäre ein Widerſpruch 
unſerer Geſetzgebung, wenn da, wo am erſten die Erhaltung des 
Kapitals erforderlich iſt, nämlich im Verkehr mit dem Publikum, die 
Rückſicht, die der Staat bei der Einkommenſteuer nimmt, nicht ge⸗ 
nommen werden dürfte. Dabei würde die Opferung der Betriebs⸗ 
kapitalien, wie wir vielfach hörten, nur verhältnismäßig wenigen 
Käufern, die ſich einzudecken in der Lage ſind, zugute kommen und 
würden die Vorteile günſtigſtenfalls in die Hände der aus der Kriegs⸗ 
zeit bekannten Aufkäufer und Gelegenheitshändler fallen. Vor allem 
würde der Zwang, die jeweils geltenden Koſten der Wiederbeſchaffung 
unberückſichtigt zu laſſen, geradezu ein Mittel zur Förderung des 
deutſchen Ausverkaufs ſein, den wir als einen der ſchwerſten Schäden 
für unfere Volkswirtſchaft empfinden. Der Ausverkauf wird jeden⸗ 
falls weſentlich verzögert, wenn die Gewerbetreibenden berechtigt ſind, 
für ihre billiger eingekauften Waren als Einſtandspreis die Koſten der 
Neubeſchaffung zu fordern. 

Entſchließen ſich die Behörden dazu, beim polizeilichen Ein⸗ 
ſchreiten gegen etwaige Preistreiberei nach vorſtehenden Grundſätzen 
du handeln, jo enthebt man damit die ausführenden Stellen einer 
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Aufgabe, der ſie nicht gewachſen ſind und der ſie auch bei der ſorg⸗ 
fältigſten Dienſtanweiſung nicht gerecht werden können. Die Schwierig⸗ 
keiten, an der Hand der Umſtände des einzelnen Falles, wie das bisher 
die Gerichte forderten, den Einſtandspreis der einzelnen Ware, Un⸗ 
koſten, Kapitalzins, Riſikoprämie, Unternehmerlohn und Unternehmer⸗ 
reingewinn zu ermitteln, ſind ſo außerordentlich, daß ihre Bewälti⸗ 
gung viel mehr Zeit und weit mehr juriſtiſche und Fachkenntniſſe er⸗ 
fordert, als den ausführenden Organen zur Verfügung ſtehen. Hin⸗ 
gegen iſt an der Hand der jeweils geltenden Wiederanſchaffungskoſten 
ein angemeſſener Preis durch Sachverſtändige leichter feſtzuſtellen. 
Sicherlich bietet er eine größere Gewähr gegen Mißgriffe, als wenn 
die wirklichen Selbſtkoſten geprüft werden muͤſſen. Daran, daß ſie bei 
den nur in dringenden Fällen gebotenen polizeilichen Eingriffen be⸗ 
rückſichtigt werden, beſteht auch kein allgemeines Intereſſe. Denn ob 
die einzelnen Käufer, je nachdem ihr Verkäufer früher oder ſpäter 
gekauft hat, billiger oder weniger billig bedient werden, iſt für die 
Allgemeinheit ohne Bedeutung. Ein polizeiliches Eingreifen durch 
Beſchlagnahme und Veräußerung ſcheint uns zudem in den Fällen, in 
denen noch beſonders billig eingekauft iſt, ganz zwecklos zu ſein, da die 
Ware nach Art. II Ziff. 3 der VO. v. 22. März 1917 zu „angemeſſe⸗ 
nem“ Preis nach Anhörung eines Sachverſtändigen zu verkaufen iſt. 
Für den angemeſſenen Preis kommt aber die Frage, wie der einzelne 
Händler eingekauft hat, nicht in Betracht. Soweit es ſich darum han⸗ 
delt, daß infolge beſonders niedriger Einkaufspreiſe eine nach Anſicht 
der Behörden unzuläſſige Preistreiberei vorliegt, kann unſeres Er⸗ 
achtens die Verfolgung ohne weiteres polizeiliches Eingreifen dem 
ordentlichen Gerichtsverfahren überlaſſen bleiben. 


Demzufolge erſuchen wir, ein polizeiliches Einſchreiten 
durch Beſchlagnahme nur da zu veranlaſſen, wo unter Berück⸗ 
ſichtigung der Koſten der Erſatzbeſchaffung eine übermäßige 
Forderung vorliegt; in allen anderen Fällen des Verdachts 
ſtrafbarer Handlungen es aber beim gewöhnlichen gerichtlichen 
Verfahren bewenden zu laſſen. 


Wir bitten außerdem, von unſerer vorſtehenden Auffaſſung den 
zuſtändigen Behörden Kenntnis zu geben und in ähnlicher Weiſe, wie 
dies in ſehr ſachgemäßer Weiſe von der Wucherſtelle in Eſſen ge⸗ 
ſchehen iſt, für amtliche Aufklärung der Bevölkerung über die wahren 
Gründe der allgemeinen Preisſteigerung Sorge tragen zu wollen. 


Scheidung rufſiſcher gtaatsangehöriger durch deutſche 
Gerichte). 


Entgegen der faſt einhelligen Anſicht des Schrifttums hat die 
Mehrzahl der deutſchen Gerichte, insbeſondere in Berlin, ihre Zu⸗ 
ſtändigkeit zur Scheidung von Ehen ruſſiſcher Staatsangehöriger trotz 
der veränderten Rechtslage verneint, ſofern nicht eine beſondere Be⸗ 
ſcheinigung der ruſſiſchen Regierung darüber vorgelegt würde, daß 
das deutſche Gericht nach den Geſetzen des ruſſiſchen Staates zuftändig 
ſei. Während eine ſolche bisher nicht beſchafft werden konnte, hat 
jetzt die Vertretung der ruſſiſchen ſozialiſtiſchen föderativen Sowjet⸗ 
Heepublik in Deutſchland durch ihre juriſtiſche Abteilung unter dem 
29. Nov. d. J. folgende Auskunft erteilt: 

Auf Grund eines uns zugegangenen Zirkulars der Okonomiſch⸗ 
Furiſtiſchen Abteilung des Volkskommiſſariats des Auswärtigen in 
Moskau muß jede, auf Grund der von der Geſetzgebung des be⸗ 
Erffenden Staates feſtgeſtellten Ordnung im Auslande vollzogene 
SCheſcheidung ruſſiſcher Staatsangehöriger von den Behörden der 
Ehefdetregierung anerkannt werden, unabhängig von den Formen des 
heſcheidungsverfahrens dieſes Staates. 
liche Das Obenerwähnte bezieht ſich aber keinesfalls auf die mög⸗ 
& N Fälle von aus formellen Gründen zwangsweiſe vollzogenen 
bunch bungen ruſſiſcher Staatsangehöriger, deren Ehe vom Stand⸗ 
ble te der Geſetzgebung der RSR. als geſetzliche zu betrachten iſt: 
Be; Eheſcheidung, die gegen den beiderſeitigen Willen vollzogen 
michel muß vom Standpunkt der Geſetzgebung der RS SR. als 
ig anerkannt werden.“ RA. Moritz Henſchel, Berlin. 


Der obligatoriſche Fühneverſuch vor dem Friedens⸗ 
richter. 


in gen dest 19 der ZW. von 1921 fpricht ſich RU. Kleyborke 

er 1 über juriſtiſche Prophylaxe aus. Danach erſcheint 
beugend r als ein Übel, eine Krankheit, die nicht genug vor⸗ 
bekämpft werden kann. Ju dem Zuſammenhang erwähnt 
— 


9 8 0 
und 90. . OG. München mit Anm. Neubecker JW. 1921, 1472 


in unten S. 45. D. S. 


er das obligatoriſche Sühneverfahren. Er erkennt an, daß es 
viel Gutes wirken könne, das tue es aber ſchon jetzt auf dem Au⸗ 
waltsbureau, durch obligatoriſche Einführung werde weuig geändert 
werden. Der Gedanke iſt nicht ganz klar. Wenn er ſodann auf 
den obligatoriſchen Sühneverſuch bei Eheſcheidungen hinweiſt, der 
zu einer reinen Formalität herabgeſunken ſei, und zu dem Schluſſe 
kommt, ſo werde es mit dem obligatoriſchen Sühneverſuch auch 
auf anderen Gebieten gehen, ſo ſetzt er ſich in Widerſpruch mit ſich 
felbft und mit feſtgeſtellten Tatſachen. 

Meine Anſicht iſt folgende. Ein Prozeß iſt häufig, zwar 
nicht für Rechtsanwälte oder den Fiskus, wohl aber für die Par⸗ 
teien ein Übel, ja ein Unglück, ſowohl nach der materiellen, wie 
nach der idealen Seite hin. Man denke nur an die Bagatell⸗ 
prozeſſe, die ſchon in einer Inſtanz mehr Koſten verurſachen, als 
das ganze Streitobjekt wert iſt, — an die in der Verderbnis un⸗ 
ſerer Zeit ſich mehrenden Prozeſſe unter nahen Verwandten, unter 
Ehegatten —, die den Frieden des Hauſes, den Zuſammenhang 
der Familie auf Jahre hinaus zerſtören. Nun laſſen ſich Pro⸗ 
zeſſe, wie Kriege, nicht ganz vermeiden. Wohl aber läßt ſich ihre 
Zahl verringern. In einem geordneten Staatsweſen ſollte man 
nur ſolche Klagen zulaſſen, die unvermeidlich ſind. Die Unver⸗ 
meidlichkeit iſt alſo feſtzuſtellen. Zu dem Zweck bedarf es eines 
obligatoriſchen Sühneverſuchs für alle Prozeſſe, die nicht ſchleu⸗ 
niger Natur find. Dieſem Bedürfnis verdankt das vorzügliche 
Juſtitut des Friedensrichters feine Entſtehung, wie es in feiner 
Reinheit ſeit mehr als hundert Jahren in der Schweiz, ſeit mehr 
als fünfzig Jahren im Königreich Italien beſteht. Der Friedens⸗ 
richter wird vom Präſidenten des Oberlandesgerichts auf drei Jahre 
ernannt. Für das angeſehene Staatsamt ſind möglichſt Perſonen 
in gehobener Lebensſteklung zu berufen, namentlich ehemalige Be⸗ 
amte, Offiziere, Kaufleute. Juriſtiſche Kenntniſſe ſind nicht er⸗ 
forderlich. Der Friedensrichter hält ſeine Sitzungen im Rathaus 
ab, unterſtützt von einem Sekretär und Gerichtsdiener, die ihm die 
Gemeinde zur Verfügung ſtellt. Er hat die doppelte Aufgabe, 
den Sühneverſuch in allen, nicht ſchleunigen Streitſachen vor» 
zunehmen und, wenn es nicht zur Einigung kommt, in den kleinen 
Händeln des täglichen Lebens, bis 100 Frs., das Urteil zu ſprechen. 
Die Entſcheidung ergeht nach den Grundſätzen der Billigkeit. Bei 
Gegenſtänden über 50 Frs. hinaus iſt Berufung an das Amtsgericht 
zuläſſig. Das Verfahren iſt ſchleunig, formlos und mit geringen 
Koſten verbunden. Der Friedensrichter erhält in Italien keine 
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Entſchädigung, in verſchiedenen ſchweizeriſchen Kantonen eine Ver⸗ 
gütung in Tagegeldern oder feſten Bezügen. 


Auf dieſer Grundlage haben die 8500 italieniſchen Comilia⸗ 
tori von einer und einer halben Million Streitſachen, die 1904 bei 
ihnen anhängig wurden, rund eine Million in Güte beigelegt. 
Ebenſo haben die Vermittler in der Schweiz nach dem Zeugnis 
des ſchweizeriſchen Juriſten Dr. Enderli bedeutend mehr als 
die Hälfte aller Streitenden von langwierigen, koſtſpieligen und 
Unfrieden bringenden Prozeſſen abzuhalten vermocht. Das Ober⸗ 
gericht in Zürich erſtattet ſeit neunzig Jahren regelmäßige Rechen⸗ 
ſchaftsberichte über die Wirkſamkeit der Friedensrichter. Danach 
haben dieſe im Sühneverfahren bei Zivilſachen in 450%, bei Ehr⸗ 
verletzungen in 700% gütliche Erledigung erzielt, — bei den in 
ihre Spruchzuſtäudigkeit fallenden Zivilprozeſſen vollends in 90% 
aller Fälle! — 

Dieſe glänzenden Erfolge erklären es, wenn in beiden Lan⸗ 
dern Juriſten wie Laien mit gleichem vaterländiſchem Stolz 
auf ein Rechtsinſtitut blicken, das einem natürlichen Bedürfnis 
entſprungen, im beſten Sinne als Volksgericht bezeichnet werden 
darf. Wenn ich ſeit dem Jahre 1907 immer von neuem für die 
Einführung des Inſtituts in Deutſchland eingetreten bin, ſo möchte 
ich ſcharf betonen, daß die geſchilderten außerordentlichen Ergeb⸗ 
niſſe nicht etwa auf das Sühneverfahren an ſich zurückzuführen 
ſind, ſondern darauf, daß dies Verfahren von Anfang an bis 
auf den heutigen Tag von Friedensrichtern gehandhabt wor⸗ 
den iſt. Nur in dieſer Form und Geſtalt hat es ſich ſo vortrefflich 
bewährt. Wollte man in Verkennung des Weſens der Sache den 
gelehrten Richter mit der Aufgabe betrauen, ſo würde freilich 
— darin hat Kleybolte vollkommen recht — der Mißerfolg 
der gleiche ſein, wie er bei dem Sühneverſuch in Eheſachen ein⸗ 
getreten iſt. Liefert doch die ganze Bewegung für das Gütever⸗ 
fahren, die mit jedem Jahre ſtärker wird, den Beweis dafür, 
daß der Berufsrichter ſich für dieſe Aufgabe nicht als geeignet ge⸗ 
zeigt hat, wie es in der Natur des Richteramtes liegt. 

Falls die Frage weiterer Klärung bedürfen ſollte, ob der häß⸗ 
liche und verderbliche Kampf ums Recht, der die ſchlechten Trieb⸗ 
kräfte der menſchlichen Natur entfeſſelt, im materiellen und idealen 
Intereſſe der Bevölkerung nach Möglichkeit einzuſchränken iſt, wie 
dies in anderen Kulturkändern längſt geſchehen iſt, jo wäre es 
wünſchenswert, daß etwaige Gegner diefer Rechtswohltat zu den Tat⸗ 
ſachen Stellung nehmen, die hier berichtet worden ſind. (Vgl. meine 
Aufſätze „Conciliatori“ in der Cöln. Ztg. v. 22. Juni 1907, „Frie⸗ 
densrichter in der DIE. 1911, 966 ff. und „Die Aufgaben der 
Friedensrichter“ in Recht, Verwaltung und Politik im neuen Deutſch⸗ 
land, herausgegeben von Bozi und Heinemann. Ferd. Encke, 
Stuttgart 1916.) IR. Bamberger, Aſchersleben. 


Der Güterichter in Italien. 


Wie bekannt, hat der Güterichter (Giudice Conciliatore, Schieds⸗ 
mann, Friedensrichter), den die Verfaſſer der italieniſchen Zivil⸗ 
prozeßordnung alten römiſchen und neapolitaniſchen Überlieferungen 
zuliebe eingeführt haben, eine ſoziale und eine richterliche Funktion; 
die ſoziale in der Beilegung von Streitigkeiten jeder Art, die richter⸗ 
liche in der Entſcheidung der ihrer Zuständigkeit (bis 100 Lire) unter⸗ 
liegenden Prozeſſe. 

Fragen wir, in welcher Weiſe er ſich dieſer Aufgaben entledigt, 
ſo kommen wir zu weſentlich anderen Schlüſſen als die deutſchen 
Juriſten, welche der Anſicht find, daß der Volksrichter ſich in Italien 
bewährt hat. Sagt doch ein fo hervorragender Sachkenner wie 
Mortara, der hier nicht nur als Rechtslehrer, ſondern als höchſter 
Richter 1) urteilt: „Auch jetzt dient in Italien wie früher im König⸗ 
reich Neapel die Einrichtung des ſogenaunten Volksrichters dazu, die 
Streitluſt der Bevölkerung zu fördern und nicht, ſie zur 
Friedfertigkeit und gegenſeitigen Duldung zu erziehen“ (Ludovic 
Mortara, Commentario del Codice e delle Leggi di pro- 
cedura civile Bd. III S. 13). In der Tat — man braucht nur an 
die wahrhaft rieſige Zahl der vor allem in Süditalien und auf den 
Inſeln im ſtreitigen Verfahren vor dem ſo leicht zugänglichen Frie⸗ 
densrichter anhängig gemachten Prozeſſe zu denken! Und was foll 
man von den chimäriſchen Erfolgen jagen, welche die Verfechter des 
Güteverfahrens ſich von dieſer Einrichtung verſprachen, als fie auf 
feine eigentliche und charakteriſtiſche Funktion hinwieſen, Streitig⸗ 
keiten jeder Art beizulegen? Die Statiſtiken beweiſen, daß die bei⸗ 
gelegten Streitigkeiten mit einem Objekt von über 100 Lire eine 
höchſt dürftige Zahl ausmachen?) und von geringerer Bedeutung ſind, 
und daß „Erſcheinen und Verhandlung vor dem Friedensrichter ein 
praktiſcher Weg geworden iſt, um vorher geſchloſſenen Vergleichen 


1) Profeſſor Ludovieo Mortara, Italiens größte Autori⸗ 
tät auf dem Gebiet des Zivilprozeßrechts, iſt Chefpräſident des Kaſſa⸗ 
tionshofes in Rom. (Anm. des Überſetzers.) 

2) Dem Überſetzer liegt die Statiſtik aus dem Bezirk des Appell⸗ 
hofs Palermo für 1899 vor. Hiernach wurden in dieſem einen 
Appellhofsbezirk (Italien hat 22 Appellhöfe) im Jahre 1899 vor dem 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


unter Erſparung von Notariatsgebühren die nötige Form zu geben“ 
(Mortara, a. a. O. S. 12). 

Außer dieſen allgemeinen kritiſchen Einwendungen Mortaras 
gegen das Inſtitut als ſolches laſſen ſich verſchiedene Fehler ſeiner 
heutigen Geſtaltung in Italien aufzeigen; ſo z. B.: übermäßige Ab⸗ 
hängigkeit von der Gemeindeverwaltung; fehlende Gewähr für die 
geiſtigen und ſittlichen Fähigkeiten und für die Unabhängigkeit, zu 
weitgehende Beſchränkung in der Auswahl; übertriebener Fiskalis⸗ 
mus für Prozeſſe mit ſo geringem Objekt. N 

Kurz, wenn theoretiſch der Gedanke einer Volksgerichtsbarkeit 
möglich erſcheint, ſo hat das Inſtitut des Friedensrichters wenigſtens 
in der Form, in der es in Italien ausgeſtaltet wurde, in keiner Weiſe 
den begeiſterten Hymnen entſprochen, mit denen es bei ſeiner Ent⸗ 
ſtehung begrüßt wurde. 

Prof. Dr. Marie Ghiron, Rom, 
(überfegt von RA. Dr. Ernſt Franken ſtein, Berlin). 


Die Verweigerung der Entlaſſung aus dem Juſtizdienſt. 


Der große Krieg, der auf allen Gebieten ſo tiefgreifende Um⸗ 
wälzungen hervorgerufen, hat auch auf die Perſonalverhältniſſe 
der Zuftiz feine Wirkung nicht verfehlt. Während früher ein un⸗ 
geheurer Andrang zum Richteramt herrſchte und alle Stellen ſo be⸗ 
ſetzt waren, daß Aſſeſſoren viele Jahre lang unbeſoldet auf ihre 
Anſtellung warten mußten, hat ſich ſeit einigen Jahren ein fühl⸗ 
barer Mangel an Richtern und Staatsanwälten herausgeſtellt, der 
die Justizverwaltung zwingt, auf Abhilfe bedacht zu ſein. 

In feiner Not um richterliche Beamte und ſolche für die 
Staatsanwaltſchaft hat ſich das Preuß. Juſtizminiſterium eine Be⸗ 
ſtimmung des ALR. herangezogen, die ſicherlich nur noch wenigen 
Geſetzeskundigen bekannt war: 

10 II 94, 95 ALR. lauten: 


8 94. 
Vei derjenigen Inſtanz, von welcher die Beſetzung eines 
Amtes abhängt, muß auch die Entlaſſung davon geſucht 
werden. 

8 95. 
Die Eutlaſſung ſoll nur alsdann, wenn daraus ein erheb⸗ 
licher Nachteil für das gemeine Beſte zu beſorgen iſt, ver⸗ 
ſagt werden. 

In dieſer Beſtimmung, die allerdings bis zum heutigen Tage 
nicht außer Kraft geſetzt iſt, glaubt das Juſtizminiſterium eine 
geſetzliche Handhabe zu ſehen, um Aſſeſſoren auf ihren Antrag die 
Entlajfung aus dem Staatsdienſt zu verweigern. 

Ob mit Recht, ſoll im folgenden unterſucht werden: 

Der Wortlaut des Geſetzes ergibt zunächſt, daß die Ent» 
laſſung grundſätzlich nicht verſagt werden ſoll, ſondern nur went 
ein erheblicher Nachteil für das gemeine Beſte zu beſorgen iſt. Ob 
dieſe Vorausſetzung in conereto wirklich gegeben iſt, erſcheint mehr 
als zweifelhaft. Man wird dieſe Ausnahme vom Regelfalle auf ganz 
beſtimmte Fälle begrenzen muſſen, z. B. wenn in Zeiten der Gefahr 
während eines Krieges oder während innerer Unruhen, Beamte 
in wichtigen Stellungen auszuſcheiden wünſchen, bevor ſie durch 
geeignete Kräfte erſetzt werden können. Die Frage, ob jetzt, in 
Friedenszeiten, ein gewiſſer Mangel an Richtern oder Staats⸗ 
anmälten jo bedenklich iſt, daß hiervon ein „erheblicher Nachteil 
für das allgemeine Wohl“ erwartet werden kann, möchte ich ver⸗ 
neinen. Durch Zuſammenlegung von Dezernenten kann man hier, 
ſoweit wirklich irgendwo zeitweilig ein Notſtand eintritt, helfen. 
Im übrigen iſt die Not an Richtern nur eine Frage der Beſol⸗ 
dung. Da man ſich aber den veränderten Verhältniſſen nicht ge⸗ 
nügend anpaffen will, zieht die deutſche Republik es vor, von 
einem Teil ihrer Bürger Zwangsarbeit gegen äußerſt geringe Be⸗ 
zahlung leiſten zu laſſen. Mit wirklicher Perſonalnot hat dieſes 
Syſtem nichts zu tun. . 

Haben wir danach feſtgeſtellt, daß die Beſtimmung des All- 
gemeinen Landrechts in einer nicht zu rechtfertigenden, weiten 
Weiſe interpretiert wird, ſo kommen wir weiter zu der Frage, ob 
dieſe landesrechtliche Beſtimmung mit ſpäteren Landes⸗ oder mit 
Reichsgeſetzen in Widerſpruch ſteht. 

Den Satz „Reichsrecht bricht Landesrecht“ ſtellt auch unſere 
neue Reichsverſaſſung als oberſten Grundſatz der Kompetenz⸗Kom⸗ 
petenz in Art. 13 auf. 

Unter den Grundrechten der Deutſchen iſt in Art. 111 RVerf. 
die Freizügigkeit und das Recht, jeden Nahrungszweck zu betreiben, 
gewährleiſtet. Die Reichsverſaſſung geht mit dieſer Begriffsbeſtim⸗ 
mung bewußt über den Begriff „Gewerbefreiheit“ hinaus, da ſie 
nicht nur Gewerbefreiheit im techniſchen Sinne für alle diejenigen 


Friedensrichter rund 176 000 ſtreitige Verfahren anhängig gemacht, 
von denen 89 000 durch Urteil, 16000 durch gerichtlichen Vergleich 
und 71000 durch Rücknahme, Nichtweiterführung und außergericht⸗ 
lichen Vergleich erledigt wurden. Im Güteverfahren wurden dagegen 
nur 4085 Sachen bis 100 Lire und 135 Sachen über 100 Lire be⸗ 
handelt. (Arm. des Uberſetzers.) 
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5 will, auf die die Gewerbeorduung Anwendung findet, 

ſchaffun arüber hinaus „Gewerbefretheit“ für jede andere der Be⸗ 

wallepra des Lebensunterhalts dienende Tätigkeit. Daß die An⸗ 

nicht Ari i. S. dieſer Vorſchrift auch ein Nahrungszweig iſt, kann 
in Zweifel gezogen werden. 

Sein dem Abſchnitt „Wirtſchaſtsleben!“ wird noch einmal 

95 it von Handel und Gewerbe nach Maßgabe der Reichsgeſetze 
irgt — Art. 151 RVerf. —; freilich kaun man hier Zweifel 


Nu ob ſich die hier verbürgte Freiheit auch auf alle freien 
Verufe erſtreckt oder nur anf Handwerk, Handel und Induſtrie zu 


veſchränken it. 


50 W 111 ſpricht jedenfalls deutlich aus, daß jeder Staats⸗ 
u berechtigt iſt, jeden Nahrungszweig zu betreiben, wie und 
nickt und wo es ihm innerhalb des Deutſchen Reichs beliebt, ſoweit 
cht in ſpeziellen Geſetzen des Reichs Sonderbeſtimmungen enk⸗ 
halten fir, 
Hat, Die Zulaſſung, die Berufsausbildung und die fonftigen Ver⸗ 
Rade e der Deutſchen Anwälte ſind nun reichsgeſetzlich in der 
Wi „von 1878 in der Faſſung der Nov. von 1910 geordnet. 
1 beſtimmt, daß Anwalt nur werden kann, wer die Befähi⸗ 
G80 zum Richteramt erlangt hat, alſo nach Vorſchrift des 8 2 
alt die beiden juriſtiſchen Staatsprüfungen beſtanden hat. Er⸗ 
r der um Zulaſſung Nachſuchende dieſe Vorausſetzung, jo kann 
to 5 jedem Bundesſtaat und muß in dem Bundesſtaate zugelaffen 
f rden, in dem er die zweite Staatsprüfung beſtanden hat. Ver⸗ 
„agt darf die Zulaſſung nur unter den im Geſetz einzeln aufgeführten 
ſofden setzungen werden; ſonſt muß ſie erteilt werden, und zwar 
ſofort, nicht erſt nach einer gewiſſen Friſt, die im Ermeſſen der Ber 
horde ſtände. 
9 Dieſe Vorſchriften würden illuſoriſch gemacht, wenn es den 
andesjuſtizverwaltungen geſtattet wäre, Leuten, die die Befähigung 
zum Richteramt erlangt haben, die Entlaſſung aus dem Staatsdienſt 
su. versagen, die notwendige Vorausſetzung zur Zulaſſung zum 
19 0 Beruf eines Rechtsanwalts iſt. Dieſes Verhalten der Juſtiz⸗ 
debörde ſteht mit dem Wortlaut und dem Geiſt der Beſtimmungen 
115 NV. und der RAO. in Widerſpruch. Dabei iſt es gleichgültig, 
ob die Juſtizbehörde die Entlaſſung dauernd oder nur eine gewiſſe 
W lang verweigert. In der Verweigerung an ſich liegt eine 
. durch die reichsgeſetzlichen Beſtimmungen nicht gerecht⸗ 


Be Schließlich ſoll noch auf allgemein anerlannte Grundſätze des 
in antenrechts hingewieſen werden. Nach heute herrſchender Lehre 
b ui die Anftellung als Beamter fein zweiſeitiger Vertrag, ſon⸗ 
keit einſeitiger Verwaltungsakt, deſſen Zuläſſigkeit und Gültig⸗ 
Die aber durch die Einwilligung des Anzuſtellenden bedingt iſt. 
man gegen den Willen des Beteiligten vollzogene Anſtellung iſt 
Sia, vgl. hierzu Meyer⸗Anſchütz: Lehrbuch des Deutſchen 
ne, 2. Teil, S. 582 ff. Eine allgemeine Pflicht, Beamter 
an beſteht nicht, das Beamtenverhältnis kann nur frei 
Ar 19 begründet werden. Man kaun nun nicht etwa einwenden, der 
ſchenſer ſei ſchon Beamter und habe ſich nach der erſten juriſti⸗ 
laſſe Staatsprüfung freiwillig als Referendar vom Staate anſtellen 
11 Die Anſtellung als Beamter im Vorbereitungsdienſt muß 
e tet werden; der Referendar ſteht zwar in einem Be⸗ 
tendienſtverhältnis zum Staat, bekleidet aber, ſoweit er nicht 
zorübergehend mir einem Kommiſſorium betraut wird, noch kein 
galt Der Staat kann ihn daher auch nicht wie einen vollen Be⸗ 
Tätigf werten, was er auch dadurch zu erkennen gibt, daß er die 
nde eit als reine Ausbildungszeit zum eigenen Beſten des Refe⸗ 
i anſieht und ihn nicht beſoldet. Vor allem aber muß daran 
a werden, daß das Geſetz für das Richteramt und für die 
Kelaſſung zur freien Advokatur dieſelbe Ausbildung vorſchreibt. 
anſtellen Erfolg geprüfte Rechtskandidat, der ſich als Referendar 
zu 11105 läßt, hat deshalb durchaus nicht ſeine Bereitwilligkeit 
2 — al gegeben, Staatsbeamter zu werden, ſoweit er nicht etwa 
e Erklärung dahingehend abgegeben hat. Tacitus con- 
nicht für die Freiwilligkeit Beamter zu werden, darf jedenfalls 
Ser angenommen werden, als nach der zweiten juriſtiſchen 
eit hat Aülung, wo der zum Richteramt Befähigte zuerſt die Möglich⸗ 
no ſich für den Staatsdienſt oder freien Beruf zu entſcheiden. 
Wine ie Anſtellung eines Aſſeſſors im Staatsdienſt wider deſſen 
3 iſt daher nach anerkannten ſtaatsrechtlichen Grundſätzen 


ungü R 
Kan Die Ungültigkeit der Auſtellung hat Vernichtbarkeit zur 
wirkt . Die Vernichtung geſchieht durch Widerruf, der ex tune 


Se ln Deffen Vornahme die zuſtändige Behörde auf Antrag und 


ee: Ba berechtigt und verpflichtet iſt. Hat ein ſolcher 
Anſteſlun as Amt eines Prozeßrichters bekleidet, und wird ſeine 
bei — 22 8 Wirkung ex tunc widerruſen, ſo können Urteile, 
ſetzung — er mitgewirkt hat, wegen nicht vorſchriftsmäßiger Be⸗ 

1 Gerichts mit der Nichtigkeitsklage angefochten werden. 
fle eilfie zeigt, in welche Gefahr der Staat ſich und die 


D 
Rechtsp 8 
mit ſeiner Auslegung dieſer Beſtimmung des ALR. 


begibt. 


Referendar Dr. Arthur Juſt, Berlin. 


Kleinere Aufſätze 19 


Anfechtung letztwilliger Verfügungen auf Grund der 
wirtſchaftlichen Umwälfung. 

Auf dem Gebiete des Vertragsrechts ſind zahlreiche, nur allzu 
ſehr widerſprechende Entſcheidungen in durch die wirtſchaftliche 
Umwälzung verurſachten Prozeſſeu ergangen; demgegenüber iſt es 
auffallend, daß Entſcheidungen über Anfechtung letztwilliger Ver⸗ 
fügungen anſcheinend noch nicht bekannt geworden ſind, obwohl 
gerade auf erbrechtlichem Gebiete die Einwirkung der völlig ver⸗ 
änderten Verhältniſſe eine nicht weniger einſchneidende iſt. Jeder 
Erblaſſer, der vor dem Umſturz ein Teſtament oder einen Erb⸗ 
vertrag errichtete, hat in ſeine Erwägungen und Berechnungen 
außer der Größe des eigenen vermutlichen Nachlaſſes und den 
Vermögensverhältniſſen des Bedachten die Kauſkraſt des Geldes 
als einen fo gut wie feſtſtehenden Faktor eingeſtellt, auf Grund 
deſſen er die Verteilung des Nachlaſſes unter Erben, die Höhe 
von Vermächtniſſen, namentlich Renten, die Anordnung von Nach⸗ 
erbſchaften uſw. beſtimmte. Es galt früher in zahlreichen Fallen 


für ein Gebot ſelbſtverſtändlicher Vorficht, den einen Erben — ſei 
es die Witwe, die unverheiratete Tochter, den geſchäftsungewandten 
Sohn — zu Vorerben, andere Perſonen dagegen zu Nacherben 


einzuſezen; jo gut wie ſtets wurde ein ſolcher oder ähnlicher 
Teſtamentsinhalt nur dann gewählt, wenn der dem Erblaſſer nahe⸗ 
ſtehende Vorerbe auskömmlich von den Erträgniſſen des Nach⸗ 
laſſes zuſammen mit ſeinen ſonſtigen Einkünften leben konnte. 
Ahnliche Erwägungen walteten vor, wenn der Erblaſſer den Erben 
mit Rentenvermächtniſſen beſchwerte. Infolge der Entwerkung des 
deutſchen Geldes haben ſich in den meisten derartigen Fällen die 
Berechnungen des Erblaſſers als ganz irrig erwieſen. Der Vor⸗ 
erbe oder Nießbrauchsberechtigte eines früher ſtattlichen Bermögens 
kann von deſſen Erträgniſſen oft den noldürftigſten Lebensunter⸗ 
halt nicht mehr beſtreiken, nachdem die Kaufkraft der Mark auf 
einen winzigen Bruchteil geſunken iſt; erſchwert wird feine Lage 
noch durch die erdrückenden Steuern. In ſolchen Fällen wird die 
Frage zu prüfen ſein, inwieweit auf Grund des geltenden Rechtes 
ein angemeſſener, dem wirklichen Willen des Erblaſſers und den 
Verhältniſſen Rechnung tragender Rechtszuſtand herbeigeführt wer⸗ 
den kann. Die maßgebende Geſetzesbeſtimmung iſt 8 2078 Abſ. 2 
BGB., wonach eine letztwillige Verfügung auch angeſochten werden 
kann, ſoweit der Erblaſſer zu der Verfügung durch die irrige Ars 
nahme oder Erwartung des Einteitts oder Nichteintritts eines 
Umſtandes beſtimmt worden iſt. Der Irrtum in den Beweggründen 
wird für erheblich erklärt, gleichzültig, ob die irrige Vorſtellung 
ſich auf Tatumſtände bezieht, die der Vergangenheit, Gegenwart 
oder Zukunft augehören. In der Kommiſſion für die zweite 
Leſung des BGB. war angeregt worden, die Anfechtung wegen 
Irrtums im Beweggrunde nur zuzulaſſen, wenn ſich der Irrtum 
auf die Vergangenheit oder Gegenwart beziehe, nicht aber wegen 
Irrtums über ein zukünftiges Ereignis. Dazu wurde ausgeführt 
(Prot. Bd. 5, 50), Vergangenheit und Gegenwart könne der Erb⸗ 
laſſer überſehen und ſich eine beſtimmte poſitive Vorſtellung von 
den für ihn weſentlichen Umſtänden machen. Die Zukunſt aber 
liege für ihn völlig dunkel da; allerdings ſei es möglich, daß der 
Erblaſſer feine Entſcheidung von dem Eintritt oder Nichteintritt 
eines beſtimmten zukünftigen Ereigniſſes, der Heirat der Tochter, 
der Geburt eines Enkels uſw. abhängig machen wolle. Dann liege 
aber eine eigentliche Bedingung vor, für dieſe Fälle ſeien be⸗ 
ſondere geſetzliche Beſtimmungen nicht nötig. Wenn aber der Erb⸗ 
laſſer nur eine ganz allgemeine Vorſtellung der kommenden Er⸗ 
eigniſſe gehabt habe, ſo ſei es nicht angängig, eine Anfechtung 
des letzten Willens deshalb zuzulaſſen, weil der Verlauf ein an⸗ 
derer geweſen ſei, als der Erblaſſer erwartet habe. Dieſer An⸗ 
regung wurde nicht ſtattgegeben, die Mehrheit der Kommiſſion 
(Prot. Bd. 5, 51) ging von folgenden Erwägungen aus: Wenn 
der Erblaſſer durch eine poſitive und deutliche Vorſtellung eines 
tatſächlichen Umſtandes oder Ereigniſſes zu der letztwilligen Ver⸗ 
fügung beſtimmt worden ſei, ſo müſſe die Verfügung angefochten 
werden können, falls ſich hinterher herausſtelle, daß jene Vor⸗ 
ſtellung eine irrige geweſen ſei; nicht jedes Ereignis, welches etwa 
für den Erblaſſer von Bedeutung hätte ſein können, ſolle einen 
Grund zur Anfechtung abgeben, ſondern nur ein ſolches, von dem 
der Erblaſſer fi) eine poſitive Vorſtellung gemacht habe. Es 
möge ſelten ſein, daß der Erblaſſer durch die Vorſtellung des 
Eintritts oder Nichteintritts eines ſolchen Ereigniſſes wirklich in 
ſeinem Willen beſtimmt worden ſei, ohne daß er eine Bedingung 
ſetze; aber derartige Fälle könnten vorkommen. 


Im Anſchluß an dieſe für die Faſſung des 8 2078 Abſ. 2 
maßgebenden Erwägungen nimmt RG. 86, 209 an, es bedürfe 
der Feſtſtellung, daß der Erblaſſer den Eintritt oder Nichteintritt 
eines Umſtandes angenommen oder erwartet habe, daß er dadurch 
zu der Verfügung beſtimmt worden ſei und daß ſeine Annahme 
oder Erwartung ſich als irrig erwieſen habe (vgl. dagegen NG. 
77, 174). 

In Fällen der hier beſprochenen Art wird ſich oft — auch 
wenn ein direkter Beweis nicht zu führen iſt — der Gedankengang 
des Erblaſſers unſchwer rekonſtruieren laſſen. So wird die freie 
richterliche Beweiswürdigung faſt regelmäßig zu der Überzeugung 
führen, daß der Ehemann oder Vater, der die Witwe oder die 
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Kleinere 


Kinder auf den Nießbrauch an ihrem Erbteil beſchränkt, von ber 
beſtimmten Annahme ausging, die Erträgniſſe dieſes Vermögens 
würden dem Bedachten allein oder in Verbindung mit deſſen ſon⸗ 
ſtigen Einkünften zum mindeſten den ſtandesgemaßen Unterhalt ge⸗ 
währleiſten. Es bedarf deshalb in ſolchen Fällen nicht der Er⸗ 
örterung der müßigen Frage, ob der Erblaſſer mit der Möglichkeit 
eines Krieges oder Umſturzes gerechnet hat, ſondern die Feſt⸗ 
ſtellung, daß er das Zugewandte für den von ihm gedachten Zweck 
für ausreichend halten mußte und gehalten hat, wird zur An⸗ 
wendung des 82078 Abſ. 2 genügen; der Fall liegt dem des 
Irrtums über die Größe des Nachlaſſes gleich (vgl. Warneyer 
1912 Nr. 88). Ob der Erblaſſer durch dieſe irrige Annahme zu 
der Verfügung beſtimmt worden iſt, wird ſich meiſt auf Grund 
der geſamten Umſtände des Falles ermitteln laſſen. Bei den oben 
gewählten Beiſpielen (Beſchränkung nächſter Angehöriger auf Vor⸗ 
erbſchaft oder Nießbrauch) wird dieſe Frage meiſt ohne weiteres 
zu bejahen ſein, da die Vermutung dafür ſpricht, daß der Erb⸗ 
laſſer in auskömmlicher Weiſe für ſie ſorgen wollte. 

Liegt im Einzelfall danach eine anſechtbare letztwillige Ver⸗ 
fügung vor, ſo ergeben ſich die weiteren Konſeguenzen aus dem 
Geſetz. Von beſonderer Bedeutung iſt, daß die Anfechtung immer 
nur eine Verfügung beſeitigen, niemals aber eine ſolche ins Leben 
rufen kann, die der Erblaſſer bei Kenntnis der Dinge errichtet 
haben würde. So würde in dem oben gewählten Beifpiel der 
Nacherbfolge der Erblaſſer ſchon aus ſteuerlichen Gründen meiſt 
die befreite Vorerbſchaft gewählt haben; die Anfechtung kann die⸗ 
tem mutmaßlichen Willen keine Geltung verichaffen, ſie kann nicht 
zu einer rechtsgeſtaltenden Abänderung des letzten Willens führen 
(vgl. RG. 12. Juli 1919, 23. 1920 Sp. 310 Nr. 6). Zu wel⸗ 
chem praktiſchen Ergebnis die Anfechtung führt, ob zur Auf⸗ 
rechterhaltung einzelner Beſtimmungen gemäß 82085, ob zur An⸗ 
nahme der geſetzlichen Erbfolge, kann ſich nur aus den Um⸗ 
ſtänden des Einzelfalles ergeben. 

Von praktiſcher Bedeutung iſt in allen Fällen die einjährige 
Ausſchlußfriſt des 8 2082 BOB. Die für den Friſtbeginn maß⸗ 
gebende Kenntnis des Anfechtungsberechtigten von dem Anfechtungs⸗ 
grund wird erſt in dem Augenblick als vorhanden gelten müſſen, 
in dem er erkennen muß, daß die veränderten Verhältuiſſe Aus⸗ 
ſicht auf eine durchgreifende Beſſerung nicht mehr bieten. In 
manchen Fällen wird daher der Lauf der Friſt noch nicht oder 
erſt vor kurzem begonnen haben. Bei noch nicht ausbezahlten 
Vermächtniſſen, Renten u. dgl. kommt daneben 82083 in Betracht; 
danach kann, wenn durch die anfechtbare letztwillige Verfügung 
die Verpflichtung zu einer Leiſtung begründet wird, der Beſchwerte 
die Leiſtung verweigern, auch wenn die Anfechtung durch Friſt⸗ 
ablauf ausgeſchloſſen iſt 

Die gleichen Grundſätze gelten für die Anfechtung von Erb⸗ 
verträgen nach Maßgabe der 88 2281 ff. 

RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


Ausſteuer und füdiſche gltte. 


Die in JW. 1921, 1455 unter Nr. 4 wiedergegebene Reichs⸗ 
gerichtsentſcheidung kann ich nicht unerörtert laſſen. Ich glaube, 
daß ſie in weiten Kreiſen nicht Beifall, wie ihn Neubecker in 
einem weſentlichen Punkte ſeiner Fußnote ihr zollt, ſondern Be⸗ 
fremden wecken wird. 

Der Gedankengang des RG. iſt etwa folgender: Der 8 1620 
entſpringe dem Beſtreben des Geſetzgebers, die hergebrachte deutſche 
Sitte zum Rechtsſatze zu erheben, wonach die Tochter die zur Ein⸗ 
richtung des neuen Hausweſens erforderlichen Gegenſtände ihrem 
Manne mit in die Ehe bringe. Dieſe Ausſteuerpflicht der Eltern 
finde nach dem Geſetz ſeine Einſchränkung einerſeits durch die An⸗ 
forderungen, welche die Einrichtung des neuen Haushalts ſtelle, 
andererſeits durch etwa in „gewiſſen Gegenden beſtehende allge⸗ 
meine Sitten, nach der der Tochter grundſätzlich kein Anſpruch auf 
Gewährung gewiſſer an ſich zur Einrichtung gehöriger Gegenſtände 
gegen die Eltern zuſtehen ſoll“. Dagegen könne eine „der deut⸗ 
ſchen Sitte widerſprechende jüdiſche Sitte“ nicht dazu 
führen die Ausſteuerpflicht der Eltern einzuſchränken, alſo einen 
Anſpruch der verheirateten Tochter auf Gewährung der Wohnungs⸗ 
einrichtung auszuſchließen. 

Hierzu iſt zu bemerken: 

a) Der Rechtsſatz des 8 1620 BGB., daß der Vater unter 
Berückſichtigung ſeiner und ſeiner Tochter Vermögenslage zur Ge⸗ 
währung einer angemeſſenen Ausſteuer verpflichtet iſt, iſt jo 
klar und eindeutig, daß es einer Auslegung durch die Abſicht 
155 ul) und durch feine hiſtoriſchen Grundlagen nicht 
bedarf. 

b) Weſentlich allein iſt die Frage: was iſt angemeſſen ? 
Hier läßt das Geſetz offenſichtlich der Sitte einen Spielraunt. 
Das erkennt auch das RG. an. 

Es ſpricht von dem „ſich nach Orts⸗ und Familienſitte 
beſtimmenden Umfang“, von einem Umfange, wie er ſich unter 
Verückſichtigung der örtlichen und Famikieuſitte als ange⸗ 
meſſen erweiſt. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


In dem entſcheidenden Teile ſeiner Gründe iſt aber alles 
rein auf die örtliche, die in gewiſſen Gegenden beſtehende 
allgemeine Sitte, auf den in Hamburg allgemein üblichen Unt⸗ 
ſang abgeſtellt. 

Dieſe alleinige Rückſichtnahme auf regionale Momente iſt 
im Geſetz — und inſoweit mißbilligt wohl auch Neubecker die 
Entſcheidung — in keiner Weiſe begründet. 

Für die Angemeſſenheit ſind die geſamten, ſich aus den ver⸗ 
ſchiedenſten, keinesfalls bloß aus örtlichen Faktoren beſtimmenden 
Verhältniſſe: ſoziale Stellung, Vermögenslage, Wohnſitz, Religion, 
Abſtammung, kurzum der Geſamtlebenskreis der beteiligten Perſon 
maßgebend. Die anerkannte Sitte einer Geſellſchaftsſchicht iſt vom 
Richter ebenſo in Betracht zu ziehen, wie die Sitte irgendeiner 
Gegend. 

c) Deraus ergibt ſich die Fehlerhaftigkeit des Satzes, auf 
den das Reichsgericht ſchließlich ſeine Entſcheidung unmittelbar 
ſtützt, daß eine der deutſchen Sitte widerſprechende 
jüdiſche Sitte unbeachtlich ſei. 

Dieſer Satz, den Neubecker begrüßt, muß befremden. Deutſch 
und jüdiſch iſt im Rahmen der Rechtsgemeinſchaft des deutſchen 
bürgerlichen Geſetzbuches kein Gegenſatz. Wo das Geſetz die An⸗ 
ſchauungen und Sitten der Beteiligten beachtet, hat jede Geſell⸗ 
ſchaftsſchicht deutſcher Staatsbürger, auch der durch Abſtammung 
und Religion zuſammengehaltene Kreis der jüdiſchen Deutſchen 
Anſpruch auf Anerkennung der in ihm beſtehenden Gebräuche. Auch 
ſeine Sitte, die der örtlichen Sitte nicht zu weichen braucht, iſt 
deutſche Sitte im Sinne des geltenden Rechts. 

Geh. IR. Dr. Eugen Fuchs, Berlin. 


Die Berechnung des Nauſchſaßes auf Grund des Gel. 
u. 8. Juli 1921. 


In Art. J Ziff. 5 iſt der höchſt zuläſſige Pauſchſatz auf 450 
540 % erhöht. 
In Art. II iſt ein Zuſchlag bewilligt, der von den nach der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte und dem Geſetz v. 18. Dez. 
1919 zu erhebenden Pauſchſätzen berechnet wird und bis auf wei⸗ 
teres 100% beträgt. 

Handelt es ſich hiernach um einen Pauſchſatz bis zu 225 
bzw. 270 %, fo daß einſchließlich des Zuſchlages 450 bzw. 540 % 
zu berechnen wären, fo beſtehen keine Zweifel. Geht aber der 
Pauſchſatz über dieſe Beträge hinaus, ſo erhebt ſich die Frage, ob 
die Beſtimmung in Art. I Ziff. 5 der Berechnung eines den Betrag 
von 450 bzw. 540 % überſteigenden Pauſchſatzes einſchließlich des 
Zuſchlages entgegenſteht. Anders ausgedrückt: Beträgt der Höchſt⸗ 
pauſchſatz einſchließlich des Zuſchlages niemals mehr als 450 bzw. 
540 5 


bzw. 


Dieſe Frage bejaht die von Bureauvorſteher Herm. Stein⸗ 
ecke und Ludwig Müller in Erfurt herausgegebene Tabelle. 

Aber zu Unrecht! Art. I Ziff. 5 ändert die bisherige Gebühren⸗ 
ordnung und das Gef. v. 18. Dez. 1919 ab. Die gemäß Art. II 
dem Zuſchlag zugrunde liegende Berechnung des Pauſchſatzes hat 
dieſe Anderung zu berückſichtigen. Waͤre dies nicht der Fall, ſo 
wäre die Beſtimmung Art. I Ziff. 5 ſiunlos, denn dann müßte bei 
der Berechnung auch der bisherige Höchſtpauſchſatz berückſichtigt 
werden und ein höherer Pauſchſatz einſchließlich des Zuſchlages als 
300 bzw. 360 % wäre nicht möglich. Der Höchſtpauſchſatz von 
450 bzw. 540 % würde alſo nie erreicht. 

Beiſpiel: Prozeßgebühr 1200 %, Pauſchſatz 360 %, früherer 
Höchſtpauſchſatz 150 %, Pauſchſatz einſchließlich Zuſchlag 300 . 

Geht man aber davon aus, daß durch Art. I Ziff. 5 die bis⸗ 
herige Gebührenordnung und das Gef. v. 18. Dez. 1919 abgeändert 
ſind und dieſe abgeänderten Geſetze der Berechnung des Pauſchſatzes 
gemäß Art. II zugrunde zu legen ſind, ſo iſt es notwendig, den 
Pauſchſatz vorab bis zu einer Höchſtgrenze von 450 bzw. 540.46 
zu berechnen und den Zuſchlag hinzuzurechnen. 

Beiſpiel: Prozeßgebühr 1200 4, Pauſchſatz 360.8, Pauſchſatz 
einſchließlich Zuſchlag 720 /. 

Prozeſigebühr 300 %, Höchſtpauſchſatz 450 , Pauſchſatz ein⸗ 
ſchlieflich Zuſchlag 900 . 

Gegen dieſe Beweisführung könnte allenfalls geltend gemacht 
werden, daß die Beſtimmung Art. I Ziff. 5 zwar ſinngemäß den 
Wegfall der früheren Höchſtpauſchſätze bedinge, ſich aber anderer⸗ 
ſeits auf den Pauſchſatz einſchließlich des in Art. IT zubewilligten 
Zuſchlages beziehe, infolgedeſſen Pauſchſatz einſchließlich Zuſchlag 
den Betrag von 450 bzw. 540 % nicht überſteigen dürfe. 

Beiſpiel: Prozeßgebühr 1200 4, Pauſchſatz 360 45, Pauſch⸗ 
ſatz einſchließlich Zuſchlag 450 %. 

So auch die oben erwähnte Tabelle. Dies iſt aber aus fol⸗ 
genden Gründen nicht richtig: 

Wenn Art. I Ziff. 5, wie oben erörtert, den Sinn hat, daß 
dadurch die früheren Höchſtpauſchſätze abgeändert werden, ſo kann 
fein Sinn nicht zugleich fein, auch die Pauſchſäße einſchließlich 
der Zufchzäge zu beſchränken, weil früher keine Zuſchläge be⸗ 
ſtanden. 


. aheg. 1922 Ff 1] 


Art. Sodann if es geſetzestechniſch unrichtig, dem vorangehenden 
Male un Bedeutung für eine Materie zu geben, die zum erſten 
n Art. II behandelt wird. 
galegen alf lich hätte aber für den Geſetzgeber auch nichts näher 
verleihen 5 einem dahingehenden Willen in Art. II Ausdruck zu 
die „Ausschlaggebend dürfte der Zweck des Gef. v. 8. Juli 1921 
Antwort auf die oben geſtellten Fragen beeinſluſſen. 
5 Ziff. 5 trägt den veränderten wirtſchaſtlicten Verhält⸗ 
Nechmu er Geldentwertung, genau wie in den Ziff. 1 bis 4 
geſtie ig. Die Streitwerte jind infolge der Geldentiveriung derart 
ie Pan daß die früheren Höchſtpauſchſäge dem Grundſatze, daß 
Iufol auſchſag 3/0 der Gebühren betrage, geradezu hohnſprechen. 
N gedeſſen erwies ſich eine Erhöhung der Höchſtpauſchſätze als 
endig. 
u dieſer Abänderung war aber den Intereſſen des An⸗ 
en 1 55 nicht in vollem Umfange gedient, vor allem nicht 
nwälten, bei denen große Objekte etwas Seltenes find. Es 
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blieb nämlich weiter zu berückſichtigen, daß die Unkoſten derart 
ins Ungemeſſene gewachſen waren, daß der bisher gerechnete Pauſch⸗ 
ſatz dazu in keinem Verhältnis ſtaud. Hier wählte der Geſetzgeber 
als vorübergehende Maßnahme die Form des Zuſchlages, um die 
bisherige Berechnungsweiſe beſtehen zu laſſen. Erſt die Erhöhung 
der Höchſtpauſchſätze und der Zuſchlag, Art. J und II, erſüllen hier⸗ 
nach den geſetzgeberiſchen Gedanken. 

Vergleichend möge ſchließlich noch darauf hingewieſen werden, 
daß auch die erhöhten Gebühren des Geſetzes v. 18. Dez. 1919 
beſtehen geblieben ſind und daß Art. II des Geſ. v. 3 Sun sl 
zu dieſen erhöhten Gebühren die Zuſchläge bewilligt. N 

Die geſtellte Frage iſt dahin zu beantworten: Pauſchſatz ein⸗ 
schließlich Zuſchlag werden in Art. Ziff. 5 nicht auf 450% bzw. 
540 % begrenzt, ſondern der Pauſchſatz allein, jo daß der Pauſchſatz 
einſchließlich Zuſchlag die Summe von 900 bzw. 1080 % erreichen 
kann. Die gleiche Auffaſſung wird von Friedländer, Ergän⸗ 
zungsheft zur 6. Aufl. d. Kommentars und von Walter⸗Joachim 
Anm. IId vertreten. D. S. RA. Dr. Bolten, Düſſeldorf. 


Rechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle gestattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


* 2 
Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — 1 Anmerkung.] 
Reichsrecht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 
ſchr * Zur Frage, ob die irrige Vorſtellung von der Über⸗ 
rechtliche des Nachlaſſes einen Irrtum über eine verkehrs⸗ 
oben iche Eigenſchaft i. S. des 8 119 Abſ. 2 BB. darſtellt 
er nicht.] ) 
— — Aus den Gründen: Die Reviſion vertritt die Mei⸗ 
g, daß die irrige Vorſtellung von der Überſchuldung des 
achlaſſes einen Irrtum über eine verkehrsweſentliche Eigen⸗ 
1 i. S. des § 119 Abſ. 2 BOB. darſtelle. Die Bekl halten 
1909 Aunſicht die v. 5. und 6. 38, des RO. bei Warn. Rſyr. 
Fee Nr. 528 und in RG. 73, 1361) im Anſchluß an frü⸗ 
m Entſcheidungen entwickelte, auch in wiederholten ſpä⸗ 
Nr = Entſcheidungen (Warn. Rſpr. 1912 Nr. 287, 1914 
Ad; Urt. v. 21. Juni 1919 V. 157/19) ſeſtgehaltene 
tuulfaſſung entgegen, daß § 119 Abſ. 2, indem er als Irr⸗ 
ſolch ber den Inhalt der Erklärung auch den Irrtum über 
als je Eigenſchaften der Sache gelten laſſe, die im Verkehr 
auf Felentlich angeſehen werden, ſich gemäß § 90 BGB. nur 
ſonderer erliche Gegenſtände beziehe und wegen ſeiner be⸗ 
entſprech Natur auf andere Erklärungsgegenſtände auch nicht 
tum echend anzuwenden fei. Dieſe Auffaſſung hat im Schrift⸗ 
RG faft einmütigen Widerſpruch gefunden. Der 1. 38. des 
6742 iſt von ihr in einer beiläufigen Bemerkung (JW. 1914, 
) bereits abgewichen. Auch der erkennende Senat trägt 


9 N 
JW. 1910, 388. 

JW. 1907, 4. 

Zu 1. Die Entſch. iſt richtig: . n e 
den Sehen te aber die Begründung überſieht 
deshalb, wein fechtung der Erbſchaftsausſchlagung verſagt das RG. 
ließe. eil kein Irrtum vorliege, der ſich unter 8 1192 bringen 


en 
Erbe 5 ee 
. Gleich 5 
(8 19542, bichwohi ſcheint § 1954 wegen feiner allgemeinen Faſſung 
lad PR, zu 
192 1 
fechtbarkeit ni mt die Ausſchlagung einer Erbſchaft von der An 
icht a gung 


ausſell 


Bedenken, ſich ihr anzuschließen, kann die Streitfrage aber 
hier auf ſich beruhen laſſen. Denn ſelbſt wenn der Nach⸗ 
laß, trotzdem er als ein Vermögensinbegriff (8 1922 Abſ. 1 
BGB.) kein körperlicher Gegenſtand ift, i. S. des § 119 Abſ. 2 
BGB. als eine Sache oder als ein einer ſolchen gleich zu 
behandelnder Gegenſtand aufgefaßt werden könnte, würde die 
Anwendbarkeit jener Vorſchrift auf den vorliegenden Fall 
mit dem BG. zu verneinen fein. Ob ein Nachlaß über⸗ 
ſchuldet iſt, ergibt ſich regelmäßig erſt aus einer Schätzung 
des Wertes ſeiner einzelnen Beſtandteile und aus einem Ur⸗ 
teile darüber, ob und inwieweit die gegen den Nachlaß geltend 
gemachten Forderungen ihrem Grunde und ihrer Höhe nach 
berechtigt ſind. Das Ergebnis einer derartigen tatſächlichen 
und rechtlichen Abwägung, mag es nun ein die Paſſivbeſtand⸗ 
teile überſteigender Wert der Aktivbeſtandteile oder umge⸗ 
kehrt eine Überſchuldung des Nachlaſſes ſein, iſt keine dem 
Nachlaß innewohnende Eigenſchaft, wie auch ſonſt Werturteile 
über eine Sache anerkanntermaßen keine Sacheigenſchaft be⸗ 
gründen können (RG. 64, 2692); Warn. Rſpr. 1909 Nr. 502). 
An der von der Reviſion angezogenen Schriftſtelle (RG R., 
BGB.s 81954 Anm. 1) wird im Anſchluß an den — mit 
der gemeinen Meinung im Schrifttum übereinſtimmenden — 
Satz, daß eine irrige Vorſtellung über den Beſtand (alſo auch 
über die Schulden) oder den Wert des Nachlaſſes nur ein 
Irrtum im Beweggrunde zur Annahme oder Ausſchlagung 
ſei, allerdings bemerkt, bei einem überſchuldeten Nachlaſſe könnte 
unter Umſtänden ein Irrtum über verkehrsweſentliche 
Eigenſchaften angenommen werden. Ob eine ſolche Annahme 
etwa unter beſonderen Umſtänden möglich iſt, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. In der vorliegenden Sache ſind jedenfalls 
keine Umſtände vorgebracht, die eine Abweichung von der 
für die Regel gebotenen gegenteiligen Auffaſſung rechtfertigen 
können. Die Überſchuldung oder die Aktivbilanz des Nach⸗ 
laſſes hängt hier weſentlich von der Beurteilung der zweijel- 
haften und unter den Parteien ſtreitigen Rechtsnatur der 


Amte ſind, iſt ihnen der Fall, daß die Ausſchlagung einer 
Offerte inter vivos wegen Irrtums aus 8 119? angefochten 
wäre, nicht begegnet. Auch der RR.⸗Kommentar weiß nichts 


davon. Es iſt auch erklärlich, daß dieſe Anfechtung ſchwerlich prak⸗ 


tiſch werden kann. Die Annahme einer Offerte infolge Eigen⸗ 
ſchaftstrrtums fechle ich nur an, wenn mir der Vertrag nach der 
wahren Sachlage als für mich zwecklos erſcheint. Und der Richter 
wird meiner Anfechtung nur dann ſtattgeben, wenn er überzeugt iſt, 
daß ein verſtändiger Menſch bei Kenntnis der wahren Sachlage die 
Offerte nicht angenommen hätte, und daß mir deshalb auch bei billiger 
Berückſichtigung der Intereſſen des Gegners nicht zugemutet werden 
könne, den Vertrag auszuhalten (ogl. JW. 1921, 826/28). Der 
Richter will mich dann vor Schädigung durch den Ver⸗ 
trag bewahren. 

Die Ausſchlagung einer Offerte werde ich dagegen aus 
81192 nur dann anfechten, wenn ich glaube, durch meinen Irrtum 
um ein mir vorteilhaftes Geſchäft gekommen zu ſein. Und der 
Richter, der die Anfechtung zuließe, würde dies nicht tun, um mich 
vor einem drohenden Schaden zu bewahren, ſondern um mir auf 
Koſten eines anderen zu einem Vorteil zurückzu verhelfen, 
deſſen ich mich durch die Ausſchlagung bereits begeben hatte. Zu 
ſolcher Wiedereinſetzung in eine bereits aufgegebene günſtige Lage 
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aus dem Geſamtgut einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft an 
den Erblaſſer als damaligen Teilhaber dieſer Gemeinſchaft 
geleiſteten Zahlungen ab. Hat der Kl. ſich durch die An⸗ 
nahme einer aus dieſem Rechtsverhältnis entſpringenden Nach⸗ 
laßſchuld und darauf beruhender Überſchuldung des Nach⸗ 
laſſes zur Ausſchlagung der Erbſchaft beſtimmen laſſen und 
follte die angenommene Nachlaßſchuld in Wahrheit nicht be⸗ 
ſtehen, ſo handelt es ſich um einen bloßen Irrtum im Be⸗ 
weggrunde, den das BG. nach dem allein in Betracht kommen⸗ 

den § 119 BGB. mit Recht für unbeachtlich erklärt hat. 
(R. w. H. u. Gen., U. v. 26. Sept. 1921: 31/21 IV. 151 
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könnte der Richter aber nur dann bereit ſein, wenn er die Intereſſen 
des anderen, der durch meine Wiedereinſetzung benachteiligt wird, für 
ſo wenig ſchutzwürdig hielte, daß er ſich gedrungen fühlte, ſie meinem 
Streben nach Wiedererlangung eines bereits aufgegebenen Vorteiles 
zu opfern. Und zu dieſem Urteil wird der Richter ſchwerlich jemals 
gelangen. Aber auch der Irrende ſelbſt wird, wenn er ein alle 
ſtändiger Menſch iſt, kaum auf den Gedanken kommen, die Anfech⸗ 
tung zu verſuchen. Wenn A. ſich dem B. als Hauslehrer anbietet 
und B. ablehnt, weil er den A. irrtümlich für einen Trinker hält, 
ſo würde es doch eine ſehr unbillige Bindung des A. bedeuten, wenn 
B. ſpäter die Offerte durch Anfechtung ſollte wiederherſtellen und 
ſo einen Vertrag ſollte zuſtandebringen können, der dem A. vielleicht 
gar nicht mehr zuſagt. Ein anderes Beijpiel; P. offeriert zwei 
geflüchteten Balten, R. und S., in einem an ſie gemeinſam gerich⸗ 
teten Briefe ſeine Ein⸗Familienwohnung, und zwar an erſter Stelle 
dem ihm näher bekannten R., — falls dieſer aber nicht reflektiere, 
dem S. R. ſchlägt aus; S. nimmt an. Später will R. ſeine Aus⸗ 
ſchlagung anfechten, weil er über die für ihn weſentliche örtliche Lage 
der Wohnung geirrt habe. Auch hier wird die Anfechtung zurück⸗ 
gewieſen werden müſſen, weil fie unbillig erſcheint.“ 

Zudem würde die Anfechtung dem Anfechtenden wenig mehr 
nützen, ſobald der Gegner ſich im Vertrauen auf die Gültigkeit der 
Ausſchlagung bereits anderweit feſtgelegt hat. Dann griffe nämlich 
zugunſten des Gegners § 122 durch. P., der die Wohnung an S. 


vermietet hat — A., der ſich inzwiſchen von X. als Hauslehrer 


engagieren ließ —, könnten dem Anfechtenden entgegnen: bevor du 
Erfüllung des neuen Vertrages verlangſt, ſtelle den Zuſtand her, der 
beſtehen würde, wenn der dich zum Erſatz verpflichtende Umſtand, 
d. h. die Erweckung des Vertrauens auf die Gültigkeit deiner Aus⸗ 
ſchlagung, nicht eingetreten wäre; m. a. W., mache uns los von dem 
mit ©. bzw. X. geſchloſſenen Vertrage (§ 249). Ich glaube aber, man 
könnte oft noch weiter gehen und den Aufechtungsgeguer, nachdem er 
ſich bereits anderweit feſtgelegt hat, auf Grund von 8 2752 ganz frei 
machen; denn dem infolge der Anfechtung der Ausſchlagung zuſtande 
gekommenen Vertrage würde man doch wohl als Abſchlußzeitpunkt den 
Augenblick der Ausſchlagung geben müſſen; und dann läge für den 
Anfechtungsgegner in unſeren Beiſpielen und auch ſonſt oft nach⸗ 
trägliches kaſuelles Unvermögen zur Leiſtung vor. 

II. Die Erbeinſetzung iſt nun nichts anderes wie eine Offerte; 
eine Offerte mortis causa. Wer einen anderen zu ſeinem Erben 
beruft, offeriert ihm lediglich die Wertbewegung Erbfolge; er kann 
ihn nicht gegen ſeinen Willen endgültig zum Erben machen. Dieſe 
Auffaſſung, die ich ſchon lange vertrete (Stampe, Unſere Rechts⸗ 
und Begriffsbildung [1907], S. 55/56), wird freilich in der Lite⸗ 
ratur wohl kaum beachtet; aber fie hat an den Rechtsſätzen feſten Rück⸗ 
halt. Am klarſten im Gemeinen Rechte bei den extranei heredes. 
Teſtament wie Erbvertrag tragen ihnen die Erbfolge lediglich an: 
Erbe werden ſie erſt dadurch, daß ſie den Antrag annehmen. Daun 
allerdings wirkt die Annahme zurück bis zum Augenblicke des Todes; 
aber Rückwirkung iſt nichts, was nur der Annahme mortis causa 
eigentümlich wäre; Art. 321 des ADHG. beſtimmte allgemein für 
Handelsgeſchäfte: 

Iſt ein unter Abweſenden verhandelter Vertrag zuſtande ge⸗ 
kommen, ſo gilt der Zeitpunkt, in welchem die Erklärung der 
Annahme behufs der Abſendung abgegeben iſt, als der 
Zeitpunkt des Abſchluſſes des Vertrages. 
Ob und wieweit eine Annahme zurückwirken muß, entſcheidet ſich nach 
praktiſchen Erwägungen; dieſe verlangen für die Annahme der Erb⸗ 
ſolge Rückwirkung bis zum Todesfall 

Bei den extranei heredes des Gemeinen Rechtes iſt die 
Parallele zwiſchen Offerte inter vivos und Offerte mortis causa alſo 
unabweisbar. Aber auch den sui heredes des Gemeinen Rechtes und 
ſämtlichen Erben des Bürgerlichen Rechtes wird, durch Teſtament wie 
durch Erbvertrag, die Erbfolge lediglich angetragen. Sie werden 
Erben freilich nicht bloß durch Annahme, ſondern auch durch Ver⸗ 
ſchweigung (Dernburg, Pandekten Bd. 3 88 163, 164; BGB. 
88 1943, 1944). Aber der Abſchluß einer Wertbewegung durch Ver⸗ 
ſchweigung iſt, wie 8 151 BGB. zeigt, ebenfalls auch inter vivos mög» 
lich, beeinträchtigt die Parallele alſo nicht. Und das angebliche ipso 
jure — Erbe werden mit dem Todesfall (81922 BGB.) ſteht auch 
nicht entgegen. Denn dieſe Erbenſtellung des Berufenen vor feiner 
Annahme oder Verſchweigung weiſt gerade die wichtigſten Eigentüm⸗ 
lichkeiten der normalen Erbenſtellung nicht auf. Nicht bloß ihm ſelbſt 
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2. Bedeutung der Klauſel: „Im Anſchluß an Ver⸗ 
käufers Kontrakt und Maßnahmen“. Verpflichtung des Ver⸗ 
käufers zur Mitteilung an den Käufer, aus welchem Abſchluß 
er ihn beliefern will. J 7) 

Aus den Gründen: Der Sinn der Klauſel kann nur 
der ſein, daß alle Vertragsbedingungen, die in dem zwiſchen 
dem Verkäufer und ſeinem Lieferanten getätigten Deckungs⸗ 
geſchäfte vereinbart ſind oder werden, auch als Bedingungen 
des zwiſchen Verkäufer und Käufer geſchloſſenen Kaufvertrags 
gelten ſollen, ſoweit ſie nicht mit den beſonderen Bedingungen 
dieſes Vertrags unvereinbar ſind. Dem BR. kann deshalb 
nicht entgegengetreten werden, wenn er inſoweit kein Be⸗ 


(8 19421), ſondern, wenn er vor Ablauf der Ausſchlagungsfriſt ver⸗ 
ſtarb, auch feinem Erben (§ 19521) bleibt das Recht der zurückwirken⸗ 
den Ausſchlagung erhalten; und Anſprüche, die ſich gegen den Nach⸗ 
laß richten, können gegen dieſen „proviſoriſchen“ Erben nicht gericht⸗ 
lich geltend gemacht werden. In Wahrheit iſt dieſer nur Verwalter 
des Nachlaſſes (8 1959); vergleichbar etwa in ſeinen Befugniſſen und 
Pflichten einem Käufer, der ein Pferd auf Probe gekauft (3 495) und 
ſich noch nicht entſchieden hat. 

III. Die Ausſchlagung des durch Teſtament (oder Erb⸗ 
vertrag) zur Erbfolge Berufenen iſt demnach Ausſchlagung einer 
Offerte und unterſcheidet ſich in keinem weſentlichen Punkte von der 
Ausſchlagung ſonſtiger Offerten. Es iſt auch kein rechtspolitiſcher 
Anlaß gegeben, die Anfechtung der Erbfolgeausſchlagung aus 
§ 119 anders zu behandeln als dieſelbe Anfechtung gegen Ablehnung 
anderer Offerten. Geſchädigt wird durch die Anfechtung allerdings 
nicht der Offerent (weil er nicht mehr lebt), ſondern ein Dritter, 
der Eventualberufene. Aber Schädigung Dritter kann durch An⸗ 
fechtung einer ſonſtigen Offertenausſchlagung ebenfalls bewirkt 
werden. 

Ein Geſchäftsmann hat die Einbringung und Übereignung 
feiner Ladeneinrichtung einer OHG. angeboten; die Offerte 
wird abgelehnt. Der Offerent verheiratet ſich demnächſt und 
tritt mit ſeiner Frau in allgemeine Gütergemeinſchaft; die 
Ladeneinrichtung tritt dadurch nach $ 1438? in das Eigen⸗ 
tum der geſamten Hand. Föchte jetzt die OHG. ihre Ab⸗ 
lehnung aus § 1192 mit Erfolg an, fo ginge jenes Eigen⸗ 
tum der geſamten Hand rückwirkend wieder verloren. 
Die mißlichen Folgen, welche die Zulaſſung der Anfechtung für den 
Gegner haben würde, ſind oben ſchon beleuchtet; und der Anfech⸗ 
tende ſelber würde durch 8 122 auch arge Enttäuſchungen erleben 
können. Ein Fall, in dem dieſe Anfechtung aus § 119? von den 
Gerichten zugelaſſen wäre, iſt mir nicht bekannt. Man wird daher 
Anſtand nehmen müſſen, ſie lediglich deshalb zuzulaſſen, weil der 
Wortlaut des § 119 der Zulaſſung nicht entgegenſtehe. 


Geh. IR. Prof. Dr. E. Stampe, Greifswald. 


Zu 2. Die außergewöhnlichen Schwierigkeiten unſeres Wirt⸗ 
ſchaftslebens und die gänzliche Unüberſehbarkeit ſeiner künftigen 
Entwicklung drängen unſeren Handel, der oft in riſikovoller Zwiſchen⸗ 
ſtellung ſteht, dazu, durch Vertragsklauſeln ſich davor zu ſchützen, daß 
er auf der einen Seite in ſchwere Bedrängnis gerät, ohne ſich an 
der anderen Seite ſchadlos halten zu können. Zwecken dieſer Art 
dient auch die obige, in ihrer Knappheit vielleicht zu mancherlei 
Zweifeln Anlaß gebende Vertragsklauſel. Das NE. legt dieſe Klauſel 
nun dahin aus, daß der Verkäufer alsbald nach ſeiner Ein⸗ 
deckung dem Käufer durch Benennung des beſtimmten Lieferanten 
und Mitteilung der mit dieſem getroffenen Vertragsbeſtimmungen 
ſeinerſeits Nachricht geben muß, und zwar un aufgefordert. 
Mit Recht betont das RG., daß, wenn die erſt im Prozeſſe er 
folgende Mitteilung genügen werde, damit der Käufer ſchutzlos 
der Willkür des Verkäufers preisgegeben wäre. Deshalb kann ſo 
die Klauſel nicht ausgelegt werden. Auf der anderen Seite belaſtet 
aber doch die Annahme des RGB., der Verkäufer müfje, ſobald er 
dazu imſtande ſei, dem Gegenkontrahenten den Vertragskontraheuten 
und die Bedingungen ſeines Deckungsgeſchäfts mitteilen, wohl wieder 
den Verkäufer zu ſtark. Man vergeſſe doch nicht, daß ſchließlich zahl⸗ 
reiche Geſchäfte ſich glatt und ohne alle Schwierigkeiten abwickeln 
und daß in allen dieſen Fällen der Standpunkt des RG. den Ver⸗ 
käufer dazu zwingt, dem Käufer ſeine Bezugsquelle kundzugeben 
und damit die Gefahr herauf zu beſchwören, daß der Käufer ſich 
fortan direkt an die Bezugsquelle des Verkäufers wendet. Dieſe 
Gefahr muß der Verkäufer bis zu einer gewiſſen Grenze über⸗ 
nehmen, wenn er hinter Vertragsklauſeln der obigen Art Schutz 
ſucht. Aber man ſollte dieſe Gefahr doch wenigſtens auf die 
Fälle beſchränken, in denen der Käufer durch ſeine Anfrage bei 
dem Verkäufer ſein Intereſſe an dem Eindeckungsgeſchäft und ſeinen 
Bedingungen zeigt. Dies war offenbar der Standpunkt des Be⸗ 
rufungsgerichts geweſen. Die reichsgerichtliche Anſchauung wird 
den Handel dahin führen müſſen, daß er die Klauſel preisgibt und 
durch Einfügung aller Schutzklauſeln der Eindeckungs⸗ 
geſchäfte ſich gegen die Gefahren der Zwiſchenſtellung ſichert. 
Dies führt dann zu komplizierten Vertragsſchlüſſen, ſchützt aber den 
Handel vor regelmäßiger Bekanntgabe ſeiner Bezugsquellen an ſeine 
Abnehmer. IR. Dr. Lemberg, Breslau. 


. Jahrg. 1922 Het 1) 


a trägt, das Gutachten der Berliner Handelskammer 
15 Entſcheidung zugrunde zu legen. Mit Recht bekämpft 
auf en die Reviſion die Auffaſſung des BR., daß die Bell. 
at nn der Klauſel aus den vielen von ihr abgeſchloſſenen 
deſſ rügen jederzeit willkürlich irgendeinen herausgreifen und 
e Bedingungen dem Geſchäfte mit der Kl. hätte zu⸗ 
995 belegen dürfen. Für dieſe Auffaſſung gibt auch das Gut⸗ 
N % en der Berliner Handelskammer keine genügende Grund⸗ 
ci Sollte aber dieſes Gutachten fo zu verſtehen fein, fo 
würde ein ſolcher Handelsbrauch mit Treu und Glauben im 
wandelsverkehr unvereinbar und deshalb zu mißbilligen ſein, 
weil der Käufer dann gänzlich der Willkür ſeines Verkäufers 
Abc gegeben wäre. Wenn auch nicht ſchon jedesmal beim 
ſchluß des Kaufes die Benennung des Lieferanten erfolgen 
en weil vielleicht das Deckungsgeſchäft zu dieſem Zeitpunkt 
zoch gar nicht getätigt iſt, jo muß doch der Verkäufer, ſobald 
1 dazu in der Lage iſt, ſich entſchließen, aus welchem Ab⸗ 
lu er ſeinen Käufer beliefern will, und alsbald von dieſem 
ht durch Benennung des beſtimmten Lieferanten und 
deultellung der mit dieſen getroffenen Vertragsbedingungen 
dem Käufer Kenntnis geben. Es iſt auch nicht die Anſicht 
des BR. zu billigen, daß der Käufer die Pflicht der Nach⸗ 
Trage beim Verkäufer hätte, ſondern es iſt die Pflicht des 
Verkäufers „ungefragt ſeinerſeits dem beſtehenden Schwebe⸗ 
zuſtand möglichſt bald ein Ende zu machen und die Un⸗ 
fiweißheit über die weiteren Verkaufsbedingungen zu beſei⸗ 
igen. Dieſer Verpflichtung iſt die Bekl. nun aber vor Klag⸗ 
erhebung trotz Mahnung und Nachfriſtſetzung der Kl. nicht 
nachgekommen, obgleich fie längſt die erforderlichen Deckungs⸗ 
geſchäfte abgeſchloſſen hatte und in der Lage war, eine Be⸗ 
ſtimmung zu treffen. Erſt während des Prozeſſes hat ſie in 
der Firma K. einen beſtimmten Lieferanten bezeichnet. 
Beim Eintritt der Rechtshängigkeit waren die Bedingungen des 
zwiſchen der Bekl. und der Firma K. geſchloſſenen Lieferungs⸗ 
vertrages noch nicht Teil des zwiſchen den Parteien getätigten 
flauſvertrags geworden, alſo auch nicht die Schiedsvertrags⸗ 
Haufel, Die Kl. war demnach berechtigt, die ordentlichen Ge⸗ 
richte anzurufen. Die Bekl. kann daher mit der Einrede des 
chiedsgerichtsvertrags nicht gehört werden. Darüber kann 
auch die Feſtſtellung des BR. nicht hinweghelfen, daß die 
Bell. vor der Klage zwei Firmen, die Firma K. und die 
Firma E. der Kl. als ihre Lieferanten bezeichnet hat, und 
daß in den Verträgen mit beiden Firmen die Schiedsgerichts⸗ 
dauſel enthalten ſei, und ebenſowenig der Umſtand, daß die 
ekl. die Kl. ſchon vor der Klage auf den Weg des Schieds⸗ 
gerichts verwieſen hat; denn erſt wenn ein beſtimmter 
Fieferant und ein beſtimmter Abſchluß benannt war, deſſen 
ingungen maßgebend ſein ſollten, wurden dieſe Bedin⸗ 
Versen auch ſolche des zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
Bell ages. Es kommt aber hinzu, daß für die Verträge der 
geri mit den beiden Firmen nicht einmal das ſelbe Schieds⸗ 
A in Betracht kam. Deshalb verwies die Bekl. die Kl. 
gert Ze an ein Roſtocker, bald an ein Berliner Schieds⸗ 


(K. w. O., Uu. v. 28. Juni 1921; 520/20 VII. — Sag 
(Sch. 


3. Zur Klauſel: „freibleibend“. JT) 


— 


Zu 3. 


Rechtſprechn Die Behandlung der Klauſel „freibleibend“ in der 


komm ug hat zu einer Klarſtellung der dabei in Betracht 
punktes 5 Zweifelsfragen geführt. Die Verwendung des Geſichts⸗ 
die e e Glauben im Verkehr hat dazu gedient, 
rahenten des he Rücksichtnahme auf die Intereſſen des Mitkon⸗ 
erſten Zwwilſe⸗ Freibleibenden zu ſichern. Auch das Urteil des 
1 des Reichsgerichts, welches oben im Auszug 
beſtimmung in betont mit Recht, daß die Klauſel als Ausnahme⸗ 
den Beſtand treng auszulegen iſt. Daß die zuſatzloſe Klauſel auf 
tarke, Ri 5 ganzen Vertrages zu beziehen ift, ift auch von 
deutſcher Maste 1920, 474; Karnatz (Druckſ. 34 des Vereins 
Nr. 5, 100) Vertnenfabriken) und mir (Recht und Wirtſchaft 1921, 
der Handelsfann teten. Das Bedenken, welches in der Verlautbarung 
gebracht iſt, daß bez Berlin (Mitt. 1920, 329 ff) zum Ausdruck 
ei Nichtbeſchränkung auf einen beſtimmten Ver⸗ 
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wendung der Vorſchriften von 8 326 BGB. Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlangt. Dieſem Anſpruch iſt von dem 
OLG. im weſentlichen ſtattgegeben. Die Reviſion der Bekl. 
blieb erfolglos. Aus den Gründen: Die Einfügung der 
Klauſel „freibleibend“ als Beſtandteil von Vertragsſchlüſſen 
(nicht etwa bei Vertragsangeboten) ſtellt, wenngleich ſie in 
der Nachkriegszeit im deutſchen Geſchäftsverkehr häufig an⸗ 
gewandt iſt, eine Abweichung von den regelmäßigen, in einem 
normalen Wirtſchaftsleben üblichen Parteivereinbarungen dar. 
Eine derartige Klauſel iſt daher als Ausnahmebeſtimmung 
ſtreng auszulegen. Des weiteren iſt zu beachten, daß der 
Verkehr dann, wenn der Verkäufer ſich eine Anderung des 
eigentlichen Vertragsinhaltes vorbehalten will, eine nähere 
Umſchreibung des betreffenden Freivermerkes kennt, wie dies 
z. B. in den Klauſeln „freibleibend in den Mengen“ oder 
„freibleibend im Preiſe“ oder „hinſichtlich der Lieferzeit“ uſw. 
zum Ausdruck kommt. Danach iſt in einem Falle der hier 
fraglichen Art die zugunſten des Verkäufers eingefügte, nur 
das Wort „freibleibend“ enthaltende Klauſel mangels be⸗ 
ſonderer dagegen ſprechender Umſtände dahin zu verſtehen, 
daß dem Verkäufer das Recht vorbehalten iſt, den ganzen 
Vertrag aufzuheben, alſo von der Lieferung überhaupt Ab⸗ 
ſtand zu nehmen, nicht aber den Inhalt des Vertrages zu 
einem Teil etwa nach Preis, Menge uſw. zu ändern. Denn 
eine derartige Anderung des Vertragsinhaltes ſelbſt würde 
über das bloße „freibleiben“ des Verkäufers vom Vertrage, 


tragsbeſtandteil von dem Zuſtandekommen eines Vertrages über⸗ 
haupt nicht geſprochen werden könne, widerlegt ſich durch den 
Hinweis auf § 346 BGB.: der Vertrag iſt geſchloſſen, der eine 
(freibleibende) Kontrahent behält ſich aber einſeitig den Rücktritt 
vor. So korrekt, wie bei jenem Bedenken angenommen wird, drücken 
ſich die Kontrahenten nicht aus. Ihre Abſicht geht aber dahin, 
das Beſtehen oder Nichtbeſtehen des Vertrages in das Belieben des 
Freibleibenden zu ſtellen. Daß in dieſer Dispoſition über den ge⸗ 
ſamten Vertragsinhalt nicht als minus die Befugnis zu teilweiſer 
Abänderung durch Außerkraftſetzung oder einſeitige Anderung ein⸗ 
zelner Punkte enthalten iſt, trifft ebenfalls zu. Der Vertrag erſcheint, 
wenn nicht das Gegenteil ausbedungen iſt, als Einheit. Eben des⸗ 
halb iſt auch der Eingriff durch „Geſtaltungsurteil“ in den ein⸗ 
heitlichen Vertragsbeſtand fo beſonders bedenklich. Die Deduktion 
des dritten Zivilſenats im Urteil v. 21. Sept. 1920 (JW. 1920, 
961 ff.), daß ja beide Teile den Vertrag fortſetzen wollen, iſt 
unzutreffend. Ob ich für dieſelbe Leiſtung 1000 % oder 10000 % 
zahle, iſt ein ſo erheblicher Unterſchied, daß man von dem gleichen 
Vertrage eben nicht ſprechen kann. Yortfegen will den Vertrag nur 
der Teil, der am vereinbarten Mietpreis feſthalten will, nicht der, 
welcher das Vielfache des vereinbarten Mietpreiſes für die ver⸗ 
tragsmäßige Leiſtung von ſeiner Seite verlangt. Denn der Miet⸗ 
preis oder im hier vorliegenden Fall das verkaufte Warenquantum, 
iſt ein weſentlicher Vertragsbeſtandteil. Was mit Recht dem frei⸗ 
gebliebenen Kontrahenten gegenüber geltend gemacht wird, gilt 
auch dem Richter gegenüber. Darüber helfen keine „ſozialethiſchen 
Grundauffaſſungen, wie ſie jedenfalls unſere Zeit und ihre Geſetz⸗ 
gebung (8 138) beherrſchen“, hinaus, die Oertmann im feier 
neueſten Schrift: „Die Geſchäftsgrundlage“ (S. 153) gegen mich ins 
Feld führt. Denn Sozialethik iſt eben vom Geſetzgeber zu berück⸗ 
ſichtigen, aber nicht vom Richter in Korrektur ſeiner Anordnungen 
durch Eingriffe in die von ihm nicht durch zwingende Vorſchriften 
eingeengte Vertragsfreiheit. Wenn er für elektriſche Kraft, Gas 
und Leitungswaſſer Eingriffe erlaubt, iſt der Richter nicht befugt, 
ſie auf ein vom Geſetzgeber nicht behandeltes Gebiet auszudehnen. 
Windſcheid ſagt in einer Anſprache: „Wenn trotz alledem das 
juriſtiſche Denken von ſeinem Reſultat nicht ablaſſen will, dann ſoll 
der Richter entſcheiden, wie er gedacht hat, nicht wie er fühlt. Abhilfe 
iſt dann nur von der Geſetzgebung zu erwarten — an das geſetzte 
Recht ſind wir alle gebunden.“ Anders läge die Sache nur, wenn 
man in jenen Anordnungen der VO. v. 1. Febr. 1919 über die Preis⸗ 
bemeſſung für elektriſche Kraft, Gas und Leitungswaſſer ein auf wei⸗ 
tere Fälle ausdehnbares Prinzip ſehen wollte. (So zutreffend 
Titze, Richtermacht und Vertragsinhalt S. 10.) Aber das kann 
man ſchon deshalb nicht, weil nachträglich die Ausdehnung der Vo. 
auf das der Entſch. v. 21. Sept. 1920 zugrunde liegende Mietobjekt 
erfolgt iſt. Prinzipien kennt unſere derzeitige Geſetzgebung über⸗ 
haupt nicht. Gewiß hat dieſe auf den augenblicklichen Notbedarf 
zugeſchnittene Verordnungsgeſetzgebung ſchwere Nachteile, das habe 
ich in meinem Aufſatz „Geſetgebungserſatz“ in der DIZ. Nr. 778 
S. 226 ff. ausgeführt. Aber dem hilft man nicht dadurch ab, daß 
man nach der Geſetzgebung auch noch die Rechtſprechung ramponiert, 
ſondern dadurch, daß man zu beſonnener prinzipieller Geſetzgebung 
zurückkehrt. 

Das beiläufig! Das hier behandelte Urteil vermeidet die vor⸗ 
ſtehenden Ausſtellungen. Es iſt durchaus billigenswert. 


Geh. IR. Heinrich Dove, Berlin. 
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dem alsdann ein entſprechendes „freibleiben“ des Käufers 
von ſeinen Vertragspflichten gegenüberſteht, hinausgehen, 
indem der Käufer ſolchenfalls gebunden wäre, nach Belieben 
des Verkäufers auch einen Teil der gekauften Waren als 
Erfüllung anzunehmen oder einen höheren als den verein⸗ 
barten Kaufpreis zu bezahlen uſw. Eine ſo weitgehende, 
von der regelmäßigen Bedeutung der Klauſel „freibleibend“ 
abweichende Freizeichnung des Verkäufers hätte in klarer und 
eindeutiger Weiſe zum Ausdruck gebracht werden müſſen (ſiehe 
auch RG. 102, 227). War danach der Bekl. durch die Klauſel 
„freibleibend“ nur das Recht eingeräumt, den Vertrag als 
Ganzes abzulehnen, und war ſie insbeſondere zu einer für 
die Kl. verbindlichen Teillieferung nicht befugt, ſo gab die 
Bekl. die ihr durch den genannten Freivermerk eingeräumte 
Vorzugsſtellung auf und wurde an den Vertrag gebunden, 
wenn ſie ohne ausdrücklichen Vorbehalt die Erfüllung dieſes 
Vertrages in Angriff nahm, indem ſie einen Teil der Ware 
lieferte und dafür Zahlung von der Kl. verlangte. Dies um 
ſo mehr, als die Bekl. in ihren Schreiben an die Kl. vom 
18. Sept. und 20. Sept. 1919 klar zum Ausdruck gebracht 
hat, daß ſie zur Lieferung des geſamten Warenquantums 
bereit und imſtande ſei und dieſerhalb bereits an die Firma 
O. & K., bei der die Ware für die Bekl. lagerte, den Auf⸗ 
trag zur prompten Verladung an die Kl. erteilt habe. 
Bei dieſer Sachlage konnte die Bekl. nicht nach Ablauf von 
mehr als zwei Monaten auf die durch die Ereigniſſe über⸗ 
holte Freizeichnungsklauſel zurückgreifen, indem ſie gegen⸗ 
über der mit Schreiben der Kl. v. 27. Nov. 1919 erfolgten 
Mahnung wegen des rückſtändigen Teiles der gekauften Ware 
laut Schreiben v. 1. Dez. 1919 die Reſtlieferung ablehnte. 
Demgegenüber verſagt die Berufung der Reviſion darauf, 
daß die Bekl. bei Abſchluß des Kaufvertrages mit der Kl. 
nicht überſehen habe, wie ſich die Auslieferung der für die 
Bekl. bei einem Dritten, der Firma O. & K., lagernden Waren⸗ 
mengen ſeitens der genannten Verwahrerin an die verſchie⸗ 
denen Abnehmer der Bekl. geſtalten würde. Denn die ent⸗ 
ſcheidende Stellungnahme der Bekl. erfolgte nach Obigem 
nicht beim Vertragsabſchluß, ſondern durch die Schreiben 
v. 18. und 20. Sept. 1919 und enthielt die Verpflichtung 
der Bekl. zu einer prompten Lieferung des ganzen der 
Kl. verkauften Quantums. Die Bekl. hat nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. nicht etwa geltend gemacht, daß ſie zu 
einer ſolchen prompten Vertragsleiſtung nicht imſtande ge⸗ 
weſen wäre. Wenn ſie trotzdem die Lieferung des Reſt⸗ 
quantums verzögerte und durch im Laufe der folgenden 
Monate getroffene anderweite Dispoſitionen gefährdete, ſo 
ging dies im Verhältnis der Parteien zu Laſten der Bekl., 
zumal dieſe, wie das BG. zutreffend dargelegt hat, auf Grund 
der Verſandnachrichten der Firma O. & K. den jeweiligen 
Beſtand des Lagers kontrollieren konnten. 


(B.⸗Großhandelsgeſellſchaft m. b. H. w. L., U. v. 19. Okt. 
1921; 63/21 I. — Breslau.) B. 


** 4. Zum Einwand des Kettenhandels. Kettenhandel 
verneint, obwohl der Kaufhandel zwiſchen Großkaufleuten an 
demſelben Platze abgeſchloſſen iſt. J 


Aus den Gründen: In Frage ſteht nur der Ein⸗ 
wand des Kettenhandels, den der Vorderrichter mit Feſt⸗ 


Zu 4. Der Handel zwiſchen Großhändlern an demſelben 
Platze gilt in der Praxis der Strafgerichte als typiſcher Ketten⸗ 
handel. Daß aber auch hierbei ſtets die konkreten Umſtände des 
Einzelfalles zu würdigen ſind (ſ. mein Preistreibereiſtrafrecht, 
6. Aufl., S. 141), zeigt dieſes beachtenswerte Urteil des 2. 38. 
Hier iſt Stellung, Art und Umfang der Kl., einer Hamburger 
Großhandelsfirma, das Moment, das dieſen An⸗ und Verkäufen 
den allgemeinwirtſchaftlichen Wert verleiht. Durch das Ketten⸗ 
handelsverbot ſollen die altbewährten Organiſationen und Kanäle 
des Handels, die die Waren den Bedarfsorten zuführen, nicht 
zerſtört werden. Hat eine Firma durch weitverzweigte Geſchäfts⸗ 
verbindungen eine überragende Stellung, ſo iſt ſie auch in der 
Beſchaffung der Waren freier geſtellt, um ihre Funktion erfüllen 
zu können. Zu verweiſen iſt auf das Urteil des 1. StS. v. 2. Dez. 
1918 (LZ. 1919, 238), das den Satz enthält: „Die Verteilung 
der Waren innerhalb eines ſo großen Gebiets, wie es das Deutſche 
Reich iſt, iſt ein viel zu verwickelter Vorgang, als daß dabei immer 
oder auch mur der Regel nach die Waren nur durch die Hand 
eines Großhändlers gehen müßten oder könnten.“ 


RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſtellungen und Erwägungen zurückgewieſen hat, welche die 
Entſcheidung tragen. Insbeſondere wird geſagt, daß die kl. 
Firma ein großes Geſchäft in Drogen betreibe und im letzten 
Geſchäftsjahr einen Umſatz von etwa 100 Millionen Mark 
gehabt habe. Zu ihrer Aufgabe gehöre es, die in kleinen Poſten 
angebotene Ware aufzukaufen und ihrer in ganz Deutſchland 
verteilten Kundſchaft zuzuführen lein Satz, der freilich, wie 
die Reviſion hervorhebt, auf das vorliegende Geſchäft nicht 
paßt, der offenbar aber auch nur im allgemeinen den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb der Kl. kennzeichnen ſoll); der binnenländiſche 
Großhandel kaufte faſt ausſchließlich bei ihr; in Verfolg dieſer 
langen und bewährten Praxis ſei auch das gegenwärtige Ge⸗ 
ſchäft über 10 000 kg weißes Tafelparaffin geſchloſſen worden, 
ſei gekauft worden prompt ab Frankfurt a. M. zur Weiter⸗ 
gabe an inländiſche Abnehmer; offenbar habe Kl. als Erſatz⸗ 
groſſiſtin die Ware aus dem Weſten hereinbringen und ſich 
mit ihr verſehen wollen, um dem Bedarf ihrer inländiſchen 
Kunden entſprechen zu können und ſo die Ware in der handels⸗ 
üblichen Weiſe dem Verbraucher näher zu bringen; daß ſie 
von einem ebenfalls in Hamburg anſäſſigen Großhändler ge⸗ 
kauft habe, mache das Geſchäft noch nicht zu einem Ketten⸗ 
handel auf der Einkaufſeite, da auch der Handel zwiſchen 
Großhändlern einem volkswirtſchaftlich durchaus berechtigten 
Bedürfnis entſpreche, wenn der Käufer vermöge ſeiner Ge⸗ 
ſchäftsbeziehungen zu den Großhändlern im Lande über zahl⸗ 
reichere und beſſer verwertbare Geſchäftsmöglichkeiten ver⸗ 
füge, als ein die Ware an der Börſe anſtellender Verkäufer. 
Der erkennende Senat hat wiederholt ausgeſprochen, daß darin, 
daß der Kaufhandel zwiſchen Großkaufleuten derſelben Plätze 
abgeſchloſſen wird, ein ſtarkes Anzeichen für das Zwiſchen⸗ 
ſchieben eines unnützen Gliedes in der Kette des Abſatzes 
liege. Aber mehr als eine Vermutung iſt das nicht. Immer 
kommt es auf die beſondere Lage des Falles an, und es iſt 
der zutreffende Standpunkt des Vorderrichters, daß er — im 
übrigen in tatſächlicher Würdigung der Verhältniſſe — aus der 
ganzen Stellung des Geſchäfts der Kl., ſeiner Art und ſeinem 
Umfang den Schluß zieht, daß dieſe ſehr wohl in der Lage 
geweſen und darauf ausgegangen ſein kann, mit dem Ankauf, 
obwohl er am Platze erfolgte, die Ware in wirtſchaftlich nicht 
zu beanſtandender Weiſe dem Konſum näher zu bringen. 
Damit verſagt die der Bekl. obliegende Beweisführung, und es 
erweiſt ſich der Einwand, daß dieſer Ankauf nichtig geweſen iſt, 
als hinfällig. Die gleiche Bewandtnis hat es mit dem Weiter⸗ 
verkauf der Ware an die Hamburger Firma. Der Bekl. hat 
ſich darauf berufen, daß auch dieſer Verkauf ein Akt von 
Kettenhandel und er deshalb berechtigt geweſen ſei, ihm die 
Mitwirkung zu verſagen, die in der Lieferung der Ware be⸗ 
ſtanden hätte. Hierauf iſt der Vorderrichter überhaupt nicht 
eingegangen. Das wird von der Reviſion mit Recht gerügt, 
kann ihr zu einem Erfolg aber nicht verhelfen. Es ergibt ſich 
ohne weiteres, daß die Feſtſtellungen und Erwägungen des 
Vorderrichters zu der von ihm erwogenen Frage auf dieſen 
Weiterverkauf entſprechend zutreffen. Auch hier liegt ein 
Handel zwiſchen Großkaufleuten desſelben Platzes vor. Aber 
auch hier verbietet die vom Vorderrichter feſtgeſtellte be⸗ 
deutende und überragende Stellung des Geſchäfts der Kl. den 
Schluß auf unlautere Machenſchaft und Kettenhandel. War 
die Kl. durch ihre ausgebreiteten Geſchäftsbeziehungen einer⸗ 
ſeits, durch ihr eigenes Intereſſe andererſeits wie berufen 
ſo auch veranlaßt, den Abſatz und die Verteilung der in ihr 
Feth einſchlagenden Waren über das geſamte Neichögebret 
rationell und zwar in der Weiſe zu betreiben, daß ſie nur bei 
Großhändlern Abſatz ſuchte, und fand ſie nun hierbei für 
den hier in Rede ſtehenden, an ſich bedeutenden, im Verhältnis 
zum Geſamtumſatz der Kl. aber nicht gewichtigen Poſten an 
der Firma K. einen Abnehmer, ſo hatte ſie keinen Anlaß, 
von dieſer Gelegenheit deshalb abzuſehen, weil der Käufer ſeine 
Niederlaſſung am gleichen Platz hatte, zumal es ſich um 
einen ſo bedeutenden Handelsplatz handelt und ſicherlich gerade 
auch in Hamburg viel Kaufleute ihr Geſchäft darin ſuchen, 
daß ſie im großen einkaufen, um an Kleinhändler, Krämer oder 
unmittelbar an Konſumenten zu verkaufen. Darin liegt noch 
kein unnützes und unwirtſchaftliches Einſchieben in den Waren⸗ 
umlauf, zumal die Ware in Frankfurt g. M. lag und der 
Firma K. als von der Kl. und von dort zu liefernde an⸗ 
geboten und verkauft worden iſt. 


(F. w. Sch. u. Co., U. v. 14. Okt. 1921; 109/21 II. — 
Hamburg.) B.] 
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5. Zum Einfluß der veränderten Verhältniſſe auf be⸗ 

ſtehende Verkäge f g b 
8 „Die Kl. beſtellte am 6. Sept. 1918 bei dem Bekl. zu 1, 
er ſpäter ſein Geſchäft in die zu 2 beklagte Geſellſchaft ein⸗ 
gebracht hat, 3 Zyklopſpanner zu 125% das Stück, 300 kg 
Zyflop⸗Verpackungsbandeiſen zum Preiſe von 98% für 100 Kg 
und 20 000 Zyklopnieten zum Preiſe von 12% für 1000 Stück, 
müpfte aber an dieſe Beſtellung die Bedingung, daß der Bell. 
ihr für die Dauer des Krieges ihren Bedarf an Bandeiſen 
und Nieten zu den gleichen Preiſen zu decken habe. Der Bekl. 
zu 1 erwiderte am 7. und 16. Sept., daß er ſich mit Rück⸗ 
Het auf die bei längerer Kriegsdauer ſchwierigen Markt⸗ 
verhältniſſe bezüglich Lieferung und Preiſe nicht binden könne. 
Die Kl. erklärte demgegenüber am 17. Sept., daß ſie für die 
Apparate (Zyklopſpanner) nur Intereſſe habe, wenn ſich der 
Be zur Lieferung des erforderlichen Materials (Bandeiſen, 
Nieten) für eine beſtimmte Zeitdauer verpflichte. Darauf er⸗ 
klärte ſich der Bekl. am 21. Sept. bereit, der Kl. 2000 kg 
Bandeiſen zum Preiſe von 98 % für 100 kg ein Jahr lang 
an Hand zu laſſen. Am 23. Sept. erwiderte die Kl., daß ſie 
zur Abnahme eines feſten Quantums nicht gehalten ſei, 
dagegen ihre Beſtellung aufrechterhalten wolle, wenn ſich der 
ekl. verpflichte, ihren Bedarf für zwei Jahre zum Preiſe 
von 98% zu decken, wobei ihr die Abnahme nach jeweiligem 
Bedarf freiſtehen müſſe. Am 24. Sept. erwiderte der Bekl., 
lich zur Lieferung von mindeſtens 2000 kg zum Preife von 
98 45 verpflichten zu wollen. Nunmehr ſchrieb die Kl., daß 
ſie die Beſtellung der Apparate aufrechterhalte, falls der Bekl. 
N) verpflichte, mindeſtens 2000 kg Bandeiſen zum Preiſe von 
98 4 ſowie die dazu erforderlichen Nieten zum Preiſe von 
10% — ſollte richtiger heißen: 12 % — für 1000 Stück zu 
liefern, ohne daß dabei die Kl. an eine Abnahmefriſt gebunden 
ſein ſollte. Mit dieſem Anerbieten erklärte ſich der Bekl. am 
„Okt. vorbehaltlos einverſtanden. Als dann die Kl. am 
4. Nov. 1919 200 kg Bandeiſen abrief, lehnten die Bell. 
unter Hinweis auf die inzwiſchen völlig veränderten Markt⸗ 
verhältniſſe die Lieferung zu den vereinbarten Preiſen ab, 
erklärten ſich aber vergleichsweiſe zur Lieferung des Band⸗ 
eiſens zum Preiſe von 200 4 für 100 kg bereit. Hierauf ging 
bie Kl. nicht ein, erhob vielmehr Anfang Januar 1920 Klage 
en Lieferung von 2000 kg Zyklopbandeiſen zum Preiſe von 
18 46 für 100 kg und 80000 Zyklopnieten zum Preiſe von 
12 % für 1000 Stück. Die Vorinſtanzen haben der Klage 
ſtattgegeben. Das RG. hat die Klage abgewieſen. Gründe: 
Es handelt ſich nur um die Frage, ob ſich die Bekl. mit Recht auf 
ie durch die im November 1918 erfolgte Revolution hervorge⸗ 
rufene Umwälzung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe und insbe⸗ 
ſondere auf die erhebliche Steigerung der eigenen Geſtehungs⸗ 
koſten berufen können. Das BG. hat ihre Verteidigung aus den 
Sigenden Gründen für unzuläſſig erklärt. Die Kl. habe die 
yklopſpanner nur unter der Bedingung kaufen wollen, daß 
13 Deckung ihres Bedarfs an dem erforderlichen Bandeiſen⸗ 
Bel Nietenmaterial zum gleichen Preiſe gedeckt werde. Die 
Da hätten fih in der Einſicht, daß die Marktverhältniſſe 
miſicher ſeien und mit Preisſteigerungen gerechnet werden 
Muffe, zunächſt nicht binden wollen, ſchließlich aber, da die 
wei von ihrem Standpunkt nicht abgegangen ſei, nachgegeben, 
Wb Olten die Sicherung des Auftrags und der Geſchäfts⸗ 
tret indung mit der Bekl. wichtiger als der möglicherweiſe ein⸗ 
8 ende Verluſt geweſen ſei. Es komme hinzu, daß nach der 
. der Bekl. die eigenen Geſtehungskoſten im November 
9 etwa 250.4 für 100 kg, alſo noch nicht einmal 
ſpäter reifache des Kaufpreiſes ausgemacht hätten. Auf die 
ſich di eingetretene Preisſteigerung komme es nicht an, da 
1 e Bekl. ſeit Nov. 1919 im Verzuge befunden hätten. 
A wäre es den Bekl. möglich geweſen, ſich gleich zu 
Reviſio für die der Kl. zu liefernde Menge einzudecken. Die 
Wine ihr mußte Erfolg haben. Richtig iſt, daß die Bekl. be⸗ 
verhzltn if Bedenken hinſichtlich der Unſicherheit der Markt⸗ 
Y ll: beifeite geſtellt haben, um ſich den Auftrag der 
wägung de te weitere Kundſchaft zu ſichern. Aber bei Er⸗ 
8 der Sachlage und Einberechnung etwaigen Verluſtes 


handelt ſich um einen noch vor der Revolution 
rag, und die angewendeten Rechtsgrundſätze halten 
gung zeigt uns der feſtſtehenden Praxis. Die Tatbeſtandswürdi⸗ 
über die Anwez auteder einmal, daß der Ausgang eines Prozeſſes 

dung der Klauſel recht häufig nicht zu erraten ift. 


OL GRat Prof. Dr. Rabel, München. 


Zu Te 
geſchloſſenen Nes 
Ni im Rahner 


infolge weiterer Preisſteigerungen haben fie unmöglich mit 
einer derartigen Umwälzung des Marktes rechnen können, wie 
ſie der im November 1918 eingetretene Umſturz zur Folge 
gehabt hat. Die wirtſchaftlichen Folgen jener Ereigniſſe lagen 
außer dem Bereiche jeder vernünftigen Berechnung und waren 
ſo einſchneidend, daß ſie den Inhalt früher zugeſagter Lei⸗ 
ſtungen regelmäßig völlig veränderten. Die Annahme des 
BG., daß die Bekl. auch die Gefahr der durch den Umſturz 
im November 1918 verurſachten völligen Umgeſtaltung aller 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe hätten übernehmen wollen, ent⸗ 
behrt daher der Grundlage. Es kann aber dem BG. auch 
inſofern nicht gefolgt werden, als es die Steigerung der 
Geſtehungskoſten auf 250.4 gegenüber einem vertrag⸗ 
lichen Verkaufspreiſe von 98 % für nicht „derartig ungeheuer⸗ 
lich“ erachtet, daß durch ſie der Leiſtungsinhalt völlig verändert 
erſcheint. Ein Kaufmann wird unter Umſtänden, wenn es 
ſein wirkliches oder vermeintliches Intereſſe erfordert, Ge⸗ 
ſchäfte eingehen, welche ihm keinen Gewinn oder gar einen 
Verluſt in Ausſicht ſtellen. Er wird aber keine Lieferung 
übernehmen, zu deren Beſchaffung er faſt den dreifachen Be⸗ 
trag des Kaufpreiſes aufzuwenden hat. Derartige Geſchäfte 
einzugehen, wäre ſinnlos und „ruinös“. Wirtſchaftliche Um⸗ 
wälzungen aber, infolge deren die Erfüllung eines Vertrages 
zu einem unverhältnismäßig hohen und jeder Berechnung 
ſpottenden Verluſte für den Leiſtungspflichtigen führen würde, 
verändern den Leiſtungsinhalt vollſtändig und wirken daher 
nach der reichsgerichtlichen Rechtſprechung befreiend. Aus dieſen 
Erwägungen können auch die Bekl. nicht mehr als leiſtungs⸗ 
pflichtig erachtet werden und muß — unter Aufhebung der 
bisher ergangenen Urteile — die Klage abgewieſen werden. 


(H. u. Gen. w. H., U. v. 16. Sept. 1921; 69/21 II. — Cöln.) 
B.] 


** 6. Unvermögen des Käufers zur Herausgabe des Kauf⸗ 
gegenſtandes bei der Wandlung.] 


Aus den Gründen: Aus den SS 346—348, 350354, 
356 BGB. ergibt ſich allerdings nicht unmittelbar, daß außer 
der im $ 351 erwähnten verſchuldeten Unmöglichkeit der Her⸗ 
ausgabe des empfangenen Gegenſtandes auch das bloße ver⸗ 
ſchuldete Unvermögen hierzu den Rücktritt und gemäß § 467 
BGB. die Wandlung ausſchließe. Das NG. hat aber ſtets 
den Standpunkt vertreten, daß, abgeſehen von dem Falle der 
Unmöglichkeit der Herausgabe, dem Wandlungsbegehren auch 
dann nicht zu entſprechen ſei, wenn feſtſtehe, daß der Käufer 
die von ihm weiterveräußerte Sache nicht wiederzuerlangen 
und eben deshalb nicht zurückzuerſtatten vermöge, denn dann 
müßte auch der Rücktritt — nach $ 354 Satz 2 BGB. — un⸗ 
wirkſam werden (RG. 50,190). Für die Unzuläſſigkeit der 
Wandlung auch bei verſchuldetem Unvermögen des Käufers 
zur Herausgabe ſpricht entſcheidend die Erwägung, daß das 
Geſetz mit ſich ſelbſt in Widerſpruch geriete, wenn es die 
Wandlung da zulaſſen wollte, wo fie tatſächlich unausführbar 
iſt. Aus der Unſtatthaftigkeit der Wandlung folgt aber mit 
Notwendigkeit, daß die Frage, ob Kl. den Kaufgegenſtand 
herauszugeben imſtande iſt oder nicht, innerhalb des Rechts⸗ 
ſtreits entſchieden werden muß und nicht mit dem BG. in das 
Stadium der Zwangsvollſtreckung verwieſen werden darf. Denn 
ſonſt müßte, wenn im übrigen die Vorausſetzungen der Wand⸗ 
lung vorlägen, der auf Rückgängigmachung des Kaufs ver⸗ 
klagte Verkäufer verurteilt werden und endgültig auch die 
Prozeßkoſten tragen, obwohl es, wie möglicherweiſe von vorn⸗ 
herein feſtſteht, zur Rückgewähr der Kauſſache vonſeiten des 
Käufers gar nicht kommen kann. Ein ſolches Ergebnis wäre 
widerſinnig. Nun hat Bekl. (vgl. den Schriftſatz v. 13. Jan. 
1919 Bl. 6 d. A.) durch Eideszuſchiebung Beweis dafür an⸗ 
getreten, daß Kl. zufolge Verkaufs von 2000 von den 7500 
Zigarren zur Rückgewähr der ganzen gekauften Ware, wie 
er ſelbſt dem Beklagten gegenüber beſtätigt habe, außerſtande 
fei. Dieſer Beweisantritt iſt nach dent Ausgeführten erheblich. 
Hiernach war das angefochtene Urteil aufzuheben und die 
Sache in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 
(U. w. S., U. v. 5. Juli 1921; 71/21 II. — ee 
.J. 


7. Kommt bei einem durch Parteiverabredung aufge⸗ 

hobenen Kauf der Käufer ſchuldhaft ſeiner Rückgabepflicht 

nicht nach, ſo kommt es zur Begründung des Schadenserſatz⸗ 

anſpruches des Verkäufers nur darauf an, daß er bei der 

Anſchaffung einer gleichen Ware einen höheren Preis be⸗ 
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zahlt habe oder hälte bezahlen müſſen, nicht auf den Nach⸗ 
weis eines anderweitigen Verkaufes. ) 

Aus den Gründen: Das BG. nimmt ohne Rechts⸗ 
irrtum an, daß die Parteien den zwiſchen ihnen geſchloſſenen 
Kaufvertrag dadurch aufgehoben hätten, daß der Bekl. in die 
vom Kl. verlangte Rückgängigmachung des Kaufs gewilligt 
habe. Es erachtet hiernach den Bekl., der widerrechtlich über 
das Glas verfügt habe, für verpflichtet, dem Kl. den ent⸗ 
ſtandenen Schaden zu erſetzen. Es geht davon aus, daß der 
Kl. für eine Erſatzlieferung gleichen Glaſes einen höheren 
Preis habe zahlen müſſen, und daß er bei dem Weiterverkaufe 
dieſes Glaſes mindeſtens ebenſoviel wieder erlöſt haben würde, 
als er dafür gezahlt hat. Es meint aber, daß der Kl. dieſen 
Preisunterſchied nur dann als Schadenserſatz fordern könnte, 
wenn er tatſächlich, wie er behauptet, nach Wiederaufhebung 
des Kaufvertrages mit dem Bekl. das von dieſem zurück⸗ 
zugebende Glas anderweit verkauft und zur Befriedigung 
dieſes neuen Käufers, da er das Glas vom Bekl. nicht zurück⸗ 
erhielt, die Erſatzlieferung verwendet hätte. Da der Kl. ſich 
nun zwar bereit erklärt habe, zu beeiden, daß er das Glas, 
das Bekl. hätte zurückgeben ſollen, gleich an einen anderen 
verkauft habe, er ſich aber weigere, den Käufer zu nennen 
und ſich ſonſt näher über dieſen Verkauf auszuſprechen, ſei 
der zur Begründung ſeiner Schadenserſatzforderung, wie er 
ſie in konkreter Form erhoben, erforderliche Beweis nicht 
erbracht. Deshalb und weil der Kl. es unterlaſſen habe, 
den Schaden zu berechnen, weiſt das BG. ſeinen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch ab. Mit Recht führt die Reviſion aus, daß 
der Nachweis des anderweiten Verkaufs zur Begründung 
des erhobenen Anſpruchs auf Erſatz des dem Kläger er⸗ 
wachſenen konkreten Schadens gar nicht erforderlich iſt. Nach 
dem den §§ 249 ff. BGB. zugrunde liegenden war der Be⸗ 
klagte, nachdem er ſich außerſtand geſetzt hatte, das erhaltene 
Glas dem Kl. zurückzugeben, verpflichtet, ihn in die gleiche 
wirtſchaftliche Lage zu verſetzen, in der dieſer ſich befunden 
hätte, wenn er das Glas zurückerhalten hätte. Dies konnte, 
da eine Lieferung gleichartiger Ware ſeitens des Bekl. nicht 
in Frage kam, nur durch Zahlung des Betrags geſchehen, 
für den der Kl. ſich ſelbſt ſolche Ware beſchaffen konnte 
(RG. 101, 420). Nach dem Geſamtinhalt des BU. muß 
nun angenommen werden, daß der Kl. nicht in der Lage war, 
ſich die Ware billiger zu beſchaffen, als er es ſeiner Angabe 
nach getan hat, nämlich durch Eindeckung mit anderer, ihm 
mit einem Preisaufſchlag gelieferten Ware. Dies genügt voll⸗ 
kommen, um den Anſpruch des Kl. auf Vergütung dieſes Preis⸗ 
unterſchiedes neben dem vom Bekl. ihm gezahlten Preiſe 
zu begründen. Was der Kl. mit der neubeſchafften Ware 
machte, ob er ſie insbeſondere brauchte, um ſie anſtatt der 
Ware, die ihm vom Bekl. hätte zurückgeliefert werden ſollen, 
einem neuen Käufer zu liefern, ging den Bekl. gar nichts an. 
Deſſen Schadenserſatzpflicht wird hierdurch in keiner Weiſe 
berührt. Es iſt daher auch unerheblich, ob der Kl. über⸗ 
haupt die Ware, die er vom Bekl. zurückerhalten ſollte, einem 
anderen verkauft hat. Die konkrete Schadenserſatzforderung 
des Kl. erforderte nur den Nachweis der anderweiten Be⸗ 
ſchaffung und des dabei aufgewendeten Preiſes, 
— und dieſer Nachweis iſt als erbracht anzuſehen — nicht 
den Nachweis eines anderweiten Verkaufs. Es 
gelten im vorliegenden Falle keine anderen Rechtsgrundſätze 


Zu 7. Ich möchte der Entſch. durchaus beitreten. Das Be⸗ 
rufungsgericht hatte, wie mir ſcheint, unterſtellt, der Kl. habe den 
entgangenen Gewinn i. S. von BGB. 8 254 gefordert. Dazu 
würde er allerdings haben behaupten und beweiſen müſſen, daß 
er an einen beſtimmten Dritten zu einem beſtimmten höheren Preiſe 
die ihm vom Bekl. zurückzugewährende, aber nicht zurückgewährte 
Ware weiter veräußert gehabt habe. Aber davon iſt hier keine 
Rede: der Kl. hat einfach den poſitiven Schaden (damnum emer- 
gens) liquidiert, der ihm durch ſchuldhafte Unterlaſſung bzw. 
Unmöglichmachung der Warenübergabe erwachſen war. Dieſer 
Schaden beſtaud in dem damaligen Werte der Ware. Und nur zum 
Beweiſe desſelben berief der Kl. ſich auf den von ihm für Be⸗ 
ſchaffung von Erſatzware aufgewendeten Preis. Ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch wegen Nichterfüllung i. S. der SS 325/6 BOB. ſtand über⸗ 
haupt nicht in Frage, ſoundern nach Aufhebung des Kaufvertrages 
nur ein einfacher Bereicherungsanſpruch i. S. der condictio ob 
causam finitam; die Folgen von deſſen ſchuldhaft unmöglich ge⸗ 
machter Erfüllung find lediglich nach allgemeinen Regeln (88 275 ff., 
249 ff.) zu beurteilen, wodurch auch 88182 überholt wird, der 
übrigens hier wohl zum gleichen Ergebnis führen würde. 

Geh. IR. Prof. Dr. P. Oertmann, Göttingen. 
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als für den Deckungskauf des Käufers, der Schadenserſaß 
wegen Nichterfüllung des Kaufvertrags zu fordern hat; vgl. 
hiezu RG. 54, 154; 90, 161; 93, 134; 102, 349. Zur 
Begründung des Schadenserſatzanſpruchs überhaupt — wenn 
auch nicht auf konkreter Berechnung — würde ſchon die Tat⸗ 
ſache genügen, daß der Kl. den angegebenen Betrag jedenfalls 
hätte anwenden müſſen, wenn er ſich gleichartige Ware wieder 
anſchaffen wollte; es wäre alſo nicht einmal der Nachweis 
der anderweiten Anſchaffung erforderlich. 

r e ee ee ee r 

Sch.] 

8. 1. Zur rechtlichen Natur eines vertragsmäßigen 
Kalibohr- und ⸗gewinnungsrechtes. — 2. Art. 184 Satz 2 CG. 
zum BGB. bezieht ſich nicht auch auf beſchränkt perſönliche 
Dienſtbarkeit.] 7) 

Aus den Gründen: Die ein Bergwerk betreibende 
Bekl. hat von ihrem Schacht aus eine Grubenanſchlußbahn 
nach dem Staatsbahnhof Sehnde angelegt, die über von ihr 
gepachtete Grundſtücke führt. Die Kl. betreibt in der Ge⸗ 
markung Sehnde Bergbau auf Kali auf Grund ihr ver⸗ 
tragsmäßig eingeräumter und in das Grundbuch eingetragener 
Bohr- und Kaligewinnungsrechte. Die Grubenanſchlußbahn 
der Bekl. führt über mit dieſem Rechte der Kl. behaftete 
Grundſtücke. Die Kl. erachtet ſich dadurch für den Fall des 
Abbaues in ihrem Rechte beeinträchtigt. Nach Beweisauf⸗ 
nahme hat das OLG. dem Feſtſtellungsbegehren der Kl. wie 
folgt entſprochen: 1. Der Kl. ſteht das Recht zu, von der 
Bekl. die Beſeitigung ihrer Grubenanſchlußbahn, ſoweit ſie 
ſich auf Parzellen, die mit einem Kaligewinnungsrecht zu⸗ 
gunſten der Kl. belaſtet ſind und ſoweit dieſe Parzellen nicht 
in den Markſcheiden⸗Sicherheitspfeiler fallen, befindet, zu ver⸗ 
langen, ſobald die Kl. mit dem Abbau der Kaliſätze unter 
dieſen Parzellen beginnt, und das Oberbergamt das Stehen⸗ 
laſſen eines Sicherheitspfeilers für die Grubenanſchlußbahn 
dec Bekl. vorſchreibt. — 2. Wenn das Oberbergamt das 
Stehenlaſſen eines ſolchen Sicherheitspfeilers nicht verlangt, 
aber die Genehmigung zum Abbau der unter dem vorbezeich⸗ 
neten Teile der Grubenanſchlußbahn der Bekl. lagernden Kali⸗ 
ſalze davon abhängig macht, daß die Kl. anderweitige Vor⸗ 
kehrungen trifft, um dieſe Bahn außer Gefahr zu ſetzen, ſo 
iſt die Bekl. verpflichtet, nach ihrer Wahl der Kl. den ihr 
durch ſolche Vorkehrungen entſtehenden Schaden zu erſetzen 
oder den vorbezeichneten Teil der Grubenanſchlußbahn zu 
beſeitigen. Die Anſprüche der Kl. auf Beſeitigung der von 
der Bekl. über die gepachteten Grundſtücke gelegten Gruben⸗ 
anſchlußbahn und auf Schadenserſatz haben zur Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Kl. infolge des mit den Grundeigentümern 
geſchloſſenen Bohrvertrags verlangen kann, daß dieſe und 
daher auch die ihr Recht von ihnen ableitende Bekl. auf der 
Oberfläche des Gebiets, unter der die Kl. auf Grund des 
Vertrags Kalibergbau zu treiben berechtigt iſt, Anſtalten wie 
die Grubenbahn dann nicht errichten darf, wenn ſie dadurch 
unmittelbar oder mittelbar in Ausbeutung des Kalis behindert 
oder erheblich eingeſchränkt würde, oder daß ſie doch, falls 
die Bergbehörde weniger einſchneidende Maßnahmen von ihr 
verlangen ſollte, von der ſchuldhaften Bekl. Erſatz des da⸗ 
durch verurſachten Schadens verlangen kann. Das BG. ge⸗ 
langt zur Bejahung dieſer Frage durch fehlerhafte Geſetzes⸗ 


Zu 8. Das Urteil befriedigt nicht durchweg. 

Die Kl. betreibt ein Kalibergwerk, und zwar auf Grund eines 
vor Inkrafttreten des BGB. beſtellten Kaligewinnungsrechts, nicht 
eines Bergwerkseigentums, da in Hannover das Kali nicht zu 
den regalen Mineralien gehört. Auf den mit dem Gewinnungsrecht 
belaſteten Grundſtücken betreibt die Bekl. eine Grubenanſchlußbahn, 
alſo eine Privatbahnanlage. Die Kl. fürchtet, und zwar nach der 
Praxis der Bergpolizeibehörden mit Recht, daß dieſe ihr den 
Abbau der unter der Bahnanlage befindlichen Kaliſalze verbieten, 
vielmehr das Stehenlaſſen eines Sicherheitspfeilers verlangen wür⸗ 
den. Für dieſen Fall verlangt die Kl. in erſter Linie Beſeitigung 
der Bahnanlage, in zweiter Linie Schadenserſatz. 

1. Das OLG. hatte den Auſpruch auf Beſeitigung für be⸗ 
gründet erachtet. Art. 184 EGBGB. ſchreibt für Grunddienſtbar⸗ 
keiten, die bei Inkrafttreten des BGB. bereits beſtanden, die An⸗ 
wendung der 88 1020 bis 1028 BGB. vor, insbeſondere alſo des 
S 1027, welcher dem Inhaber der Grunddienſtbarkeit die Negatoria 
gemäß 8 1004 gewährt. Im vorliegenden Falle handelt es ſich 
allerdings nicht um eine Grunddienſtbarkeit, ſondern um eine irre⸗ 
gulare Perſonalſervitut, jedoch hatte das OLG. den Art. 184 Abſ. 2 
auf perſönliche Dienſtbarkeiten entſprechend angewendet. Das RG. 
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anwendung. Es bezeichnet das vertragsmäßig begründete Kali⸗ 
gewinnungsrecht der Kl. zwar zutreffend als eine beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit des BGB., es überſieht auch nicht, 
daß der Bohrvertrag bereits 1896, vor Inkrafttreten des 
BGB., geſchloſſen worden iſt. Es erachtet aber trotzdem, und 
zwar zu Unrecht, auf Grund des Art. 184 Satz 2 EG. zum 
BGB. die Vorſchriften des BGB. für anwendbar. Gemäß 
Art. 184 Satz 1 unterliegt vielmehr die rechtliche Beurteilung 
des Vertrags und der aus ihm fließenden Befugniſſe dem 
alten. d. h. hier dem gemeinen, Rechte. Der Satz 2 beſtimmt 
zwar, daß von dem Inkrafttreten des BGB. an für eine 


entſcheidet ſich ſtatt für die Analogie für das argumentum e con- 
trario. Eine Begründung hierfur gibt das NG. nicht. Es ver⸗ 
weiſt lediglich auf den Kommentar der Reichsgerichtsräte, wo das 
gleiche, aber ebenfalls ohne Begründung, ausgeführt iſt. Prüft 
man den der Vorſchrift des Art. 184 Abſ. 2 zugrunde liegenden 
Rechtsgedanken, ſo findet man in den Protokollen zum BGB. 6, 
631 die Erwägung, „daß die Grunddienſtbarkeiten vorausſichtlich 
zum größten Teil noch lange Zeit fortbeſtehen werden und daß es 
unzweckmäßig ſein würde, ſie für alle Zukunft nach anderen, als 
nach den im BGB. aufgeſtellten, der Natur der Verhältniſſe ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften zu beurteilen“. Dieſe Erwägungen paſſen 
aber völlig auf die hier in Betracht kommenden irregulären 
Perſonalſervituten. Denn dieſe Perſonalſervituten ſind nicht auf 
die Lebensdauer des erſten Berechtigten beſchränkt, ſondern vererb⸗ 
lich und übertragbar. Das ſtreitige Kaligewinnungsrecht kann alſo, 
wenn das Kalivorkommen reichhaltig genug iſt, Jahrzehnte und 
Jahrhundert währen. Es iſt aber kein ſachlicher Grund zu erſehen, 
weswegen während dieſer ganzen Zeit der Abbauberechtigte nicht 
nach § 1020 BGB. zu ſchonender Ausübung der Dienſtbarkeit und 
zur ordnungsmäßigen Erhaltung etwaiger Anlagen verpflichtet ſein 
ſoll, warum nicht gemäß 8 1025 bei einer Teilung des Grund⸗ 
ſtücks das Grundbuchblatt des Trennſtücks von der Dienſtbarkeit 
bereinigt werden ſoll, falls feſtſteht, daß unter dieſem Teil kein 
Kali vorhanden iſt uſw. Ein Zurückgehen auf den Sinn des Art. 184 
hätte alſo zu einer entſprechenden Anwendung führen müſſen. 
(Zum Teil übereinſtimmend, allerdings mit anderer Begründung, 
Erdmann, Rechtl. Grundlagen des Kali⸗ und Steinſalzberg⸗ 
baus, S. 69.) 

2. Völlige Zuſtimmung verdienen die Süße, daß das ſtreitige 
Kaligewinnungsrecht ſich als irreguläre Perſonalſervitut darſtellt 
und daß bei der Beſtimmung der ſich daraus ergebenden Rechte die 
Beſonderheiten der einzelnen Servitut, insbeſondere ihr bergrecht⸗ 
licher Charakter, zu berückſichtigen iſt. Es verdient weiter volle 
Zuſtimmung, daß das RG. bei der Auslegung des Abbauvertrags 
die Grundſätze heranziehen will, welche für das Verhältnis zwiſchen 
dem Bergwerkseigentümer und dem Grundſtückseigentümer ausgebildet 
worden ſind. Denn von unſerem heutigen Standpunkt aus be⸗ 
trachtet, iſt es eine reine Zufälligkeit, daß in Hannover das Kali 
nicht regal, in anderen Landesteilen dagegen der Verfügung des 
Grundeigentümers entzogen iſt. Die Verſchiedenheit beruht lediglich 
auf der geſchichtlichen Entwicklung und darauf, daß der Übergang 
don dem jetzigen Zuſtand zur Regalität des Kalis ohne ſchweren 
Eingriff in zahlloſe private Rechte nicht durchführbar iſt. Deſto 
mehr muß aber die Rechtſprechung verſuchen, die rein zufällig ent⸗ 
ſtandenen Unterſchiede zwiſchen dem Kalibergbau in Hannover und 
in anderen Landesteilen ſo weit auszugleichen, als dies ohne Schädi⸗ 
gung privater Intereſſen der Beteiligten möglich iſt. Daß das RG. 
dieſen Grundſatz klar ausſpricht, iſt ſehr zu begrüßen. 

d 3. Das RG. ſcheint zugunſten der Bekl. aunehmen zu wollen, 
daß aus dem Bergwerkseigentum nicht die Verpflichtung des Grund⸗ 
eigentümers folgt, ſich jeder dem Bergbau nachteiligen Handlung zu 
enthalten. Das widerſpricht dem Grundgedanken, der das ganze 
1 ne Bergrecht durchzieht. Das Berggeſetz fteht auf dem Stand⸗ 
3 m daß bei einer Kolliſion zwiſchen Bergbau und Oberflächen⸗ 
Wirtſchundſätlich die Gewinnung der Bodenſchätze für die nationale 
flach ſchaft wertvoller iſt als die Ausnutzung der entſprechenden Ober⸗ 
Alanr (Iſay, ABG. Bd. 2 S. 2). Infolgedeſſen iſt dem Bergbau 
hrt ein Enteignungsrecht gegenüber dem Grundeigentümer ge⸗ 
b Ein Unterlaſſungsanſpruch des Grundeigentümers gegenüber 
mehr dat mölıngen des Bergwerkseigentümers iſt ausgeſchloſſen, viel⸗ 
Ex He der Grundeigentümer gegenüber Schädigungen, die er durch 
treten sn erleidet, nur einen Schadenserſatzanſpruch. Zurück⸗ 
Vertehrsaf das Recht des Bergbaues lediglich gegenüber öffentlichen 
8154 Be (8 1153 AB.). Jedoch gewährt in dieſem Falle 
anſtalt 0 Bergbautreibenden gegenüber der öffentlichen Verkehrs⸗ 
Grunde men Schadenserſatzanſpruch. Der Satz des RG., daß der 
Bergwer a an dem Bergbau nachteiligen Handlungen durch das 
Allgemeinheſt dam nicht gehindert werde, widerſpricht alſo in dieſer 
Si i olſenſichtlich dem Sinn des Geſetzes. 

Geſichtspunft Schadenserſatz gefordert wird, kommt noch ein weiterer 
gunſten des 5 — Betracht. Der Schade entſteht dadurch, daß zu⸗ 
liche Beſchränkundeigentümers dem Bergwerksbeſitzer eine bergpolizei⸗ 
Daß im Prin 10 auferlegt wird. Hier greift § 75 EinlAL R. ein. 
beſchränkende Polizdeslenige, zu deſſen Gunſten eine den Bergbau 
olizeiverfügung ergeht, dem Bergwerksbeſitzer gegen⸗ 
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Grunddienſtbarkeit die Vorſchriften der 88 10201028 BG 
gelten, woraus das BG. gemäß § 1027 die Anwendbarkeit 
des § 1004 BGB. entnimmt, der gegen den Störer den 
Anſpruch auf Beſeitigung der Beeinträchtigung gibt. Da 
aber das BGB. Grunddienſtbarkeiten und beſchränkte perſön⸗ 
liche Dienſtbarkeiten in getrennten Titeln behandelt, ſo geht 
es nicht an, das, was das EG. für Grunddienſtbarkeiten be⸗ 
ſtimmt, ohne weiteres auch auf beſchränkte perſönliche Dienſt⸗ 
barkeiten anzuwenden, wie dies auch zutreffend vom Komm. 
der RSR. 3. Aufl. 8 1090 Anm. 1 verneint wird. Das durch 
den Bohrvertrag begründete Rechtsverhältnis wird nach ge⸗ 


über ſchadenserſatzpflichtig iſt, iſt vom NG. anerkaunt (RG. 70, 388; 
vgl. auch JW. 1915, 528 Nr. 25). Streitig iſt die Abgrenzung der 
Schadenserſatzpflicht im einzelnen. Wir haben uns (Iſay, Bd. 2 
S. 221) auf den Standpunkt geſtellt, daß bei Veränderung der Ober⸗ 
fläche, die zu einer bergpolizeilichen Beſchränkung des Bergwerks⸗ 
betriebes Anlaß gibt, eine Schadenserſatzpflicht nicht begründet ſei, 
wenn die Anderung der Oberfläche eine nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge zu erwartende Anderung ſei, z. B. ein Hausbau innerhalb 
der Fluchtlinien. Bei ungewöhnlichen Anderungen dagegen, z. B. beim 
Bau einer Talſperre, beſtehe eine Erſatzpflicht. Im vorliegenden 
Falle wird man wohl, ſoweit der Sachverhalt erkennbar iſt, von einer 
ungewöhnlichen Anderung der Beſchaffenheit der Oberfläche reden 
müfjen, fo daß ein Schadenserſatzanſpruch des Bergwerksbeſitzers ge⸗ 
geben wäre. 

4. Das RG. hat demgegenüber Zweifel, ob die allgemeinen 
bergrechtlichen Grundſätze zu einer Schadenserſatzpflicht führen 
könnten. Dagegen hält das NG. ſpeziell beim Grundeigen⸗ 
tümerbergbau unter Umſtänden eine weitergehende Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Grundeigentümers gegenüber dem Bergbautreibenden 
für denkbar, weil es an ſich Sache des Grundeigentümers ſei, bei Ein⸗ 
räumung der Abbaugerechtigkeit ſich gegen Beſchränkungen ſeines 
Oberflächeneigentums durch den Bergbautreibenden zu ſichern. 

Dieſe Erwägung des RG. widerſpricht dem oben erörterten 
Grundſatz, den Grundeigentümerbergbau dem regalen Bergbau mög⸗ 
lichſt anzugleichen. Auch praktiſch ſcheint es unannehmbar, daß der 
regale Bergbau unter Umſtänden weniger Schutz genießen ſoll als 
der Grundeigentümerbergbau. So wichtig für uns heute Kali iſt, ſo 
iſt es doch weit weniger wichtig als etwa Eiſen oder Steinkohle. 
Die Erwägung des RG. würde dazu führen, daß der Oberflächen⸗ 
eigentümer ſich ungeſtraft gegenüber einem Eiſenerzbergwerk oder 
Steinkohlenbergwerk Dinge erlauben könnte, für die er im Verhält⸗ 
nis zu einem Kalibergwerk ſchadenserſatzpflichtig ſein würde. 

5. Bei der Auslegung der Befugniſſe, welche dem Inhaber eines 
Kaligewinnungsrechts zuſtehen, will das RG. endlich Erklärungen 
berückſichtigen, welche dem Eigentümer gegenüber bei den Vertrags⸗ 
verhandlungen abgegeben worden ſind, auch wenn ſie nicht Vertrags⸗ 
beſtandteil geworden ſein ſollten. 

Auch das iſt nicht zu billigen. Das Kaligewinnungsrecht ver⸗ 
tritt völlig die Stelle des Bergwerkseigentums. Es kann Jahr⸗ 
hunderte beſtehen und von einer Hand zur andern wandern. Soll 
wirklich derjenige, der ein ſolches Kaligewinnungsrecht ausbeutet, den 
Umfang ſeiner Rechte nicht nach dem beurkundeten Vertrag, ſondern 
nach dem Ergebnis irgendwelcher Zeugenausſagen bemeſſen müſſen, 
welche ſich über die Jahrzehnte zurückliegenden Vertragsverhand⸗ 
lungen verbreiten? Wer in der Praxis ſteht, weiß, daß ein Prozeß, 
bei dem es auf die Ausſage über zeitlich weit zurückliegende Vor⸗ 
gänge ankommt (in dem vorliegenden Falle iſt der Abbauvertrag i. J. 
1896, alſo vor einem Vierteljahrhundert geſchloſſen), eine reine 
Lotterie iſt. Sein Ergebnis hängt in erſter Linie davon ab, wer von 
den urſprünglich Beteiligten überhaupt noch lebt, in zweiter Linie 
von der mehr oder minder großen Schwurtüchrigkeit der Beteiligten. 
Dazu muß man ſich vorſtellen, wie ſich, namentlich bei zerſplittertem 
Grundbeſitz, die Verhandlungen über die Begründung von Abbau⸗ 
gerechtigkeiten abſpielen. Der Bergwerksunternehmer braucht für 
ſeinen Betrieb ein einigermaßen abgerundetes Feld. Durch Agenten 
läßt er die ſämtlichen in Betracht kommenden Grundbeſitzer ſo weit 
bearbeiten, daß ſie mit dem Vertrage einverſtanden ſind. Einzelne 
ſind Erwägungen leichter zugänglich als andere, die darauf ver⸗ 
trauen, daß der Bergwerksunkernehmer gerade ihr Grundſtück un⸗ 
bedingt haben muß und ſich ſomit in einer Zwangslage befindet. 
Sollen wirklich all die Redensarten, die in dem Hin und Her der 
Verhandlungen ein Agent in ſeiner Verzweiflung einmal gebraucht, 
um einen beſonders hartnäckigen Bauern zur Unterſchrift zu be⸗ 
wegen, viele Jahre ſpäter zuungunſten eines Bergbautreibenden 
wieder aufleben, obwohl er davon nichts weiß und nichts wiſſen kann? 
M. E. geht das nicht au. Genau ſo, wie das Bergwerkseigentum 
durch die Verleihungsurkunde des Oberbergamts mit einem feſt um⸗ 
riſſenen Inhalt entſteht, muß auch ein durch Vertrag begründetes 
Kaligewinnungsrecht oder eine Abbaugerechtigkeit ihren feſt be⸗ 
grenzten Inhalt durch die Vertragsurkunde bekommen, ohne daß 
es auf irgendwelche mündliche Erklärungen aukäme. Bei der Aus⸗ 
legung von Geſellſchaftsſatzungen hat das NG. aus ähnlichen Er⸗ 
wägungen ſeit jeher die Berückſichtigung mündlicher Außerungen ab⸗ 
gelehnt (RG. 83, 321; 101, 246). 

RA. Dr. Rudolf Iſay, Berlin. 
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meinem Recht als eine irregulare Perſonalſervitut zu be⸗ 
zeichnen ſein. In dieſer Weiſe hat RG. 59, 289 das Recht 
aus einem ganz ähnlichen Bohrvertrag von 1898 gekenn⸗ 
zeichnet, und die gleiche rechtliche Beurteilung findet ſich in 
der Begründung zum Geſetz betreffend Beſtellung von Salz⸗ 
abbaugerechtigkeiten in der Provinz Hannover v. 4. Aug. 
1904 (Ztſchr. f. Bergrecht Bd. 45 S. 14). Für derartige 
unregelmäßige Perſonalſervituten des gemeinen Rechts, die 
ſich in Deutſchland, ohne daß man ſich ſtreng an die aus 
dem römiſchen Rechte übernommenen Begriffe des usus und 
usus fructus gehalten hätte, als eigentümliche deutſch⸗xechtliche 
jura in re alinea entwickelt haben (Seuff Arch. 36, 108; 42, 
18; Beſeler, Gem. dtſch. Privatr. 8 193; Windſcheid 
Bd. J 8202 Anm. 3; Mugdan, Mat. z. BGB. Bd. III 
S. 316), fehlt es an allgemein gültigen Beſtimmungen über 
den Umfang der Befugniſſe auf beiden Seiten. Da es auf 
Zweck und Art des einzelnen Rechts ankommt, werden ſich 
ſchwer allgemeine Grundſätze aufſtellen laſſen, jo daß der von 
Sintenis (Zivilrecht Bd. 1 3.60) für den usus ausge⸗ 
ſprochene Satz, daß die Befugniſſe des Berechtigten im ein⸗ 
zelnen und beſonderen ſich natürlich nur für jeden Einzel⸗ 
fall erkennen und beſtimmen laſſen, auch hier Anwendung 
zu finden haben wird. Das BG., das auf der einen Seite 
für die Ermittlung der gegenſeitigen Rechte und Pflichten, 
wie erwähnt, hier nicht anwendbare geſetzliche Beſtimmungen 
zugrunde gelegt hat, berückſichtigt auf der anderen Seite bei 
der Auslegung des Vertrags Umſtände nicht, die nicht außer 
Betracht gelaſſen werden durften. Einmal iſt für das ge⸗ 
meine Recht ein Grundſatz wie der aus $ 1091 BGB. (Rück⸗ 
ſicht auf die perſönlichen Bedürfniſſe des Berechtigten) ent⸗ 
nommene nicht nachweisbar. Es wird daher unter Berück⸗ 
ſichtigung aller in Betracht kommenden Umſtände zu er⸗ 
wägen ſein, ob und in welcher Art bei einem Widerſtreit der 
Intereſſen des Grundeigentümers oder eines von dieſem ſein 
Recht Ableitenden und des Bergwerkseigentümers dem letz⸗ 
teren der Vorrang einzuräumen iſt oder nicht. Dabei durfte 
die Eigenart der beſtellten Dienſtbarkeit nicht außer acht 
gelaſſen werden, die, wenn es ſich auch nicht um bergbau⸗ 
freie Mineralien handelt, immerhin bergrechtlicher Natur iſt. 
Dann aber hätte geprüft werden müſſen, ob und inwiefern 
der Umſtand von Bedeutung für die Vertragsauslegung ſein 
könnte, daß das Preuß. Geſetz v. 14. Juli 1895, das auf 
den Stein⸗Kaliſalzbergbau in Hannover eine Reihe von Be⸗ 
ſtimmungen des ABG. v. 24. Juni 1865, darunter die 88 148 
bis 154 für anwendbar erklärt hat, zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſchluſſes bereits in Kraft getreten war. Es fragt ſich ins⸗ 
befondere, ob etwa aus der Anwendbarkeit des $ 150 ABG. 
Schlüſſe auf den Umfang der vertraglichen Rechte des Bohr⸗ 
berechtigten gezogen werden können, und ob nicht die An⸗ 
wendbarkeit der oben angeführten Beſtimmungen des ABG. 
es nahelegt, bei der Auslegung des Vertrags in bezug auf 
den Umfang der durch ihn dem Bohrberechtigten eingeräumten 
Rechte die Grundſätze heranzuziehen, die für das Verhältnis 
zwiſchen dem Bergwerkseigentümer und dem Grundſtückseigen⸗ 
tümer ausgebildet worden ſind. Dabei würde auch die Recht⸗ 
ſprechung zum ABG. nicht übergangen werden dürfen, die 
mehrfach ausgeſprochen hat, daß der Grundeigentümer zu 
einer an ſich ordnungsmäßigen Ausübung ſeines Eigentums 
auch dann berechtigt ſei, wenn dadurch das Bergwerkseigentum 
und ſeine Ausbeutung beeinträchtigt werde, da das Recht des 
Berwerkseigentümers ſeine Grenze finde in den ihm zur Ge⸗ 
winnung des Minerals gewährten Befugniſſen, eine dingliche 
Belaſtung des Grundeigentums mit der Folge, daß der Eigen⸗ 
tümer verpflichtet wäre, ſich einer jeden dem Bergbau nach⸗ 
teiligen Handlung zu enthalten, durch die bergbauliche Be⸗ 
leihung nicht herbeigeführt werde (RG. 5, 272; 38, 332, 
nach gewiſſer Richtung günſtiger für den Bergwerkseigen⸗ 
tümer RG. 70, 387/&3901)). Würde die ſinngemäße An⸗ 
wendung dieſer Grundſätze zugunſten der Bekl. ſprechen, ſo 
würde andererſeits doch zu erwägen ſein, ob eine ſinngemäße 
Anwendung ſtatthaft iſt, gegenüber der Tatſache, daß Kali 
in der Provinz Hannover nicht zu den bergbaufreien Mine⸗ 
zalien zählt, der Grundeigentümer hier es daher in ſeinem 
freien Belieben hat, ob er vertraglich einem anderen das 
Recht einräumen will, unter ſeiner Oberfläche Bergbau auf 
Kali zu treiben, wobei er, worauf auch die Begründung zur 
Novelle v. 14. Juli 1895 (zu 8 148 ff. ABG.) hinweiſt, in 
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der Lage iſt, ſich auch den Erſatz der durch den Abbau der 
Salze ihm erwachſenden Grundſchaden vertragsmäßig zu 
ſichern, und, wie hinzugefügt werden darf, ſich das Recht 
vorzubehalten, in der freien Verfügung über ſein ober⸗ 
irdiſches Eigentum durch Rückſichten auf den Bergbaubetrieb 
nicht oder doch nicht ungebührlich beſchränkt zu werden. Iſt 
aber, wie hier, eine derartige Beſtimmung in den Vertrag 
nicht aufgenommen, ſo wird zu prüfen ſein, ob die tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe, wobei auch die Höhe der vom Bergwerks⸗ 
beſitzer im Vertrage zugeſicherten Gegenleiſtung eine Rolle 
ſpielt, die Annahme rechtfertigen, der Eigentümer habe ſich mit 
der Einräumung des Salzgewinnungsrechts auch ſolcher Be⸗ 
ſugniſſe hinſichtlich ſeines Eigentums an der Oberfläche be⸗ 
geben wollen, die möglicherweiſe geeignet ſein könnten, das 
Gewinnungsrecht des Bergwerkseigentümers ſeinem Umfange 
nach einzuſchränken. Bei der Auslegung aus dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt heraus würde die Behauptung der Bekl., es ſei 
den Eigentümern bei den Vertragsverhandlungen geſagt wor⸗ 
den, die ihnen zugeſagte Gegenleiſtung werde für ſie ein 
reiner Gewinn ſein, da ſie durch die Einräumung des Rechtes 
in der Benutzung ihres Landes in keiner Weiſe beſchränkt 
würden, auch dann zu berückſichtigen ſein, wenn dieſe Er⸗ 
klärung nicht Vertragsbeſtandteil geworden ſein ſollte. 

(G. K. w. K. F., U. v. 23. März 1921; 323/20 V. Tea? 
- Sch. 


9. Der Schuldner kann gegen den Nießbraucher einer 
Forderung nicht mit Forderungen aufrechnen, die ihm gegen 
dieſen zuitehen.] 7) 

Aus den Gründen: Zwar beſtimmt § 1075 Abſ. 2 
BGB., daß an verbrauchbaren Sachen, alſo namentlich an 
eingezogenem Gelde, der Nießbraucher mit der Einziehung 
Eigentum erwerben ſoll, und im § 1070 Abſ. 1 BGB. il 
beſtimmt, daß auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Nieß⸗ 
braucher und dem Schuldner die Vorſchriften entſprechende 
Anwendung finden ſollen, die im Falle der Übertragung des 
Rechts für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Erwerber und 
dem Schuldner gelten. Im Hinblick auf dieſe Vorſchriften 
hat ſich im Schrifttum (vgl. die Zuſammenſtellung in Bier⸗ 
manns Sachenrecht 3. Aufl. Anm. le zu § 1074 BGB.) 
ein lebhafter Streit darüber erhoben, ob dem Schuldner einer 
zum Nießbrauch gegebenen Forderung nicht auch ein Auf⸗ 
rechnungsrecht mit Forderungen zuzugeſtehen ſei, die dem 
Schuldner gegenüber dem Nießbraucher zuſtehen. Dieſe Frage 
iſt jedoch trotz der vielfachen Befürwortung ihrer Bejahung 
mit den Motiven zu 8 1028 des I. Entwurfs eines BGB. 
(Bd. III S. 545) zu verneinen. Die für die Rechtsübertragung 


Zu 9. Im Jahre 1904 hat der VII. ZS. des RG. — der 
gleiche, von dem die obige Entſch. herrührt — im Falle des 8 1282 
BGB. die Aufrechnung einer dem Pfandgläubiger gegen den Dritt⸗ 
ſchuldner zuſtehenden Forderung durch und gegen den Pfandgläubiger 
für zuläſſig erklärt (RG. 58, 108 f.). Dieſes Urteil, das hernach im 
„Juriſtiſchen Kulturkampf“ von Eruſt Fuchs als Beiſpiel neuzeit⸗ 
licher Jurisprudenz gefeiert ward (158 f), aber auch vom V. 3. 
noch jüngſt (1919) gebilligt worden iſt (RG. 97, 39), wird 
nun ſtillſchweigend desavouiert: gemäß dem (dem 81282 Abſ. 2 
wortgleichen) § 1074 Satz 3 könne der Schuldner der nießbrauchs⸗ 
belaſteten Forderung mit einer ihm gegen den Nießbraucher zuſtehen⸗ 
den Forderung nicht aufrechnen und ebenſowenig der Nießbraucher. 
— Die Schwenkung iſt bedauerlich und ſchwerlich begründet: Der 
Nießbraucher einer unverzinslichen Geldforderung — dieſe bislang 
mehr der Theorie als der Praxis bekannt gewordene Erſcheinung — 
iſt allerdings nicht Gläubiger, ſondern bloß Einziehungsberechtigter 
und als ſolcher zu Verfügungen, die wie Abtretung oder Erlaß keinen 
Ausgleich in das Vermögen des Nießbrauchers zu bringen brauchen, 
nach $ 1074 Satz 3 — 8 1282 Abſ. 2 nicht berechtigt. Von der Auf⸗ 
rechnung aber ihn auszuſchließen und das unwirtſchaftliche Hin und 
Her einer zweifachen Zahlung zu verlangen, beſteht nicht der mindeſte 
Anlaß. Dogmatiſch nicht, weil die nach 8 387 erforderliche Gegen⸗ 
ſeitigkeit der Forderungen durch die entſprechende Anwendung der 
Zeſſionsvorſchriften (8 1070 Abf. 1) hergeſtellt wird, die ſich kaum 
vermeiden läßt, wenn man mit der wohl allgemeinen Anſicht die 
Aufrechnung des Schuldners mit einer Gegenforderung gegen den 
Nießbrauchsbeſteller nur im Rahmen des 8406, alſo nur zu⸗ 
gunſten des Gutgläubigen geſtattet. Wirtſchaftlich nicht, wenn man 
bedenkt, daß ſelbſt das im Regelwege an den Nießbraucher gezahlte 
Geld in deſſen Alleineigentum fällt (S8 1075 Abſ. 2, 1067) und 
irgendein dingliches Recht des Beſtellers, das ihm durch die Aufrech⸗ 
nung geſchmälert werden könnte, in keinem Falle zur Entſtehung 
kommt. (Der Einwand Oertmanns, Ziv. Arch. 113, 425 fällt 
bei der vorausgeſetzten Unverzinslichkeit der belaſteten Forderung 
dahin.) — Wenn das NG. dieſe Geſtaltung dadurch in den Hinter⸗ 
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in Beziehung auf das Verhältnis zum Schuldner geltenden 
Vorſchriften (vgl. insbeſondere 88 404 ff. BGB.) ſollen nur 
„entſprechende“ Anwendung finden, deren Anwendung iſt alſo 
ausgeſchloſſen, wenn ſie wie die Aufrechnung, die volle Ver⸗ 
fügungsbefugnis auf ſeiten des neuen Gläubigers zur Vor⸗ 
ausſetzung haben. Denn die Beſtellung des Nießbrauchs gibt 
dem Nießbraucher, wie im 8 1074 Satz 3 BGB. noch aus⸗ 
drücklich hervorgehoben iſt, nicht die volle Verfügungsbefugnis 
über die zum Nießbrauch beſtellte Forderung (vgl. insbe⸗ 
ſondere auch Planck Anm. 2 zu 8 1070, Anm. 3 zu 8 1074 
BGB.). Der Nießbraucher iſt nicht berechtigt, die ihm zum 
Nießbrauch gegebene Forderung durch Aufrechnung zu ver⸗ 
nichten, und ebenſowenig darf dies der Schuldner durch Auf- 
rechnung mit Forderungen, die ihm lediglich gegen den Nieß⸗ 
braucher zuſtehen. Auch der Umſtand, daß § 1075 Abſ. 2 
BGB. nach der Leiſtung verbrauchbarer Sachen dieſe in das 
Eigentum des Nießbrauchers übergehen läßt, kann an den 
Rechtsverhältniſſen vor der Leiſtung, insbeſondere an dem 
Mangel der Aufrechnungsbefugnis, nichts ändern. Überdies 
hat dieſer Eigentumsübergang nur formelle (fiduziariſche), 
nicht materielle Bedeutung. Der Nießbraucher bleibt dem 
Forderungsberechtigten, dem er nach § 1067 Abſ. 2 BGB. 
zur Sicherheitsleiſtung gegen unrechtmäßige Verwendung ver⸗ 
pflichtet iſt, für den Verbleib der Sachen verhaftet. Fehlt 
es hiernach an einer Befugnis des Schuldners, ſeine Forde⸗ 
rungen gegen den Nießbraucher zur Aufrechnung zu ver⸗ 
wenden, ſo muß aus gleichen Gründen auch ſeine Befugnis 
zur Zurückbehaltung und ſein Recht, dem Nießbraucher wegen 
der Geltendmachung der ihm zum Nießbrauch gegebenen For⸗ 
derung Argliſt zum Vorwurf zu machen, verneint werden. 
(M w. M., IL o 4 Dit 21 10% f VII. 9 
Sch. 


** 10. Zur Frage der Anwendung des § 1616 BGB. auf 
ſolche Kinder aus unebenbürtigen Ehen, die ſchon vor dem 
Inkrafttreten des neuen Rechts geboren ſind. Auslegung 
des Art. 109 Abſ. 3 der neuen Reichsverfaſſung. ] ) 


Der Vater ſowohl der Kl. als des Bekl. war der am 
10. März 1887 verſtorbene Fürſt zu L.⸗W.⸗F. aus dem Haufe 
gleichen Namens, das nach dem früheren Adelsrechte dem 
hohen Adel angehörte und dem der Fürſtenſtand von Bayern 
im Jahre 1812 und von Württemberg im Jahre 1813 ver⸗ 
liehen worden war. Der Fürſt war zweimal verheiratet, in 
erſter Ehe mit einer Gräfin von Sch., die gleichfalls dem 
hohen Adel angehörte, in zweiter, 1870 in Paris geſchloſſener 
morganatiſcher Ehe mit einer Bürgerlichen, der auch ſchon 
im vorigen Jahrhundert verſtorbenen Berta H., der nach der 


grund zu drängen ſucht, daß es dem Quafinießbraucher nur „for⸗ 
melles, nicht materielles Eigentum“ zugeſtehen will, ſo fragt man 
ſich enttäuſcht, ob denn dieſe unklare und verhängnisvolle Wendung, 
die bekanntlich auf dem Gebiet der fiduziariſchen Rechtsgeſchäfie 
emporgewuchert iſt, noch über dieſes Gebiet hinaus „nutzbar“ ge⸗ 
macht werden ſoll, ſtatt endlich abgebaut zu werden. Hier, wo der 
Nießbraucher dem Beſteller (ènach Nießbrauchsende) nicht die vom 
Schuldner geleiſtete Sache in specie, ja nicht einmal tantundem eius- 
dem generis zu leiſten, ſondern lediglich den Wert des Erhaltenen 
zu erſetzen hat, von kidueia zu ſprechen, iſt eine Entgleiſung, aus 
ri die einzig denkbar praktiſche Folgerung abzuleiten Ausſonderungs⸗ 
von Widerſpruchsrecht des Beſtellers in Konkurs oder Zwangs⸗ 
5 ollſtreckung des Nießbrauchers), doch wohl auch nicht i. S. des RG. 
3 haben kann. Cbenſowenig iſt 81067 Abſ. 2 heranzuziehen, 
Pet Beſteller das Gepräge eines „ntateriellen Eigentümers“ zu 
pr 2 im Gegenſaßz zu anderen Rechten (3. B. Schweiz. BOB. a. 760 
der Anſpruch auf Sicherheitsleiſmung überhaupt nur aus⸗ 
as al eiſe, nämlich dann gegeben, wenn die Vermögenslage oder 
0 9 Verhalten des Nießbrauchers die Werterſatzforderung 
ſich raue gefährdet. „Gegen unrechtmäßige Verwendung“ richtet 
brauchers cherheit überhaupt nicht, und von der Haftung des Nieß⸗ 
Der Pipe den Verbleib der Sachen“ kann gar keine Rede ſein. 
fo ante raucher kann mit dem von ihm eingezogenen Gelde genau 
halten und walten wie mit ſeinem übrigen Vermögen. 
Prof. Dr. Ernft Levy, Frankfurt a. M. 


Vie Nichtreviſibilität der für die Entſcheidung be⸗ 
ae be ſüddentſchen Landesgeſetze hat dem RG. die inter⸗ 
einer Statutenk zu einem möglicherweiſe beſonders ſchwierigen Fall 
partikularer Maaliſion im engeren Sinne, einem Zuſammenſtoß 
Stellung nebmestsquellen, Gierke, Deutſches Privatrecht I. 710, 
preußiſchen Rechts müſſen, erſpart. Die unmittelbare Anwendung 
wie das Ru erfrbeſondere des preußiſchen Adelsgeſetzes, ſchied, 
Standesherrſchaft geffend ausführt, um deswillen aus, weil die 
aa, in deren Vorhandenſein die Grundlage für ein 
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Eheſchließung der Titel einer Freifrau von G. und deren aus 
der Ehe zu erwartenden Kindern der Freiherrntitel vom Groß⸗ 
herzoge von Baden verliehen worden war. Aus der erſten 
Ehe ſtammt der Bekl., aus der zweiten Ehe ſtammen die 1871 
und 1874 geborenen Kl. Dieſe nannten ſich früher, der zu⸗ 
letzt erwähnten Verleihung entſprechend, Freiherren von G., 
ſind aber der Anſicht, daß ſie infolge der Geſetzgebung, die 
den Ereigniſſen vom November 1918 nachgefolgt iſt, das Recht 
hätten, den Namen Fürſt zu L.⸗W.⸗F. zu führen, und haben 
ſich dem Bekl. gegenüber dieſes Rechts berühmt. Der Bekl. 
beſtreitet ihnen aber das Recht. Die Kl. haben deshalb gegen 
den Bekl. unter Berufung auf 8 12 BGB. Klage erhoben und 
den Antrag geſtellt, der Bekl. möge verurteilt werden, ihr 
Recht, den bürgerlichen Namen Fürſt zu L.⸗W.⸗F. zu führen, 
anzuerkennen und in die Eintragung dieſes Namens in das 
zuſtändige Standesamtsregiſter einzuwilligen. Der Bekl. er⸗ 
hob Widerklage mit dem Antrag, es möchten die Kl. ver⸗ 
urteilt werden, es zu unterlaſſen, ſich Fürſten oder Prinzen 
zu L.⸗W.⸗F. zu nennen. Die Vorinſtanzen wieſen die Klage 
ab und erkannten nach der Widerklage. Die Reviſion blieb 
erfolglos. Aus den Gründen: Die eingehende Begründung, 
die das KG. für ſeine von der Reviſion bekämpfte Entſchei⸗ 
dung gibt, mag nicht in allen Einzelheiten Beifall verdienen, 
im weſentlichen und vor allem im Ergebniſſe iſt ſie aber 
zutreffend. Einverſtändnis herrſcht unter den Parteien dar⸗ 
über, daß die Kl. nach dem früheren Rechte, wie es bis zu 
den Ereigniſſen vom November 1918 galt, infolge des Um⸗ 
ſtandes, daß die zweite Ehe ihres Vaters, aus der ſie hervor⸗ 
gegangen find, nach damaliger Auffaſſung eine unebenbürtige 
war, auf den Namen ihres Vaters und feinen Fürſtentitel 
keinen Anſpruch hatten, ſondern nur berechtigt waren, ſich 
Freiherren von G. zu nennen. In dieſer Beziehung regt 
auch die Reviſion keinen Zweifel an, und darüber kann nach 
dem früheren Rechte in der Tat auch gar kein Zweifel be⸗ 
ſtehen (vgl. RG. 2, 153). Gegenſtand des Streites unter 
den Parteien iſt vielmehr nur die Frage und kann nur die 
Frage ſein, ob ſich der Rechtszuſtand inzwiſchen geändert hat, 
d. h. ob die Kl. durch die Geſetzgebung, die ſich an die Er⸗ 
eigniſſe vom November 1918 angeſchloſſen hat, das Recht er⸗ 
langt haben, ſich nunmehr Fürſten zu L.⸗W.⸗F. zu nennen. 
Die Kl. nehmen das an, der Bekl. verneint es. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Streites hängt vornehmlich von der Bedeutung 
des Art. 109 Abſ. 3 der neuen Reichsverfaſſung ab, der lautet: 
„Offentlich⸗rechtliche Vorrechte und Nachteile der Geburt oder 
des Standes ſind aufzuheben. Adelsbezeichnungen gelten nur 
als Teil des Namens und dürfen nicht mehr verliehen wer⸗ 
den.“ 1. Die Kl. glauben, ſich für ihren Rechtsſtandpunkt 


eventuell eingreiſendes Privatfürſtenrecht zu ſuchen wäre, ihren Sitz 
da hatte, wo die mediatiſierte Familie bis zur Auflöſung des alten 
deutſchen Reichs reichsunmittelbares Gebiet mit Landeshoheit be⸗ 
ſeſſen, Rehm, Die juriſtiſche Perſönlichkeit der ſtandesherrlichen 
Familie, Straßburg 1911, S. 27 f., Hausgüter der Familie L.⸗W.⸗F. 
aber nicht in Preußen, ſondern ausſchließlich in Baden, Bayern und 
Württemberg belegen waren. — Die zu löſende Aufgabe deckt ſich 
im weſentlichen mit der durch das Vorhandenſein einer mehrfachen 
Staatsangehörigkeit geſtellten. Stimmen die Geſetzgebungen der 
mehreren Staaten, denen eine Perſon angehört, inhaltlich überein, 
ſo macht ihre Anwendung allerdings keine Schwierigkeit: unter dieſer 
Vorausſetzung braucht ja die Frage, welche Geſetzgebung im einzelnen 
zur Anwendung zu kommen habe, überhaupt nicht beantwortet zu 
werden. Anders, wenn die mehreren Geſetzgebungen inhaltlich von⸗ 
einander abweichen. Da das internationale Privatrecht und nicht 
minder die Lehre von der Statutenkolliſion im engeren Sinne die 
Antwort darauf verſagt, welche der mehreren Rechtsordnungen in 
ſolchen Fällen eingreift, da ihre kumulative oder alternative An⸗ 
wendung ſich meiſtens auch als unzuläſſig erweiſt, endlich auch 
den Beteiligen aus naheliegenden Gründen nicht ſelbſt die freie 
Wahl unter den anzuwendenden Rechtsordnungen gelaſſen werden 
kann, jo taucht hier ein mit den Mitteln des poſikiven Rechts un⸗ 
lösbarer Konflikt auf. Zitelmann, Internationales Privat⸗ 
recht I, 173 will die Löſung auf dem Gebiet des internationalen 
Privatrechts dem Völkerrecht zuſchieben. Durch Staatenvertrag 
müßten die aus mehrfacher Staatsangehörigleit im Privatrecht her⸗ 
vorgehenden Übelſtände beſeitigt werden. Eine andere Löſung iſt 
auch kaum denkbar. Auf den Zuſammenſtoß partikularer Rechts⸗ 
quellen angewandt, empfiehlt dieſer Vorſchlag einen entſprechenden 
Akt der Reichsgeſetzgebung, der auch die Konſequenzen mehrfacher 
Standesherrlichkeit ein und derſelben Familie ins Auge zu faſſen 
und die ſich daraus ergebenden Schwierigkeiten einer befriedigenden 
Löſung entgegenzubringen hätte. 

Daß den RG. die auf die Unzuläſſigkeit der Zuſtändigkeits⸗ 
vereinbarung zu ſtützenden Vedenken, Hellwig, Lehrbuch des deut⸗ 
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ſchon auf Satz 1 dieſer Vorſchrift berufen zu können. Sie 
ſind der, beſonders ſcharf von der Reviſion betonten An⸗ 
ſicht, es habe für fie einen öffentlich⸗rechtlichen Nachteil ihrer 
Geburt bedeutet, daß ſie, weil ſie aus einer unebenbürtigen 
Ehe ihres Vaters ſtammten, nach früherem Recht nicht, wie 
der Bekl., den Namen und die Adelsbezeichnung ihres Vaters 
führen durften; dieſer Nachteil ihrer Geburt ſei, da es einen 
Nachteil der Geburt nach dem zur Zeit geltenden Rechte nicht 
mehr gebe, jetzt beſeitigt; ſie könnten alſo auch nicht mehr 
gehindert werden, ſich wie jedes andere eheliche Kind des 
Familiennamens zu bedienen, der ihnen als ehelichen Kindern 
ihres Vaters nach $ 1616 BGB. in Verbindung mit Art. 203 
EG. BGB. gebühre. Dieſe Beweisführung ſcheitert bereits 
daran, daß Art. 109 Abſ. 3 Satz 1 die öffentlich⸗- rechtlichen 
Vorrechte und Nachteile der Geburt oder des Standes nicht 
mit fofortiger Wirkung ſelbſt aufhebt, ſondern nur jagt, 
ſie ſeien aufzuheben, und daß er damit ihre wirkliche 
Aufhebung dem ja nach dem Gegenſtande des einzelnen Vor⸗ 
rechts oder des einzelnen Nachteils zuſtändigen Geſetzgeber, 
dem Reiche oder den Ländern, überläßt. Daß Abſ. 3 Satz 1 
dieſe Bedeutung hat, ergibt der Wortlaut zur Genüge. Nicht 
minder aber ergibt es die Entſtehungsgeſchichte. Nach den 
Beſchlüſſen der Nationalverſammlung in der zweiten Beratung 
war im Entwurfe (Art. 108 Abſ. 3) ſtatt „ſind aufzuheben“ 
geſagt „beſtehen nicht“ (Druckſache Nr. 656). Bei der dritten 
Beratung wählte aber die Nationalverſammlung (Sten. Ber. 
Sp. 2123) die jetzige Faſſung und verſetzte damit den Abſ. 3 
Satz 1 in die Klaſſe von Grundrechten, die lediglich Richt⸗ 
linien für erſt noch zu gebende Geſetze darſtellen. 
Bei dieſer Rechtslage braucht nicht erörtert zu werden, ob 
Vorrechte und Nachteile der Geburt, wie ſie hier in Rede 
ſtehen, im Sinne des Abſ. 3 Satz 1 überhaupt zu den öffentlich⸗ 
rechtlichen Vorrechten und Nachteilen der Geburt oder des 
Standes gehören, auf die ſich der Satz allein bezieht. Denn, 
wie die Frage auch zu beantworten ſein möchte (vgl. RG. 101, 
173 ff., insbeſondere S. 185 Schluß des vorletzten Abſatzes), 
jedenfalls könnten ſich die Kl. auf Art. 109 Abſ. 3 Satz 1 
nicht unmittelbar ſtützen. Durch dieſen Satz ſind die Vor⸗ 
ſchriften des Privatfürſtenrechts und der Lſchen Hausver⸗ 
faſſung, die gemäß Art. 58 Ech. BGB. bisher dem Rechte 
der Kl., ſich Fürſten zu L.⸗W.⸗F. zu nennen, entgegenſtanden, 
noch nicht beſeitigt. Berufen könnten ſich die Kl. vielmehr 


ſchen Zivilprozeßrechts 2, 184, keinen Anlaß boten, ſich der ma⸗ 
teriellen Entſcheidung zu entziehen, verdient vollſte Zuſtimmung. Da 
eine fachliche Entſcheidung auf Grund des vorliegenden Materials 
erfolgen konnte, entſprach es der Billigkeit, dieſe Bedenken nur im 
Fall ihrer Geltendmachung durch die Partelen zu berückſichtigen. 

Zuzuſtimmen iſt auch der rechtlichen Beurteilung des Art. 103 
Abſ. 3 Satz 1 WVerf.: er enthält keinen rechtsgeſtaltenden, die bis⸗ 
herige Rechtsordnung verändernden, ſondern einen zu deren künftiger 
Anderung ermächtigenden Rechtsſatz, Anz, DIZ. 1920, 900. 

Nicht ganz bedenkenfrei dürfte die Stellungnahme des RG. zum 
Satz 2 a. a. O.: „Adelsbezeichnungen gelten nur als Teil des 
Namens“ fein. Die Unterſuchung der Frage, ob dieſem Satz rück⸗ 
wirkende Kraft zukomme oder nicht, wird doch nicht ſchon deshalb 
überflüſſig, wie das RG. freilich ausführt, weil mit in Betracht kom⸗ 
mende Landesgeſetze ihrer Aufhebung des Privatfürſtenrechts keine 
rückwirkende Kraft beigelegt haben. Daraus wäre doch nur zu fol⸗ 
gern, daß die Kl. ihren Namensanſpruch auf dieſe Aufhebung nicht 
ſtützen könnten. Es blieb aber immer noch die Möglichkeit, daß die 
Rückwirkung jenes jeder landesrechtlichen Geſetzgebung als Reichsrecht 
voraufgehenden Verfaſſungsſatzes den Namen der Kl. ipso jure in 
der von ihnen beanſpruchten Weiſe veeränderte. Ob bei Erlaß jenes 
Verfaſſungsgeſetzes der Eintritt von Namensänderungen beabſichtigt 
war oder nicht, kommt nicht in Frage, wenn die Auslegungsregeln 
zur Feſtſtellung der rückwirkenden Bedeutung führen, Opet, JW. 
1921, 421. 

Dem praktiſchen Ergebnis, zu dem das RG. gelangt, iſt bei⸗ 
zupflichten. Der Vater der Kl. war bereits 1887 geſtorben. Seine 
Adelsbezeichnung wurde alſo von dem Verfaſſungsſatz: „Adelsbezeich⸗ 
nungen gelten nur als Teil des Namens“ nicht mitbetroffen, erlitt 
daher auch in ihrer Qualifikation keine ſie zum Namensbeſtandteil 
umſchaffende Anderung. Für die Kl. iſt mithin die Zuſammenſetzung 
„Fürſt zu L.⸗W.⸗F.“ gar nicht zum Namen geworden und fie können 
deshalb auf ſie als auf einen Namen keinen Anſpruch machen. Die 
Ausführungen von Blumes, Di. 1921, 127, der aus dem un⸗ 
beſtrittenen Satz, daß mit Anderung des Namens des Vaters auch 
der Name des Kindes ſich ändere, die Folgerung zieht, daß das 
Kind, ſobald die Adelsbezeichnung Teil des Namens geworden, nun⸗ 
mehr ebenfalls die Adelsbezeichnung als Teil des geänderten väter⸗ 
lichen Namens zu führen hat, trifft auf den vorliegenden Tatbeſtand 
nicht zu. Prof. Dr. Otto Opet, Kiel. 
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nur auf ſolche Geſetze, die in Befolgung der in Art. 109 
Abſ. 3 Satz 1 gegebenen Anweiſung die öffentlich⸗rechtlichen 
Vorrechte und Nachteile der Geburt oder des Standes, nament⸗ 
lich die aus dem bisherigen Ebenbürtigkeitsrechte folgenden, 
wirklich und mit ſofortiger Wirkung aufhöben. Ein Reichs⸗ 
geſetz dieſer Art iſt nicht ergangen. Von Landesgeſetzen kämen 
ohne Rückſicht auf die allerdings ſouſt in Namensfragen maß⸗ 
gebende Staatsangehörigkeit (vgl. RG. 95, 272) der Kl. 
lediglich die Geſetze von Ländern in Betracht, denen das 
ſtandesherrliche Haus L.-W.⸗F. und fein Adel unterſteht. Zu 
dieſen Ländern gehört Preußen nicht. Daß die Kl., wie ſie 
behaupten und, mangels einer entgegenſtehenden Feſtſtellung 
des KG., für den Rechtszug der Reviſion zu ihren Gunſten 
zu unterſtellen iſt, neben der bayeriſchen, der württembergiſchen 
und der badiſchen auch die preußiſche Staatsangehörigkeit 
beſitzen, iſt daher auf die Entſcheidung ohne Einfluß. Das 
preußiſche Adelsgeſetz v. 23. Juni 1920 ſcheidet um ſo mehr 
aus, als es, wie das KG. zutreffend ausführt, nur die Rechts⸗ 
verhältniſſe des preußiſchen Adels regelt, wie ſich nicht 
nur aus feinem vom KG. angezogenen § 41, ſondern vor 
allem aus § 11 ergibt, der die „auf dem öffentlichen Rechte 
Preußens beruhenden“ Vorſchriften des bisherigen Adels⸗ 
ſtandes aufhebt. Bedeutung hätte vielmehr ausſchließlich die 
Geſetzgebung von Bayern, Württemberg und, mag auch der 
Fürſten ſtand dem Haufe des Bekl. nur von Bayern und 
Württemberg verliehen ſein, die von Baden, wo das Haus 
L.⸗W.⸗F. ebenfalls die Stellung einer Standesherrſchaft ge⸗ 
nießt Nun nimmt zwar das KG. zugunſten der Kl. an, 
daß in dieſen Ländern insbeſondere durch die Verfaſſungen, 
die ſich in der Neuzeit gegeben haben, die Vorſchriften des 
Privatfürſtenrechts und der Hausverfaſſungen des bisherigen 
hohen Adels aufgehoben ſeien, und daß damit der Anwendung 
des $ 1616 BGB., wonach das eheliche Kind den Familien⸗ 
namen des Vaters erhält, an ſich freie Bahn geſchaffen ſei. 
Aber damit allein, daß, wie das KG. die Rechtslage zu be⸗ 
urteilen ſcheint, in Bayern, Württemberg und Baden nun⸗ 
mehr auch Kinder aus unebenbürtigen Ehen den Familien⸗ 
namen ihres dem bisherigen hohen Adel angehörenden Vaters 
erhalten, folgt für die Kl., die bereits 1871 und 1874 ge⸗ 
boren ſind, noch nichts. Ihre Auffaſſung, daß mit dem Weg⸗ 
falle der Vorſchriften des Privatfürſtenrechts und der L.ſchen 
Hausverfaſſung, die ihnen entgegenſtanden, für ſie ohne wei⸗ 
teres Art. 203 EG. BGB. in Kraft getreten ſei, iſt irrig. 
Nicht nur ob, ſondern auch inwieweit in einem einzelnen 
Lande in Anſehung der Familienverhältniſſe und der Güter 
der in Art. 58 EG. BGB. genannten Häuſer jetzt die all⸗ 
gemeinen Vorſchriften Geltung haben ſollen, beſtimmt ſich 
vielmehr ausſchließlich nach Landesrecht. Ausſchließlich aus 
dem Landesrecht iſt deshalb auch die Antwort auf die 
Frage zu entnehmen, ob und in welchem Umfang in einem 
Lande, das für ſein Gebiet die Vorſchriften des Privat⸗ 
fürſtenrechts und der Hausverfaſſungen des hohen Adels auf⸗ 
hebt und damit der Anwendung des $ 1616 BGB. Raum 
gibt, dieſe Vorſchrift auch auf ſolche Kinder aus uneben⸗ 
bürtigen Ehen Anwendung findet, die ſchon vor dem In⸗ 
krafttreten des neuen Rechts geboren ſind, in welchem Um⸗ 
fange mithin dem neuen Rechte rückwirkende Kraft zukommen 
ſoll. Das KG. verneint, daß ſich in der Geſetzgebung der in 
Betracht kommenden ſüddeutſchen Länder Beſtimmungen fän⸗ 
den, die der Aufhebung des Privatfürſtenrechts und der Haus⸗ 
verfaſſungen des hohen Adels und damit der Anwendbarkeit 
des 8 1616 BGB. rückwirkende Kraft verleihen. Dieſe Auf⸗ 
faſſung des KG. iſt aber, da ſie ſich lediglich auf Geſetze 
ſtützt, die in ſeinem Bezirke keine Geltung haben, und auf 
deren Verletzung daher nach 8 549 Abſ. 1 ZPO. in Ver⸗ 
bindung mit 81 Kaiſerlichen Verordnung v. 28. Sept. 1879 
int Streitfalle die Reviſion nicht geſtützt werden kann, gemäß 
8 562 ZPO. für das RG. maßgebend. — 2. Ebenſowenig wie 
auf Art. 109 Abſ. 3 Satz 1 der Reichsverfaſſung können ſich 
die Kl. auf Satz 2 dieſes Artikels mit Erfolg berufen. Im 
Gegenſatze zu Satz 1, der, wie gezeigt, lediglich eine Richt⸗ 
linie für die zukünftige Geſetzgebung aufſtellt, gibt Satz 2 
einen Rechtsſatz im engeren und ſtrengen Sinne, eine Norm, 
die mit dem Inkrafttreten der Reichsverfaſſung ſofort und 
kraft Reichsrechts wirkſam geworden iſt. Die Vorſchrift, daß 
Adelsbezeichnungen nur als Teil des Namens gelten, trifft, 
da das Geſetz nicht unterſcheidet, den geſamten Adel, ſo⸗ 
wohl den hohen als den niederen, und bezieht ſich ſowohl auf 
die Bezeichnungen „Fürſt“, „Freiherr“ uſw. als auf das 
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einfache „von“. Alle Adelsbezeichnungen ohne Unter⸗ 
ſchied gelten nunmehr kraft Reichsrechts nur noch als Teil 
des Namens. Das hat zur Folge, daß vormals adelige Namen 
ſeit dem 14. Aug. 1919 nicht mehr nach Adelsrecht, ſondern 
nach dem BGB. übertragen werden, alſo auch durch uneheliche 
Geburt von einer adeligen Mutter, durch Annahme an Kindes 
Statt ſeitens eines adeligen Wahlvaters, durch Ehelichkeits⸗ 
erklärung auf Antrag des adeligen Erzeugers und durch 
Namenserteilung ſeitens eines adeligen Ehemannes an das 
voreheliche Kind ſeiner Frau S 1616, 8 1706 Abſ. 1 und 2, 
8 1723, 8 1736, 8 1758 BGB.). Aber auch daraus können 
die Kl. nichts für ſich herleiten. Denn irgendeine Namens⸗ 
änderung, namentlich eine ſolche, wie ſie die Kl. im Auge 
haben, ordnet Abſ. 3 Satz 2 nicht an. Er würde deshalb die 
Kl. ſelbſt dann nicht günftiger ſtellen, wenn er, wie im Schrift⸗ 
tume bisweilen angenommen wird, in ſeinem hier in Frage 
ſtehenden erſten Teile rückwirkende Kraft hätte, wenn er alſo 
beſagte, daß auch für die Vergangenheit Adelsbezeichnungen 
ſo angeſehen werden ſollten, als ob ſie nur Teil des Namens 
geweſen wären. Trotzdem nämlich würden die Kl., ſolange 
ihnen die Vorſchriften des Privatfürſtenrechts und der Liſchen 
Hausverfaſſung entgegenſtanden, den Namen ihres Vaters 
nicht erworben haben, und die Aufhebung dieſer Vorſchriften 
in den maßgebenden Ländern Bayern, Württemberg und 
Baden iſt, wie vorhin erörtert, nach der das RG. bindenden 
Auffaſſung des KG. erſt jetzt und ohne rückwirkende Kraft er⸗ 
folgt. 5 dem Satzteile „Adelsbezeichnung gelten nur als 
Teil des Namens“ rückwirkende Kraft zukommt, braucht alſo 
nicht unterſucht zu werden. Erſt recht kann unerörtert bleiben, 
ob, wenn die Vorſchrift reichs rechtlich keine rückwirkende 
Kraft hat, die Länder in der Lage wären, ihm für ihr Ge⸗ 
biet rückwirkende Kraft zu verleihen, was zudem, wiederum 
nach der das RG. bindenden Auffaſſung des KG., von Bayern, 
Württemberg und Baden nicht geſchehen iſt. Es bleibt viel⸗ 
mehr dabei, daß den Kl. auch Art. 109 Ab. 3 Satz 2 RB. 
nicht zur Seite ſteht, und daß die Kl. von den beiden Vorder⸗ 
gerichten mit Recht abgewieſen iſt. 

(von G. u. Gen. w. Fürſt L.⸗W.⸗F., U. v. 17. Nov. 1921; 
572/20 IV. — Berlin.) B.] 


* 11. Die Verletzung der Vorſchrift des 8 256 HGB., 
daß jedem Aktionär auf Verlangen Abſchrift der Anträge zu 
erteilen iſt, hat die Anfechtung des Generalverſammlungs⸗ 
beſchluſſes dann nicht zur Folge, wenn die Verletzung der 
Vorſchrift auf die Beſchlußfaſſung ohne Einfluß war.] 10 

Der Kl. iſt Aktionär der verkl. AGeſ. Er ficht auf Grund 
8271 HGB. eine Reihe von Beſchlüſſen an, welche in der 
Generalberſammlung der Geſellſchaft am 27. März 1920 ge⸗ 
faßt worden ſind. In der ordnungsmäßig erfolgten Berufung 
zu dieſer war als Zweck der Verſammlung u. a. angegeben: 
4. Erhöhung des Grundkapitals durch Ausgabe von 250 Vor⸗ 
zugsaktien mit bevorzugtem Dividendenbezug und erhöhtem 
Stimmrecht uſw. 5. Übernahme der auf die Bezüge des Auf⸗ 
ſichtsrats fallenden Sonderabgaben durch die Geſellſchaft. 
6. Berechtigung des Aufſichtsrats, aus feiner Mitte Aus⸗ 
ſchüſſe zur ſelbſtändigen Erledigung einzelner Geſchäftskreiſe 


Zu 11. Für die Aktiengeſellſchaft bedeuten Aufechtungs⸗ 
klagen, die eigenſinnige oder ſchikanöſe Aktionäre gegen Beſchlüſſe 
der Generalverſammlung erheben, eine beträchtliche Gefahr. Vor 
St bringen fie ftet3 eine für die Geſellſchaft ſehr unangenehme 
Rechtsunſicherheit, nämlich Zweifel darüber, ob der betreffende 
A zu Recht beſteht oder nicht, mit ſich, und weiterhin wird 
95 urch der Ruf der Geſellſchaft nach außen leicht gefährdet. Den 
nde Nachteilen, die den Aktiengeſellſchaften durch Au⸗ 
Ait e e ihrer Aktionäre drohen, hat auch der Geſetzgeber 
ford er Beſtimmung in 115 Abſ. 3 HGB., wonach auf Er⸗ 
lane der Aktiengeſellſchaft der klagende Aktionär Sicherheit zu 
politiſ hat, vorbeugen wollen. Dieſer Schutz, der auf geſetzes⸗ 
auf 1185 Erwägung beruht, werd ergänzt durch die ausſchließlich 
ſalität N Rechtsgrundſätzen, nämlich ſolchen über die Kau⸗ 
ſtößen eruhende ſtändige Rechtſprechung des NG, wonach Ver⸗ 
zuerkannt den weſentliche Formvorſchriften nur dann Bedeutung 

fung wird, wenn der Verſtoß von Einfluß auf die Beſchluß⸗ 
da ie iſt. Wenn auch hiernach die Geſellſchaft darzutun 
verſammlund des begangenen Formfehlers der angefochtene General⸗ 
as NG, are luß auf dem Fehler nicht beruht, iſt doch, wie 
derart geweſen lend ausführt, die Sachlage im vorliegenden Falle 
und die dafür daß an ſich die Kauſalität durchaus unwahrſcheinlich 
völlig unſubſtantiier, Anfechtungskläger geltend gemachten Angaben 

tiert waren. SH. Dr. Fiſcher, Leipzig. 
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zu bilden. 7. Die Beſtimmung, daß die Aufſichtsratsmitglieder 
deutſche Reichsangehörigkeit beſitzen müſſen. 8. Die durch 
vorſtehende Vorſchläge bedingte Anderung der Statuten in 
den 88 4, 12, 13, 20, 25, 29, 30. Am 22. März 1920 hat 
Kl. die Bekl. brieflich erſucht, ihm die geſtellten Anträge mit⸗ 
zuteilen und erhielt darauf lediglich unter Beifügung des 
Statuts die veröffentlichte Tagesordnung. In der General⸗ 
verſammlung erſchien er, machte, als es zur Beſchlußfaſſung 
zu Punkt 4—8 kommen ſollte, den Verſtoß gegen HGB. § 256 
Abſ. 1 Satz 2 geltend und beantragte, die Verhandlungen zu 
dieſen Punkten zu vertagen, was abgelehnt wurde. Punkt 4 
erhielt nicht die erforderliche Dreiviertelmehrheit. Kl., der ſich 
unter Wahrung ſeines Standpunktes an der Abſtimmung be⸗ 
teiligte, ſtimmte gegen den Antrag. Die Punkte 5—7 wurden 
gegen die Stimme des Kl. angenommen, ebenſo die Ab⸗ 
änderungen der 88 12, 13, 29 des Statuts. Kl. hat be⸗ 
antragt: feſtzuſtellen, daß die Beſchlüſſe der Generalverſamm⸗ 
lung bez. der Satzungsänderungen betr. die 88 12, 13 und 
29 nichtig ſind. Die Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. 
Die Reviſion hatte keinen Erfolg. Gründe: Der BR. führt 
aus, daß die Zuſendung der Tagesordnung an den Kl. die im 
8 256 HGB. vorgeſchriebene Mitteilung der Anträge nicht 
habe erſetzen können, und fährt fort, es frage ſich indeſſen, 
ob ein Verſtoß dieſer Art unter allen Umſtänden die An⸗ 
fechtung begründe, was verneint werden müſſe; die Form⸗ 
vorſchriften ſeien nicht um ihrer ſelbſt willen gegeben. Die 
Mitteilung der Anträge ſei vorgeſchrieben, damit der Aktionär 
ſeine Entſchließung vorbereiten könne und in der Verſammlung 
nicht überraſcht werde; habe der Verſtoß eine ſolche Folge 
nicht gehabt, ſo ſei der Aktionär in ſeinem materiellen Rechte 
nicht beeinträchtigt worden, und es fehle an jedem Grunde zur 
Anfechtung; fo liege es hier jedenfalls bezüglich der Punkte 5 
bis 7, die faft wörtlich mit den Anträgen ſelbſt übereingeſtimmt 
hätten, während allerdings zu Punkt 4 die Anträge viel aus⸗ 
führlicher geweſen ſeien, wie in der Tagesordnung angegeben; 
aber auch hier ſeien die Intereſſen des Kl. nicht verletzt 
worden, weil er gegen den Antrag geſtimmt habe, der dann 
auch nicht angenommen worden ſei; er könne gegen die von 
ihm ſelbſt gebilligte Ablehnung des Antrags keine Anfechtungs⸗ 
klage aus einem Verſtoße herleiten, der ſeine Aktionärrechte 
nicht beeinträchtigt habe, wie er denn ja auch den Beſchluß 
zu 4 gar nicht anfechte; erſt recht könne er nicht aus Grün⸗ 
den, die in Punkt 4 unter Umſtänden hätten in Betracht 
kommen können, Beſchlüſſe anfechten, die mit Punkt 4 nichts 
zu tun hätten. Die Reviſion beanſtandet das ohne Grund. 
Es iſt feſtſtehende Rechtſprechung des R., daß Verſtöße gegen 
weſentliche Formvorſchriften das weitere Verfahren und deſſen 
Gültigkeit nicht unter allen Umſtänden in Frage ſtellen, daß 
es vielmehr auch darauf ankommt, ob der Verſtoß in irgend⸗ 
einer Weiſe auf die Beſchlußfaſſung Einfluß geübt hat (Bolze 
17 Nr. 531, 23 Nr. 583; RG. 90, 206; 65, 2421); Hold⸗ 
heim, MSchr. 6, 121). Das iſt nicht unwiderſprochen ge⸗ 
blieben. Aber die gegneriſche Auffaſſung führt zu einem für 
das heutige Rechtsbewußtſein unerträglichen Formalismus. 
Es würde damit der Zweck der Formvorſchrift, welche den 
einzelnen in der Wahrnehmung ſeiner Intereſſen ſchützen ſoll, 
verfehlt, indem ſie zu einer Handhabe würde, dem einzelnen 
einen ſachlichen Einfluß auf die Entſcheidungen der General⸗ 
verſammlung zu gewähren, den er nach Abſicht ebendesſelben 
Geſetzes nicht haben ſoll. Allen Bedenken gegen eine zu läſſige 
Auffaſſung erſcheint dadurch ausreichend begegnet, daß man 
es mit dem dem Gegner obliegenden Beweis der Einfluß⸗ 
loſigkeit ſtreng nimmt. Iſt alſo an dieſer Rechtſprechung feſt⸗ 
zuhalten, fo ergibt ſich, das hinsichtlich jedes einzelnen Be⸗ 
ſchluſſes die Bedeutung der Formverletzung ſelbſtändig ge⸗ 
prüft werden muß und zu den einzelnen Beſchlüſſen verſchieden 
beurteilt werden kann. Der Punkt 4 der Tagesordnung und 
der hierzu gefaßte Beſchluß iſt nicht angefochten und kommt 
daher nicht weiter in Frage. Angefochten ſind nur die Be⸗ 
ſchlüſſe zu Punkt 5—7. Hier hätte die Zuſendung der An⸗ 
träge dem Kl. nichts geſagt, was er nicht in derſelben Voll⸗ 
ſtändigkeit der Tagesordnung entnehmen konnte. Er würde nur 
erfahren haben, daß mehr und Eingehenderes, als er ſchon 
wußte, mit den Anträgen nicht angeregt würde. Unter dieſen 
Umſtänden konnte der Vorderrichter ohne Bedenken annehmen, 
daß auch bei Übermittlung der Anträge an den Kl. die Dinge 
gar nicht anders gelaufen wären, als ſie es getan haben. Wenn 
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Kl. ausführt, er hätte, wäre ihm die Mitteilung geworden, 
ſeinen Widerſpruch vorbereiten, ſich mit anderen Aktionären 
in Verbindung ſetzen und ſie für ſeine Auffaſſung intereſſieren 
und gewinnen können, jo iſt das nur ganz allgemein geſprochen. 
Blickt man auf den konkrelen Fall, jo lag für den Kl. in der 
Erkenntnis, daß in den Anträgen nicht mehr ſtand, als die 
Tagesordnung beſagte, nichts, was ihn in ſeinen eigenen 
Überlegungen und in ſeiner werbenden Tätigkeit im geringſten 
hätte anregen oder fördern lönnen. Freilich iſt, wie ſchon 
hervorgehoben, der Gegner der beweispflichtige Teil. Aber 
dieſe Verteilung der Beweislaſt, und daß man es mit dieſem 
Beweis ſtreng nehmen ſoll, bedeutet nicht, daß der Kl. jeder 
Darlegungspflicht enthoben wäre. Er ſoll nicht ſchweigen, 
wo er reden kann, wenn er mit ſeinem Schweigen dem Gegner 
jede Möglichkeit nimmt, mit Behauptungen und mit Beweiſen 
oder Widerlegungen einzuſetzen. Die hier angefochtenen Ande⸗ 
rungen der Satzung klingen, an ſich betrachtet, ganz ver⸗ 
ſtändig, jedenfalls durchaus verſtändlich und ſchon dazu, was 
ſachlich gegen ſie einzuwenden wäre, hat Kl. nichts beigebracht. 
Vollends aber darüber — und hierauf würde es ankommen — 
inwiefern er ſeinen Widerſpruch hätte wirkungsvoller machen 
können, wenn er gewußt hätte, daß die Anträge nicht mehr be⸗ 
ſagen würden, wie die Tagesordnung, iſt gar nichts geſagt. 
Das alles liegt ſo ſehr auf der Hand, daß beim Schweigen 
des Kl. nicht einzuſehen war, was hier die Bekl. noch hätte 
behaupten, beweiſen oder widerlegen ſollen. Es muß aber auch 
anerkannt werden, daß bei dieſem Zuſammenhang für den 
Kl. die Aufforderung, ſeinen Widerſpruch und ſeinen Kampf 
gegen die angefochtene Beſtimmung zu motivieren, fein Inter⸗ 
eſſe an dem, was er durch Mitteilung der Anträge erfahren 
hätte darzulegen, ſo ſehr in der ganzen Prozeßlage begründet 
war, daß den Richter kein Vorwurf trifft, wenn er ſeinerſeits 
hierzu nicht aufgefordert hat. Der Beſchluß, durch welchen 
die Generalverſammlung den Vertagungsantrag abgelehnt hat, 
it vom Kl. gar nicht angefochten worden (ſ. Klagantrag), 
konnte übrigens ſelbſtändig auch gar nicht angefochten werden; 
die Verſammlung hatte es in der Hand, ob ſie des Verſtoßes 
ungeachtet und auf die Gefahr hin, ungültige Beſchlüſſe zu 
faſſen, verhandeln und die Tagesordnung erledigen wollte. 
Damit verſtieß ſie weder gegen ein Geſetz noch gegen das 
Statut (HGB. 8 271 Abſ. 1). 

(Dr. C. w. B. Tauwerkfabrik AGeſ., U. v. 4. Okt. 1921; 
161/21 II. — Celle.) B.] 


* 12. Haftung des Transportunternehmers aus der bloßen 
rechtsverbindlichen übernahme des Gutes (receptum). — 
Sittenwidrigkeit einer Freizeichnungsklauſel für den Fall 
ſchuldhafter Handlungen oder Unterlaſſungen des Transport⸗ 
unternehmers ſelbſt oder feines leitenden Angeſtellten. J) 

Am 10. Jan. 1919 ließ der Kaufmann B. zu C. 4 Kiſten 
und 6 Pack iſolierter Kupferdrahtleitung durch einen Fuhr⸗ 
mann zu dem auf dem Hafengelände in C. befindlichen Emp⸗ 
fangsgebäude der Bekl. fahren mit dem Auftrage, die Ware 
der Bekl. zwecks Beförderung nach D. an die Adreſſe und 
zur Verfügung der Kl. zu übergeben. Nach Angabe der Kl. 
hat der genannte Fuhrmann dieſen Auftrag vollzogen und 
ſeinem Auftraggeber die v. 10. Jan. 1919 datierte Urkunde, 
welche mit dem Namen „D.“ als „Vertreter“ der Kl. (muß 


Zu 12. Das RG. läßt dahingeſtellt, ob ein Frachtvertrag 
zum Abſchluß gekommen iſt und ob die Bekl. ihn ohne die Frei⸗ 
zeichenklauſel abgeſchloſſen haben würde. Damit bleibt die Möglich⸗ 
keit offen, daß D. bloß als Empfangsvertreter gehandelt hat. 
Dem Schriftſtück kommt alsdann nur die Bedeutung eines vor⸗ 
läufigen Empfangsſcheines zu, der dem Verkehrsrecht nicht un⸗ 
bekannt iſt (§ 642 HGB.). Schon von der Empfangnahme an 
entſteht zwiſchen den Parteien ein den Frachtvertrag vorberei⸗ 
tendes Rechtsverhältnis (8 58 Binnenſchch.), das nicht etwa be⸗ 
dingungsfeindlich iſt. Denn das Urteil beſagt, daß die Verladungs⸗ 
bedingungen, die der als Konoſſement bezeichneten Urkunde aufge⸗ 
druckt ſind, auch dann Geltung beanſpruchen, wenn es nicht zum 
Abſchluß eines Frachtvertrages gekommen iſt. Es würde ja auch 
nicht einleuchten, warum der Frachtführer, der den Vertragsſchluß 
von einer Milderung der geſetzlichen Haftung abhängig zu machen 
pflegt, in der Zeit von der Empfangnahme bis zum Zuſtande⸗ 
kommen des Vertrages einer unbeſchränkbaren Haftung unterſtehen 
ſollte. Die Kl. hat die Bedingungen unterzeichnet, volenti non 
kit injuria. Ob nun für die Empfangnahme i. S. des 8 58 eine 
bloße Tathandlung genügen kann, mag dahingeſtellt bleiben. Unter⸗ 
ſteht die übernahme des Gutes — wie es hier nach der Beurteilung 
des RG. der Fall iſt — den Verladebedingungen der Bekl., daun 
wird man ihr den rechtsgeſchäftlichen Charakter kaum abſprechen 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


heißen: der Bekl.) unterzeichnet iſt, zurückgebracht. Die Güter 
ſind bei der Kl. nicht angelangt, ſondern abhanden gekommen. 
Die Kl. behauptet, daß durch die geſchilderten Vorgänge zwi⸗ 
ſchen B. und der Bekl. ein die Empfaugnahme und Be⸗ 
förderung der Güter ſeitens der Bekl. betreffendes Vertrags⸗ 
verhältnis zuſtande gekommen ſei, und daß B. die ihm dar⸗ 
aus erwachſenen Anſprüche gegen die Bekl. der Kl. übertragen 
habe. Die von der Kl. erhobene Schadenserſatzklage für den 
Verluſt der Güter iſt vont OLG. bis auf den Betrag von 
285 % abgewieſen worden. Die Reviſion der Kl. hatte Er⸗ 
folg. Gründe: Das BG. läßt es dahingeſtellt, ob durch 
die Unterzeichnung der als Konnoſſement bezeichneten Ur⸗ 
kunde v. 10. Jan. 1919 ſeitens des Abſenders der Ware B. 
einerſeits und des Vorarbeiters der Bekl. D. andererſeits ein 
Frachtvertrag zum Abſchluß gekommen ſei, da jedenfalls D. 
die Güter für die Bekl. in einer dieſe verpflichtenden Weiſe 
zum Zwecke der Beförderung in Empfang genommen habe. 
Die betreffenden Feſtſtellungen des BG. genügen, um grund⸗ 
ſätzlich die Bekl. zum Erſatz des eingeklagten Schadens 
verpflichtet erſcheinen zu laſſen. Andererſeits muß die Kl., 
welche ihre Anſprüche ausſchließlich aus der Urkunde (Kon⸗ 
noſſement) v. 10. Jan. 1919 herleitet, die dort ausdrücklich 
in Bezug genommenen „Verladungsbedingungen“ auch dann 
gegen ſich gelten laſſen, wenn ein eigentlicher Frachtvertrag 
mit der Bekl. nicht getätigt ſein ſollte. Da ferner die Bekl. 
gegen die Höhe der Klagforderung an ſich keine Einwen⸗ 
dungen erhoben hat, erſcheint ſie in vollem Umfange ſach⸗ 
fällig, falls ihre Berufung auf die Freizeichnungsklauſel in 
89 der „Verladungsbedingungen“ verfehlt fein ſollte. Nun 
hat das BG. ausgeführt: es ſei als mindeſtens grob⸗fahrläſſig 


können. Da nun die Vorſchrift des § 130 BOY. nicht nur für 
Verträge, ſondern für alle Rechtsgeſchäfte Gültigkeit hat, ſo ſcheint 
es zweifelhaft, ob die Gegenüberſtellung von Vertrag und Rezey⸗ 
tum am Schluß des Urteils für den vorliegenden Fall in Betracht 
kommt. Die Auwendung des 8 139 iſt ja allerdings in ſolchen 
Fällen recht mißlich, denn der Frachtführer erreicht gerade durch 
die ſittenwidrige Klauſel, daß er aus dem Rechtsgeſchäft, das ſeinem 
ganzen Inhalte nach von deren Nichtigkeit ergriffen wird, nicht 
zu faſſen iſt. 

Es fragt ſich aber ferner, ob die Klauſel ſittenwidrig und 
ob bejahendenfalls die Haftung nicht auf einem einfacheren Wege 
zu erreichen iſt. 

Die Begründung zu 858 Binnenfhiff®. weiſt darauf hin, 
daß die Schiffahrtsgeſellſchaften nicht, wie die Eiſenbahnen, ge⸗ 
wollte Monopolbetriebe ſind, daß ſie mit viel erheblicheren Ge⸗ 
fahren und höheren Werten, als die Eiſenbahn, zu rechnen haben, 
daß beſonders die Verfrachtungsbedingungen der rheiniſchen Schiff⸗ 
fahrtsgeſellſchaften daher in bezug auf Ablehnung und Beſchrän⸗ 
kung der Haftung ſehr weit gehen, die ſie auch in einer Weiſe 
begrenzen, die den tatjächlichen Verhältniſſen kaum Rechnung trägt, 
daß ſie ferner die Beweispflicht umzukehren pflegen und die Haf⸗ 
tung ſelbſt in auffälligem Umfange ausſchließen. Aber die Mög⸗ 
lichkeit der Transportverſicherung (die gleichfalls mit der Emp⸗ 
fangnahme beginnt, § 134 VVG., JW. 93, 272) eröffne dem 
Abjender den Weg, die Gefahr von ſich abzuwälzen, und der Ver⸗ 
ſicherer könne die Prämie mit Rückſicht darauf bemeſſen, daß ihm 
nur ein beſchränkter Rückgriff zuſteht. Im anderen Falle müßte, 
wie hinzugefügt werden darf, der Schiffahrtsunternehmer die Fracht 
um den Betrag einer Haftpflichtprämie erhöhen, die Speſen für 
den Abſender wären daher nicht geringer. Immerhin können der⸗ 
artige Klauſeln zu einer recht laxen Handhabung des Fracht⸗ 
geſchäfts führen, welche die Intereſſen des Verkehrs und der Ver⸗ 
ſicherer verletzt, und der entſchieden entgegenzutreten iſt, beſonders 
wenn es ſich um einen Monopolbetrieb handelt. Aber gerade das 
erſcheint bei der großen Zahl der Rheinſchiffahrtsunternehmungen, 
dem Vorhandenſein von Eiſenbahnlinien, der kurzen Entfernung, 
dem Umſtand, daß es ſich um Stückgut handelt und den Schiffs⸗ 
frachtſätzen, die in den Jahren 1919/1920 zum Teil die Eiſen⸗ 
bahnfrachten überſtiegen haben, zweifelhaft. Es würde auch zu 
unklaren Verhältniſſen bei gemiſchten Unternehmungen, die zu⸗ 
gleich Binnen⸗ und Seeſchiffahrt nebſt Spedition betreiben, führen, 
wenn ihre Klauſeln etwa ſee⸗ und ſpeditionsrechtlich gültig, für 
die Flußfracht dagegen ungültig ſein ſollten. 

Nimmt man aber eine den ganzen Vertrag ergreifende Sitten⸗ 
widrigkeit der Haftungsbeſchränkung für den vorliegenden Fall 
an, ſo dürfte ſich eine außervertragliche Haftung der Bekl. ohne 
weiteres aus ihrem Gewerbebetrieb ergeben, der die Entgegennahme 
fremden Eigentums mit ſich bringt und vermöge deſſen ihr ähnlich 
wie demjenigen, der einen Verkehr eröffnet, eine allgemeine Obhuts⸗ 
und Übermachungspflicht außerhalb der einzelnen Frachtverkräge 
obliegt. Die Verletzung dieſer Pflicht führt zur Annahme einer 
fahrläſſigen Eigentumsverletzung nach 8823 Abſ. 2 BGB. (RE. 
102, 38). JR. Dr. Schmidt⸗Ernſthauſen, Düſſeldorf. 
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(H. w. Rhein⸗ u. See⸗SchiffahrtsGGeſ. AG., 
1921; 135/21 J. — a NR 


W 13. Verwirklichung des Tatbeſtandes des unlauteren 
Dettbewerbs dadurch, daß ſich eine mit der Beratung in 
Steuerſachen beſchäftigte Perſon, die nicht Rechtsanwalt iſt, 
als „Steueranwalt“ bezeichnet.] f) 

Der Bekl., der früher in der Steuerverwaltung als 
mittlerer Beamter tätig geweſen, beſchäftigt ſich ſeit einer 
1 von Jahren mit der Beratung in Steuerſachen und 
nenne ſich im Berliner Adreßbuch und im Fernſprechteil⸗ 
in Ymerverzeichnis, ſowie auf Briefbogen, eine Zeitlang auch 
in feinen Ankündigungen in Zeitungen als „Steueranwalt“ 


1915 Kl. iſt ein eingetragener Verein, deſſen Zwecke — wie 
1 e aaten Berufungsverhandlung vom Bekl. nicht mehr 


lichen 5 worden iſt — auch auf Wahrnehmung der wirtſchaft⸗ 
15 en feiner Mitglieder gerichtet iſt. Er erblickt 
lauteren 1 der Bezeichnung Steueranwalt einen un⸗ 
verlangt ettbewerb des Bekl. gegen die Rechtsanwälte und 
BER daß 88 1, 3 und 13 UnlWG., ſowie nach $ 826 
kümdigu aß dem Bekl. verboten werde, ſich in ſeinen An⸗ 

Pa gen „Steueranwalt“ zu nennen. Das RG. hatte die 
durch N abgewieſen. Nach Aufhebung dieſes Urteils 

ernfung si hat das KG. nach erneuter Verhandlung die 
— hae Bekl. gegen das dem Klagantrage ſtattgebende 


12 
die been Gg das früfere Urteil des RGG.: JW. 1920, 778; 
1038. nich, des K.: M. u. W. XIX, 117 und JW. 1920, 
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Urteil des LG. zurückgewieſen. Die gegen dieſes Urteil ein⸗ 
gelegte Reviſion des Bekl. war ohne Erſolg. Gründe: 
Nachdem durch das erſte Reviſionsurteil in dieſer Sache 
v. 4. Juni 1920 entſchieden worden, daß die Vorſchriſten 
des Unl WG. zum Schutze der Rechtsanwälte gegen unlauteren 
Wettbewerb, den dritre Nicht anwälte gegen ſie verüben, 
anwendbar ſeien und nachdem in der erneuten Berufungs⸗ 
verhandlung die Sachlegitimation des klagenden Vereins un⸗ 
ſtreitig geworden iſt, handelt es ſich nur noch um die Frage, 
ob der Bekl. den Tatbeſtand des unlauteren Wettbewerbs 
verwirklicht hat. Das BG. bejaht mit Recht dieſe Frage. 
Zunächſt erblickt es in der beanſtandeten Bezeichnung „Steuer⸗ 
anwalt“ eine unrichtige Angabe des Bekl. im Sinne des 8 3 
UnlWG. Es geht zutreffend davon aus, daß ſich die An⸗ 
kündigungen des Bekl. bei der großen Menge der heutigen 
Steuern, ihrer Geltung auch für die einfacheren Volkskreiſe 
und den immer ſchwieriger werdenden Fragen des Steuerrechts 
schließlich an jeden richten, der eigenes Einkommen oder Ver⸗ 
mögen hat oder wegen ſeiner gewerblichen Tätigkeit oder 
inſolge eines Erbfalls ſteuerpflichtig it, und daß deshalb 
auch auf die Auffaſſung des weniger ſachkundigen erheblichen 
Teils des Publikums Rückſicht zu nehmen iſt. Das BG. 
ftellt weiter ohne Rechtsirrtum feſt, daß das von dieſen An⸗ 
kündigungen des Bekl. Kenntnis nehmende Publikum — 
und zwar keineswegs nur das geringer gebildete — in einem 
für die Berückſichtigung ausreichenden Umfange in der Be⸗ 
zeichnung „Steueranwalt“ zwar nicht einen Rechtsanwalt er⸗ 
blickt, weil ein Rechtsanwalt ſich als ſolcher bezeichnet, wohl 
aber eine Perſon, die auf Grund beſonderer Vorbildung 
amtlich zur Vertretung in Stenerfachen gegenüber den Steuer⸗ 
behörden beſtellt oder zugelaſſen iſt, in ihrer Tätigkeit über⸗ 
wacht wird und zur Führung der Bezeichnung „Steueranwalt“ 
ausdrücklich für befugt erklärt iſt. Das BG. verweiſt in dieſem 
Zufammenhange auch auf die Beſtimmungen der 88 88 und 
225 RAbgO. v. 13. Dez. 1919, nach denen die Landesfinanz⸗ 
ämter Perſonen, die aus der Erteilung von Rat und Hilfe 
in Steuerſachen ein Geſchäft machen, widerruflich zum Auf⸗ 
treten vor den Steuerbehörden zulaſſen können. Ferner ver⸗ 
weiſt es auf die Vorſchrift des 8239 a. a. O., nach der bei 
den Finanzgerichten Rechtsanwälte zugelajjen werden können. 
Das BG. verkennt nicht, daß der durch die RAbgO. ge⸗ 
ſchaffene Rechtszuſtand zur Zeit der Klagerhebung noch nicht 
beſtanden hat; es berückſichtigt ihn aber deshalb, weil der 
Bekl. noch am Tage der letzten mündlichen Verhandlung im 
Wohnungsanzeiger und im Fernſprechteilnehmer⸗Verzeichnis 
als „Steueranwalt“ bezeichnet iſt. Gegen dieſe Auffaſſung des 
BG. beſtehen keine rechtlichen Bedenken. Insbeſondere ſteht 
— abweichend von der Anſicht der Reviſion — der Umſtand, 
daß die näheren Beſtimmungen, in welcher Weiſe dieſe Zu⸗ 
laſſung erfolgen ſoll, nach Angabe des BG. bisher noch nicht 
getroffen ſind, dieſer Erwägung nicht entgegen. Zweifel könn⸗ 
ten eher umgekehrt in der Richtung beſtehen, ob das BG. 
mit ſeiner Auffaſſung, daß ein maßgebender Teil des Publi- 
kums bei der Bezeichnung „Steueranwalt“ nicht an einen 
Rechtsanwalt denke, weil ein Rechtsanwalt ſich als ſolcher zu 
bezeichnen pflege, dem Standpunkt des Bekl. nicht zu weit 
entgegengekommen ſei. Doch kann dieſe Frage dahingeſtellt 
bleiben, weil ſie für die Entſcheidung der Sache nicht von 
ausſchlaggebender Bedeutung iſt. Die unter Beweis geſtellte 
Behauptung des Bekl., keiner ſeiner Kunden ſei durch die 
beanſtandete Bezeichnung irregeführt worden, iſt vom BG. 
aus der zutreffenden Erwägung für unerheblich erachtet wor⸗ 
den, daß, wenn ſich gerade von allen den Perſonen, die ſich 
baben täuſchen laſſen, keiner an den Bell. gewandt, ſondern 
ihn nur ſolche Perſonen mit der Vertretung beauftragt haben 
ſollten, die ſich über ſeine Perſönlichkeit im klaren waren, 
dies der Unterlaſſungsklage nicht entgegenſtehen würde. Denn 
dadurch werde nicht ausgeſchloſſen, daß ein Teil des Publi⸗ 
kums mit der Bezeichnung eine unrichtige Vorſtellung ver⸗ 
binde. Nach der weiteren zutreffenden Darlegung des BG. 
bezieht ſich die unrichtige Angabe auf den Beſitz einer Aus⸗ 
zeichnung im Sinne des 83 UnlWG., da die Bezeichnung 
„Steueranwalt“ ihren Träger in den Augen des Publikums 
hervorhebt, wie oben dargelegt worden. Dieſe Bezeichnung 
iſt nach der bedenkenfreien Anſicht des BG. auch geeignet, 
den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervorzu⸗ 
rufen, da es dem beteiligten Publikum wegen der unrichtigen 
Bezeichnung günſtiger erſcheint, als es ohne dieſe wäre. Denn 
das Publikum müſſe das Angebot der Vertretung durch eine 
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behördlich zugelaſſene und überwachte Perſon ſtets für gün⸗ 
ſtiger halten, als das einer Perſon, die ſich im freien Wett⸗ 
bewerb ohne jede Prüfung und Überwachung mit der Ver⸗ 
tretung befaſſe. Mit Recht betont das BG., als hierbei aus⸗ 
ſchlaggebend, daß das Angebot des behördlich zugelaſſenen 
Vertreters den Anſchein eines günſtigeren Angebots be⸗ 
ſitze, daß es dagegen unerheblich ſei, ob der Bekl. — wie er 
behauptet — die ihm anvertrauten Geſchäfte mit derſelben 
Sorgfalt und Sachkunde bearbeite, wie es ein behördlich zu⸗ 
gelaſſener Vertreter tun könnte und müßte. Denn es ſei 
ohne Belang, ob das unter unrichtigen Angaben gemachte 
Angebot tatſächlich ebenſo günſtig ſei, wie es bei Richtig⸗ 
keit der Angaben fein würde (JW. 1908, 385; RGSt. 35, 
235: 38, 372; 39, 171; Roſenthal Note 71a zu 8 3 
UnlWG. u. a.). Schon der Anſchein genüge. Die Wett⸗ 
bewerber, deren Schutz das Unl WG. in erſter Linie bezwecke, 
würden durch die unrichtige Reklame bereits dann betroffen, 
wenn bei dem Publikum der Glaube an eine in Wahrheit nicht 
vorhandene Wahrſcheinlichkeit günſtigen Angebots wach⸗ 
gerufen werde. Das Publikum denke bei der Bezeichnung 
„Steueranwalt“ nicht an eine Perſon, die vermöge ihrer be⸗ 
ſonderen perſönlichen Eigenſchaften der Tüchtigkeit und Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit beſonders zur Vertretung geeignet ſei, ſon⸗ 
dern es verbinde mit dieſer Bezeichnung die Vorſtellung, daß 
es mit einer Perſon zu tun habe, die infolge der behördlichen 
Prüfung und Überwachung auch die Gewähr dafür biete, daß 
ſie die erforderlichen Kenntniſſe und moraliſchen Eigenſchaften 
beſitze. Ein Angebot, das ſich den falſchen Anſchein einer 
ſolchen Gewähr gebe, auf die das Publikum das größte Ge⸗ 
wicht lege, erſcheine deshalb auch dann günſtiger, als es 
ihm zukomme, wenn die vom Publikum begehrten Eigen⸗ 
ſchaften zufälligerweiſe wirklich vorhanden ſeien. Auch dieſe 
Ausführungen geben zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. 
Das BG. ſtellt ſchließlich den Charakter der Ankündigungen 
des Bekl. in den Zeitungen, im Wohnungsanzeiger und im 
Fernſprechteilnehmer⸗ Verzeichnis als öffentliche Bekannt⸗ 
machungen im Sinne des 83 Unl WG. feſt, ſieht dagegen be⸗ 
züglich der Aufdrucke der beanſtandeten Bezeichnung auf den 
Briefbogen, weil dieſe immer nur in Schreiben an eine ein⸗ 
zelne Perſon verwendet worden, die Unterlaſſungsklage aus 
§ 1 UnlWG. als gerechtfertigt an. Es iſt der Anſicht, daß 
der Bekl., wenn er ſich auch nur im Verkehr mit einzelnen 
Perſonen eine Bezeichnung beilegte, die ihm in den Augen des 
Briefempfängers den falſchen Anſchein einer behördlich zu⸗ 
gelaſſenen, geprüften und überwachten Vertrauensperſon gab 
oder geben konnte, hiermit ohne weiteres gegen die guten 
Sitten verſtoßen habe. Die Begründung, mit der das BG. 
in dieſem Falle — Verwendung der mit der beanſtandeten 
Bezeichnung verſehenen Briefbogen — die Anwendung des 
§ 3 UnlWG. ablehnt und einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten, begangen zum Zwecke des Wettbewerbs, und daher 
die Unterlaſſungsklage aus § 1 UnlWG. als gegeben anſieht, 
iſt rechtlich zu beanſtanden. Auch bei der Verwendung von 
Briefbogen mit dem fraglichen Aufdruck handelt es ſich um 
„Mitteilungen, die für einen größeren Kreis von Perſonen 
beſtimmt find” (§ 3 a. a. O.). Denn es kommt für dieſen 
Begriff nicht darauf an, daß der einzelne Briefbogen nicht 
für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt iſt, viel⸗ 
mehr genügt es, daß die Briefbogen in größeren Mengen 
hergeſtellt und alsdann in Verkehr gebracht werden. Die Ver⸗ 
breitung erfolgt ähnlich wie bei ſelbſtändigen Ankündigungen, 
Preisliſten, Proſpekten, die im Einzelſtück auch nur an eine 
beſtimmte Perſon zu gelangen brauchen, gleichwohl aber nicht 
als Mitteilung lediglich von Perſon zu Perſon anzuſehen 
find (RGSt. 40, 129; 45, 361; Roſenthal, UnlWG. 
4. Aufl. Nr. 19a zu § 3). Die Annahme des BG., daß 
hier ein Verſtoß gegen die guten Sitten vorliege, läßt die 
erforderliche Begründung vermiſſen. Der Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch iſt daher auch hinſichtlich der Verwendung von 
Briefbogen mit dem Aufdruck „Steueranwalt“ aus § 3 Unl⸗ 
WG. gegeben. Das BG. erwägt ſchließlich noch zutreffend, 
daß die Klagebefugnis des klagenden Vereins nicht davon 
abhängig iſt, ob ſeine Mitglieder von dem Wettbewerbe be⸗ 
troffen werden ($13 UnlWG.; RGSt. 45, 355; Roſenthal 
a. a. O. Note 19 und 20 zu § 13 Unl WG.), entſcheidend 
ſei nur, daß der Verband die Förderung gewerblicher (wirt⸗ 
ſchaftlicher) Intereſſen bezwecke und Rechtsperſönlichkeit be⸗ 
ſitze. Die Ausführungen der Reviſion liegen neben der Sache. 
Das BG. hat gerade feſtgeſtellt, daß die Anwendung der Be⸗ 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


zeichnung „Steueranwalt“ den Bekl. in den Augen des Publi- 
kums nicht als Rechtsanwalt erſcheinen laſſe. Der Satz der 
Reviſion, durch das Wort „Steueranwalt“ werde in die 
geſetzliche Funktion des Rechtsanwalts nicht eingegriffen, ent⸗ 
ſpricht der Anſicht des B., ſchließt aber nicht aus, daß auch 
Rechtsanwälten, ſoweit ſie ſich mit Steuerſachen befaſſen, durch 
jene Bezeichnung unlauterer Wettbewerb gemacht wird. Denn 
ihre wirtſchaftlichen Intereſſen werden dadurch berührt, daß 
ſich jemand unberechtigterweiſe als eine Perſönlichkeit be⸗ 
zeichnet, die infolge ihrer amtlichen Zulaſſung und Beauf⸗ 
ſichtigung diejenige Gewähr bietet, wie ſie den Rechtsanwälten 
zugeſchrieben wird. Sollte aber die Ausführung der Reviſion, 
daß das Wort „Anwalt“ weder in die deutſche Geſetzes⸗ noch 
Volksſprache übergegangen ſei, ſondern — abgeſehen von ge- 
wiſſen Zuſammenſetzungen dieſes Wortes z. B. Patentanwalt, 
Volksanwalt — nur das Wort „Rechtsanwalt“, ſich gegen 
die Anwendung des 8 3 Unl WG. auf die Bezeichnung „Steuer⸗ 
anwalt“ richten, ſo iſt ſie gegenüber den zutreffenden Dar⸗ 
legungen des BG. über die hier gegebenen Vorausſetzungen der 
unrichtigen Reklame, ebenfalls unbeachtlich. Die Reviſion, 
die allgemein Verletzung des materiellen Rechts, insbeſondere 
des § 3ff. Unl WG. rügt, iſt daher als unbegründet zurück⸗ 
zuweiſen. 

(H. w. Berliner Anwaltsverein, E. V. in B., U. v. 11. Nov. 
1921, 562/21 II. — Berlin.) (B.] 


14. Iſt bei einer Einbruchsdiebſtahlsverſicherung der nach 
dem Vertrage vom Verſicherten zur Bewachung angeſtellte 
Wächter ein Erfüllungsgehilfe des Verſicherten oder ein Dritter 
i. S. der AllgVerſBed. ?] f) 

Aus den Gründen: Gemäß 8 8 der AllgVerſBed. 
darf der Verſicherungsnehmer, falls er beſtimmte Obliegen⸗ 
heiten zum Zwecke der Verminderung der Gefahr oder der Ver⸗ 
hütung einer Gefahrerhöhung übernimmt (Sicherheitsvor⸗ 
ſchriften), dieſe Obliegenheiten weder ſelbſt verletzen, noch deren 
Verletzung durch einen Dritten geſtatten oder dulden. Als 
Rechtsfolge einer Verletzung räumt Abſ. 2 dem Verſicherer 
das Kündigungsrecht ein und beſtimmt weiter, daß der Ver⸗ 
ſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung frei ſein ſoll, wenn 
der Verſicherungsfall nach der Verletzung eintritt und die 
Verletzung auf Vorſatz oder auf grober Fahrläſſigkeit des 
Verſicherungsnehmers beruht. Die Obliegenheit, die Ver⸗ 
ſicherungsräume nachts durch einen Wächter bewachen zu 
laſſen, iſt eine ſolche Sicherheitsvorſchrift im Sinne des § 8. 
Der BR. hat die Behauptung der Bekl. als richtig unterſtellt, 
daß der von der Kl. angeſtellte Wächter in der Diebſtahls⸗ 
nacht nicht auf ſeinem Poſten war, verneint aber ebenſowohl 
eigenes grobes Verſchulden der Kl., als auch ihre Haftbar⸗ 
keit für die ſchuldhafte Pflichtwidrigkeit des Wächters aus 
8 278 BGB. Die nach beiden Richtungen von der Reviſion 
erhobenen Angriffe können nicht als begründet erachtet wer⸗ 
den. Was zunächſt die Frage angeht, ob der Wächter ein 
„Dritter“ oder aber Erfüllungsgehilfe der Kl. i. S. des § 278 
BGB. geweſen iſt, jo kann für den hier zu entſcheidenden Fall 
dahingeſtellt bleiben, ob die Vorſchrift, die Räume durch einen 
Wächter nachts bewachen zu laſſen, die Natur einer Schuld⸗ 
verbindlichkeit oder einer Bedingung oder Vorausſetzung des 
Anſpruchs auf Leiſtung der Verſicherungsſumme hat; denn 
es ſteht außer jedem Zweifel, daß die Kl. nicht ſelbſt die 
Räume zu bewachen hatte, ſondern, daß ſie der in die be⸗ 
ſonderen Verſicherungsbedingungen aufgenommenen Sicher- 
heitsvorſchrift genügte, wenn ſie eine vertrauenswürdige Perſon 
mit der Bewachung betraute und deren Tätigkeit beaufſichtigte. 
Der Wächter hatte alſo nicht eine Verpflichtung des Verſiche⸗ 
rungsnehmers, die dieſem ſelbſt gegenüber dem Verſicherer 
obgelegen hätte, zu erfüllen, ſondern eine eigene Verpflich⸗ 
tung, die er dem Verſicherungsnehmer gegenüber übernommen 
hatte. Erfüllungsgehilfen i. S. des 8 278 BGB. find aber 
nur die Perſonen, deren der Schuldner ſich zur Erfüllung 


Zu 14. Dem Urteil iſt beizutreten. Daß der Wächter nicht 
Erfüllungsgehilfe gemäß § 278 BOB. iſt, ergibt ſich auch daraus, 
daß die Bewachung in andern Fällen durch einen Wachhund 
(vgl. JW. 1921, 34113) erfolgen darf und der Verſicherte eine 
Verpflichtung zu einer ſolchen Bewachung ebenſo übernehmen 
kann, wie die, die Verſicherungsräume durch einen Wächter be⸗ 
wachen zu laſſen. In beiden Fällen fehlt die unmittelbare Be⸗ 
ziehung der Bewachung zum Verſicherer. 

Oberſte SR. Dr. Silberſchmidt, München. 
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feiner Verbindlichkeiten bedient (RG. 72, 2191); 74, 166 2). 
Der Wächter war alſo nicht Erfüllungsgehilfe der Kl., ſondern 
ein Dritter. Die Kl. hat demnach nicht gemäß 8 278 BOB. 
für ein Verſchulden des Wächters einzuſtehen. Sie genügte 
vielmehr der Bewachungsvorſchrift, wenn ſie bei der Auswahl 
des Wächters die erforderliche Sorgfalt aufgewendet hatte, 
was nicht beſtritten iſt, und gemäß § 8 der Allg VerſBed. nicht 
geſtattete oder duldete, daß die Sicherheitsvorſchrift durch den 
Wächter, als Dritten, verletzt wurde. Es lag ihr alſo die 
weitere Pflicht ob, die Tätigkeit des Wächters in geeigneter 
Weiſe zu beauſſichtigen. Nur wenn ſie vorſätzlich oder grob⸗ 
fahrläſſig dieſer Pflicht zuwidergehandelt hätte, würde die 
Bekl. von der Leiſtung befreit ſein. 

(D. L. w. O., U. v. 31. Mai 1921; 496/20 VII. — zum 
Sch. 


b) Strafſachen. 
Berichtet i. V. von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig. 


* 1. StGB. 8 266 Abſ. 1 Nr. 2. Zum Begriff des 
Bevollmächtigten.) a) Die Darlegungen der Reviſtons⸗ 
begründung verkennen den Begriff des „Bevollmächtigten“ 
i. S. des § 266 Abſ. 1 Nr. 2 StchB., der nicht ein nach den 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts oder nach ſonſtigen Rechts⸗ 
vorſchriften gültig zuſtandegekommenes Vollmachtsverhältnis 
vorausſetzt, ſondern ſchon dann gegeben iſt, wenn der Auftrag⸗ 
geber „den Bevollmächtigten“ im Einverſtändnis mit ihm 
tatſächlich in die Lage verſetzt, über ein Vermögensſtück des 
Auftraggebers rechtsgeſchäftlich zu verfügen, alſo auch dann, 
wenn das der Vertretungsmacht des Täters zugrunde liegende 
Rechtsgeſchäft wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten (8138 
BGB.) nichtig ift (RGSt. 41, 265, 266 III 99/11 v. 6. Marz 
1911 gegen B.). Ob der Landrat ſelbſt befugt war, nach den 
Vorſchriften der einſchlagenden Kreisordnung den Kreis ohne 
beſonderen Beſchluß des Kreisausſchuſſes nach außen rechts⸗ 


) JW. 1910, 62. 
) JW. 1910, 934. 


Zu 1. Daß der Begriff des Bevollmächtigten in § 266 StGB. 
nicht in dem ſtrengen Sinne zu verſtehen iſt, den das Zivilrecht 
damit verbindet, iſt in Literatur und Judikatur übereinſtimmend 
anerkannt. Freilich find gerade die beiden Urteile, auf welche ſich 
das RG. in ſeinen hier oben abgedruckten Entſcheidungen ausdrück⸗ 
lich beruft, nämlich RG. 41 Nr. 71, das jenen Begriff auch dort 
für anwendbar erklärt, wo die Erteilung der Vollmacht gegen die 
guten Sitten verſtößt, und RG. 15 Nr. 12, das ihn auf Beamte 
überträgt, deren Vertretungsmacht auf Geſetz und Anſtellung be⸗ 
ruht, auf entſchiedene Ablehnung geſtoßen (nal. auch den Komm. 
der REN. zu 8266 Nr. 2). Der erhobene Widerſpruch aber 
läßt fi) ebenſowenig als begründet darlegen, wie die Aufſtellung. 
Denn mit der Preisgabe des techniſch abgegrenzten Begriffs ſind 
ſeine Grenzen notwendig fließend geworden. Das Problem ge⸗ 
winnt deshalb an Intereſſe, wenn man es verallgemeinert und 
in eine geſetzespolitiſche Form kleidet. Sollte es der Geſetzgeber 
nicht vermeiden, feſtſtehende Begriffe des Zivilrechts zum Aufbau 
ſtrafgeſetzlicher Tatbeſtände zu verwerten, wenn er ſie nicht in der 
ihnen dort zukommenden Bedeutung verwertet wiſſen will? Daß 
9 zu dieſer Selbſtbeſcheidung einſtweilen noch wenig Neigung 
veribüirt, beweiſt ein Satz aus der Begründung zu $377 des Ent⸗ 
1 von 1919, welch letzterer die unleidliche Kaſuiſtik des heu⸗ 
„sen Untreuetatbeſtandes durch eine klare und bündige Begriffsbeſtim⸗ 
mung erſetzt: „Wer fremdes Vermögen dadurch beſchädigt, daß er die 
10 durch Geſetz oder Rechtsgeſchäft eingeräumte Befugnis, über 
Gefär Vermögen zu verfügen, wiſſentlich mißbraucht, wird mit 
1 beſtraft.“ Aber auch hier ſoll das Wort „verfügen“ 
10 in dem Sinne des BOB. zu verſtehen fein. Die Bedenken 
0 ſchwankende Terminologie liegen auf der Hand. Aber 
Wie e dürfte ſie ſchon deshalb nicht ſein, weil die techniſche 
Fon u ja doch regelmäßig nicht ihre eigenen Worte prägt, 
Zwecken Ausdrücke der Umgangssprache in einer ihren beſonderen 
er verſchtaſprechenden Weiſe verwendet. Gehen nun die Zwecke 
SE ul Geſetze auseinander, fo wechſelt damit gleichzeitig 
und it eutung des gleichen Ausdrucks. Das wird ganz deutlich 
eher unbeſtritten bei allen familien rechtlichen Beziehungen. Un⸗ 
des 8217 StGB. iſt das Kind, welches nicht vom 
zivilre der Mutter erzeugt iſt, ohne alle Rückſicht auf die 
7 chtlicher N 9 2 a 7: 71 
je nat gen Vermutungen; in § 173 ſind unter „Verwandten 
geht in hen Bluts enoſſe int. Ja, die Differenzierun 
f a weit, d sgenoſſen gemeint. Ja, die Differenz ng 
i aß nach überwiegender Anſicht der Begriff der Ehe 
keiten gilt ez anderer iſt, als in § 171. Mit dieſen Schwierig⸗ 
s ſich abzuſinden. 


Prof Dr. Graf zu Dohna, Heidelberg. 
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geſchäftlich zu vertreten, ob er weiter berechtigt war, dem 
Angekl. eine dahingehende Vollmacht wirkſam zu erteilen, dar⸗ 
auf kam es für die Anwendung des $ 266 Abſ. 1 Nr. 2 
SGB. gegen den Angekl. nicht an. Entſcheidend war, daß 
die Kreisverwaltung nach der erſichtlichen tatſächlichen An⸗ 
nahme des LG. den Angekl. im Einverſtändnis mit ihm in 
die Lage verſetzt hatte, rechtsgeſchäftlich über die Beſtände der 
Kreisfuttermittelſtelle zu verfügen. 
(u. v. 25. April 1921, III 1796/20.) 


b) Die im Schrifttum vorherrſchende Anſicht ſieht aller⸗ 
dings den Beamten, weil ſeine Rechtsſtellung auf einem öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Verhältnis beruht und aus dieſem unmittelbar 
feine Befugniſſe ſich herleiten, nicht als Bevollmächtigten i. S. 
des § 266 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. an. Die Rechtſprechung des 
R. iſt jedoch dieſer Auffaſſung nicht gefolgt. Indem es davon 
ausgeht, daß unter einem „Bevollmächtigten“ derjenige zu 
verſtehen ſei, welchem die Vornahme von Rechtsgeſchäften für 
eine andere Perſon übertragen, eine Verfügungsgewalt namens 
derſelben eingeräumt worden ſei (RGSt. 3, 28 Dr, 
377; 26, 230), hält das RO. ein ſolches Verhältnis auch dann 
nicht für ausgeſchloſſen, wenn die Verfügungsgewalt im öffent⸗ 
lichen Recht beruht und kraft Geſetzes ausgeübt wird, ſofern 
fie nur die Befugnis zur rechtsgeſchäftlichen, Vertretung in 
bezug auf fremdes Vermögen in ſich ſchließt (vgl. RGSt. 39, 
283, 285), insbeſondere auch dann nicht, wenn die Aus⸗ 
führung ſolcher Geſchäfte zu den Befugniſſen und Pflichten 
eines übertragenen Amtes gehört (RGSt. 15, 41). In einer 
ſolchen Rechtsſtellung eines Bevollmächtigten befindet ſich aber 
der Gerichtsvollzieher jedenfalls dann, wenn er nicht Zwangs⸗ 
vollſtreckungshandlungen, ſondern eine freiwillige Verſteigerung 
vornimmt, mag dies auch im amtlichen Auftrage gefchehen; 
denn es iſt ihm durch den beſonderen Auftrag eine Verfügungs⸗ 
macht über Vermögensſtücke, die Befugnis, durch den Zuſchlag 
das Eigentum zu übertragen, eingeräumt worden. 

(U. v. 28. Mai 1921, III 389/21.) 


2. [Keine Nachprüfung des Teilnahmeverdachts (8 56° 
StpoO.) in der Reviſionsinſtanz. J) Nach 856 Nr. 3 StPO. 
wäre der Zeuge uneidlich zu vernehmen geweſen, wenn er der 
Teilnahme an der den Gegenſtand der Unterſuchung bilden⸗ 
den Tat verdächtig geweſen fein würde. Ob aber ein folder 
Verdacht beſtand, unterlag allein der Entſcheidung des Tat⸗ 
richters; eine Nachprüfung in tatſächlicher Richtung durch 
das Reviſionsgericht findet nicht ſtatt (Urt. des erk. Sen. 
v. 27. Nov. 1919 3D 1062/19; v. 10. Juni 1920 30 
471/20; v. 23. Sept. 1920 3 D 614/20 u. a. m.). Dafür, 
daß die Verneinung des Teilnahmeverdachts durch Rechts⸗ 
irrtum beeinflußt worden wäre, fehlt es an jedem Anhalt. 

(u. v. 17. Okt. 1921. — 3D 670/21.) [D.] 


Zu 2. Die Richtigkeit des Urteils unterliegt keinen Be⸗ 
denken. Die Vereidigung des Zeugen bildet die geſetzliche Regel. 
Nur wenn die Beeidigung unterbleibt, alſo gegen die geſetzliche 
Regel verfahren wird (8 60 StpO., RG. 8, 408), muß das Pro⸗ 
tofoll oder das Urteil den Grund für die Nichtbeeidigung ergeben. 
Ob jemand der Teilnahme an einer ſtrafbaren Handlung ver⸗ 
dächtig iſt, iſt eine rein tatſächliche Frage, wenn nicht etwa 
die feſtgeſtellten Tatſachen bereits den Tatbeſtand der Teil⸗ 
nahme zweifelsfrei ergeben. In ſolchem Falle beruht die gleich⸗ 
wohl erfolgte Beeidigung entweder auf Verkennung materiellen 
Rechts, indem rechtsirrtümlich das Gericht die feſtgeſtellte Tat nicht 
als Teilnahme im Rechtsſinn erachtet hat oder auf Verletzung des 
856 Nr. 3 StPO., indem das Gericht den Zeugen trotz der 
vom Gericht für erwieſen erachteten Teilnahme an der Tat be⸗ 
eidigt hat. Nur im umgekehrten Falle, wenn nämlich der Zeuge 
wegen Verdachts der Teilnahme unbeeidigt bleibt, muß die Nicht⸗ 
beeidigung begründet werden und die Begründung muß er⸗ 
kennen laſſen, daß eine derjenigen tatſächlichen Vorausſetzungen 
vorliegt, unter denen gemäß 8 56 Nr. 3 StPO. die Beeidigung 
nicht ſtattfinden darf. Der allgemeine Hinweis auf 856 Nr. 3 
SIND. reicht in dieſem Falle nicht aus (MOSE. 4, 324). Auch 
die alternative Feſtſtellung, daß die Beeidigung unterblieben ſei, 
weil der Zeuge als Teilnehmer, Begünſtiger oder Hehler in Frage 
komme, kann, obgleich ſie im allgemeinen zuläſſig iſt, im Einzel⸗ 
falle, nämlich dann zur Aufhebung des Urteils führen, wenn auch 
nur eine der drei Alternativen rechtlich nicht in Frage kommen 
kann (vgl. Rechtſpr. des RG. 9, 76 und 10, 36). 


IR. Dr. Siegfried Löwenſtein, Berlin. 
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gayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Zivilſachen. 


1. Einlegung der Beſchwerde „zum Protokoll des 
Gerichtsſchreibers“ (FGG. 8 21 Abſ. 2). Anwendbarkeit 
des § 176 BGB. auf den Mitvormund (BG B. 88 1775, 1776, 
1778 Abſ. 4). ) 

„Zum Protokolle des Gerichtsſchreibers“ (FGG. 821 Abi. 2) 
iſt eine Beſchwerde auch dann eingelegt, wenn ſie in Gegenwart des 
Amtsrichters vom Gerichtsſchreiber zu Protokoll genommen worden 
iſt (ſo mit Recht OL. Roſtock in OLG Rſpr. 14, 150; ſ. auch Joſef 
im 3BlF G. 11, 610 ff.; a. A. ohne überzeugende Begründung 
Schlegelberger, Komm. z. FGG. Bem. 3 zu § 21; die Entſch. 
RJ A. 1, 41 betrifft den Fall, daß das Protokoll vom Richter 
allein aufgenommen worden iſt; jo auch Bay Obs. 5, 510; 9, 412; 
12, 636). 

Das BGB. unterſcheidet Mitvormünder und Gegeuvormünder. 
Nach 81775 können aus beſonderen Gründen mehrere Vormünder 
(Mitvormünder) beſtellt werden; nach § 1792 Abf. 1 kann neben 
dem Vormund ein Gegenvormund beſtellt werden; dies ſoll nach 
§ 1792 Abf. 2 geſchehen, wenn mit der Vormundſchaft eine Ver⸗ 
mögensverwaltung verbunden iſt, es ſei denn, daß die Verwaltung 
nicht erheblich oder daß die Vormundſchaft von mehreren Vor⸗ 
mündern gemeinſchaftlich zu führen iſt. Während die Berufung 
und Beſtellung des Gegenvormundes, ſeine Rechte und Pflichten, 
ſeine Verantwortlichkeit, ſein Anſpruch auf Vergütung und die 
Beendigung feines Amtes eingehend geregelt find (88 1792 Abſ. 4 
1799, 1833 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2 Satz 2, 1836, 1895) beſchränkt 
ſich das Geſetz hinſichtlich der Mitvormundſchaft auf Vorſchriften 
über die Führung der Vormundſchaft beim Vorhandenſein mehrerer 
Mitvormünder (81797) und auf die Beſtimmung, daß neben dem 
Berufenen nur mit deſſen Zuſtimmung ein Mitvormund beſtellt 
werden kann (81778 Abf. 4) und daß die Übernahme der Vor⸗ 
mundſchaft ablehnen kann, wer mit einem anderen zur gemein⸗ 
ſchaftlichen Führung der Vormundſchaft beſtellt werden ſoll (8 1786 
Abſ. 1 Nr. 7). In allen übrigen Beziehungen gelten für den Mit⸗ 
vormund, der ja nichts anderes iſt als einer von mehreren Vor⸗ 
mündern, die für den Vormund geltenden Vorſchriften, alſo auch 
81776 (vgl. M. Lion, Die Mitvormundſchaft, Berlin 1905 S. 32). 
Eine Beſtimmung, wie ſie 8 1792 Abſ. 4 für den Gegenvormund 
trifft, war daher hinſichtlich des Mitvormundes nicht erforderlich 
und aus dem Schweigen des Geſetzes folgt keineswegs, daß 8 1776 
auf den Mitvormund unanwendbar ſei. 

Ob mehrere Vormünder (Mitvormünder) zu beſtellen ſind, 
weil „beſondere Gründe“ hierfür vorliegen, entſcheidet das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen, und zwar, wie die herr⸗ 
ſchende Lehre mit Recht annimmt, auch dann, wenn die nach $ 1776 
Abſ. 1 Nr. 1, 2 zur Benennung des Vormundes berechtigten Per⸗ 
ſonen mehrere Vormünder benannt haben (Planck, Komm. z. 


Zu 1. Der Gerichtsſchreiber hatte die Beſchwerde „in Gegen⸗ 
wart des Amtsrichters“ zu Protokoll genommen. Gemeint kann 
hiermit nur fein, daß (wie in dem vom Obs G. angezogenen Beſchluß 
des OLG. Roſtock) im Termine vor dem Vormundſchaftsrichter 
dem Beſchwerdeführer die Entſcheidung bekannt gemacht war und 
daß der Gerichtsſchreiber in demſelben Protokoll, das er über 
die Verhandlung des Vormundſchaftsgerichts führte, auch die 
Beſchwerde beurkundet hatte, derart, daß dieſes Protokoll vom 
Richter wie vom Gerichtsſchreiber unterzeichnet war. — Dem iſt 
beizutreten. Denn erforderlich iſt nach 8 21 Abſ. 2 nur „Erklarung 
zu Protokoll des Gerichtsſchreibers“, wobei der Gerichtsſchreiber als 
ſelbſtändige Amtsſtelle obwalten ſoll, während er in der 
„Sitzung“ nur als Hilfsperſon des Richters zugezogen iſt. 
Aber letztere Erwägung kann nicht ausſchlaggebend fein: denn wenn 
der Amtsrichter es geſtattet, daß der Gerichtsſchreiber in der 
Sitzung die Beſchwerdeerklärung entgegennimmt, dann geſtattet er 
eben dem Gerichtsſchreiber hier eine Tätigkeit auszuüben, die dem 
Gerichtsſchreiber als ſelbſtändigen Beamten obliegt; der Amtsrichter 
unterbricht die ihm obliegende richterliche Tätigkeit oder er ſetzt 
fie fort ohne Mitwirkung des Gerichtsſchreibers zu dem Zweck, 
damit dieſer eine Tatigkeit ausübe, die ihm als ſelbſtändiger 
Amtsſtelle obliegt. — Gegen dieſe Anſicht wendet ſich Schlegel⸗ 
berger, Anm. 3 zu 8 21, der ausführt: ein ſolches Protokoll 
müſſe klar erkennen laſſen, inwieweit es die Verhandlung vor dem 
Gericht und inwieweit es die Erklärung zum Protokoll des Ge⸗ 
richtsſchreibers beurkundet. Dieſen Anforderungen werde durch ein 
vom Richter und vom Gerichtsſchreiber unterſchriebenes Protokoll 
nur dann genügt, wenn der Text des Protokolls die Zäſur deut⸗ 
lich wiedergebe. — Das erſcheint nicht richtig. Für den Zivil⸗ 
prozeß hat das RG. (Gruch. 38, 175; JW. 93, 158) allerdings 
entgegengeſetzt entſchieden, daß eine Beſchwerde, die nach 8569 
(früher 532) ZPO. zu Protokoll des Gerichtsſchreibers eingelegt 
werden darf, nicht zum Sitzungsprotokoll des LG. erhoben werden 
dürfe, mit der Begründung: ein Sitzungsprotokoll ſei etwas ganz 
anderes als ein vom Gerichtsſchreiber über eine einzelne Erklärung 
aufgenommenes beſonderes Protokoll. Das mag richtig ſein für 
den Zivilprozeß, wo das Protokoll ein notwendiger Beſtandteil 
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BOB. 3. Aufl. Bem. 3 zu 81775; Staudinger, Komm. 8. 
BGB. 7./8. Aufl. Bem. 1, a Abſ. 2 zu 81775; Komm. v. Reichs. 
3. Aufl. Bem. 1 zu § 1775; Crome, Syſtem 8 625 Anm. 35). Eine 
Ausnahme von dieſem Grundfatz enthält 81778 Abſ. 4: Um zu 
verhüten, daß das Recht des zur Vormundſchaft Berufenen durch 
die Beſtellung eines Mitvormundes verkümmert werde (M. IV, 
1060), ſchreibt das Geſetz vor, daß neben einem nach 81776 zur 
Vormundſchaft Berufenen nur mit deſſen Zuſtimmung ein Mitvor⸗ 
mund beſtellt werden darf. Der Berufene kann alſo durch die Ver⸗ 
weigerung ſeiner Zuſtimmung die Beſtellung eines Mitvormundes 
unmöglich machen. Dieſes Recht beſchränkt ſich aber darauf, die 
Beſtellung eines Mitvormundes überhaupt zu hindern; die Befugnis, 
die Perſon des Mitvormundes zu beſtimmen oder eine nach dem 
Geſetz zum Amte des Mitvormundes berufene Perſon auszuſchließen, 
hat das Geſetz dem Berufenen weder ausdrücklich noch ſtillſchweigend 
eingeräumt. Eine ſolche Befugnis würde auch dem das Vormund⸗ 
ſchaftsrecht des Bürgerlichen Geſetzbuchs beherrſchenden Grundſatze 
widerſtreiten, daß nur dem Vater und der ehelichen Mutter als 
Inhaber der elterlichen Gewalt das Recht zuſteht, durch letztwillige 
Verfügung den Vormund zu benennen und gewiſſe Perſonen von 
der Vormundſchaft auszuſchließen (88 1776 Abſ. 1 Nr. 1, 2, 1782; 
vgl. M. IV, 1049 Ziff. 2, 1069 Abſ. 3), während im übrigen, 
von den Berufungs⸗, Unfähigkeits⸗ und Untauglichkeitsgründen 
(88 1776, 1780-1784) abgeſehen, ausſchließlich das Ermeſſen des 
Vormundſchaftsgerichts darüber entſcheidet, wer als Vormund zu 
beſtellen iſt (8 1779). 

Freilich kann der Berufene durch die Erklärung, der Beſtel⸗ 
lung eines Mitvormundes nur zuzuſtimmen, wenn eine von ihm 
bezeichnete Perſon als Mitvormund beſtellt wird, die Beſtellung 
eines nach 81776 zur Mitvormundſchaft Berufenen verhindern; 
ein Recht des zur Mitvormundſchaft Berufenen wird damit nicht 
verletzt, da deſſen Anſpruch ſich darauf beſchränkt, als Mitvor⸗ 
mund beſtellt zu werden, falls es zur Beſteklung eines ſolchen 
kommt. Allein dieſe Verhinderungsmöglichkeit kaun nicht dazu 
führen, dem Berufenen freies Wahlrecht hinſichtlich der Perſon des 
Mitvormundes zuzuſprechen. 

Übrigens wird, wenn die Beſtellung eines Mitvormundes 
im Intereſſe des Mündels dringend geboten iſt, die Verweigerung 
der nach 1778 Abſ. 4 erforderlichen Zuſtimmung unter Umſtänden 
als eine das Intereſſe des Mündels gefährdende Pflichtwidrigkeit 
des Berufenen erſcheinen, die das Vormundſchaftsgericht berechtigt, 
von feiner Beſtellung Umgang zu nehmen (81778 Abſ. 1) oder 
ihn, wenn er bereits als Vormund beſtellt ift, zu entlaſſen (8 1886). 

Stimmt der Berufene der Beſtellung eines Mitvormundes 
zu, fo wird das Recht des gemäß 81776 an ſpäterer Stelle Be⸗ 
rufenen wirkſam; denn die Reihenfolge, in welcher die im 81776 
erwähnten Perſonen berufen ſind, iſt eine successio graduum 
(M. IV, 1053) und das Hindernis, das der Beſtellung des an ſpä⸗ 
terer Stelle Berufenen entgegenſteht, it nicht nur dann in Wegfall 
gekommen, wenn ein vor ihm Berufener nicht vorhanden iſt oder 


des Verfahrens mit ganz beſtimmten Wirkungen iſt (88 159165 
SPD.) Für die freiwillige Gerichtsbarkeit trifft dieſer Geſichts⸗ 
punkt aber nicht zu; das FGG. hat keine Vorſchriften darüber, 
daß der Richter die Ergebniſſe der „Verhandlung“, überhaupt des 
Termins durch Protokoll feſtſtellen und daß er überhaupt einen 
Gerichtsſchreiber zuziehen müſſe. Eine ſtrenge Scheidung zwiſchen 
Protokoll über die Ergebniſſe eines richterlichen Termins und über 
ſelbſtändige Handlungen des Gerichtsſchreibers iſt daher nicht ge⸗ 
boten. Durch die Mitunterſchrift des Richters unter das vom 
Gerichtsſchreiber unterzeichnete Protokoll wird natürlich die Rechts⸗ 
gültigkeit der, wie dargelegt, ſelbſtändigen Handlung des Gerichts⸗ 
ſchreibers nicht berührt. 

2. Nach dem im Zblß G. 22, 68 mitgeteilten Sachverhalt 
war der Großvater väterlicherſeits als der nach 8 1776 Abſ. 1 
Nr. 3 zunächſt Berufene als Vormund beſtellt und es war ihm 
auf ſeine Anregung ſein Sohn als Mitvormund beſtellt. Hier⸗ 
gegen legte der Großvater mütterlicherſeits Beſchwerde ein, mit 
der er u. a. geltend machte, er ſei an zweiter Stelle zum Vormund 
berufen (Nr. 4 eb.) und er hätte daher als Mitvormund beſtellt 
werden müſſen. Dies mit Recht: denn der Mitvormund iſt nichts 
anderes als einer von mehreren Vormündern; folglich gelten für 
ihn die für den Vormund gegebenen Vorſchriften, insbeſondere 
auch die Vorſchriften über Berufung zu der Vormundſchaft aus 
81776. Nachdem der Großvater väterlicherſeits zum Vormund be⸗ 
ſtellt war und die Berufung eines Mitvormundes erforderlich wurde, 
war als ſolcher der Beſchwerdeführer zu beſtellen. — Eine andere, 
in dem Beſchluß nicht berührte Frage aber iſt folgende: Der 
Beſchwerdeführer hatte zugleich die Entlaſſung des als Vormund 
beſtellten väterlichen Großvaters beantragt, weil deſſen Beſtellung 
das Intereſſe des Mündels gefährde. Das deutet hin auf ein 
zwiſchen den beiden Großvätern beſtehendes feindſeliges Verhältnis, 
ſo daß ein Nebeneinanderwirken beider als Mitvormünder ſchwer⸗ 
lich gedeihlich war und die Beſtellung des Beſchwerdeführers wohl 
das Mündelintereſſe gefährdete (8 1778 Abſ. 1 a. E.). Aus biefen 
Grunde hätte doch wohl der Beſchwerde des übergangenen der Erfolg 
verſagt werden müſſen. 

RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 
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nach 81778 Abſ. 1 übergangen werden darf, ſondern auch dann, 
wenn der vor ihm Berufene bereits als Vormund beſtellt iſt. 
Dem Umſtand, daß bei Anwendung des 81776 auf den 
Mitvormund Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den Mitvormün⸗ 
dern entſtehen könnten, wodurch die Führung der Vormundſchaft 
weſentlich erſchwert werde, kommt ſchon deshalb keine Bedeutung 
zu, weil das gleiche bei jeder Mitvormundſchaft eintreten kann. 
Für die Entſcheidung derartiger Meinungsverſchiedenheiten hat 8 1797 
Abs. 1 Satz 2 Vorſorge getroffen und die durch 8 1797 Abs. 2 dem 
Vormundſchaftsgericht eingeräumte Befugnis, die Führung der Vor⸗ 
mundſchaft unter mehrere Vormünder nach beſtimmten Wirkungs⸗ 
kreiſen zu verteilen, gewährt die Möglichkeit, ſolche Streitigkeiten 
auf die Fälle zu beſchränken, in welchen eine den Wirkungskreis 
mehrerer Mitpormünder berührende Angelegenheit in Frage ſteht. 


(Beſchl. v. 7. Febr. 1921, Reg. III Nr. 18/21.) 


Oberlandesgerichte. 


Augsburg. a) Zivilſachen. 

I. Beweisgebühr bei formlofer Erholung von Ge⸗ 
richtsakten nach 8 13 Nr. 4 RG. 7) 

Kl. W. verlangte vom Bekl. T. Zahlung eines Schadenserſatzes, 
weil dieſer einen mit ihm abgeſchloſſenen Pachtvertrag über eine Alpe 
nicht gehalten, ſondern dieſe an einen Dritten weiter verpachtet hatte. 

Bekl. beſtritt, daß überhaupt ein gültiger Pachtvertrag zuſtande 
gekommen ſei, machte im übrigen geltend, daß Kl. z. Z. des augeb⸗ 
lichen Vertragsabſchluſſes wegen Trunkſucht entmündigt geweſen ſei; 
dieſe Tatſache habe er damals nicht gekannt, ſondern erſt im Laufe 
des Prozeſſes erfahren; Kl. habe es ihm bei den Verhandlungen über 
den Pachtvertrag argliſtig verſchwiegen: es werde deshalb auch aus 
dieſem Grunde der angeblich abgeſchloſſene Pachtvertrag widerrufen 
und wegen argliſtiger Täuſchung und Irrtums angefochten. 

Mit Urteil v. 18. Nov. 1920 erkannte das LG. K. auf Eides⸗ 
leiſtung durch den Bekl., wobei es deſſen Einwendungen über den 
Widerruf und die Anfechtbarkeit des Vertrages nicht für begründet 
erachtete; Beweiserhebung faud nicht ſtatt. 

Der Bekl. legte gegen dieſes Urteil Berufung zum OLG. Augs⸗ 
burg ein und beantragte ſein Vertreter daraufhin nach Zuſtellung der 
Berufungsbegründung in einem geſonderten Schriftſatze die Erholung 
der auf die Entmündigung des Kl. ſich beziehenden Gerichtsakten, 
worauf der Gerichtsſchreiber ohne Gerichtsbeſchluß und, ohne daß aus 
den Akten erſichtlich iſt, ob er im Auftrage des Vorſitzenden oder des 
Berichterſtatters gehandelt hat, die erwähnten Akten erholte. 

Von dem Inhalte dieſer Akten wurde ſeitens des Vertreters des 
Bekl. bei der Verhandlung Gebrauch gemacht. 

Infolgedeſſen beanſpruchte der Bekl. in ſeinem Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
antrage eine Beweisgebühr und Erhöhung der Verhandlungsgebühr 
REN Pauſchſätzen und Umſatzſteuer für den zweitinſtanziellen Ver⸗ 

er. 

Der Gerichtsſchreiber des LG. K. ſtrich dieſe Anſütze mit der 
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Begründung, daß eine Beweisanordnung und ein Beweisverfahren 


our, Zu 1. Die Frage, wann dem NA. bei Erholung von 
Akten die Beweisgebühr und Erhöhung der Verhandlungsgebühr 
duſteht, iſt eigentlich durch Schrifttum und Rechtſprechung ſeit 
W Zeit ſo klar geſtellt, daß man meinen ſollte, es könnten 
Neivegen keine Weiterungen mehr verurſacht werden. 

Mei Wie obiger Fall zeigt, entſtehen noch immer über dieſe Frage 
beeinungsverſchiedenheiten. 

Das OLG. Breslau hat gleichfalls in neuerer Zeit mit Be⸗ 
199 den, v. 15. Okt. 1920 und 15. März 1921 (Breslau AK. 
ela 41 und 1921, 39) die erwähnten Gebühren als berechtigt 


Im erſteren Falle waren vom Prozeßgerichte die Akten ohne 


2 
dugake des Zweckes beigezogen worden; weder das Protokoll über 
tei nächſte Verhandlung noch der Tatbeſtand des ergangenen Ur⸗ 


lich a ließen entnehmen, ob die Akten vorgelegen hatten; ledig⸗ 
ee Gründen des Urteiles ergab ſich, daß das Prozeß⸗ 
öuzien ein Gutachten aus einem Vorprozeſſe, deſſen Akten bei- 
5 les war, verwertet hatte. 9 
5 zweiten Falle hat das Gericht beſchloſſen, „im Wege der 
Be Alten einzufordern. n N 
nichtes in Heſchwerdegericht ftellte feit, daß die Abſicht des Ge⸗ 
müßen Az mitgeteilten Faſſung des Beſchluſſes keinen ſach⸗ 
ie Akten usdruck gefunden habe; denn in Wirklichkeit ſollten 
die — eingefordert werden, um aus ihnen Feſtſtellungen über 
ſei in W Höhe des Mägerifchen Anſpruches zu treffen; deshalb 
den, zu deſlichteit ein Beweisaufnahmeverfahren eingeleitet wor⸗ 
Beklagte eſſen Durchführung es nicht gekommen ſei, weil der 
Anwalt page eingeklagten Anſpruch anerkannte; der klägeriſche 
Wi aber durch Vorlegung feiner Handakten glaubhaft ge⸗ 
über ihren 55 die eingeforderten Akten bei Gericht einſah und 
ſich die Berondalt dem Kl. Bericht erſtattete; dadurch habe er 
isgebühr nebſt Pauſchſatz und Umſatzſteuer verdient. 
Geh. JR. Weigl, Augsburg. 
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nicht ſtattgefunden habe; die Tatſache, daß durch den Gerichtsſchreiber 
des OLG. Akten erholt und deren Inhalt teilweiſe in der Sitzung 
vorgeleſen worden ſei, könne die verlangte Beweisgebühr nicht be⸗ 
gründen. 

Die hiergegen erhobenen Erinnerungen wurden vom OG. K. 
mit der Begründung zurückgewieſen, daß in der Berufungsinſtanz 
keine Beweisaufnahme ſtattgefunden habe; der Umſtand, daß Akten, 
auf die ſich das ſchriftliche Beweisanerbieten des Bekl. bezog, bei der 
Verhandlung vorgelegen und ihr Inhalt teilweiſe vorgeleſen worden 
ſei, beweiſe gar nichts; wenn eine Tatſache ſtrittig geweſen wäre und 
durch die fraglichen Akten hätte bewieſen werden ſollen, ſo würde die 
Beiziehung der Akten förmlich angeordnet worden ſein; der ganzen 
Sachlage nach ſei zu ſchließen, daß der fragliche Akten inhalt nur zur 
Information diente und auch nur zu dieſem Zwecke bekanntgegeben 
worden ſei. 

Die ſofortige Beſchwerde hatte Erfolg. Aus den Gründen: 

Die auf Antrag des Bekl. von der oberlandesgerichtlichen 
Gerichtsſchreiberei von kurzer Hand erholten Akten würden nicht 
nur in der Hauptverhandlung teilweiſe verleſen, ſondern ihr In⸗ 
halt wurde auch vom Gerichte in der Urteilsbegründung gewür⸗ 
digt; es hat ſonach eine wirkliche Beweisaufnahme ſtattgefunden; 
daß es an einem förmlichen Beweisbeſchluſſe fehlt, iſt ohne Be⸗ 
deutung. (Walter⸗Joachim⸗Friedländer: RUGCD,, 6. Aufl. 
S 211.) 

Die liquidierte Beweisgebühr und die ſich daran anſchließende 
Erhöhung der Verhandlungsgebühr geht deshalb nebſt den be⸗ 
treffenden Pauſchgebühren in Ordnung, wozu noch die vom Bekl. 
ebenfalls richtig berechnete Umſatzſteuer kommt. 


(OLG. Augsburg, 1. 38S., Beſchl. v. 15. Nov. 1921, BeſchwReg. 
Nr. 177/1921.) 
*. 

Berlin. 

2. Keine Aufhebung von Unterhaltsabfindungs⸗ 
verträgen wegen der eingetretenen Geldentwertung. f) 

Der 1907 geborene Kl. hat den Bekl. als ſeinen unehelichen 
Vater in Anſpruch genommen. Im Jahre 1915 haben die Parteien 
einen Abfindungsvertrag geſchloſſen, durch den ſämtliche Anſprüche 
zwiſchen ihnen erledigt ſein ſollen. Kl. verlangt jetzt klagend eine 
Zuſatzrente in Hinblick auf die verteuerte Lebenshaltung. Das AG. 
hat die Klage abgewieſen. Der Kl. hat die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts für die Berufungsinſtanz beantragt. Durch den angefochtenen 
Beſchluß iſt ſein Geſuch abgewieſen. 

Die hiergegen eingelegte Beſchwerde des Kl. iſt nicht begründet. 

Das LG. hat feine Abweiſung auch darauf geſtützt, daß der 
Geſetzgeber im g 1714 Abſ. 2 BOB. bei unehelichen Kindern (anders 
als im 8 1614 Abſ. 1 bei ehelichen) die Kapitalabfindung ausdrück⸗ 
lich zulaſſe, und zwar offenbar deshalb, um bei den meiſt fehlenden 
perſönlichen Beziehungen zwiſchen unehelichem Kind und Erzeuger 
die Unterhaltsfrage endgültig zu erledigen und im Intereſſe beider 
Parteien ſpätere Klagen auf Unterhalt entbehrlich zu machen und 
abzuſchneiden, daß die Zulaſſung der Abänderungsklage bei einem 
Abfindungsvergleiche mithin der Abſicht des Geſetzgebers zuwider⸗ 
laufen würde. 

Dieſer Abweiſungsgrund entſpricht der Rechtsauffaſſung, die 
der Senat in dem Beſchluſſe v. 4. Juni 1921 (8 W 1933/21; 
JW. 1921, 1086 ff.) entwickelt hat. An ihr iſt auch unter Be⸗ 
rückſichtigung der inzwiſchen bekanntgewordenen einſchlägigen Ent⸗ 
ſcheidungen und der gegen den Beſchluß in den Anmerkungen zu 


Zu 2. Dieſe Entſch. des NG. iſt abzulehnen, wie denn 
überhaupt das KG. den drängenden Bedürfniſſen, die durch die 
alles umſtürzenden Ereigniſſe der letzten Jahre ausgelöſt worden 
ſind, recht wenig entgegenkommt. Ich ſtimme in allem den Aus⸗ 
führungen ECzolbes, LZ. 1921, 364 ff. zu. Der Unterhalts⸗ 
anſpruch entſteht täglich von neuem und wird täglich von neuem 
durch den Abfindungsvertrag betroffen. Durch dieſen gibt das 
uneheliche Kind täglich von neuem ſeinen natürlichen Unterhalts⸗ 
anſpruch auf. Ob ſonſt noch andere Erwägungen in Betracht 
kommen, iſt hierneben unerheblich. Alles, was das KG. in dieſer 
Beziehung anführt, ſchlägt nicht durch. Das ſind Nebenſächlich⸗ 
keiten neben der einen entſcheidenden großen Hauptſache. Über 
dieſen Kleinigkeiten verliert das Urteil den Maßſtab für das 
weſentliche. Bedauerlicherweiſe. Zugleich noch eine theoretiſche Be⸗ 
merkung. Ich kann nahezu jedes Wort Czolbes, der ſich gegen 
die elausula rebus sic stantibus erklärt, unterſchreiben und dar⸗ 
aus ſollte erſehen werden, daß der Kampf gegen die clausula 
rebus sic stantibus ſich gegen eigene irrige Vorſtellungen der 
Gegner dieſer Klauſel richtet. Wie ich in meinem Gutachten über 
die Inventarvacht S. 32 ff. nachgewieſen habe, ſind clausula rebus 
sic stantibus und Auslegung reſtlos dasſelbe. Der einzige Unter⸗ 
ſchied beſteht im Wort. Alſo wozu die vielen Schwierigkeiten, 
durch die ſchließlich auch die Auslegung gefährdet und ber end⸗ 
gültige Durchbruch des richtigen nur hingezögert wird! Aufzu⸗ 
halten iſt die allgemeine Anerkennung des Gedankens, daß jede 
Abmachung, die ihrer Natur entſprechende innere praktiſche Ver⸗ 
nunft behalten muß, nicht. 

Geh. IR. Prof Dr. Krüdmenn, Münſter i. W. 
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dieſem in der JW. von Roſenthal und Dove erhobenen Ein- 
wendungen feſtzuhalten. 

Die dort veröffentlichten Urteile des RG. (S. 1080, 3.6) und 
des OLG. Hamburg (S. 1091, 3. 7) betreffen Vergleiche, die lau⸗ 
fende Unterhaltsbeträge zwiſchen Ehegatten feſtſetzen, und bei 
ihnen läßt ſich aus den beſonders vom NG. dargelegten Gründen 
wohl ſagen, daß infolge einer Nichtberückſichtigung des außerordent⸗ 
lichen Sinkens des Geldwerts der ganze Zweck des Vertrags ver⸗ 
eitelt werde. 

Im vorliegenden Falle iſt aber der Einfluß jenes Umſtands 
auf die Fortwirkſamkeit eines Abfindungs vertrags zu prüfen, 
der zwiſchen einem unehelichen Kinde und dem als Vater in An⸗ 
ſpruch Geuommenen in Geſtalt der Zubilligung einer Abfindungs⸗ 
ſumme geſchloſſen iſt. Dabei handelt es ſich nach dem Willen 
des Geſetzes ſelbſt hinſichtlich der hier zu beantwortenden 
Seogen um eine weſentlich andere Rechtsbeziehung als im erſten 
Falle. 

Die Erwägungen, daß die Alimentationsverpflichtung des un⸗ 
ehelichen Vaters vom Geſetz denkbar eindringlich betont wird, daß 
der uneheliche Vater ſein Kind vor Verelendung ſchützen muß, daß 
es ſich um ein auf familienrechtlicher Grundlage aufgebautes Schuld⸗ 
verhältnis handelt, daß eine weſentliche Veränderung der Umſtände, 
theoretiſch betrachtet, neue Unterhaltsanſprüche entſtehen läßt, anderer⸗ 
ſeits dann auch umgekehrtenfalls ſolche Anſprüche einſchränken oder 
beſeitigen kann, daß endlich die Parteien an ſolche Umſtäude im 
einzelnen nicht gedacht haben, alle dieſe Erwägungen hätten das 
Geſetz vielleicht veranlaſſen können, auch für uneheliche Kinder 
den Rechtsſatz des § 1614 Abſ. 1 aufzustellen. Aber das Geſetz 
it dieſen Weg nicht gegangen. Es hat vielmehr im 8 1714 das 
Gegenteil beſtimmt und den Abfindungs vertrag zugelaſſen, deſſen 
Aufgabe es nur ſein kann, die Unterhaltsbeziehung zwiſchen Vater 
und Kind endgültig zu löſen. Das ergibt ſich — abgeſehen von 
den infoweit auch jetzt noch zutreffenden Ausführungen der 
Motive — klar aus dem Geſetze ſelbſt, nämlich eben aus dem 
ſcharfen Gegenſatze zwiſchen 88 1614 und 1714. Ob dieſer Gegen⸗ 
ſatz rechispolitiſch begründet iſt, hat außer Betracht zu bleiben. 
Im übrigen iſt es auch nicht richtig, daß der Abfindungsvertrag 
als bloßer „Unterhaltsvertrag“ nur den kapitaliſierten Gegen⸗ 
wert der zum Unterhalt beſtimmten fortgeſetzten Leiſtungen in Ge⸗ 
ftalt einer einmaligen Abfindung feſtſetzen fol. Er hat vielmehr, 
wie Schon hervorgehoben, darüber hinaus den Zweck, die Nechts⸗ 
beziehungen zwiſchen beiden Teilen endgültig zu löſen. Dies 
erhellt namentlich, wenn auch die Fälle berückſichtigt werden, in 
denen der als außerehelicher Erzeuger in Anſpruch Genommene 
ſeine Vaterſchaft in Abrede ſtellt, ſich aber aus den verſchiedenſten 
Gründen zu einer Abfindung überhaupt oder in beſtimmter Höhe 
verſteht. Hat nun das Geſetz auf Grund der von ihm ſelbſt für 
richtig befundenen Abwägung der Intereſſen der Beteiligten einen 
ſolchen Ablöſungsvertrag einmal zugelaſſen, ſo folgt allerdings 
daraus, daß, wenn man trotzdem eine Abänderung des Vertrages 
auf Verlangen des einen Teils zuließe, darin eine dem Vertrage 
widerfprechende Benachteiligung des anderen Teiles, ſei es, wie 
hier, des Vaters, ſei es bei anderer Sachlage des Kindes, gefunden 
werden müßte. Es iſt dementſprechend auch daran feſtzuhalten, 
daß das einſeitige Verlangen auf Abänderung eines längſt er⸗ 
ledigten Abfindungsvertrags ſich mit den vom RG. 100, 129 ent⸗ 
wickelten Grundſätzen nicht rechtfertigen läßt. Andernfalls käme man 
3. B. auch dahin, einen Auseinanderſetzungsvertrag bei vorzeitiger 
Auflöſung einer Geſellſchaft oder Erbengemeinſchaft aus ähnlichen 
Gründen einer Abänderung preiszugeben. 

Weiterhin ſpricht auch gegen die Gegenmeinung, daß es völlig 
unklar bleibt, wie eigentlich das Verhältnis zwiſchen den Vergleichs⸗ 
teilen künftig geſtaltet werden ſoll. Die vom LG. Nürnberg (JW. 
1921, 1101) angenommene Löſung berückſichtigt, von ſonſtigen Be⸗ 
denken abgeſehen, jedenfalls nicht die ſchon oben hervorgehobenen 
Fälle, in denen auf die Höhe der Abfindung auch der Umſtand der 
Zweifelhaftigkeit der Vaterſchaft eingewirkt hat. Da der Abfin⸗ 
dungsvertrag eben verſchiedenen Zwecken dient, führt eine bloße 
Neuregelung und Anrechnung der Leiſtungen lediglich zu Willkür 
und Unbilligkeit. 0 

Es iſt deswegen davon auszugehen, daß der Abfindungs⸗ 
vertrag, ſofern er nicht ſelbſt Gegenteiliges beſtimmt, auch die 
Unterhaltsfrage endgültig und unabänderlich regelt. Da⸗ 
her kann ſich das Gericht nicht davon überzeugen, daß ſeine Ab⸗ 
änderung wegen ſpäter eintretender, nicht vorausſehbarer Umſtände, 
insbeſondere wegen der außerordentlichen Geldentwertung, aus den 
von der Gegenmeinung angeführten Gründen begehrt werden darf. 
Vgl. IW. 1921, 12748, 1306. 

Aus dieſen Gründen eine etwa notwendige Abhilfe zu ſchaffen 
it Aufgabe des Geſetzgebers (vgl. RV. Art. 121), nicht aber des 
dem geltenden Recht unterworfenen Richters. Gegenüber der ſich aus 
dem Geſetz ergebenden klaren Rechtslage können Gründe einer La⸗ 
mentationsjurisprudenz nicht ins Gewicht fallen., 


(KG., 8. 3 S., Beſchl. v. 9. Nov. 1921, 8 W 3685/21.) 
Mitgeteilt von KR. Pick, Berlin. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 


3. Erſtattungsfähigkeit der Gebühr des Verkehrs- 
anwalts und der Gebühr für den Antrag auf Anordnung 
der en einer hinterlegten Sicherheit gemäß $ 715 
3 PO. f) 

Dem LG. iſt darin beizutreten, daß die Inanſpruchnahme eines 
in Maunheim wohnenden Anwalts durch den in Speier wohnenden 
Kl. als zur zweckmäßigen Rechtsverfolgung notwendig anzuſehen ift. 
Zur Zeit der Einleitung des vorliegenden Rechtsſtreites war das 
Rheinland eben von den Truppen der Feindſtaaten beſetzt worden und 
es wurde durch die feindliche Zenſur der Briefverkehr mit Berlin 
außerordentlich erſchwert. Kl. durfte mithin damit rechnen, daß der 
Schriftwechſel mit ſeinem Anwalt nicht ſo ſicher und pünktlich durch⸗ 
geführt werden würde, wie es ſeinen Intereſſen entſprach. Daß er 
deshalb einen Anwalt in dem näher gelegenen, nicht im beſetzten Ge⸗ 
biet liegenden Mannheim mit der Information des Berliner Prozeß⸗ 
bevollmächtigten beauftragte, war ſachgemäß; Reiſen nach Berlin 
würden die Wahrnehmung der Rechte erſchwert und vor allen auch 
verteuert haben. Zutreffend weiſt Kl. darauf hin, daß cine einzige 
Fahrt nach Berlin erheblich mehr gekoſtet haben würde, als die ge⸗ 
wöhnliche Gebühr betrug 

Unerheblich iſt, daß Kl. wiederholt in Berlin geweſen iſt und 
dort Information erteilt hat; die Inanſpruchnahme des Mannheimer 
Anwalts wird dadurch nicht überflüſſig, weil nicht erhellt, daß ein 
vorübergehender Aufenthalt zur Information des Berliner Anwalts 
in dem rechtlich nicht einfach liegenden Rechtsſtreit ausgereicht haben 
würde. 

Auch hinſichtlich der Erſtattungsfähigkeit der Gebühr für die 
Rückgabe der Sicherheit iſt der Auffaſſung des LG. beizutreten. Die 
Rückgabe der Sicherheit erfolgt erſt nach Eintritt der Rechtskraft, alſo 
nach Beendigung des Rechtszuges. Ein inſoweit geſtellter Antrag fällt 
alſo nicht mehr in die Tätigkeit des Anwalts, die durch Prozeßgebühr 
für den Rechtszug abgegolten wird. 

(KG., 11. 38, Beſchl. v. 28. Juni 1921, 11 W 2188/21.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Fritz Kaliſcher, Berlin. 


= 
Braunſchweig. 

4. Rechtsmittel bei Erfüllung des Klageanſpruches 
nach Klageabweiſung (899 ZPO.) f) 

Durch das angefochtene Urteil iſt der Klaganſpruch ab⸗ 
gewieſen und die Kl. in die Inſtanzkoſten verurteilt. Die 
Bekl. hat nach Erlaß jenes Urteils die Klagſumme für die 
Kl. unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme hinterlegt, und 
die Parteien haben dementſprechend durch gemeinſame Eingabe bie 
Hauptſache für erledigt erklärt. Gleichzeitig hat die Kl. gegen 
jenes Urteil ſofortige Beſchwerde mit dem Antrage verfolgt, unter 
Abänderung desſelben der Bekl. die Koſten beider Inſtanzen auf⸗ 
zulegen. 

Der Beſchwerdeantrag richtet ſich mithin nur gegen die Koſten⸗ 


Zu 3. Die Entſch., in denen die Erſtattungsfähigkeit der 
Korreſpondenzgebühr in verſtändnisvoller Berückſichtigung der tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe zugebilligt wird, mehren ſich. (Val. OL. Breslau 
JW. 1921, 278 und KG. IW. 1921, 905.) Auch der vorliegenden. 
Entfch. iſt durchaus zuzuſtimmen, wenn fie die Erſtattungsfähigkeit 
der Korreſpondenzgebühr mit Rückſicht darauf bejaht, daß der Kl. im 
beſetzten Gebiet wohnte und befürchten durfte, daß der Schriftwechſel 
mit ſeinem Berliner Anwalt von dort aus nicht ſo ſicher und pünktlich 
durchgeführt werden würde, wie es ſeinen Intereſſen entſprach. 

Hinſichtlich der Erſtattungsfähigkeit der Gebühr für die Rück⸗ 
gabe der Sicherheit ſetzt ſich die Entſch. in Widerſpruch mit der bis⸗ 
herigen Rechtſprechung. (Vgl. die Zuſammenſtellung bei Walther 
Joachim⸗ Friedländer Anm. 14 zu 813 RAGebO., auch der 
Friedländer ſche Kommentar ſelbſt vertritt in Anm. 16/17 einen 
entgegengeſetzten Standpunkt.) RA. Dr. Kraemer, Berlin. 


Zu 4. Das Urteil dürfte kaum zu beanſtanden ſein. Wenn 
fein Ergebnis nicht befriedigt, jo liegt das am Geſetz. 8 99 ſchloß 
in ſeiner urſprünglichen, auf den Abſ. 1 beſchränkten Faſſung jede 
ſelbſtändige Anfechtung einer Entſcheidung über den Koſtenpunkt aus. 
Die dann angefügten Abſ. 2 und 3 machten für zwei Fälle, in denen 
dieſer Ausſchluß beſonders unangebracht ſchien, Ausnahmen. Unter 
dieſe Ausnahme würde aber die hier entſchjedene Sache nur fallen, 
wenn die Parteien vor dem angefochtenen Urteil über die Streit⸗ 
erledigung in der Hauptſache übereingekommen wären. 

Ein Radikalmittel gegen § 99 Abſ. 1 würde nur feine Streichung 
fein, mit der dann auch die Ausnahme im Abſ. 2 fiele. 

Abſ. 3 würde dagegen, vielleicht unter Verſetzung zu 8 511, etwa 
in folgender Form beizubehalten ſein: 

„Iſt eine Entſcheidung in der Hauptſache nicht ergangen oder 
iſt ihre Aufechtung von ſeiten des durch die Entſcheidung über den 
Koſtenpunkt Beſchwerten nicht beabſichtigt, oder nicht zuläſſig, ſo 
findet gegen die Entſcheidung über den Koſtenpunkt ſofortige Be⸗ 
ſchwerde ſtatt. 

Vor der Entſcheidung über die Beſchwerde iſt der Gegner zu 
hören. 

f Wird vom Geguer gegen dicjelbe Entſcheidung Berufung ein- 
gelegt, ſo iſt die Beſchwerde als Anſchließung zu behandeln.“ 
Prof. Dr. O. Fiſcher, Breslau. 


51. Jahrg. 1922 Heft 1] 


entſcheidung der Vorinſtauz und kaun weder auf Abs. 2 noch auf 
Abſ. 3 des g 99 AMD. geſtützt werden, da eine ſachliche Eniſchel⸗ 
dung in der Hauptſache ergangen iſt (auf Abweiſung der Klage) 
und letztere nicht durch eine auf Grund eines Anerkenntniſſes aus⸗ 
geſprochene Verurteilung ihre Erledigung gefunden hat. Nach 8 99 
daſelbſt iſt aber die Anfechtung der Entſcheidung über den Koſten⸗ 
punkt unzuläſſig, wenn nicht gegen die Entſcheidung in der Haupt⸗ 
ſache ein Rechtsmittel eingelegt wird. Als ſolches käme gemäß 
8511 8 O. nur die Berufung in Frage, und dieſe iſt nicht ver⸗ 
folgt. Die Erklärung, daß in der Zeit zwiſchen der Verkündung 
der Entſcheidung erſter Inſtanz und der Einlegung des Rechts⸗ 
mittels die Hauptſache erledigt ſei, und die Takſache dieſer nach⸗ 
träglich eingetretenen Erledigung macht die ſofortige Beſchwerde 
nicht zuläſſig wegen des unter den Parteien ſtreitig gebliebenen 
Koſtenpunktes. Jener Umſtand würde nur zur Folge haben, daß 
eine etwa gleichzeitig gegen die Entſcheidung in der Hauptſache 
eingelegte Berufung, weil infolge Erledigung gegenſtandslos ge⸗ 
worden, als unzuläſſig zu bezeichnen wäre (RG. 15, 405; 29, 379; 
45, 412; 38 P. 42, 191 ff.; 43, 395; GrudßBeitr. 57, 1056; Stein 
in ZPO. 899 Bem. II; OLG. 39, 98). 

(Os. Braunſchweig, 2. 35., Beſchl. v. 27. Dez. 1920, Nr. 2 W 
62/20, Braunſchapflg. 1921, 15.) 


Breslau. 5 
2 5. Der Auslagen⸗Pauſchſatz für die Prozeßgebühr 
iſt dem Armenanwalt auch dann zu erſtatten, wenn ihm 
die Prozeßgebühr bereits vorher als Wahlanwalt er⸗ 
wachſen iſt, er jedoch von der Partei den Pauſchſatz nicht 
erhalten hat. f) 
Der Beſchwerdeführer iſt zunächſt äls Wahlanwalt für die Kl. 
tätig geweſen, demnächſt bei Bewilligung des Armenrechts durch Be⸗ 
ſchluß v. 9. April 1920 ihr als Armenanwalt beigeordnet worden. 
Durch Beſchl. v. 13. Juni 1921 iſt der Kl. unter Hinweis auf 
81387 BGB. das Armenrecht entzogen, da ihr Mann bei einem 
Einkommen von 10378 % jährlich nicht als arm gelten könne. 
Daraufhin hat der Beſchwerdeführer am 18. Juni 1921 die Ver⸗ 
tretung der Kl. niedergelegt und Erſtattung ſeiner Auslagen aus der 
Staatskaſſe beantragt. Der Antrag iſt durch Beſchluß des Gerichts⸗ 
ſchreibers und auf die Erinnerung des Armenanwalts auch durch Be⸗ 
ſchluß des LG. v. 27. Juli 1921 abgelehnt, da der Armenanwalt 
nur die nach ſeiner Beordnung entſtandenen Auslagen aus der 
Staatskaſſe erſetzt verlangen könne, nach dem gedachten Zeitpunkte 
aber weder eine Verhandlung noch ſonſt eine Tätigkeit des Armen⸗ 
anwalts ſtattgefunden habe. ö 

Dieſer Entſcheidung iſt darin heizupflichten, daß grundſätzlich 
em Anwalt nur diejenigen Auslagen, die er als Armenanwalt 
gehabt hat, von der Staatskaſſe erſetzt werden können. Aus dieſem 
Grunde ſind die Poſten 4 und 5 der Gebührenrechnung des Be⸗ 
ſchwerdeführers zu ſtreichen, weil ſie Auslagen betreffen, die ihm 
anläßlich feiner Tätigkeit als Wahlanwalt erwachſen ſind. Begründet 
iſt die Beſchwerde dagegen inſoweit, als ſie ſich gegen die Ablehnung 
des Pauſchſatzes einſchließlich Umſatzſteuer richtet. Nach Art. II des 
Geſetzes v. 18. Dez. 1919 (RED. 2113) werden im Falle der Be⸗ 
willigung des Armenrechts dem für die arme Partei beſtellten An⸗ 
walt die Auslagen nach Maßgabe der NAGEGD. von der Staatskaſſe 


„en Zu 5 u. 6. Dieſe Entſch. folgen dem von Friedländer 
JW. 1921, 443 aufgeſtellten Grundſatze und billigen dem Armenanmalt: 
ie Pauſchſätze aus den Gebühren zu, die ihm erwachſen wären, wenn 
er erſt nach ſeiner Beſtellung zum Armenanwalt überhaupt für die 
artei tätig geworden wäre. Eine andere Auffaſſung war vom 
a LG. Celle in feiner von mir besprochenen Entſch. JW. 1921, 175 
ertreten worden. Dort war dem Armenanwalt die Erſtattung der 
Rauſchſätze aus den Gebühren verſagt worden, die er bereits vor ſeiner 
Fit ellung zum Armenanwalt verdient hatte. Das würde dahin 
kuren daß dem NA. keinerlei Pauſchſätze zu erſtatten wären, wenn 
in zu einer Zeit zum Armenanwalt beſtellt worden iſt, zu der 
bei ens die Beweis⸗ und die weitere Verhandlungsgebühr 
5 erwachſen war. Das OLG. Celle hat dieſen Standpunkt 
Wenn lc auch in der Entſch. SW. 1921, 639 aufrechterhalten, 
En eich es dort aus Billigkeitsgründen dem Anwalt, ber die Partei 
füge as des Armenrechtsbeſchluſſes vertreten hat, die Pauſch⸗ 
Bewffli illigt, wenn ohne ſein Verſchulden eine Verzögerung in der 
igung des Armenrechts vorgekommen iſt. 


Hatte dritte mögliche Anſich, daß dem Armenanwalt die Gr. 
ühr 


Aren der Pauſchſätze aus allen in dem Prozeſſe angefallenen Ge⸗ 


beſtellt 
zur E 


uaebilligt wird, gleichgültig, wann er zum Armenanwalt 
en it, habe ich in meiner ſchon erwähnten Anmerkung 
ch. des DOG. Celle vertreten. 


N 
Entſch möchte dieſe Anſicht auch gegenüber den beiden Breslauer 
JW. 1921 5 gegenüber den Ausführungen von Friedländer 
Zugeben will 42 Anm. 2 und Küſter, ebenda 448 aufrechterhalten. 
gend iſt. Aber or daß die Beweisführung aus 8124 BRD. nicht zwin⸗ 
3124 BRD. immerhin läßt $ 124 einen Analogieſchluß zu. Auch zu 
Friedlände ce ich bei meiner Anſicht verbleiben. Die mir von 

er a. a. O. entgegengehaltene Entſch. des OLG. München 
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erſetzt, falls fie nicht von einem erſatzpflichtigen Gegner beigetrieben 
werden können. Nach 876 NUGEDD. erhält der Anwalt für die 
Herſtellung des Schreibwerks ſowie zum Erſatze der Poſtgebühren 
ſeiner Sendungen innerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen 
Tätigkeit Pauſchſätze in Höhe von 30% der zum Anſatz gelangenden 
Gebühr. Es folgt aus der Natur der Pauſchſätze und ſteht daher 
außer Zweifel, daß ſie auch gewährt werden, wenn tatſächlich dem 
Anwalt Auslagen nicht entſtanden ſind; Vorausſetzung fur die Ge⸗ 
währung des Auslagenpauſchſatzes iſt allein eine gebührenpflichrige 
Tätigkeit des Anwalts. Die Durchſicht der Handakten des Beſchwerde⸗ 
führers läßt erkennen, daß er den als Wahlanwalt begonnenen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb als Armenanwalt fortgeſetzt hat. Er hat ſomit die 
Prozeßgebühr des § 13 Ab. 1 RAGED., welche die geſamte Tätige 
keit von der Inſormation bis zur Beendigung der Inſtanz laufend 
deckt, auch als Armenanwalt ins Verdienen gebracht. Daraus folgt, 
daß ihm nach den angezogenen Beſtimmungen der entſprechende Aus⸗ 
lagenpauſchſatz von der Staatskaſſe zu erſetzen iſt. Bei einem Streit⸗ 
wert von 2000 % betrug die Prozeßgebühr 64,80 %, der Auslagen⸗ 
pauſchſatz mithin 19,50 /, dazu kommen noch 30 , Umſatzſteuer. 
Der Umſtand, daß der Armenauwalt vor ſeiner Beiordnung die 
Prozeßgebühr mit Pauſchſatz bereits als Wahlanwalt verdient hat, 
befreit die Staatskaſſe von der Auslagenerſtattungspflicht nicht, ſo⸗ 
lange nicht feſtſteht, daß der Anwalt tatſächlich von ſeinem Auftrag⸗ 
geber die Auslagen erſtattet erhalten hat und damit fein Auslagen⸗ 
anſpruch erloſchen iſt. 

(OLG. Breslau, 3. 6a, Entſch. v. 24. Sept. 1021, 6a W 105/21.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Kremſer, Schweidnitz. 


6. Berechnung der Auslagen des Armenanwalts, 
der vorher als Wahlanwalt tätig war. f) 

Der Beſchwerdeführer hat als Prozeßbevollmächtigter des Bekl. 
für dieſen das Armenrecht nachgeſucht. Nach Erledigung der Beweis⸗ 
aufnahme hat das Prozeßgericht das Armenrecht bewilligt und ihm 
feinen bisherigen Prozeß bevollmächtigten als Armenanwalt bei⸗ 
geordnet. In der nächſten auf dieſen Beſchluß folgenden Verhand⸗ 
lung iſt Urteil ergangen. Bei Feſtſetzung der Auslagen iſt der Ge⸗ 
richtsſchreiber davon ausgegangen, daß dem Rechtsanwalt gegen die 
Staatskaſſe ein Erſtattungsanſpruch nur wegen des auf die Armen⸗ 
anwaltstätigkeit entfallenden Teiles der Auslagen zuſtehe. 

Hiergegen hat der Anwalt Erinnerung eingelegt und Erſtattung 
ſeiner ſämtlichen Auslagen gewünſcht, da er die Vertretung des mittel⸗ 
loſen Bekl. von vornherein nur in Erwartung der demnächſtigen Ber 
willigung des Armenrechts übernommen habe, um die Partei vor 
Schaden zu bewahren. Der angefochtene Beſchluß weiſt die Erinne- 
rung zurück. In der Beſchwerde gegen dieſen Beſchluß führt der An⸗ 
walt den weiteren Geſichtspunkt für ſeine Rechtsauffaſſung an, daß 
das Armenrecht für die ganze Inſtanz, nicht nur für einen Teil, 
bewilligt ſei und daher auch die Auslagen dem Armenanwalt für 
die ganze Inſtanz zu erſtatten ſeien. 

Der Senat iſt dieſer Auffaſſung nicht beigetreten. Nach Art. II 
des Geſetzes v. 18. Dez. 1919 (RGBl. 2113) werden die Auslagen 
nach Maßgabe der NUGEGD. für die arme Partei beſtellten 
Rechtsanwalt von der Staatskaſſe erſetzt. Dieſe Faſſung deutet darauf 
hin, daß dem Rechtsanwalt nur, ſoweit er als Armenanwalt beſtellt 


Seuff Arch. 68, 204 überzeugt nicht, weil fie ſich jeder Begründung 
enthält. Es wird dort geſagt: „wenn es in 8124 Abſ. 1 ZPO. heißt: 
Die für die arme Partei beſtellten RA. ſeien berechtigt, „ihre Ge⸗ 
bühren und Auslagen von dem in die Prozeßkoſten verurteilten 
Gegner beizutreiben, ſo iſt dieſe Vorſchrift dahin zu verſtehen, daß 
der Armenanwalt die ihm in dieſer ſeiner Eigenſchaft entſtandenen 
Gebühren und Auslagen von dem koſtenpflichtigen Gegner beitreiben 
kann. Es kann alſo der Anwalt, wenn er — wie im vorliegenden 
Falle — für die Partei ſchon vor der gemäß 8 115 Ziff. 3 3 PO. er⸗ 
folgten Beiordnung tätig geweſen iſt, als eigenen Anſpruch vom 
Gegner nur die Gebühren⸗ und Auslagenforderung beitreiben, die ihm 
gegen ſeine Partei ſeit jener Beiordnung erwachſen ist“. Irgendeine 
Begründung dafür, daß $ 124 dahin zu verſtehen fei, läßt die Entſch. 
vermiſſen. Aus den Materialien zur BRD. ergibt ſich für die Aus⸗ 
legung der Beſtimmung nichts Die einzige Bemerkung über den 
geſetzgeberiſchen Grund der Beſtimmung enthält die Begründung zu 
5111 des Entw. (115 der früheren und 124 der geltenden ZRO.) 
auf S. 125/126. Es heißt dort: „Zur Sicherung der den Armen 
beſtellten Anwälte find dieſelben ohne Zeſſion zur unmittelbaren Ein⸗ 
ziehung der Gebühren und Auslagen für berechtigt erklärt.“ Daraus 
läßt ſich weder für die eine noch für die andere Anſicht etwas ent⸗ 
nehmen. Es bleibt alſo nur der Wortlaut des Geſetzes entſcheidend, 
und der ſpricht für meine, nicht für die gegenteilige Auslegung. 
Dasſelbe gilt für den Art. II des Geſetzes v. 18. Dez. 1919. 
„In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten werden im Falle der Bewilli⸗ 
gung des Armenrechts dem für die arme Partei beſtellten Rechts⸗ 
anwalte die Auslagen nach Maßgabe der ANGED. von der Staats⸗ 
laſſe erfegt.” Dafür, daß der Erſtattungsanſpruch ſich auf die nach 
der Beſtellung zum Armenanwalt entſtehenden Auslagen beſchränken 
ſoll, enthält das Geſetz nichts. Lege non distinguente nec nostrum 
est distinguere. RA. Dr. Kraemer, Berlin. 
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iſt, und von dieſer Beſtellung an die Auslagen aus der Staatskaſſe 
zu erſetzen ſind. Wollte man dem Anwalt auch die vor feiner Be⸗ 
ſtellung gehabten Auslagen als Wahlanwalt aus der Staatskaſſe er⸗ 
ſetzen, ſo würde man die Beſtellung des Armenanwalts auf den 
Beginn ſeiner Tätigkeit für die Parteien vordatieren, der Armen⸗ 
rechtsbewilligung inſoweit gewiſſermaßen rückwirkende Kraft beilegen. 
Dazu bietet aber das Geſetz keine Handhabe. 

Begründet iſt die Beſchwerde inſoweit, als der Gerichtsſchreiber 
die Auslagenpauſchſätze nach der Beweis⸗ und weiteren Verhand⸗ 
lungsgebühr berechnet hat. Dieſe Gebühren ſtehen dem Rechtsanwalt 
als Armenanwalt nicht zu, da er in dieſer Eigenſchaft erſt nach be⸗ 
endeter Beweisaufnahme in der letzten mündlichen Verhandlung auf⸗ 
getreten iſt. Um die durch die Armenanwaltstätigkeit verdienten Ge⸗ 
bühren von den übrigen ſondern zu können, iſt zu unterſtellen, daß 
der Armenanwalt erſt nach ſeiner Beſtellung die Tätigkeit für die 
Partei begonnen habe. Danach würde er im vorliegenden Falle die 
Prozeßgebühr, die als laufende Gebühr die geſamte Tätigkeit von der 
Information bis zur Beendigung der Inſtanz deckt, und die Ver⸗ 
handlungsgebühr (nicht die weitere Verhandlungsgebühr, da der Be⸗ 
ſchwerdeführer vor der Beweisaufnahme nicht als Armenanwalt ver⸗ 
handelt hat) zu beanſpruchen haben. 


(Os. Breslau, 3. 6a, Entſch. v. 7. Okt. 1921, 6a W 129/21.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Kremſer, Schweidnißz. 


Celle. 5 

7. Anrechnung der im Arreſtverfahren entſtan⸗ 
denen Gebühren auf die in der Hauptſache entſtehenden 
Rechtsanwaltsgebühren. ) 


Es hat ein Arreſtverfahren und als Verfahren über die Haupt⸗ 
ſache ein Wechſelprozeß ſtattgehabt, der ohne kontradiktoriſche Ver⸗ 
handlung durch Verſäumnisurteil abgeſchloſſen iſt. 

Für das Arreſtverfahren ſtehen dem Prozeßbevollmächtigten 
des Kl. nach 828 RachebO. 1% der Gebühr des 8 13 Ziff. 1 
daſ. mit 144 % und der danach gemäß 8 76 berechnete Pauſchſatz 
mit 57,60 % zu. Für feine Tätigkeit im Hauptverfahren ſind an 
fi) demſelben nach 8 13 Ziff. 1 u. 2, 19, 16 die Prozeßgebühr mit 
86,40 % und die Verhandlungsgebühr mit 43,20 % zuzubilligen, 
wonach ſich die Pauſchſätze mit 34,60 % und 17,30 % berechnen. 

Nach § 28 Abſ. 1 Satz 2 und 3 muß ſich der RA. jedoch 
die im Verfahren über den Arreſt erwachſenen Gebühren in Höhe 
von ¼0 auf die in dem Verfahren in der Hauptſache zuſtehende 
entſprechende Gebühr anrechnen. Dieſe durch die Novelle v. 1. Juni 
1909 geſchaffene Vorſchriſt hat ihren Grund darin, daß die Ge⸗ 
bühren das angemeſſene Entgelt für die von dem RA. bei der 
Bearbeitung der Rechtsſachen aufzuwendende Tätigkeit darſtellen, dieſe 
aufzuwendende Mühe ſich aber in vielfacher Beziehung deckt, wenn 
das Arreſtverfahren denſelben Anſpruch betrifft, der im Haupt⸗ 
verfahren verfolgt wird. Die Mühe iſt in einem ſolchen Falle 
alſo weſentlich geringer und eine Minderung der Gebühr deshalb 
billig. Vorliegend iſt die Gebühr des Arreſtverfahrens alſo auf 
die Prozeßgebühr im Hauptverfahren anzurechnen. Daß dieſe vor⸗ 


Zu 7. Die Streitfrage, ob im Falle der Anrechnung einer 
Gebühr auf eine andere, auch der Pauſchſatz mit anzurechnen iſt 
oder nicht, hat zahlreiche Entſcheidungen in verſchiedenem Sinne 
gezeitigt, während die Erläuterer der GO. faſt durchgängig den in 
der Entſch. des OLG. Celle vertretenen Standpunkt teilen, vgl. 
Walter⸗Joachim⸗ Friedländer, Anm. 22 zu 8 76; Wil⸗ 
lenbücher, 9. Aufl., Anm. II 1 zu 8 76. Die Entſch. des OLG. 
Celle hebt zutreffend den Unterſchied hervor, der zwiſchen Pauſch⸗ 
ſätzen und Gebühren beſteht, dieſe ſtellen das Entgelt für die 
perſönliche Tätigkeit des RA. dar, jene die Vergütung 
für ſachliche Auslagen. Die Gebührenvorſchriften, nach denen 
in beſtimmten Fällen bereits erwachſene Gebühren auf weiter ent⸗ 
ſtehende Gebühren anzurechnen ſind, beruhen auf der Eigenart 
dieſer Fälle, in denen die perſönliche Tätigkeit des Anwalts, die 
durch die erwachſenen Gebühren abgegolten werden ſoll, auch der 
weiteren Tätigkeit zugute kommt, für die dem Anwalt die weitere 
Gebühr erwächſt. Es iſt alſo geſetzgeberiſch berechtigt, das Ent⸗ 
gelt für die perſönliche Tätigkeit des Anwalts durch An⸗ 
rechnung der bereits entſtandenen Gebühren zu verringern. Da⸗ 
gegen fehlt es an jedem geſetzgeberiſchen Grund dafür, die Ver⸗ 
gütung des Anwalts für ſachliche Auslagen in einem ſolchen 
Falle zu kürzen, da dieſe ſachlichen Auslagen keinesfalls dadurch 
geringer werden, daß die durch die anzurechnenden Gebühren ab⸗ 
gegoltene perſönliche Tätigkeit des Anwalts vorangegangen iſt. 
Es iſt eine ganz ungerechtfertigte Härte, z. B. im Falle des 8 28 
GO. den für das Arreſtgeſuch erwachſenen Pauſchſatz auf die 
durch den Hauptprozeß entſtehenden Pauſchſätze anzurechnen, denn 
erfahrungsgemäß erwachſen durch das Arreſtverfahren beſonders 
erhebliche Auslagen, wenn Anlagen zum Arreſtgeſuche zugeſtellt 
werden müſſen. Das gleiche gilt für den Urkunden⸗ und Wechſel⸗ 
rozeß. 

3 die den entgegengeſetzten Standpunkt vertretenden Entſchei⸗ 
dungen betonen formaliſtiſch die Abhängigkeit des Pauſchſatzes von 
der Gebühr und verkennen den dargelegten Unterſchied zwiſchen 
beiden. RA. Dr. Kraemer, Berlin. 
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liegend ſchon nur / der vollen Gebühr beträgt, rechtfertigt die 
Einfachheit des Wechſelprozeſſes im Hinblick auf die Vorbereitung 
und Einreichung der Klage. 

Es war der Beſchwerde jedoch inſoweit ſtattzugeben, als dieſe 
Anrechnung die Pauſchſätze nicht betreffen kann. Entgegen der 
vom KG. in JW. 1920, 498 Nr. 2 und bei Sydow⸗Buſch, 
NAGED., 11. Aufl., $76 Anm. 6 vertretenen Auffaſſung iſt eine 
Kürzung der Pauſchſätze im Falle der Gebührenanrechnung nach 
85 28, 37, 38 RAcGGebO. aus dem Geſetze nicht herzuleiten. Ein⸗ 
mal ſprechen dieſe Paragraphen nur von Aurechnungen der Ge⸗ 
bühren. Unter Gebühren können nur die Vergütungen des RA. 
verſtanden werden, die er für ſeine eigentliche Tätigkeit als Rechts⸗ 
berater und Rechtsvertreter auf Grund ſeiner beruflichen Vorbil⸗ 
dung erhält, im Gegenſatz zu der Erſtattung ſeiner Aufwendungen, 
die im fünften Abſchnitt der RAGebO. geregelt iſt. Nun berechnet 
ſich der einzelne Pauſchſatz, der für die Herſtellung des Schreib⸗ 
werks und zum Erſatz der Auslagen für Poſtgebühren erſtattet wird, 
nach 8 76 Abſ. 2 GO. allerdings nach der „zum Anſatz gelangenden 
Gebühr“ und es kommen die einzelnen Gebühren zwar nur inſo⸗ 
weit zum Anſatz, als ſie Rechnungspoſten für die Berechnung der 
erſtattungspflichtigen Geſamtkoſten nach 891 ZPO. bilden. Es 
iſt aber ſinngemäß davon auszugehen, daß die Pauſchſätze die 
Vergütung für ſachliche Barauslagen darſtellen, die ſich nicht da⸗ 
durch ermäßigen, daß die perſönliche Tätigkeit des RA. geringer 
iſt. Der 8 76 Abſ. 2 kann alſo nur ſo verſtanden werden, daß 
der Pauſchſatz ſich nach derjenigen Gebühr richtet, die regel⸗ 
mäßig für eine beſtimmte Tätigkeit des RA. zum Anſatz kommt, 
daß aber die aus Rückſicht auf die geringere Tätigkeit desſelben 
unter beſtimmten Vorausſetzungen vorgeſchriebene Anrechnung der 
Gebühr bei Berechnung des Pauſchſatzes unbeachtet bleibt. Nur 
die regelmäßig zuſtehende Gebühr iſt maßgebend. 


(OLG. Celle, 7. 3S., Bell. v. 13. Okt. 1921, 7 W 158/21.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Seckel, Hannover. 
* 


S. a) Der Anſpruch des Armenanwalts auf Er⸗ 
ftattung feiner Auslagen ſetzt nicht voraus, daß ein er⸗ 
ſaßpflichtiger Gegner vorhanden iſt. 

b) Die Auslagen des Armenanwalts werden gegen- 
über der Staatskaſſe auch durch Erledigung des Auf⸗ 
trags fällig. 7) 

Im erſten Rechtsgange iſt die Ehe der Parteien aus Ver⸗ 
ſchulden der verkl. Ehefrau geſchieden worden. Letztere legte im 
Armenrecht Berufung ein. Während des Beweisverfahrens zeigte 
der Kl. an, daß die Parteien ſich verſöhnt hätten. Der Anwalt der 
Bell. berichtete zunächſt, daß ein Vergleich geſchloſſen ſei, erläuterte 
dies aber ſpäter dahin, daß eine Verſöhnung ſtattgefunden habe 
und dem ſchuldigen Teil ſeine Verfehlungen verziehen worden ſeien: 
die Parteien wollten den Rechtsſtreit nicht mehr weiterführen. Der 
Anwalt der Bekl. bat um Feſtſetzung ſeiner Auslagen zur Erſtattung 
aus der Staatskaſſe. Der Gerichtsſchreiber lehnte dies ab. Er ver⸗ 
mißte den Nachweis, daß der Gegner nicht in der Lage ſei, die 
Koſten zu erſtatten, da er infolge Vergleiches mindeſtens die Hälfte 
der Koſten übernommen habe. Die Erſtattung ſei nur möglich auf 
Grund eines Urteiles oder Vergleiches. — Die Erinnerung iſt be⸗ 
ründet. 

; Nach Art. II des RGeſ. v. 18. Dez. 1919 erhält der Armen- 
anwalt ſeine Auslagen von der Staatskaſſe erſetzt, falls ſie nicht 
von einem erſatzpflichtigen Gegner beigetrieben werden konnen. Dieſe 
Beſtimmung iſt vom KG. 2.35. dahin aufgefaßt worden, daß die 
Auslagenerſtattung nur ſtattfinde, wenn ein erſatzpflichtiger Gegner 
vorhanden ſei und dieſer ſich als zahlungsunfähig erweiſe (JW. 1920, 
565 Nr. 3a und 1041 Nr. 6; OLG. 40, 363). Ihm folgt L. Frei⸗ 
berg i. Sa. (JW. 1921, 118 Nr. 1). Dieſe Anſchauung würde 
dahin führen, daß die Erſtattungspflicht des Staates nur dem erfolg⸗ 
reichen Armenanwalte zugute kommt und zugunſten des letzteren der 
Staat etwa die Stellung eines Bürgen für den zahlungsunfähigen, 
in die Koſten verurteilten Gegner hat. Sie iſt durch den Wortlaut 
des Geſetzes nicht geboten. Mit feinem Sinn ſteht ſie fo ſehr im 
Widerſpruch, daß ſie vielmehr zur Vereitelung ſeines ſozialen Zweckes 
führen müßte. Schrifttum und Rechtſprechung haben daher dieſen 
Standpunkt faſt einmütig abgelehnt. Sie faſſen die fragliche Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung dahin auf, daß die Erſatzpflicht des Staates grund⸗ 
ſätzlich begründet iſt; nur wenn ein erſtattungspflichtiger Gegner 
vorhanden iſt, beſchränkt ſie ſich auf den Fall der Zahlungsunfähig⸗ 
keit desſelben. Es genügt, hier auf die Ausführungen des 22. 95. 
des KG. JR. 1920, 565 Nr. 3b, von Friedländer JW. 1921, 
442 ff. Nr. 3 (daſelbſt S. 444 Nachweiſungen in Anm. 13) und 
Köſter, JW. 1921, 446 ff. zu I. hinzuweiſen. Danach iſt davon 
auszugehen, daß die Vorausſetzung für die Erſatzpflicht des Staates 


Zu 8. Die Entſch. bringt neue Geſichtspunkte zu den in der 
Überſchrift bezeichneten Fragen nicht. Sie enthält aber eine dankens⸗ 
werte Zuſammenſtellung der bisherigen Rechtſprechung zu dieſen 
Fragen und bildet damit eine wertvolle Ergänzung zu den Auf⸗ 
ſätzen von Friedländer und Küſter (JW. 1921, 442 ff. und 
446 ff.) RA. Dr. Kraemer, Berlin. 
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nicht das Vorhandenſein eines erſtattungspflichtigen, aber zahlungs⸗ 
unfähigen Gegners iſt. Der hieraus entnommene Ablehnungsgrund 
des Gerichtsſchreibers iſt alſo unzutreffend. 
Seine weiteren Bedenken beziehen ſich auf die Fälligkeit des 
Erſaganſpruches. Nach Art. II Rcheſ. v. 18. Dez. 1919 hat die Er⸗ 
ſtattung nach Maßgabe der RAGebd. zu erfolgen. Dieſe Beſtimmung 
bietet die geſetzliche Grundlage für die Beantwortung der Frage, 
wann der Staat zur Erſtattung der Auslagen des Armenanwaltes 
verpflichtet iſt. Darin liegt unbedenklich der Hinweis, daß die Vor⸗ 
ſchriften über die Fälligkeit der Auslagen der Partei gegenüber auch 
für das Verhältnis des Staates zum Armenanwalt gelten ſollen. Für 
die Partei aber enthalt §85 RAczebO. die Beſtimmung, daß die 
Fälligkeit eintritt bei einer Entſcheidung über die Koſtenlaſt, bei Be⸗ 
endigung der Inſtanz oder bei Erledigung des Auftrages (Fried⸗ 
länder, 3%. 1921, 442 ff. Nr. 4 mit Nachweiſungen, und öfter, 
SB. 1921, 446 ff. zu II.). Die analoge Anwendung des 8 85 
auf das Verhältnis des Staates zum Armenanwalt hat die Recht⸗ 
ſprechung ganz überwiegend anerkannt. Auch wo dies nicht ausbrück⸗ 
lich geſchieht, kommt ſie faſt ohne Ausnahme zu dem Ergebnis, daß 
die Entſch über die Koſtenlaſt, die Beendigung der Juſtanz oder die 
Erledigung des Auftrages die Fälligkeit der Erſotzpflicht des Staates 
begründen. Gegenüber weitergehenden Anſprüchen der Vorinſtanzen 
hat ſie regelmäßig unter geringerer Anforderung zuungunſten der 
Gerichtskaſſe entſchieden. Als Beiſpiele mögen folgende Fälle auf⸗ 
getühtt werden. Das KG. 16.38. (JW. 1921, 637 Nr. 5) und das 
G. Brieg (JW. 1920, 1046 Nr. 4) haben die Beibringung des 
Rechtskraftszeugniſſes nicht für erforderlich erachtet. Die Rechtskraft 
des Urteiles, welches über die Koſtenlaſt befindet, haben als entbehr⸗ 
lich bezeichnet OSG. München (JW. 1920, 981 Nr. 7), KGG. 3. 38. 
(TR. 1921, 473 Nr. 6, Lc. Münster (Ik. 1921, 283 Nr. 3). 
Von einem vollſtreckbaren Titel haben. abgeſehen: OLG. Stettin 
(IB. 1920, 915 Nr. 20), RS, 3.35. (JW. 1921, 534 Nr. 4), 
LG. Berlin III (JW. 1921, 643 Nr. 3), LGG. Berlin II (JW. 1921, 
181 Nr. 2). Die Entſch. des OLG. Stettin und der LG. Berlin II 
und III beziehen ſich auf die vergleichsweiſe Erledigung des Rechts⸗ 
ſtreites. Endlich ift in folgenden Fällen die Erſtattungspflicht des 
Staates anerkannt worden? bei Klagrücknahme ſeitens der armen 
Partei vom LG. Berlin II (JW. 1920, 721 Nr. 2); beim Tod der 
klagenden armen Partei im Eheſcheidungsprozeß vom OLG. Cöln 
J 1920, 445 Nr. 7); bei Verweiſung der Sache an ein anderes 
Gericht unter Aufhebung der Beiordnung des Armenanwaltes vom 
0 5 3S. des KG. (JW. 1921, 277 Nr. 2): bei Aufhebung des 
Armenauftrages vom OLG. Breslau (JW. 1921, 474 Nr. 9); beim 
Ruhen des Verfahrens vom Och. Düſſeldorf (JW. 1921, 279 
Ar. 7 Y. Die letzte Gruppe der Fälle rechtfertigt die Erſtattung der 
Auslagen durch den Staat nur noch vom Geſichtspunkte der Er⸗ 
ledigung des Auftrages. 
Der Gerichtsſchreiber des OLG. Celle hat die Feſtſetzung der 
Auslagen in einem Falle abgelehnt, wo der Armenanwalt des zweiten 
Rechtszuges ein obſiegendes Urteil über den Grund des Anſpruches 
aan Koſtenentſcheidung erſtritten hatte (JW. 1920, 908 Nr. 7). Er 
95 den Armenanwalt für ſeinen Erſtattungsantrag auf die Zeit nach 
dem Schlußurteil verwieſen. Demgegenüber hat das OSG. Celle 
Del JW. 1920, 715 Nr. 3), geſtützt auf $85 NUGED., bereits 
die Standpunkt verkreten, daß die Rechtskraft eines Urteiles, welches 
ie arme Partei mit den Koſten belaſtet, für den Erſtattungsantrag 
nicht abgewartet zu werden braucht, eine Entſch, welche in mehreren 
er oben angeführten Fälle vorbildlich geweſen iſt. 
A. Im Streitfalle iſt die Rechtslage bie, daß die Ehegatten ſich 
wess ont haben und den Scheidungsprozeß nicht mehr weiterführen 
. Der Rechtsſtreit iſt damit zum Ruhen gekommen. Der 
rmenanwalt hat keine Möglichkeit, aus eigenem Rechte daran etwas 
zu ändern. Er kann insbeſondere weder eine Entſch. über die Koſten⸗ 
aſt herbeiführen, noch die Inſtanz zu einem ordnungsmäßigen Ab⸗ 
91 5 bringen. Seine Tätigkeit iſt in Wahrheit auf unabſehbare Zeit 
470 vorausſichtlich für immer zum Stillſtand gekommen. Sein Auf⸗ 
we muß daher als erledigt i. S. des 835 RUGEbD. angeſehen 
Erſt en. Danach iſt die Vorausſetzung gegeben, unter welcher die 
ſteht nangsdflicht des Staates als fällig zu betrachten iſt. Im ubrigen 
nicht nach Lage der Sache auch feſt, daß ein erſatzpflichtiger Gegner 

5 vorhanden iſt. Der Anſpruch des Armenanwaltes iſt alſo dem 

unde nach anzuerkennen. 

192 Een jet noch, daß LG. und OLG. Frankfurt a. M. (JW. 
des St 41 Nr. 4 und S. 476 Nr. 8) die Auslagenerſtattungspflicht 
(98 aates beim Ruhen des Verfahrens nicht anerkennen ). 
RG. Celle, 1. 3S., Beſchl. v. 22. Juni 1921, 1 W 76/21.) 

Mitgeteilt von OSR. Granzow. Celle. 


Duſſeldorf. — 


85 Beendigung der Inſtanz. 1) 
mit Just Entſcheidung ſteht die Frage, ob die Inſtanz bereits 
ellung des Urteils, oder erſt mit der Einlegung der Be⸗ 
1) V 
gl 
2) Vgl 
Zu 9. 


herrſchenden 


jetzt noch KG. 15. 3. in JW. 1921, 1252 Nr. 5. 
„Os. München 1. 38. in JW. 1921, 1257 Nr. 16. 


Die Entf. ſetzt ſich im bewußten Gegenſatz zu der 
Anſicht. Die zur Begründung herangezogene Entſch. 


Rechtſprechung 41 
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rufung beendet iſt. j f 
und Literatur vertretenen Auſicht bei, daß erſt die Einlegung 


Inſtanz zugewieſen. In jüngſter Zeit haben anläfitg des Gel. 
Teuekungszuſchlüge zu den Gebühren der 


Anſpruch des RA. angeht, 
mit der Zuſtellung des Urteils beendet. 
über ihr weiteres Verhalten belehren, 
oft ein umfangreiches Gutachten darüber adjtatten, 
ob er zur Berufung raten kann oder nicht. Er muß das zugeſteüte 
Urteil auf Vollſtändigkeit und Richtigkeit prüfen, unterſuchen, ob 
ein auferlegter Eid in der Form geleiſtet werden kann oder 
nicht, dementſprechend den Antrag auf Berichtigung des Urteils 
ſtellen. Er muß der Partei angeben, wie ſie die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung vermeiden, durchführen kann, kurzum, mit der Zuſtellung 
des Urteils fallen dem Anwalt noch wichtige und verantwortungsreiche 
Aufgaben zu. 

Betrachtet man daneben noch den Zweck des Gef. v. 8. Juli 
1921, das als einzige Bedingung ſeiner Anwendbarkeit die ſtellt, 
daß die Inſtanz noch nicht beendet ſei, ſo ergibt ſich, daß allein 
der Standpunkt, daß die Inſtanz erſt mit Einlegung der Be⸗ 
rufung beendet wird, der wirtſchaftlichen Bedeutung des Geſetzes 
gerecht wird. Das Geſetz iſt, wie das Geſ. v. 18. Dez. 1919, im 
Intereſſe der notleidenden Anwaltſchaft erlaſſen, um deren be⸗ 
drängter wirtſchaftlicher Notlage abzuhelfen. Es entſpricht daher 
auch dem Zweck des Geſetzes, ſeine Beſtimmungen möglichſt weit⸗ 
gehend auszulegen. 

(OLG. Düſteldorf, 2. 35, Beſchl. v. 26. Okt. 1921, 2 W 97/21.) 
Mitgeteilt von RA. Carl Voſſen, Düſſeldorf. 
— 


10. Der Armenanwalt braucht ſich, falls die Prozeß⸗ 
koſten nach Quoten zwiſchen den Parteien geteilt ſind, 
den von der Gegenſeite eingezogenen Betrag an Ge⸗ 
bühren nicht auf die von der Staatskaſſe (für die arme 
Partei) zu zahlenden Auslagen anrechnen zu laſſen. f) 

Über die Koſten ift entſchieden, daß der Bekl. 7, die Kl. ½8 
zu tragen hat. Von dem der Kl. im Armenrecht beigeordneten An⸗ 
walt find ¼ der Koſten von dem Bell. beigetrieben. Seinen An⸗ 
trag, ihm das von der Kl. zu tragende / ſeiner Auslagen be⸗ 
hufs Erſtattung aus der Staatskaſſe feſtzuſetzen, hat das LG. 


des NG. 68, 247 bezieht ſich nur auf die Frage, ob eine Unter⸗ 
brechung des Verfahrens eintritt, wenn eine Partei nach der Zu⸗ 
ſtellung des- Berufungsurteils und vor Einlegung der Reviſion 
ſtirbt und ſie bis zu ihrem Tode durch den Prozeß bevollmächtigten 
der Berufungsinſtanz vertreten war. Es iſt aber zweifellos, daß 
der Begriff der Inſtanz in der 3PO. und in den Koſtengeſetzen 
verſchieden iſt, wie gerade Stein an der in der Entſch. angeführten 
Stelle hervorhebt. Vgl. auch Stein, Anm. I zu 8 119 38D. 

Können alſo die zitierte Plenarentſch. des KG. und die Auto⸗ 
rität Steins die Entſch. nicht tragen, fo find doch andererſeits die 
ſelbſtändigen Gründe der Entſch. ſehr beachtlich. Allerdings iſt mit 
der Verlegung der Beendigung der Inſtanz in den Zeitpunkt der 
Einlegung der Berufung noch nicht allen Geſichtspunkten voll Rech ⸗ 
nung getragen worden. Vielmehr kann der Prozeßbevollmächtigte 
der Inſtanz auch nach Einlegung des Rechtsmittels noch für die 
Partei tätig ſein müſſen, ohne daß ihm neue Gebührenauſprüche 
erwachſen. Vgl. die ausführlichen Darlegungen bei Walter⸗ 
Joachim⸗ Friedländer, Anm. 31 ff. zu 8 9 der GO. insbe⸗ 
ſondere Anm. 34. Immerhin werden das Ausnahmefälle ſein, und 
man wird ſchon um einen zeitlich feſten Maßſtab zu gewinnen, ſich 
entſcheiden müſſen, ob die Inſtanz mit Zuſtellung des Urteils oder 
erſt mit Einlegung des Rechtsmittels, gegebenenfalls mit dem Ein⸗ 
tritt der Rechtskraft enden ſoll. Die bisherige Rechtſprechung ſteht, 
wie geſagt, überwiegend auf dem der Düſſeldorfer Entf. entgegen ⸗ 
geſetzten 4 vgl. die Zuſammenſtellung in Wiklen⸗ 
büchers Koöoſtenfeſtſetzungsverfahren, 9. Aufl., S. 133. Vielleicht 
tragen die Entſcheidungsgründe des DLG. Duſſeldorf dazu bei, 
daß die Rechtſprechung ſich dieſer Auffaſſung anpaßt. 

RA. Dr. Kraemer, Berlin. 


g Zu 10. Der Eutſch. iſt mit Ausnahme des Hinweiſes auf 
8 366 BGB. beizuſtimmen. 

1. Der Erſtattungsanſpruch des Armenanwalts iſt ſowohl dann 
gegeben, wenn die Koſten wegen Unvermögens der Gegenpartei nicht 
beigetrieben werden können, als auch dann, wenn und ſoweit ein 
erſatzpflichtiger Gegner nicht vorhanden iſt (Tüſter, JW. 1921, 447). 

2. 2a der Armenanwalt ohnehin nur die Ausklagenpauſchſätze, 
für ſeine Gebühren aber überhaupt keine Vergütung aus der Staats⸗ 


6 


abgewieſen, weil er nach Einziehung von ?/, der Geſamtkoſten be» 
reits mehr als ſeine tatſächlichen Auslagen erhalten habe. Die 
Beſchwerde iſt begründet. Auf Grund des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſ⸗ 
ſes hat der Beſchwerdeführer / feiner Gebühren und Auslagen 
erhalten; alſo noch ½ feiner Auslagen zu fordern. Für dieſes 
7 iſt der Fall des Art. II der VO. v. 18. Dez. 1919 (RGBl. 
2113) gegeben, daß ſie „nicht von einem erſtattungspflichtigen 
Gegner beigetrieben werden könne“. Aus welchem Grunde der Be⸗ 
ſchwerdeführer ſich die auf andere Gebühren und Auslagen er⸗ 
haltenen Beträge anrechnen laſſen müßte, iſt nicht zu erſehen. Das 
Geſetz gibt hierfür keine Handhabe. Es müßte alſo auf die all⸗ 
gemeinen Vorſchriften über Verrechnungen von Zahlungen nach 
8366 BGB. zurückgegriffen werden (fo auch 5. Senat OLG. Düſſel⸗ 
dorf in JW. 1921, 53710; vgl. auch OLG. Breslau in JW. 
1921, 638%. Hier wäre zunächſt 8366 Abſ. 1 a. a. O. anzu⸗ 
wenden, wonach die vom Schuldner bei der Leiſtung beſtimmte 
Schuld, alſo ¼ der Auslagen des Beſchwerdeführers, als getilgt zu 
gelten hätten. Nähme man aber an, die Zahlung von 275,90 4% 
ſei auf die Geſamtgebührenforderung des Beſchwerdeführers von 
368,10 % ſchlechthin zu verrechnen geweſen, fo müßte nach 8 366 
Abſ. 2, da es ſich um mehrere fällige Anſprüche handelt, zunächſt 
diejenige Schuld als getilgt angeſehen werden, die dem Gläubiger 
die geringere Sicherheit bietet, das ſind hier diejenigen Beträge, 
für welche die Staatskaſſe nicht haftet (vgl. OLG. Düſſeldorf 
5. Senat a. a. O.). 


(OG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 14. Oktober 1921, 7 W 130/21.) 
Mitgeteilt von JR. Dr. Hinsberg, Barmen. 


* 
Frankfurt a. M. 

11. Anrechnung der Mahngebühr auf die Verkehrs- 
gebühr. f) 

Es kann der Anſicht des erſtinſtanzlichen Gerichts nicht bei⸗ 
getreten werden, daß die Poſten 1 bis 3 der Koſtenrechnung ſtehen 
bleiben müßten. Es ſtützt ſich auf eine Entſch. des KG. (JW. 1921, 
637), daß eine Anrechnung der Mahngebühr auf die Verkehrsgebühr 
nicht ſtattfinde. In dieſer Entſch. ift geſagt, der Sinn der maßgeben⸗ 
den Vorſchriſt im § 17 EntlVO. von 1915 wäre der, daß der 
Prozeßanwalt, der zunächſt den Zahlungsbefehl eingereicht habe, ſich 
bei ſpäter fällig werdender Prozeßgebühr die Anrechnung der Mahn⸗ 
gebühr gefallen laſſen müſſe, weil er infolge Kenntnis der Akten 
vom Mahnverfahren her keine beſondere Mühewaltung im nachfolgen⸗ 
den Prozeß mehr habe. Dieſer Geſichtspunkt komme aber nicht in 
Frage, wenn in der Sache zwei verſchiedene Anwälte tätig würden. 

Hierbei iſt nach Anſicht des erkennenden Gerichtes offenbar nicht 

enügend beachtet worden, daß bei dem Verkehrsanwalt die gleiche 
aa zutrifft. Auch er hat zunächſt die Sache ſtudieren müſſen, 
um den Jahlungsbefehl einreichen zu können. Wenn er dann nachher 
als Verkehrsanwalt tätig bleibt, hat er ebenfalls keine beſondere Mühe⸗ 
waltung mehr. Daher muß man die Vorſchrift des 8 17 EntlVO., 
obwohl in ihr nur von Anrechnung der Mahngebühr auf die nach⸗ 
folgende Prozeßgebühr die Rede iſt, ſinngemäß anwenden auf 
die Verkehrsgebühr und auch bei dieſer die Anrechnung der 
Mahngebühr vornehmen. 


(Oc. Frankfurt a. M., J S., Beſchl. v. 17. Aug. 1921, 5 W 49/21.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Ganz, Frankfurt a. M. 


*. 


kaſſe erhält, dürfen Gebühren und Auslagen nicht minder verquickt 
werden. Der Armenanwalt iſt nicht verpflichtet, einen Teil der ihm 
vom Gegner erſtatteten Gebühren zur Deckung desjenigen Teiles ſeiner 
Auslagen zu verwenden, die nicht von einem erſatzpflichtigen Gegner 
beigetrieben werden können (OL G. Hamm, ZW. 1921, 9088), 3, 
§ 366 BGB. wird jedoch hier nicht einſchlagen, da er ſich auf rechts⸗ 
geſchäftliche Erfüllungsleiſtungen beſchränkt, während der Anſpruch des 
Armenanwalts nicht auf einen Rechtsgeſchäſte beruht (RähKomm. 
8 366 a. 2; RG. 60, 290). IR. Merzbacher, Nürnberg, 


Zu 11. Die Entſch. iſt m. E. zutreffend. Der RA., der zunächſt 
im Mahnverfahren und dann nach Verweiſung an ein auswärtiges 
Gericht als Verkehrsanwalt tätig iſt, kann ſchwerlich beſſer geſtellt 
ſein als der Anwalt, der zunächſt im ordentlichen Verfahren vor dem 
Amtsgericht als Prozeßbevollmächtigter und dann beim Landgericht — 
nach Verweiſung an dieſes — als Verkehrsanwalt fungiert. In 
dieſem Falle aber ſteht der Berechnung einer Korreſpondenzgebühr 
neben der Prozeßgebühr die Beſtimmung des § 49 RAceb O. ent⸗ 
gegen. Die einſchlägigen Fragen ſind ſehr beſtritten; ſie gehören 
zu denjenigen, bei denen das Fehlen einer einheitlichen oberſtrichter⸗ 
lichen Rechtſprechung — die ſog. Entlaſtung der Gerichte! — ſich täg⸗ 
lich fühlbar macht. Rechtſprechung und Schrifttum ſiehe bei Walter⸗ 
Jbpachim⸗Friedlaender, RAGebO.e 8 38 Fußnote 9; 8 26 
Fußnote 3; 8 49 Anm. 7. Der hier vertretenen Meinung folgt neuer⸗ 
dings auch das Ode. München in einem (nicht veröffentlichten) 
Beſchl. v. 10. Sept. 1921 Beſchw.⸗Reg. 508/21. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


> Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Hamburg. 

12. 100prozentiger Zuſchlag auch zu den Höchſt⸗ 
pauſchſätzen. 

Nach dem klaren Wortlaut des Art. II des Geſetzes v. 8. Juli 
1921 ſind neben den nach dieſem Geſetze zu berechnenden Pauſchſätzen 
Teuerungszuſchläge von 100% zu gewähren. Daß die zu berechnen⸗ 
den Pauſchſätze einen Höchſtſatz von 540 % haben, ſteht dem nicht 
entgegen, daß außerdem ein Teuerungszuſchlag bewilligt wird. 

(OLG. Hamburg, 7. 3S., Beſchl. v. 14. Okt. 1921, VII 116/21.) 


Hamm. € 

13. Keine gerichtliche Wertfeſtſetzung für einen 
Vergleich, in den ein nicht in Streit befangener Anſpruch 
einbezogen iſt. 

In Sachen B. & N. gegen H. hat ſich das Gericht dahin 
ſchlüſſig gemacht, daß eine Feſtſetzung des Wertes des Vergleichs 
nicht ſtattfinden kann. Das Gericht hat immer nur den Wert 
des Streitgegenſtandes feſtzuſetzen. Wenn nun die Parteien im 
vorliegenden Falle zur Beilegung des Rechtsſtreits auch einen 
nicht in Streit befangenen Anſpruch des Kl. in den Vergleich ein⸗ 
bezogen haben, ſo iſt dieſer Anſpruch dadurch doch nicht zum 
Streitgegenſtand geworden und es wird demgemäß der Wert des 
Streitgegenſtandes hierdurch nicht berührt. 

Im übrigen wird auf RG. 36, 404 ff. hingewieſen. 

(OLG. Hamm, Beſchl. v. 13. Oktober 1921, 3 U 106/21.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Guſtav Schulte III, Hamm i. W. 


0 
Naumburg. 

14. Der Pauſchſatz im Mahnverfahren iſt beſonders 
zu erſtat ten. f) 

Es handelt ſich darum, ob bei dem einem Mahnverfahren nach⸗ 
folgenden Rechtsſtreit außer den Gebühren des Mahnverfahrens auch 
der Pauſchſatz des Mahnverfahrens in Wegfall kommt (8 17 der Bek. 
v. 9. Sept. 1915, die ihrerſeits eine Anderung des 8 38 RAchebO. 
iſt). Sie beſagt, daß die Anwaltsgebühren für Erwirkung des Zah⸗ 
lungsbefehls und für die Erhebung des Widerſpruchs auf die in dem 
nuchfolgenden Rechtsſtreit zuſtehende Prozeßgebühr voll anzurechnen 
ſind. Es fragt ſich, ob die Pauſchſätze des Mahnverfahrens durch dieſe 
Beſtimmung mit betroffen werden. 

Nach § 1 GKG. beſtehen die Koſten aus „Gebühren“ und „Aus⸗ 
lagen“. Dieſer Scheidung entſprechend werden auch in dem GA®. 
und der RAGebO. die Gebühren und Auslagen — unter letztere fallen 
die Pauſchſätze — räumlich und ſachlich in verſchiedenen Abſchnitten 
auseinandergehalten. Da nun 8 17 a. a. O. einen Erſatz des § 38 
RAGebO, bildet, iſt anzunehmen, daß unter Gebühren i. S. des 817 
lediglich dieſe, nicht auch Auslagen als Pauſchſätze zu verſtehen ſind. 

Für das GKG. vertritt das NS. 75, 312 = JW. 1911, 375; 
78, 126 = JW. 1912, 253 den Standpunkt, daß Pauſchſätze als 
bare Auslagen anzuſehen und zu behandeln ſind. Es erörtert, daß 
die Eigenſchaft als Auslage nicht dadurch verloren gehe, daß die 
Pauſchſätze nach einem beſtimmten Prozentſatze der Gebühren zu be⸗ 
rechnen ſeien. Es ſei nur beabſichtigt geweſen, „eine veränderte Art 
der Auslagenberechnung zu ſchaffen, die gegenüber den bisherigen 
Einzelanſätzen eine Vereinfachung der Geſchäftsbehandlung bedeutet“. 
Allerdings ſind, worauf das RG. (85, 361) hinweiſt, die Pauſchſätze 
inſofern abhängig von den Gebühren, als die Entſtehung einer Gebühr 
zugleich ſachliche Vorausſetzung für den Anſpruch auf den Pauſchſatz 
bildet, dieſer alſo nicht als unabhängige und ſelbſtändige Forderung 
erwachſen kann. Aus dieſer Abhängigkeit in der Entſtehung darf man 
aber nicht mit dem KG. (Os. 39, 118) den Schluß ziehen, daß 
infolgedeſſen die bereits entſtandene Pauſchſumme auch weiterhin mit 
dem Schickſal der Gebühr verknüpft ſei und mit dieſer zugleich fort⸗ 
falle. Die Folgen der Abhängigkeit gehen nicht ſoweit; die Abhängig⸗ 
keit von der Entſtehung der Gebühr beſteht auch nicht durchweg. So 
iſt durch allg. Verf. v. 31. März 1920 (JM Bl. 139) der Gerichts⸗ 
ſchreiber angewieſen, in den Fällen, wo wegen Gebührenfreiheit die 
Gebühren außer Auſatz bleiben, die Pauſchſätze des 8 80 Abſ. 6 GK. 
zu erheben. So iſt auch hier die Trennung zwiſchen Gebühr und 
Pauſchſatz betont. Allerdings hat das RG. 85, 361 Pauſchſätze den 
Gebühren gleichgeſtellt, aber lediglich für das Gebiet des preuß. GIG. 
und mit Rückſicht auf deſſen beſondere Beſtimmungen. Eine Prüfung 
der Frage, ob an der Auffaſſung des RG. 75, 312 für das An⸗ 
wendungsgebiet des Reichskoſtengeſetzes feſtzuhalten ſei, iſt dabei aus⸗ 
drücklich abgelehnt. Darum iſt es bedenklich, die für das preuß. Ga. 
ausgeſprochene Anſicht des RG. — wie es das DLG. Düſſeldorf 
OLG. 40, 447 tut — auch für das GKG. und RAGEHD. gelten zu 


Zu 14. Der Streit um die in der Überſchrift bezeichnete Frage 
kann hoffentlich bald zur Ruhe kommen. So viel ſich überſehen 
läßt, ſteht die Mehrheit der Gerichte, insbeſondere der Oberlandes⸗ 
gerichte, auf dem Staudpunkte, den auch die vorwürfige Entſchei⸗ 
dung für richtig anerkennt. Für ihn fpricht aber nicht nur die 
Zahl, ſondern auch das Gewicht der Gründe. Die Ausfübrungen 
des OLG. Naumburg erſcheinen durchaus überzeugend (vgl. auch 
JW. 1991, 1262). NA. Dr. Fürſt, Heidelberg. 
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laſſen. Der Senat hält vielmehr an dem oben wiedergegebenen 
Standpunkte des RG. 75, 312 feſt. Was dort von dem Pauſchſutz 
oe GKG. geſagt iſt, gilt auch von den Pauſchſätzen der RA Gebe. 
Auch dieſe ſind eine Vergütung für wirkliche Auslagen (Schreibwerk, 
Juſtellungskoſten, Poſtgebühren) und bedeuten eine Minderung des 
Vermögens des Anwalts. Dieſe Minderung wird in dem nachfolgen⸗ 
den Rechtsſtreit durch weitere Ausgaben größer. Es würbe unbillig 
ſein, den Pauſchſatz des Mahnverfahrens gleich den Gebühren zu be⸗ 
handeln und ihn bei nachfolgendem Rechtsſtreit in Wegfall zu bringen. 
So iſt auch vom Os. Braunſchweig (DG 35, 225) mit Rückſicht 
auf die Billigkeit es abgelehnt, im Falle des 8 17 a. a. O. den Pauſch⸗ 
08 der Gebühr gleichzuſtellen. Der Wortlaut der Beſtimmung, die 
Ausdrucksweiſe in dem Koſtengeſetz und der NAGCHD. und die be⸗ 
griffliche Scheidung, ſowie der wirtſchaftliche Zweck der Pauſchalierung 
ſprechen gegen eine ſolche Gleichſtellung. Daraus ergibt ſich, daß die 
Pauſchſätze des Mahnverfahrens nicht zu verrechnen find. 
(OLG. Naumburg, Beſchl. v. 19. Auguſt 1921, Naumb Ak. 1921, 30.) 
Nürnberg. E 
x 15. Unter Umſtänden kann ein Rechtsanwalt den 
Pauſchſaß nach Art. II des Geſ. v. 18. Dez. 1919 auch dann 
egehren, wenn er der armen Partet gar nicht als 
flichtenanwalt beigeordnet worden iſt. 
RA. G. iſt der Frau S. vom Landgericht in ihrer Ehe⸗ 
ſcheidungsſache als Pflichtauwalt beigeordnet. Er beantragte 
alsdann Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung nach § 627 30. 
und ſchloß unter Berufung auf das der Frau zum Hauptprozeſſe 
bewilligte Armenrecht daran die Bitte, ihr auch für dieſes Verfahren 
auf einſtweilige Verfügung das Armenrecht bewilligen zu wollen. 
Das Och. wies den Antrag (und die Bitte) ab. RA. G. legte Be⸗ 
ſchwerde zum OLG. ein und wiederholte den Antrag und die Bitte. 
Das Beſchwerdegericht gab ohne mündliche Verhandlung dem Autrage 
und der Bitte ſtatt. Ein Pflichtanwalt wurde aber, weil eben das 
ür Frau S. nicht weiter 


Beſchwerdeverfahren damit erledigt war, f 
eſtellt. 

NA. G. hat nun bei der Gerichtsſchreiberei des OSG. in Form 
eines Feſtſetzungsgeſuchs beantragt, ihm den nach Art. II des Geſetzes 
5 18. Dez. 1919 dem Pflichtanwalt der armen Partei gebührenden 
Pauſchſatz aus der Staatskaſſe zu erſetzen. Der Gerichtsſchreiber hat 
ies Geſuch mit der Begründung abgelehnt, daß die Beigabe eines 
flichlauwalts weder beantragt noch verfügt worden ſei und deshalb 
ie Vorausſetzung für Exſtattung der Auslagen des Rechtsanwalts 
aus der Staalskaſſe nach 8 115 Nr. 3 ZPO. und Art. II des Geſetzes 
v. 18. Dez. 1919 fehle. 

ya Das OLG. hat den hiergegen erhobenen Erinnerungen des 
15 G. aber ſtattgegeben, alſo dahin entſchieden, daß dieſem die 
Matcagen eines Pflichtanwalts der Autragſtellerin nach Maßgabe der 
AGD. aus der Staatskaſſe zu erſetzen ſind, im weſentlichen mit 
folgender Begründung: 

R Durch Einreichung des Antrags auf einſtweilige Verfügung hat 
RA. G., der der Frau S. im Hauptprozeß als Pflichtanwalt bei⸗ 
geordnet iſt, den Willen kundgegeben, für dieſe auch im Verfahren 
auf einſtweilige Verfügung als Pflichtauwalt beſtellt zu werden und 
tätig zu ſein; er hatte daher nicht nötig, um dieſe Beſtellung noch 
eigens nachzuſuchen; er wäre ihr nach der Übung des Gerichts als 
Pflichtanwalt beigeordnet worden, wenn eine ſolche Beiordnung noch 
weiter veranlaßt geweſen wäre. Auch die Zuſtellung des oberlandes⸗ 
gerichtlichen Beſchluſſes geſchah an ihn. Den Erinnerungen ſtatt⸗ 
zugeben, dafür ſpricht auch die praktiſche Erwägung, daß ſonſt in 
gleichgelagerten Fällen die arme Partei durch den Pflichtanwalt des 
Vauptprozefies, um eine derartige Beſchwerde einlegen zu können, die 
ne Anwaltszwange unterworſen iſt, vorher zunächſt ur das 
Armeurecht und Beigabe eines Pflichtanwalts beim OLG. einkommen 
müßte und würde. 

OLG. Nürnberg, Beſchl. v. 30. Nov. 1921.) 
Mitgeteilt von OSR. Wilh. Fauner, Nürnberg. 
* 


5 16. Rechtsanwaltsgebühr für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
erfahren. f 
a Urteil wurde vor dem 31. Juli 1921 zugeſtellt, die Koſten⸗ 
2260 Date nachher beantragt. Der Gerichtsſchreiber und die Bst. des 
. den Anſatz der erhöhten Gebühren für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
gehoben verweigert. Das Oc hat mit folgender Begründung auf⸗ 

en: Für das Gebiet der Gerichtskoſten und der Rechtsanwalts⸗ 
iſt der Begriff der Jnſtanz nur inſoweit in dem gleichen 
05 für das Gebiet der ZO. aufzufaſſen, als nicht bes 
Ausnahmen feſtgeſetzt ſind. (Rittmann, GKG. 5. Aufl. 
272; S. 69 Ziff. 4; S. 203 Ziff. 2.) 
on 16. Der Entſch. ift zuzuſtimmen. Die darin niedergelegte 
allen „fung iſt, ſoweit mir bekannt geworden iſt, and) ſchon in 
1. April fegangsfällen aus Anlaß der Geſetze v. 8 Nov. 1916, 
einen Gen und 18. Dez. 1919 zugrunde gelegt worden. Irgend⸗ 
des Sefeheg aus dem für die Übergangsfälle nach Inkrafttreten 
greifen hätte v. 8. Juli 1921 eine andere Rechtſprechung Platz zu 
des LG. oſſe hat die durch die beſprochene Entſch abgeänderte Entſch. 

llenſichtlich nicht beigebracht. 
RA. Dr. Kraemer, Berlin. 


Mdühren 
Sinne w 
timmte 
889 S. 


Eine ſolche Ausnahme iſt getroffen hinſichtlich des Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahrens. : 

In 838 Nr. 1 GG. iſt beſtimmt, daß 1/10 der Gebühr des 
88 für die Entſch. über Anträge auf Feſtſetzung der vom Gegner zu 
erſtattenden Prozeßloſten oder auf Abänderung der Koſtenfeſtſetzung 
erhoben wird. Im Anſchluß daran iſt in 839 ausdrücklich beſtimmt, 
daß jedes Verfahren über die in den 88 34—38 bezeichneten Anträge, 
Einwendungen oder Erinnerungen für die Gebührenerhebung als ein 
beſonderer Rechtsſtreit gilt. Nach 8 30 KRAGEN. Nr. 3 werden die 
(in 8 23) feſtgeſetzten Gebühren beſonders erhoben für die Tätigkeit 
bei Streitigkeiten und Anträgen, welche die im 8 38 Nr. 1 GKG. ber 
zeichneten Angelegenheiten betreffen. In Abf. 3 des 8 30 iſt be⸗ 
ſtimmt, daß die Feſtſetzung der Koſten und die Abänderung der 
Koſtenfeſtſetzung (§ 38 Nr. 1 GRB.) eine Inſtanz bilden. Aus 
dieſen Beſtimmungen folgt, daß das Koſtenfeſtſetzungsverfahren als 
ein prozeſſualiſch ſelbſtändiges Verfahren, als eine beſondere Inſtanz 
zu beurteilen iſt und daß dieſer Grundſatz auch gegenüber dem Rel. 
v. 8. Juli 1921 über die Gebühren der Rechtsanwälte und Gerichts⸗ 
vollzieher gilt. 

(Rittmann a. a. O. zu 8 38 Nr. 1 S. 266 Ziff. II; Fried⸗ 
länder⸗Walter⸗Joachim, NAGebD. 6. Aufl. 89 Ubi. 39; 
JW. 1918, 249 3iff. 4: Quednau, NUGD. 3 23 Abſ. 27 
Willenbücher, Das Koſtenfeſtſetzungsverfahren 8. Aufl. S. 88 ff. 
Ziff. XI Nr. 1 und 7; JW. 1920, 71717; OLG. 17, e 

(OG. Nürnberg, Beſchl. v. 30. Sept. 1921, BeſchwReg. 360/21.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Waſſertrüdinger, Nürnberg. 
* 
Stuttgart. 

17. Vorausſetzungen der Beweisgebühr nach 8 13 
Ziff. 4 RA Geb O. 

In der mündlichen Verhandlung über eine eiuſtweilige Ver⸗ 
fügung nach 8 627 ZPO. hatte der Prozeß bevollmächtigte der An⸗ 
tragſtellerin eine ſchriftliche eidesſtattliche Verſicherung der Antrag⸗ 
ſtellerin zu den Gerichtsakten übergeben. In der Verhandlung hat 
die anweſende Antragſtellerin weiterhin vor dem Gericht mündlich 
eine Verſicherung an Eidesſtatt abgegeben. 

Der Gerichtsſchreiber hat die Gebühr für Beweisaufnahme mit 
der Begründung geſtrichen, daß keine Beweisaufnahme ſtattgefunden 
habe. Die erhobene Erinnerung hat das CG. mit der Begründung, 
daß die mündliche Abgabe einer eidesſtattlichen Verſicherung durch 
eine Partei keine Beweisaufnahme i. S. des § 13 Ziff. 4 RAGebO., 
ſondern lediglich durch die eidesſtattliche Verſicherung bekräfrigtes 
Parteivorbringen ſei, zurückgewieſen. 

Auf die ſofortige Beſchwerde hat das OSG. ben Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß abgeändert und die Beweisgebühr zugebilligt mit der Be⸗ 
gründung, unter Beweisaufnahmeverfahren i. S. des 813 Ziff. 4 
RAGEGD. ſei nicht ein beſonderes durch Beweisbeſchluß angeordnetes 
Verfahren i. S. des 8 358 ZPO. zu verſtehen, vielmehr ſei das Wort 
im weiteſten Sinne auszulegen, ſo daß auch das Verfahren des 
8294 3 PO. bei einſtweiligen Verfügungen darunter falle (vgl. 
OLG. 15, 187). Die Entſcheidung OLG. 21, 128 wird als un⸗ 
richtig ausdrücklich abgelehnt und auf Sydow⸗Buſch, RAGebd., 
9. Aufl. zu 813 Anm. 7 und die dort angeführte Eutſch. des RG. 
und GK ., 8. Aufl. zu 8 18 Anm. 3 und die dort aufgeführten Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. verwieſen. 

(OLG. Stuttgart, 3. 35., 15. Okt. 1921.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Rieß, Rottweil. 


Dresden. b) Strafſachen. 


1. Die einem Teilhaber einer offenen Handels 
geſellſchaft erteilte Großhandelserlaubnis berechtigt 
nicht auch den Mitgeſellſchafter zum Großhandel. 1) 

Der Angekl. iſt wegen Handelns mit Lebensmitteln ohne Erlaub⸗ 
nis nach SL Abſ. 1 NO. über den Handel mit Lebens- u. Futter 


Zu 1. A. Das Urteil ſteht im Einklang mit der Rechtslehre 
und Rechtſprechung. 5 

Die Bedenken, die gegen die getroffene Regelung vom Stand⸗ 
punkt der Rechtsſicherheit aus beſtehen, ſind von mir eingehend 
dargelegt JW. 1921, 410 unter II b. 

RA. Rudolf Waſſermann, München. 

B. Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. 

Die VO. v. 24. Juni 1916 81 beſtimmt ausdrücklich, daß 
der Handel mit Lebens⸗ und Futtermitteln nur ſolchen Perſonen 
geſtattet iſt, denen eine Erlaubnis erteilt wurde. Sie kann nach 
83 Abs. 2 — der durch BO. v. 24. Nov. 1921 (RGBl. 1370) 
eine neue Faſſung erhalten hat — verſagt werden, wenn der An⸗ 
tragſteller nicht als hinreichend ſachverſtändig anzuſehen iſt oder 
ſonſtige Gründe vorliegen, die ſeine Unzuverläſſigkeit in bezug 
auf die Geſchäftsführung annehmen laſſen. Die Handelserlaubnis 
kann nach § 4 zurückgenommen werden, wenn ſich nachträglich 
Umſtäude ergeben, die die Verſagung der Erlaubnis rechtfertigen 
würden. Da immer damit zu rechnen iſt, daß einem der Geſell⸗ 
ſchafter die Erlaubnis wieder entzogen wird, muß daran feſt⸗ 
gehalten werden, daß ſie jedem der Geſellſchafter einzeln erteilt 
wird, nicht der Firma. Prof. Dr. Dochow, Heidelberg. 


6* 
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mitteln v. 24. Juni 1916 (RGBl. 581) n. F. gemäß 88 4b, 5 Abf. 1 
Nr. 2 Bek. zur Fernhaltung unzuverläſſiger Perſonen vom Handel 
v. 23. Sept. 1915 (RGBl. 603) i. d. Faſſ. von Art. III Nr. 1 
u. 2, Art. IV VO. über Sondergerichte gegen Schleichhandel und 
Preistreiberei (Wuchergerichte) v. 27. Nov. 1919 (RG Bl. 1909) ver⸗ 
urteilt worden. 

Der Angekl. und der Kfm. G. in L. find einzige Geſellſchafter 
der off. Handelsgeſ. S. & Co. Am 19. April 1920 beantragten 
beide Geſellſchafter, die bereits die Erlaubnis zum Handel mit ver⸗ 
ſchiedenen Lebensmitteln beſaßen, die Ausdehnung ihrer Großhandels⸗ 
erlaubnis auf eine Anzahl weiterer Gegenſtände, insbeſ. Schokoladen⸗ 
und Zuckerwaren, bei der zuſtändigen Entſcheidungsſtelle des Ge⸗ 
werbeamts der Stadt L. Dem G. wurde die Erlaubnis zum 
Handel mit Schokoladen⸗ und Zuckerwaren erteilt, dem Angekl. aber 
mangels Bedürfniſſes verſagt. Bald darauf bezog die Firma S. & 
Co. zunächſt für eine Muſterausſtellung Schokoladenwaren und ver⸗ 
mittelte dann auch Geſchäfte in dieſem Artikel. Der Angekl. er⸗ 
ledigte gelegentlich Anfragen an feine Firma, die ſich auf dieſe 
Schokoladenwaren bezogen. In dieſer Betätigung des Augekl. erblickt 
das LG. die ſelbſtändige Ausübung des Handels mit Schokoladen⸗ 
waren, für die der Angekl., was er gewußt habe, der Erlaubnis 
bedurft hätte. 

Die Reviſion rügt Verletzung des materiellen Rechts. Sie führt 
hierzu aus, der Angekl. ſei durch die Vorſchriften des HGB. über die 
offene Handelsgeſellſchaft geſchützt. Er habe für feine Perſon keine 
Handelserlaubnis gebraucht, weil die ſeinem Geſellſchafter erteilte 
Handelserlaubnis für die in der offenen Handelsgeſellſchaft vereinigten 
Perſonen, die wirtſchaftlich ein einheitliches Ganzes bildeten, genüge 
und untrennbar auch die Erlaubnis für die Mitgeſellſchafter nach ſich 
ziehe, ſoweit dieſe für die Geſellſchaft handeln wollten. 

Dieſe Rechtsauffaſſung iſt irrig. Wortlaut, Sinn und Zweck 
der VO. v. 24. Juni 1916 laſſen klar erkennen, daß die Erlaubnis, 
die nach $1 zum Betriebe des Handels mit Lebens⸗ und Futtermitteln 
erforderlich iſt, eine der einzelnen phyſiſchen Perſon eingeräumte und 
auf dieſe Perſon beſchränkte Berechtigung iſt, wie denn auch nach 
83 Abſ. 2 die Erlaubnis u. a. verſagt werden kann, wenn perſön⸗ 
liche Gründe der Erteilung entgegenſtehen. Dieſe VO. hängt, wie 
fi) auch daraus ergibt, daß Art. III VO. v. 27. Ron. 1919 (RG Bl. 
1909) für beide Verordnungen eine einheitliche Strafandrohung auf⸗ 
ſtellt, auf das engſte mit der Bek. zur Fernhaltung unzuverläſſiger 
Perſonen vom Handel v. 23. Sept. 1915 zuſammen, inſofern als ſie 
für das beſonders wichtige Gebiet des Großhandels mit Lebens⸗ und 
Futtermitteln gegenüber der bisher beſtehenden Handelsfreiheit, die 
nur durch die mit der Bek. v. 23. Sept. 1915 für den einzelnen Fall 
gegebenen Unterſagungsmöglichkeit eingeſchränkt war, die Genehmi⸗ 
gungspflichtigkeit einführte, um dadurch die Möglichkeit einer Prüfung 
jeder einzelnen dieſen Handel treibenden Perſon auf ihre 
Zuverläſſigkeit vorweg zu ſchaffen und den Ausſchluß unzuverläſſiger 
Perſonen von dieſem Handel von vornherein ganz allgemein zu 
ſichern. Dieſer Zweck würde vereitelt, wenn die von der Reviſion 
vertretene Anſicht Geltung erhielte, weil dann die Möglichkeit einer 
Umgehung des Geſetzes ohne weiteres gegeben wäre. Wenn nur einer 
der Geſellſchafter die Erlaubnis zum Handel hätte, könnte auch jeder 
andere Geſellſchafter unter dem Schutze der Geſellſchaft den Handel 
betreiben, auch wenn ihm für ſeine Perſon wegen ſeiner Unzuverläſſig⸗ 
keit niemals die Erlaubnis zum Handel erteilt worden wäre. Die 
vom Reviſionsgerichte vertretene Anſicht ſtößt ſich auch nicht mit dem 
Begriffe der offenen Handelsgeſellſchaft i. S. von 88 105 ff. HGB. 
Nach 8 114 HGB. find zwar alle Geſellſchafter zur Führung der 
Geſchäfte der Geſellſchaft berechtigt und verpflichtet, doch kann im 
Geſellſchaftsvertrage die Geſchäftsführung einem Geſellſchafter oder 
mehreren Geſellſchaftern übertragen werden mit der Wirkung, daß die 
übrigen Geſellſchafter von der Geſchäftsführung ausgeſchloſſen ſind. 
Muß ſchon der einzelne Geſellſchafter eine ſolche auf dem privat⸗ 
rechtlichen Geſellſchaftsvertrage beruhende Beſchränkung ſich gefallen 
laſſen, jo kaun er um jo mehr durch öffentlich⸗rechtliche Beſchrän⸗ 
kungen, denen er für feine Perſon unterworfen ift, von der Geſchäfts⸗ 
führung im Umfange dieſer Beſchränkungen ausgeſchloſſen werden. 
Dieſe Rechtsauffaſſung vertritt das LG. in Übereinſtimmung mit 
Alsberg, Praeistreibereiſtrafrecht, 6. Aufl. S. 148. Das Urteil iſt 
inſoweit frei von Rechtsirrtum. 

(Os. Dresden, StS., Urt. v. 5. Okt. 1921, III 283/21.) 


* 

Frankfurt a. M. 

2. 8 7 PrTr O., 8 372 EBD. Einziehung zu⸗ 
läſſig, wenn Schöffengericht nicht darauf erkannt und 
nur Angekl. Berufung eingelegt hat, vorausgeſetzt, daß 
Geldſtrafen und Betrag der Einziehung geringer find, 
als die Strafen des Schöffengerichts. ) 

Wenn von der Reviſion gerügt wird, daß die Stg. zu un⸗ 
recht die Einziehung des übergewinnes von 264% ausgeſprochen 


Zu 2. Das OLG. erſpart eine Stellungnahme zu der recht⸗ 
lichen Natur der Einziehung des 8 7 PreistrVO., weil es mit dem 
RG. und der herrſchenden Meinung annimmt, daß es bei 8 372 
SED. nur darauf ankomme, daß das Berch. im Endergebnis 
zu keiner ſchwereren Strafe gelangt als das Gericht erſter Inſtanz. 

Dieſe herrſchende Meinung unterliegt erheblichen Bedenken: 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


hätte, auf die das Urteil des Schöff®. nicht erkannt hätte, und 
daß hierin eine unzuläſſige rekormatio in pejus liege, ſo iſt zu⸗ 
nächſt zu prüfen, ob in dieſer Hinſicht überhaupt die Reviſion zu⸗ 
fällig iſt. Der § 372 StPO., der das Verbot der reformatio in 
pezus für die Berufungsinſtanz enthält, iſt eine rein prozeſſuale 
Vorſchrift. Würde alſo Verletzung dieſer Beſtimmung gerügt wer⸗ 
den, ſo wäre die Reviſion inſoweit im jetzigen Rechtszuge nach 
§ 380 StPO. unzuläſſig. Die Reviſion rügt aber, daß die StR. 
deshalb die Verhängung der Einziehung für zuläſſig erachtet habe, 
weil dieſe Einziehung des 87 der VO. v. 8. Mai 1918 keine 
Nebenſtrafe ſei und daher trotz des 8 372 StPO. in der Be⸗ 
rufungsinſtanz, auch wenn das SchöffGh. die Einziehung nicht 
ausgeſprochen hätte, verhängt werden dürfe. Gegen dieſe rechtliche 
Auffaſſung hinſichtlich des Charakters der Einziehung des 87 
wendet ſich die Reviſion, es wird alſo nicht die Verletzung einer 
prozeſſualen Vorſchrift, ſondern ein materiellrechtlicher Verſtoß gegen 
87 der BD. v. 8. Mai 1918 gerügt, was unbedenklich zuläſſig 
iſt. Aber auch dieſer Reviſionsaugriff geht fehl. 

Allerdings herrſcht über die rechtliche Natur dieſer Ein⸗ 
ziehung in der Rechtſprechung und dem Schrifttum lebhafter Streit. 
Das RG. erblickt in ihr in Übereinſtimmung mit der StR. keine 
Nebenſtrafe, ſondern iſt der Anſicht, daß fie ein öffentlich⸗ rechtlicher 
Herausgabeanſpruch des Staates eigener Art ſei (vgl. die bei 
Alsberg, Preistreibereiſtrafrecht, 6. Aufl., S. 306 Fußnote 67a 
angeführten Entſch.). Hiergegen ſteht Alsberg (a. a. O. S. 306 ff.) 
und das KG. (JW. 1920, 302 Ziff. 1) auf dem Standpunkt, daß 
die Einziehung des 8 7, wenn fie gegenüber dem Täter ausgeſpro⸗ 
chen werde, die Eigenſchaft einer Nebenſtrafe habe. Würde letz⸗ 
teres zutreffen, fo würde im vorliegenden Falle die Verhängung 
der Einziehung durch die StK. keine reformatio in pejus darſtellen. 
Denn bei § 372 Sto. kommt es nur darauf an, daß das BerG. 
im Endergebnis zu keiner ſchwereren Strafe gelangt, als das 
Gericht erſter Inſtanz (vgl. Löwe, SBD., 8 372 Note 2). Da 
nun hier die Ste. ſelbſt unter Einrechnung des Betrages der Ein⸗ 
ziehung von 264 % zu weit geringeren Strafen gelangt iſt, als 
das SchöffGG., fo war die Verhängung der Einziehung, wenn man 
in ihr eine Nebenſtrafe erblickt, durchaus zuläſſig, wie dies auch 
Alsberg (a. a. O. S. 308 Lit. b) zutreffend annimmt. Der 
Anſicht des KG. (JW. 1920, 303), daß die Einziehung niemals 
ausgeſplochen werden dürfe, wenn das Schöff®. nicht auf ſie er⸗ 
kannt hätte, kann nicht beigetreten werden. Erblickt man in der 
Einziehung mit dem RG. einen öffentlich⸗rechtlichen Herausgabe⸗ 
anſpruch, ſo liegt ſicherlich keine rekormatio in pejus vor, wenn 
die Geldſtrafe der StK. unter Hinzurechnung des Betrages der Ein⸗ 
ziehung hinter den Geldſtrafen, die das SchöffGG. verhängt hat, 
zurückbleibt (RGSt. 54, 66). 

(OLG. Frankfurt a. M., Str., Urt. v. 6. Okt. 1921, 8 120/21.) 
Mitgeteilt von RA. Otto Rothbartb. Frankfurt a. M. 


Landgerichte. 
Berlin. Ziviljachen. 
1. Das Gericht iſt nicht befugt ohne Anordnung 
des Erblaſſers einen Teſtamentsvollſtrecker zu ernennen. f) 
Der am 22. April 1906 verſtorbene Bücherreviſor Otto G. 
hatte in ſeinem Teſtament v. 1. März 1906 ſeine Ehefrau Marie G. 


Sie legt die Begriffe „Abänderung zum Nachteil“ und „härtere 
Strafe“ in den 88 372, 398 Abſ. 2 StPO. nicht genügend formal 
aus und läßt demgentäß bei der Frage nach dem Vorliegen einer 
reformatio in pejus lediglich die Tatſache, ob die Geſamt⸗ 
beurteilung der Tat zu einer höheren Strafſumme geführt hat, d. h. 
lediglich den ziffernmäßigen Geſamteffekt entſcheiden. 

Dieſe ganze wirtſchaftliche, oder beſſer geſagt zahlenmäßige 
Einſtellung iſt bedenklich. Sie berückſichtigt nicht die Möglichkeit 
gewiſſer ſchädigender Nebenwirkungen einer Nebenſtrafe, die ſich 
siffernmäßig gar nicht ausdrücken laſſen. Das Prozeßrecht iſt ein 
Formalrecht; der Strafprozeß noch mehr als der Zivilprozeß. Daher 
liegt m. E. eine Abänderung des Urteils erſter Inſtanz „zum Nach⸗ 
teil“ des Angekl. und eine „härtere Strafe“ regelmäßig dann 
vor, wenn das BerG. zuzüglich auf ein beſonderes Strafübel er⸗ 
keunt, welches vom SchöffG. nicht feſtgeſetzt war, gleichviel wie 
ſich rechneriſch die ziffernmäßige Geſamtſtrafſumme ſtellt. Mit 
Recht betont das KG. in der ſich in Gegenſatz zur herrſchenden 
Meinung ſtellenden, oben zitierten Entſch. v. 24. Juni 1919, daß 
die Wirkſamkeit eines beſonderen Strafübels, als welches die vom 
Vorderrichter nicht erkannte Einziehung anzuſehen iſt, zahlenmäßig 
mit der Geldſtrafe erſter Inſtanz nicht in Vergleich geſetzt werden 
kann. F 
Von dieſem Rechtsſtaudpunkte aus dürfte, falls man die 
Einziehung des 8 7 PreistryoO. mit dem KG., Alsberg u. a. 
zutreffend als Nebenſtrafe anſieht, auf ſie im vorliegenden Falle 
ſeitens des Ber G. nicht erkaunt werden. 

RA. Dr. Herbert Fuchs, Berlin. 

Zu 1. Obiger Entſcheidung iſt beizupflichten. Es mag zu⸗ 
gegeben werden, daß (weniger aus 8 3 als) aus 8 4 des Teſtaments 
on entnehmen iſt, daß die Witwe bis zum 30. Lebensjahre der Kinder 


51. Jadrg. 1922 Heft 1} Rechtſp 


und ſeine beiden Kinder Erich und Erna zu Erben eingeſetzt. Im 
§ 3 des Teſtaments heißt es: 
„Meiner Ehefrau, welche nach meinem Tode die elterliche Ge⸗ 
walt über meine Kinder haben wird, ſetze ich als Beiſtand 
und Pfleger der Kinder den Fabrikdirektor Simon N., hier.“ 
84: „Ich beſtimme, daß mein Sohn Erich mit vollendetem 
25. Lebensjahr die Hälfte ſeines Erbteils ausgezahlt erhalten 
ſoll; die zweite Hälfte mit erreichtem 30. Lebensjahre. 
Meine Tochter Erna ſoll die Hälfte ihres Erbteils bei ihrer 
Verheiratung erhalten, die andere Hälfte mit erreichtem 
30. Lebensjahre. 2 
Meine Ehefrau ſoll mit Zuftimmung des Herrn N. ermäch⸗ 
tigt ſein, meinen Kindern ihr Erbe ganz oder zum Teil be⸗ 
reits vor obigen Zeitpunkten auszuantworten.“ 2 
< Den 83 des Teſtaments hat das AG. dahin ausgelegt, daß ein 
Teſtamentsvollſtrecker ernannt werden ſolle, dem beſonders die Aus⸗ 
jührung der Beſtimmungen des 8 4 obliegen ſollte, und hat einen 
Teſtamentsvollſtrecker ernannt. Gegen dieſe Entſcheidung haben die 
inzwiſchen volljährig gewordenen Geſchwiſter Erna und Erich G. 
Deſchwerde eingelegt. Die ſofortige Beſchwerde erſcheint begründet. 
a wenn anzunehmen wäre, daß durch $3 des Teſtaments die 
1 des Erblaſſers als Teſtamentsvollſtreckerin beſtellt werden 
fole, fo iſt das Nachlasgericht doch nicht befugt, nach Wegfall 
erſelben durch Eintritt ihrer Geſchäftsunfähigkeit eine neue zu er⸗ 
nennen. Wenn der Erblaſſer ſich ſichern wollte, hätte er einen Erſatz⸗ 
Teſtamentsvollſtrecker für dieſen Fall vorſchreiben müſſen. Der Erb⸗ 
er hat dies aber unterlaſſen. Auch der Fall des 8 2200 BGB. 
iegt nicht vor, da dem Teſtament ein Erſuchen um Einſetzung eines 
eſtamentsvollſtreckers weder unmittelbar, noch mittelbar zu ent⸗ 
nehmen iſt. 
(26. II Berlin, 6. Mai 1921, 5 T 80/21.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Iſaac, Berlin. 


& 2. Anwendbarkeit des bolſchewiſtiſchen Rechts in 
heſachen. f) 
3 Der Bekl. ift Ruſſe und die Kl. teilt die Staatsangehörigkeit 
ihres Mannes. Beide ſind demnach Ausländer. Die Eheſcheidungs⸗ 
age kann daher nach 8 606 Abſ. 4 ZPO. vor einem deutſchen Gericht 
Re erhoben werden, wenn das deutſche Gericht auch nach dem Geſetz 
des Staates zuſtändig iſt, dem der Ehemann angehört. Das Ehe⸗ 
ſcheidungsrecht iſt von der ruſſiſchen föderativen Räterepublik durch 
ie Dekrete v. 18. und 19. Dez. 1917 geregelt. Danach ſind die 
geiſtlichen Gerichte aufgehoben und für Eheſcheidungsangelegenheiten 
Ak weltlichen Gerichte ausſchtießlich zuftäudig. Die örtliche Zu⸗ 
uberdigkeit beſtimmt ſich nach den allgemein geltenden Vorſchriften 
u die örtliche Zuſtändigkeit in anderen bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
10 und ergibt ſich aus Art. 202 ff. der ruſſiſchen 3PO., die in⸗ 
0 eit von der Räterepublik aufrechterhalten iſt. Ortlich zuſtändig iſt 
lt dh das Gericht, in deſſen Bezirk der Bekl. ſeinen Wohnſitz hat. 
St Diefer nicht befannt, jo richtet ſich wie bas Defret ausdrücklich 
A die Zuſtändigkeit nach dem letzten bekannten Wohnort. Eine 
5 Icliobliche Zuſtändigkeit der ruſſiſchen Gerichte iſt aus dem Dekret 
Gef 9. Dez. 1917 nicht zu entnehmen, fie würde auch der in dem 
Be zum Ausdruck gekommenen Abſicht widerſprechen, die Schei⸗ 
Nach allein von dem Willen der Ehegatten abhängig zu machen. 
) alledem iſt die Zuſtändigkeit des angerufenen LG. begründet. 
Geſ Gemäß Art. 17 EGBGB. find für die Eheſcheidung weiter die 
erhehn des Staates maßgebend, dem der Ehemann z. Zt. der Klage⸗ 
werden angehört, jedoch darf die Scheidung nur ausgeſprochen 
cat wenn zugleich nach deutſchem Recht ein Scheidungsgrund vor⸗ 
keine Dieſe Vorausſetzungen ſind erfüllt. Das ruſſiſche Dekret führt 
die Ehe teriellen Eheſcheidungsgründe an, es beſtimmt lediglich, daß 
he auf Antrag beider oder auch nur eines Ehegatten aufgelöſt 


E 
ale deſtamentsvallſreckerin nach 82209 zur Verwaltung der Erb⸗ 
an 922 Kinder berufen ſein foll. Keinesfalls aber liegt ein Erſuchen 
5 Nachlaßgericht vor, einen Teſtamentsvollſtrecker bei Wegfall 
Daß 19 Erblaſſer ernannten Teſtamentsvollſtreckerin zu ernennen. 
ſuchen 95 ohne ein ſolches irgendwie zum Ausdruck gebrachtes Er⸗ 
iſt unit as Gericht einen Teſtamentsvollſtrecker nicht ernennen kann, 
Val und nach dem Geſetz auch nicht zu bezweifeln. 
Stender Planck, Bem. 1 und RGR Komm. Bem. 1 zu 8 
inger, Vem. II, 4 zu 882197 ff.) 
IR. Dr. Herzfelder, München. 


8.4921 Wie aus den Anmerkungen zu dem Münchener Urteil 
Enverſtande 14725.) ſich ergibt, bin ich mit dem obigen Urteil 
nden. Es kann keine Rede davon fein, die Ehegeſetzgebung 


ruſſiſch f ; 8 5 5 ; 
0 e enen ere lit zu ignorieren. Man würde ſonſt ins 


jo ift auf bie Scheidung infolge gegenſeitiger Einwilligung betrifft, 
erſcheint re rumäniſches Recht zu verweilen. Wichtiger aber 
Schweden, ge moderne ſkandinaviſche Auffaſſung, die heute in 
tumg v. 1. Jawegen und Island (Gef. v. 15. Juni 1921, in Gel⸗ 
däniſchen RER Geſetz geworden iſt und nach dem in der 
wurf auch dort Gef — — 7 Nov. 1921 eingebrachten Ent⸗ 


Geh. Hofrat Prof. Dr. Neubecker, Heidelberg. 


2200, 
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werden kaun, nachdem der Richter die Überzeugung erlangt hat, daß 
der Antrag auf Eheſcheidung tatſächlich von beiden Ehegatten oder 
von einem von ihnen herrührt. Dieſer letzte Fall iſt hiermit ge⸗ 
geben, da die Kl. um Auflöſung ihrer Ehe gebeten hat. Auch nach 
deutſchem Recht iſt die Klage gemäß $ 1567 Abf. 2 BGB. begründet. 

Bedenken gegen die Anwendung der von der ruſſiſchen föde⸗ 
rativen Räterepublik erlaſſenen Geſetze liegen nicht vor, da die Räte⸗ 
republik rechtlich als Regierung anzuſehen, auch von der deutſchen 
Regierung als ſolche anerkannt iſt, wie der Frieden von Breſt⸗Litowsk 
beweiſt. Zu beachten iſt lediglich Art. 30 CGBGB., nach dem die An⸗ 
wendung eines ausländiſchen Rechtes ausgeſchloſſen iſt, inſofern es 
gegen die guten Sitten oder den Zweck eines deutſchen Geſetzes ver⸗ 
ſtößt. Dieſes trifft bei den angewandten Beſtimmungen nicht zu. 
Selbſt wenn ſie entgegen dem deutſchen Rechte, das die Ehe als eine 
über den Willen der Ehegatten beſtehenden Ordnung anfieht, das Be⸗ 
ſtehen der Ehe allein von dem freien Willen der Ehegatten abhängig 
macht, ſo kann darin kein Verſtoß gegen die guten Sitten erblickt 
werden, zumal auch früher im franzöfiſch⸗rechtlichen Teil Deutſchlands 
auf Grund des Code civil die Eheſcheidung infolge wechſelſeitiger 
Einwilligung beſtand. Daß die ruſſiſche Geſetzgebung in dieſer Rich⸗ 
tung noch einen Schritt weiter geht, kann nicht zu ihrer Beanſtandung 
führen. Ob andere Rechtsgrundſätze der Räterepublik als unititliche 
zu verwerfen ſind, kann ganz dahingeſtellt bleiben, da das Gericht 
lediglich das eine Geſetz, nicht aber die ganze Geſetzgebung, oder gar 
die Staatsform des fremden Staates auf ihren ſittlichen Inhalt zu 


prüfen hat !). 
(SG. III Berlin, Urt. v. 30. Juni 1921, 38 K 783/20.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Walter Hermann Stern, 
Berlin⸗ Charlottenburg. 


* 


3. Auslagenerſtattungsanſpruch des Armenanwalts 
gegen die Staatskaſſe. 

Allerdings wird im Regelfalle eine Erſtattung der Auslagen des 
Armenanwalts nach dem Geſetz v. 18. Dez. 1919 nur nach Beendi⸗ 
gung des Verfahrens durch Urteil in Frage kommen. Das Geſetz 
macht aber den Erſtattungsanſpruch des Armenanwalts nicht von dem 
Vorliegen eines Urteils abhängig, ſondern verlangt lediglich, daß ſie 
nicht von einem erſatzpflichtigen Gegner beigetrieben werden können. 
Im vorliegenden Falle iſt der Kl. verſtorben und das Verfahren 
daraufhin ausgeſetzt. Nach Lage der Sache iſt eine Aufnahme des 
Rechtsſtreites durch die Mündelmutter als Rechtsnachfolger des Kl. 
nicht anzunehmen, zumal ihr Aufenthalt nicht bekannt iſt. Der 
Rechtsſtreit iſt alſo tatſächlich beendet und iſt mangels eines den Bekl. 
in die Prozeßkoſten verurteilenden Erkenntniſſes ein erſatzpflichtiger 
Gegner überhaupt nicht vorhanden. 

(LG. III Berlin, Beſchl. v. 11. Juni 1921, 45 8 164/20.) 


Mitgeteilt von IR. Alfons Loewe, Spandau. 


Liegnitz. 1 
4. Zu den 8813 Nr. 1, 14 Abf. 1 RAG O. 


Kl. iſt unbeſtritten mit der Prozeßführung von dem Bekl. be⸗ 
auftragt und auch für denſelben tatſächlich tätig geweſen, indem er 
eine Ladungsſchrift dem LG. eingereicht hat, auf Grund deren er den 
Gegner zur mündlichen Verhandlung über den von einem anderen 
Anwalt bei einem AG. erwirkten Zahlungsbefehl zu laden beabſich⸗ 
tigte. Unbeſtritten iſt ferner, daß die Zuſtellung der mit Termins⸗ 
beſtimmung bereits verſehenen Ladungsſchrift auf Erſuchen des Bekl. 
unterblieben iſt und daß eine fernere Tätigkeit des Kl. in dem Pro⸗ 
zeſſe des Bekl. nicht ſtattgefunden hat. 

Bei dieſer Sachlage kann die nach 813 Nr. 1 RAGebdO. vor⸗ 
geſehene Prozeßgebühr nicht als verdient angeſehen werden, da viel⸗ 
mehr der Ausnahmefall des 8 14 Abſ. 1 gegeben iſt. Als Klageſchrift 
i. S. dieſes Paragraphen muß der Zahlungsbefehl angeſehen werden, 
während die Ladungsſchrift nur als vorbereitender Schriftſatz auf⸗ 
gefaßt werden kann, deſſen wenigſtens in Auftrag gegebene Zuſtellung 
die Vorausſetzung für die Fälligkeit der vollen Prozeßgebühr geweſen 
wäre. (Vgl. Willenbücher, Anm. zu 814 RAGeb o.) 

Die Tätigkeit des Kl. iſt demnach mit der vom Bekl. bereits ge⸗ 
zahlten halben Prozeßgebühr voll abgegolten. 

(LG. Liegnitz, 1. Z., Urt. v. 17. Juni 1921, 30 435/21.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Heinrich Seidel, Breslau. 


3) Ebenſo SG. II Berlin Urt. v. 9. Mai 1921, 38 K 146/21. 


Zu 4. Die Entſch. iſt zweifellos de lege lata richtig. Aus 
der Überraſchung, die ſie trotzdem im erſten Augenblick auch bei dem 
kundigen Leſer hervorruft, kann man entnehmen, wie wenig ſinnvoll 
die Unterſcheidungen ſind, von denen 814 RAGebO. ausgeht. Warum 
ſoll die Einreichung der Klage, der Berufung, des Einſpruchs und 
die Einreichung jedes Schriftſatzes im amtsgerichtlichen Verfahren 
ſtets die dolle Prozeßgebühr, die Einreichung der Ladung im land⸗ 
gerichtlichen Verfahren aber nur die halbe Prozeßgebühr auslöſen? 
Auch hier wird die Gebührenreform eingreifen müſſen. Vgl. im 
einzelnen Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, 814 Anm. 11 ff., 
15ff. RA. Dr. Friedlaender, Münden. 
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B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsſmanzhof. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat 
Dr. Hecker und Reichsfinanzrat Dr. Boethke, München. 


De Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. Das Verſchulden des Gehilfen eines Rechts- 
anwalts begründet die Erteilung der Nachſicht gegen 
Verfäumung einer Rechtsmittelfriſt (868 Reichs Abg.). 

Umſatzſteuerpflicht eines Winzerwirts, dem von 
einem Winzerverein die Bewirtſchaftung der dem Verein 
gehörigen Wirtſchaft übertragen iſt. Zum Begriff des 
ſelbſtändigen Gewerbetreibenden.f) 

Das LJ A. hatte die Berufung wegen Verſäumung der Be⸗ 
rufungsfriſt als unzuläſſig verworfen. Der Berufungskläger hat 
jedoch Nachſicht beantragt und dieſen Antrag auf ein Verſehen 
jeiner Kanzlei geſtützt. In der Rechtsbeſchwerde hat er dieſe DBe- 
hauptung damit begründet, daß der von dem bevollmächtigten 
Rechtsanwalte mit der Expedition der Berufung beauftragte Ge⸗ 
hilfe zwar die übrigen Berufungen erledigt, die für ihn aus⸗ 
gefertigte Berufungsſchrift aber habe liegen laſſen. In dem Urteil 
des LF A., durch das der Antrag auf Nachſicht zurückgewieſen iſt, 
iſt die Zurückweiſung damit begründet, daß das Verſchulden des 
Bevollmächtigten den Steuerpflichtigen in gleicher Weiſe wie ein 
eigenes Verſchulden treffe. Dabei iſt überſehen, daß es ſich im 
vorliegenden Falle nach den Behauptungen, die ſchon in der 
Vorinſtanz aufgeſtellt waren, nicht um ein Verſchulden des bevoll⸗ 
mächtigten Anwalts, ſondern um ein Verſchulden eines Gehilfen 
dieſes Anwalts handelt; gerade ein ſolches Verſchulden iſt ge⸗ 
eignet, die Verſäumung der Rechtsmittelfriſt durch den Anwalt 
als entſchuldigt gelten zu laſſen. Die Entſcheidung iſt daher 
als auf Rechtsirrkum beruhend aufzuheben und die Nachſicht, da 
das Vorbringen glaubhaft iſt, zu erteilen. 

Es handelt ſich darum, ob Winzerwirte, denen von den 
Winzervereinen die Bewirtſchaftung der den Vereinen gehörigen 
Wirtſchaften übertragen iſt, als ſelbſtändige Gewerbetreibende umſatz⸗ 
ſteuerpflichtig find oder ob fie nur die Stellung von Angeſtellten 
der Vereine haben und deshalb umſatzſteuerfrei ſind. Der Verein 
ſtellt die Wirtſchaftsräume mit Inventar und die Wohnräume. 
Es dürfen nur Weine des Vereins verſchenkt werden, die dem 
Wirte zugeteilt werden und vom Vereinsküſer zu behandeln find. 
Der Wirt erhält Prozente von den Einnahmen, die Preiſe beſtimmt 
der Verein; Speiſen und Mineralwaſſer darf der Wirt auf eigene 
Rechnung verabreichen. Der Verein kann die Räume jederzeit 
beſichtigen. 

Es handelt ſich ausſchließlich um die Umſatzſteuerpflicht der 
für den Ausſchank der Weine erzielten Einnahmen. Dieſe bilden 
weitaus den Hauptteil des Umſatzes. 

Anknüpfend an die preußiſche Gewerbeordnung vom Jahre 
1845, wird in der Regel als ſelbſtändig bezeichnet, wer eine gewerb⸗ 
liche Tätigkeit für eigene Rechnung unter eigener Verantwortung 
ausübt. Das reicht meiſt aus, aber nicht immer, und es iſt mit 
Recht bemerkt worden, daß die Begriffsmerkmale nicht eindeutig 
ſind. Insbeſondere verſagt das Merkmal „für eigene Rechnung“ 
dann, wenn die Verhältniſſe, wie hier, ſo geordnet ſind, daß die 
Früchte der Tätigkeit ſowohl dem, der die Tätigkeit ausübt, wie 
auch einem Dritten zufallen, ſeine Tatkraft und Arbeitsentfaltung 
alſo teilweiſe ihm, teilweiſe dem Dritten zugute kommt und un⸗ 
klar bleibt, ob er im eigenen Namen oder im Namen des Fritten 
handelt. Schärſer wird der Begriff der Selbſtändigkeit in der 
Rechtslehre zum Gewerberechte — vgl. Landmann, Komm. zur 
Gew., 7. Aufl., Bd. 1 8 14 Ben. 2a und dort angeführte Schrift⸗ 
ſteller — dahin beſtimmt, daß als ſelbſtändiger Gewerbetreibender 
anzuſehen iſt, wer weder als Stellvertreter das Gewerbe betreibt, 
das iſt, im Namen und für Rechnung eines anderen, noch in 
einer ſolchen wirtſchaftlichen und perſönlichen Abhängigkeit von 
einer anderen Perſon, daß er als deren gewerblicher Arbeiter er⸗ 
ſcheint. Ahnlich hat der erkennende Senat in dem Urteil v. 12. Mai 
1920, Rich. 2, 339, ausgeſprochen, daß Unſelbſtändigkeit nur da 
vorliege, wo jemand im geſchäftlichen Organismus des Unternehmens 
eines anderen deſſen Weiſungen zu folgen verpflichtet ſei. Danach 


Zu 1. Der NFH. gibt in obiger Entſch. dem 8 68 NAGAD. 
die entſprechende Auslegung wie ſie das RG. dem 8232 Abi. 2 FED. 
zuteil werden läßt: das Verſchulden eines Anwaltsgehilfen wird 
binfichtlic) der Wiedereinſetzungsfrage dem Verſchulden des RA. 
nicht gleichgeachtet (vgl. ſtatt vieler: JW. 1920, 142 Nr. 8). Die 
weitere Frage, ob etwa dem RA. ſelbſt ein eigenes Verſchulden hin⸗ 
ſichtlich der nötigen Überwachung des Bureauperſonals zur Laſt 
fiel, iſt in der Entſch. des Rö. nicht erörtert. Der Tatbeſtand 
bot offenbar keinen Anlaß hierzu. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſetzt die Abhängigkeit voraus, daß die Tätigkeit, um die es ſich 
handelt, einen Teil der gewerblichen Tätigkeit eines anderen bildet, 
d. h. als zu deſſen Gewerbebetriebe gehörig erſcheint. Dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkt kann unter Umſtänden dazu führen, in Fällen, wo 
das Sachverhältnis bürgerlich⸗rechtlich als Pacht⸗ oder Werkver⸗ 
trag gekennzeichnet iſt, z. B. bei einem Droſchkenunternehmen, bei 
Bierfahrern, bei dem Verhältnis zwiſchen Schiffseigner und Kahn⸗ 
führer, dennoch ein Angeſtelltenverhältnis als vorliegend anzuneh⸗ 
men. Bei Winzervereinen läßt ſich ohne weiteres keinesfalls 
ſagen, daß ſich ihre Tätigkeit auch auf den Wirtſchaftsbetrieb in 
den Vereinsräumen erſtrecke. Es kann ſich ebenſogut um eine 
ſelbſtändige Tätigkeit der Wirte handeln. Daraus allein, daß die 
Räume ſamt der Ausſtattung und den Gläſern den Vereinen ge⸗ 
hören, folgt nicht, daß auch der Betrieb der Wirtſchaft in dieſen 
Räumen Sache der Vereine ſei; übrigens haben in einigen Fällen 
die Wirte das zur Verabreichung von Speiſen nötige Geſchirr ſelbſt 
zu ſtellen. Bei Brauereien z. B. kommt es oft vor, daß Wirt⸗ 
ſchaftsräume ſamt Inventar den Brauereien gehören und dennoch 
nicht zu bezweifeln iſt, daß der Pächter einen ſelbſtändigen Ge⸗ 
werbebetrieb ausübt. Umgekehrt ſchließt der Umſtand allein, daß 
die Wirte Speiſen und meiſt auch Mineralwaſſer und Poſtkarten 
auf eigene Rechnung vertreiben und inſoweit ohne Zweifel ſelb⸗ 
ſtändig und umſatzſteuerpflichtig ſind, nicht aus, daß ſie die Haupt⸗ 
tätigkeit, nämlich das Ausſchenken des Weines, nur als An⸗ 
geſtellte der Vereine ausüben; ogl. jedoch die Entſch. des REN, 
amtl. Nachrichten des RVA. 1895, 238 Nr. 445, wo bei einem 
Bierverſchleißer in dem für eigene Rechnung betriebenen Zigarren⸗ 
und Speiſenhandel ein weſentliches Merkmal für die Annahme der 
Selbſtändigkeit ſeiner geſamten Tätigkeit gefunden iſt. Auch daraus, 
daß die Vereine zum Teil die geſetzliche Haftung für Unfälle 
übernommen haben, läßt ſich kein ſicherer Schluß ziehen, daß 
der Wirtſchaftsbetrieb ein Betrieb der Vereine ſei; es kann ſich 
lediglich um eine innere Angelegenheit zwiſchen Pächter und Vex⸗ 
pächter handeln, wonach die den Wirt treffende Gefahr vom Verein 
übernommen wird. 

Die Zweifel, die hiernach bleiben, wird das LF A. nur dadurch 
löſen können, daß es prüft, ob ſich die Wirte in eine perſönliche 
Abhängigkeit gegenüber den Vereinen begeben haben, d. h., 
ob fie in dem Wirtſchaftsbetriebe den geſchaftlichen Anordnungen 
der Vereinsvorſtände Folge zu leiſten haben. Zutreffend betont 
Popitz, Komm. zum Umſatzſteuergeſetz 1919 S. 145, daß die 
perſönliche Stellung entſcheidend iſt, ebenſo zutreffend allerdings 
auch, daß die Entſcheidung nicht leicht iſt. Von Bedeutung ſind 
hierbei natürlich die Verträge. Es iſt zuzugeben, daß dieſe die 
perſönliche Geſtaltungsfreiheit der Wirte hinſichtlich des Wirtſchafts⸗ 
betriebs ſtark beſchränken: Ausſchenken beſtimmter Weine und nur 
dieſer Weine zu beſtimmten Preiſen, Art der Benutzung der Räume 
— vereinzelt iſt auch das Aufſtellen von Muſikautomaten und 
das Muſizieren und Tanzen von der Genehmigung des Vereins⸗ 
vorſtandes abhängig uſw. —, aber alle dieſe Beſchränkungen ſind 
nicht derartig, daß ſie nicht auch bei einer perſönlichen ſelbſtän⸗ 
digen Stellung der Wirte möglich wären. Andererſeits iſt zu beachten, 
daß den Wirten in der Regel zwar gewiſſe Leiſtungen, aber nicht 
die perſönliche Vornahme dieſer Leiſtungen zur Pflicht 
gemacht wird; es ſteht ihnen frei, die Leiſtungen durch Familien⸗ 
angehörige oder von ihnen zu beſtimmende Bedienſtete vornehmen 
zu laſſen, vgl. die dies betonende Entſch. des RUN, amtl. Nachr. 
1895, 238 Nr. 446, über die Selbſtändigkeit einer Kaſinowirtin, 
die eine feſte Vergütung bezog. In einem der Verträge iſt frer 
lich bemerkt, daß der Wirt ſeine ganze Kraft der Wirtſchaft zu 
widmen habe und nebenbei kein anderes Geſchäft betreiben dürfe. 
Auch dieſe Vertragsbeftimmung läßt jedoch keinen ſicheren Schluß 
auf eine perſönliche Unterordnung zu. Überhaupt darf der In⸗ 
halt der Verträge nur unter Heranziehung der geſamten Umftände 
gewürdigt werden. Die Verträge ſollen die privatrechtlichen Be⸗ 
ziehungen der Beteiligten untereinander feſtſetzen. Für die hier 
maßgebende Prüfung eines öffentlich- rechtlichen Verhältniſſes — 
ob nämlich eine ſelbſtändige gewerbliche Tätigkeit i. S. des Umſatz⸗ 
ſleuergeſetzes vorliegt — kommt es nicht jo ſehr auf die Faſſung 
der einen oder anderen Vertragsbeſtimmung, alſo auch nicht dar⸗ 
auf, ob der eine Vertrag ſo, der andere Vertrag etwas abweichend 
lautet, als vielmehr darauf an, ob die Wirte nach ihrer ge⸗ 
ſamten wirtſchaftlichen und geſellſchaftlichen Stel⸗ 
lung, wie ſie ſich tatſächlich geſtaltet hat, als ſelbſtändig oder 
abhängig anzuſehen ſind. Das kann dazu führen, je nach der 
ſozialen Stellung der in Frage kommenden Gewerbetreibenden 
trotz im weſentlichen gleichmäßiger Abfaſſung der Verträge in ge⸗ 
wiſſen Fällen die Selbſtändigkeit zu verneinen, vgl. z. B. 
für einen Bierfahrer den Plenarbeſchluß des RVA. v. 3. April 1889, 
Handbuch der Unfallverſicherung Bd. 1 S. 368, auch das DVS. 
in Steuerſ. 6, 429; vgl. ferner für einen Droſchkenkutſcher, amtl. 
Nachr. des RV A. 1886, 230, auch OVG. 30, 360, in anderen Fallen 
dagegen die Selbſtändigkeit zu bejahen, vgl. z. B. für einen 
Okonomen eines Lehrerſeminars amtl. Nachr. des RBA. 1905, 585 
Nr. 1239 und die von Fuiſting⸗Strutz, Gewerbeſteuergeſez, 
3. Aufl. S. 30, angeführten Entſch. des OVG. für einen Kanrinen⸗ 
wirt und den Okonomen eines Seminars. 

Deshalb iſt geboten, die geſamte wirtſchaftliche und geſell⸗ 


51. Jahrg. 1922 Heft 1] 


ſchaftliche Stellung der Winzerwirte zu prüfen. Nach einer zur 
Torbereitung der Eutſcheidung vom Senatsvorſitzenden eingezogenen 
Auskunſt find die Winzerwirte bisher nicht zur Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung angemeldet und es iſt ihnen kein Lohnabzug für die Reichs⸗ 
einkommenſteuer gemacht worden. Das kann einen Anhalt dafür 
bieten, daß Sie ſich ſelbſt nicht für Angeſtellte gehalten haben 
und daß der Verein dieſe Anſicht geteilt hat, ein Umſtand, der für 
die Beurteilung ihrer Selbſtändigkeit vielleicht von eniſcheidender 
Bedeutung ſein kaun. Ebenſo wird feſtzuſtellen ſein, ob die Winzer⸗ 
wirte zur Krankenkaſſe angemeldet ſind. Gerade die Auffaſſung, 
die der Verkehr von der Selbſtändigkeit oder Uuſelbſtändigkeit 
ihrer Stellung hat, ift in zweifelhaften Fällen dieſer Art ausſchlag⸗ 
gebend Aus demſelben Grunde kaun auch Bedeutung gewinnen, 
ob die Perſönlichkeit der Wirle im Wirtſchaftsbetrieb eine Rolle 
ſpielt oder mehr oder minder zurücktritt, z. B. auch, ob der Name 
des Wirtes außen au den Wirtſchaftsräumen angebracht iſt. 
Die Entſcheidung ſelber darf jedoch nicht auf das eine oder 
andere Anzeichen, ſondern nur auf die geſamten Verhältniſſe, die 
n beſtimmen, abgeſtellt werden, vgl. Popitz a. a. O. 


(IT. Sen., Entſch. v. 17. Mai 1921, II A 6571/1, Preuß Verw. 
Bl. 42, 621 f.) 


0 2. Bei der Veranlagung zur VermZuwKr Abg. iſt 
er Nennwert einer in ausländiſcher Währung zahlbaren 
Shutb in der Regel nach dem Wechſelkurſe vom 30. Juni 
919 umzurechnen. War aber die Schuld an dieſem Tage 
nicht fällig oder rückzahlbar, ſo iſt ihr Wert nach dem 
ſchäzungsweiſen Werte im Zeitpunkt der Fälligkeit oder 
er Rückzahlbarkeit (Deviſenterminwert) feſtzuſtellen. ) 
8 Streitig iſt, mit welchem Betrage die holländiſche Schuld 
es Steuerpflichtigen von 40000 Gulden bei ber Kriegsabgabe 
om Vermögenszuwachs anzuſetzen iſt. In den Vorentſcheidungen 
Ut bie Schuld zum vollen Nennwert unter Umrechnung in deutſche 
Währung nach dem Wechſel⸗ (Devifen-) Kurſe v. 30. Jun 1919 
berechnet. Der Steuerpflichtige dagegen will den Betrag eingeſetzt 
wiſſen, den er zur fpäteren Tilgung der Schuld hat aufwenden 
müſſen. Dieſer war erheblich höher als in den Vorentſcheidungen 
303enommen wurde, da der Wert der deutſchen Mark ſeit dem 
0. Juni 1919 ſtark gefallen iſt. 8 
bei Der Auffaſſung der Vorentſcheidungen kann nur teilweiſe 
eigetreten werden. Für die Bewerkung einer ausländiſchen Ka⸗ 
vitalſchuld ift nach 8 5 des VermZuwerAbgch. der § 36 des BeſStch. 
maßgebend, wonach fie mit dem Nennwert anzuſetzen tft, ſofern 
9 beſondere Umſtände die Veranſchlagung nach einem vom 
ennwert abweichenden höheren oder geringeren Werte begründet. 
Solche Umſtände liegen jedenfalls dann nicht vor, wenn die Schul» 
li am 30. Juni 1919 fällig waren oder doch von Steuer⸗ 
llichtigen abgelöſt werden konnten. In dieſem Falle war der 
e nämlich 40000 Gulden, in Mark umzurechnen, und 
119 0 auf den Betrag, der vom Steuerpflichtigen am 30. Juni 
5 19 hätte aufgewendet werden müſſen, um die Schulden ab⸗ 
datragen. Das folgt aus 8 5 des Verm Zuw er Abg., wonach 
ES Vermögen nach den Vorſchriften des BeſStGG. auf dieſen 
Sch g eſtzuſtellen ift. Es iſt nichts dagegen einzuwenden, daß der 
wmaldbetrag nach dem Wechſel⸗ (Deviſen⸗) Kurs v. 30. Juni 1919 
ie met wird. Denn der ſo gefundene Betrag iſt der Ver⸗ 
hätte g nach der, den der Steuerpflichtige am 30. Juni 1919 
piu aufwenden müſſen, um die Schuld zu tilgen. Der Steuer⸗ 
eine ige ſelbſt legt ebenfalls den Kurswert zugrunde, nur auf 
Ve andere Zeit als den 30. Juni 1919 berechnet: (Vgl. Württ. 
erwaltungsGerof v. 19. März 1919, DStBl. II, 561; Arlt 
Mrozek, NAD. 8 143 Anm. 4°.) 
halti Was der Steuerpflichtige hiergegen anführt, iſt nicht ſtich⸗ 
19190 Die von ihm angeführte Eutſch. des RF. v. 31. Okt. 
es iſt (Rc. 1, 272) ſpricht nicht für, ſondern gegen ihn. Denn 
Gesa dort ausgeführt: „Stellt ſich in der Zeit zwiſchen Ende des 
a ſchäftsiahrs und Beendigung der Bilanzaufſtellungsarbeiten her⸗ 
hat. a8 ein Gegenſtand einen höheren oder geringeren Wert 
län Eu unter Berückſichtigung aller in Betracht kommenden Um⸗ 
mußt am letzten Tage des Geſchäftsjahres angenommen werden 
Ble und angenommen worden ift, jo muß grundſätzlich für die 


berät 2. Mit dem letzten Satz der Begründung wird ſelbſt Sach⸗ 
auch v igen etwas ziemlich Unmögliches zugemutet, aber da Schulden 
bei der J ihrer Fälligkeit ablösbar zu ſein pflegen, wird es wohl 
entſpr nrechnung zu dem der Valutaentwicklung v. 30. Juni 1919 
f Kurswert bleiben. 

dem Val Seh daß ausländifche Vermögenswerte und Schulden nach 
licherweise averhältnis am Stichtage umzurechnen ſeien, iſt erſtaun⸗ 
nicht in 8 keinem unſerer Steuergeſetze und namentlich auch 
ihn hier er RAbgO. klar ausgeſprochen. Wenn die Entſcheidung 

8 5 des VermZuwär Abg. zu ſtützen ſucht, fo iſt 
10 Stelle eigentlich mehr hineingelegt, als in ihr ent⸗ 
Am Sinne unſerer Steuergeſetze liegt aber allerdings 
eontrario aus 9 wie ſich jetzt namentlich argumentum e 

° dem Ansgleichsbeſteuerungsgeſetz ergibt. 

Prof. Dr. Bühler, z. Zt. Berlin. 
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Bewertung in der Bilanz der für den Stichtag begründete 
Wert eingeſetzt werden. Die Bilauz ſoll ſo aufgeſtellt werden, 
wie ſie hätte lauten müſſen, wenn ſie am letzten Tage des Ge⸗ 
ſchäftsfahres aufgeſtellt worden wäre.“ Wendet man dieſen Grund⸗ 
ſatz entſprechend auf den vorliegenden — nicht gleich liegenden 
Fall an, ſo ergibt ſich, daß nur der Kurswert v. 30. Juni 1919 
in Betracht kommt. Nur nach dieſem ließ ſich die Umrechnung 
der holländiſchen in die deutſche Währung vornehmen. 

Inſoweit unterliegt die angefochtene Entf. keinem Bedenken, 
und ſie ſteht im Einklang mit der Eutſch. des RF. v. 3. Jan. 
1920 (RH. 2, 128). Anders iſt jedoch die Rechtslage, ſoweit 
die Schulden des Steuerpflichtigen am 30. Juni 1919 nicht fällig 
oder wenigſtens ablösbar waren. Es kommt dann auf den Betrag 
an, der an dem ſpateren Tage der Fälligkeit oder der früheſten 
Ablöſungs möglichkeit vorausſichtlich aufzuwenden war, um die Schul⸗ 
den zu tilgen. Dabei ſind aber nicht die Verhältniſſe zu berück⸗ 


ſichtigen, wie ſie ſich tatſächlich geſtaltet haben, ſondern nur die 
Umſtäude, die am Stichtag mit hinreichender Sicherheit voraus⸗ 


zuſehen waren. s I: 
Da die Vorentſcheidung dieſen Unterſchied nicht berückſichtigt, 


ſo war ſie aufzuheben. 

Die Sache iſt nicht ſpruchreif, denn es iſt noch nicht feſt⸗ 
geſtellt, ob und wieweit die Schulden am 30. Juni 1919 fällig 
waren oder abgelöſt werden könnten. Dieſe Feſtſtellung wird nun⸗ 
mehr zu treffen ſein. Soweit die Frage zu bejahen iſt, muß es 
bei der Vorentſcheidung bleiben. Soweit das nicht zutrifft, iſt 
der Wert der Schulden gemäß den vorſtehenden Ausführungen 
zu ſchätzen, am beſten durch Sachverständige, die ſich in die Ver⸗ 
hältniſſe des 30. Juni 1919 zurückzudenken und von da aus 
eine Schätzung in die Zukunft vorzunehmen haben werden. 


(MFH, III. Sen., Urt. v. 24. Sept. 1921, III A 139/21.) 


3. Kohlenſteuer. Die rechtliche Beurteilung des 
RF H., die der Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung 
und der Rückverweiſung zugrunde liegt, iſt auch für den 
Rö H. bindend, wenn die Sache auf Grund einer neuen 
Rechtsbeſchwerde an dieſen zurückgelangt. f) 

Aus den Gründen: 


Die Veſchwerdeführerin iſt zu einer Kohleuſteuer herangezogen 
worden, weil ihr auf Grund ihrer Zugehörigkeit zum Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſchen Kohlen⸗Syndikat ein Anteil an dem Erlöſe fur ge⸗ 
wiſſe Kohlen zugefloſſen ſei, die nicht von ihr, ſondern von an⸗ 
deren Zechen an das Syndikat geliefert und von dieſem im Aus⸗ 


Zu 3. Finanzgericht und Finanzamt ſind an die rechtliche 
Beurteilung gebunden, die der Aufhebung der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung und der Rückverweiſung zugrunde liegt (8 275 Abf. 4 
RAbg O.). Entſprechend der Rechtſprechung des RG. in Zivil⸗ und 
Strofſachen iſt nach der vorliegenden Entſch. auch der RF. an 
dieſe rechtliche Beurteilung gebunden, wenn die Sache auf Grund 
neuer Rechtsbeſchwerde an ihn zurückgelangt. Es mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob der Grundſatz mit Notwendigkeit auf das Steuer⸗ 
recht allgemein übertragen werden muß und ob nicht wenigſtens 
der 8275 Abſ. 4 RAbgdO. eine engere Auslegung erfahren muß, 
als ſie verſchiedentlich der entſprechenden Beſtimmung 8 565 Abf. 2 
ARD. zuteil wird. 

Im vorliegenden Fall führt die Entſch. zu dem ſicherlich un⸗ 
erfreulichen Ergebnis, daß zwei Mitglieder desſelben Syndikats in 
zwei gleichzeitig anhängigen Verfahren in derſelben Steuerfrage 
eine eutgegengeſetzte Behandlung erfahren, trotzdem das Verfahren 
des ungünſtig behandelten Beſchwerdeführers noch nicht rechts⸗ 
kräftig abgeſchloſſen iſt. 

Vgl. Rich. 3, 231 ff. und 5, 321. 

In der letzterwähnten Entſcheidung hat der Große Senat den 
Beſchwerdeführer von der Kohlenſteuer hinſichtlich der vom Syn⸗ 
dikat auf den Hüttenſelbſtverbrauch verteilten Überſchüſſe aus Aus» 
landsverkäufen freigeſtellt und dargelegt, daß ber ſteuerrechtliche 
Tatbeſtand bei Syndikatsverhältniſſen in der erſten Entſcheidung 
(3, 231ff.) vom 2. Senat unrichtig gewürdigt fei. Der Große Senat 
hat hier ferner ausgeſprochen, daß die auf die Vorverkäufe ent⸗ 
fallenden Überſchüſſe aus Auslandsverkäufen des Syndikats gleiche 
Beurteilung verdienen. 3 , 

Trotzdem glaubt der 4. Senat, der jetzt die Kohlenſteuerſachen 
entſcheidet, an die Entſcheidung des 2. Senats auf Grund des 
8275 Abſ. 4 RAbgO. gebunden zu ſein. 

Die Gründe, an deren Nachprüfung der 4. Senat ſich nach 
8275 NAbgdO. behindert ſieht, liegen aber der Aufhebung und 
Rückverweiſung nicht zugrunde. Sie hätten zur Zurückweiſung 
der Rechtsbeſchwerde geführt, wenn nicht andere Gründe die 
Aufhebung und Rückverweiſung veranlaßt hätten. Deshalb war der 
Senat nicht behindert, ſich auch jetzt noch der Entſcheidung des 
Großen Senats unzuſchließen. 

Hierbei iſt zu beachten, worauf wir bereits hinwieſen, daß 
es ſich bei den abweichenden Entſcheidungen um eine verſchiedene 
Würdigung des Tatbeſtandes handelte (vgl. hierzu RG. 94, 14; 
andererſeits RG. bei Gruchot 62, 804 Nr. 86). 


IR. Dr. Heinemann, Eſſen. 


48 Rechtſprechung 


land abgeſetzt ſeien. Dieſe Forderung hat das Hauptzollamt auf 
Einſpruch aufrechterhalten. Nachdem die Oberzolldirektion durch 
Anfechtungsentſcheidung v. 17. März 1920 die Anfechtung zurück⸗ 
gewieſen hatte, hat der 2. Senat des NH. durch Urteil v. 21. Juli 
1920 die Entſcheidung der Oberzolldirektion aufgehoben und die 
Sache zur anderweitigen Entſcheidung an das LF A. zurückverwieſen. 
In dieſem veröffentlichten (Samml. 3, 231ff.) Urteil hat der 2. Senat 
die Anſchauung vertreten, daß bei Lieferungen der am Syndikate 
beteiligten Zechen an das Rhein iſch⸗Weſtfäliſche Kohlenſyndikat und 
bei Verkäufen durch dieſes Syndikat unter der Herrſchaft des 
Syndikatsvertrags v. 14. Sept. 1915 nicht die Lieferung der ſyn⸗ 
dizierten Zechen an das Syndikat, ſondern der Verkauf durch das 
Syndikat kohlenſteuerpflichtig jet und daß die ſyndizierten Zechen 
mindeſtens entſprechend ihrer Beteiligung am Erlös auf Zahlung 
der Steuer in Anſpruch genommen werden könnten. Unter Zugrunde⸗ 
legung dieſer Anſchauung hat der 2. Senat die Steuerforderung 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, und die Aufhebung er⸗ 
folgte, weil auch der Betrag beanſtandet war und in dieſer Hin⸗ 
ſicht das Verfahren der Oberzolldirektion an einem weſentlichen 
Mangel litt. Die Sache wurde zur Aufklärung dieſes Punktes und 
erneuter Feſtſetzung der Steuer zurückverwieſen. Das L§ A. hat 
durch erneute Anfechtungsentſcheidung die Anfechtung zurückgewieſen 
mit der Begründung, daß es an die rechtliche Beurteilung des 
Urteils des 2. Senats v. 21. Juli 1920 über den Grund des 
Anſpruchs durch § 275 Abſ. 4, § 280 RAbgO. gebunden und die 
Höhe des Anſpruchs nicht mehr ſtreitig ſei. 

Die Steuerpflichtige hat Rechtsbeſchwerde eingelegt. Der RM. 
hat feine Zuziehung zu dem Verfahren beantragt und ſich gegen 
die Begründung des Urteils des 2. Senats v. 21. Juli 1920 ge⸗ 
wandt. 


Auf die vorliegende Rechtsbeſchwerde, zu deren Entſcheidung 
nach Übergang der Kohlenſteuerſachen auf den 4. Senat, dieſer 
Senat zuſtändig iſt, war, wie geſchehen, zu erkennen. 

Nach § 275 Abſ. 4, 8 280 RAbgO. war das LF A. „an 
die rechtliche Beurteilung gebunden, die der Aufhebung der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung und der Rückverweiſung zugrunde liegt“. 
Dieſe Vorſchrift iſt dem 8398 StPO. und dem 5 505 Abſ. 2 BRD. 
nachgebildet. Erſterer lautet: 


„Das Gericht, an welches die Sache zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung verwieſen iſt, hat die rechtliche 
Beurteilung, welche der Aufhebung des Urteils zugrunde 
gelegt iſt, auch feiner Entſcheidung zugrunde zu legen.“ 
Letzterer: 

„Das Berufungsgericht hat die rechtliche Beurteilung, welche 
der Aufhebung zugrunde liegt, auch ſeiner Entſcheidung 
zugrunde zu legen.“ 

Das RG. hat dieſe Vorſchriften ſowohl für den Straſprozeß 
(vgl. RGSt. 6, 358), wie auch für den Zivilprozeß (vgl. RG. 58, 
286; 72, 212; 94, 13; auch Urteil v. 25. Juni 1915 III 32/15 im 
„Recht“ 2328 unter Mißbilligung der von demſelben Senate, RG. 
51, 389, ausgeſprochenen abweichenden Anſicht), dahin ausgelegt, 
daß auch das NG., an das die Sache nach Zurückverweiſung auf 
erneute Reviſion wieder gelangt, an ſeine frühere Rechtsanſicht 
gebunden iſt. Eutſprechendes muß auch für das Recht der Reichs⸗ 
abgabenordnung gelten. Wie für den Strafprozeß und den Zivil⸗ 
prozeß enthält die angeführte Vorſchrift auch für das Rechtsmittel⸗ 
verfahren in Steuerſachen einen grundlegenden, die Richtſchnur für 
das ganze weitere Verfahren gebenden Satz. Die in ihm 
ausgeſprochene Bindung verpflichtet daher nicht nur die Finanz⸗ 
gerichte, Finanzämter und Landesfinanzämter, ſie bleibt auch für 
die weiteren Entſcheidungen des Rö. maßgebend, wenn die Sache 
an dieſen zurückgelangt (ebenſo Mrozek, RAbgdO. 8 275 Anm. 8). 

Dieſer Grundſatz verbietet es dem jetzt erkennenden Senat, 
im eine Prüfung der Frage einzutreten, ob die der Entſcheidung 
des 2. Senats v. 21. Juli 1920 zugrunde liegende Rechtsauf⸗ 
faſſung über den Grund des Steueranſpruchs zutreffend oder ob der 
abweichenden Rechtsanſicht des großen Senats in dem Urteil v. 
25. April 1921 6/20 S beizupflichten iſt. Denn in dem erſtgenannten 
Urteil hat der 2. Senat zufolge feiner damaligen Rechtsauffaſſung 
die Steueranforderung dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Damit iſt der Rechtsſtreit in dieſem, wenn auch nur ein Element 
des demnächſtigen Urteils darſtellenden Punkte als rechtskräftig ent⸗ 
ſchieden anzuſehen (vgl. RG. 58, 286). 2 

(R., IV. Sen., Beſch. v. 13. Juli 1921, IV Aa 43/21 8.) 
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II. Länder. 
Oberverwaltungsgerichte. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


1. Über die Vorausſetzungen der Unterſagung der 
gewerbsmäßigen Beſorgung fremder Rechtsangelegen⸗ 
heiten (§ 35 Reichs Gew.). 7) 

Die Abmeldung des Gewerbebetriebs und die Angabe über 
deſſen Einſtellung mit dem 18. Nov. 1920 ſind nicht glaubhaft und 
ernſtlich gemeint; der Bekl. beabſichtigt, das Gewerbe als Rechts⸗ 
konſulent auch in Zukunft auszuüben, wenn auch gegebenenfalls unter 
dem Namen ſeines Sohnes Johann Heinrich D. Dafür ſpricht ein⸗ 
dringlich der Umſtand, daß das Namensſchild des Bekl. „Joſef D., 
Rechtskundiger“ nach dem 15. Dez. 1920 am Wohnhauſe des Bekl. 
angebracht war und daß die Anmeldung des Gewerbes auf den Namen 
ſeines Sohnes Johann Heinrich, der bei ihm wohnt und bisher 
Maurer war, nach der eigenen Angabe des Sohnes von dem Vater 
geſchrieben iſt. Überhaupt kann aber bei einem Rechtskonſulenten, 
der für ſeinen Betrieb keiner beſonderen Anlagen und Einrichtungen 
bedarf und fein Gewerbe bei vorübergehender. Einſtellung jederzeit 
ohne weiteres und ohne beſondere Vorbereitungen wieder aufnehmen 
kann, die bloße Abmeldung als zum Beweiſe der Ernſtlichkeit der 
Einſtellung des Gewerbebetriebs ausreichend nicht angeſehen werden, 
es muß vielmehr, wie der Gerichtshof ſchon anderweit dargelegt hat 
(ogl. Urt. v. 25. Sept. 1919, Preuß VerwBl. 41, 390), noch etwas 
Weiteres hinzukommen, wie z. B. das Ergreifen eines anderen Berufs 
oder dergleichen. Es muß daher davon ausgegangen werden, daß 
die Einſtellung des Gewerbebetriebs nur zum Scheine erfolgt iſt, 
das Gewerbe vielmehr — nötigenfalls unter dem Deckmantel der 
Übernahme desſelben durch den Sohn — weiter betrieben werden ſoll. 

(Entſch. v. 12. Mai 1921, III B 14,20, Preuß VerwBl. 43, 8f.) 


Bayeriſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Senatspräſident a. D. v. Morhart, München. 
Zur Zivilprozeßordnung. 


2. Zu 8 233 ZPO. — Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand. — Unabwendbarer Zufall. f) 

Eine unvorhergeſehene Störung im Poſtbetriebe ſtellt ſich 
als ein unabwendbarer Zufall i. S. des § 233 Abſ. 1 ZPO. dann 
dar, wenn die Übergabe eines Poſtſtückes (Briefes), das erſt nach 
Ablauf der Beſchwerdefriſt in den Einlauf der zuſtändigen Behörde 
gelangte, an die Poſtbehörde ſo frühzeitig erfolgte, daß auch bei 
Verſäumung einer planmäßigen Beförderung ſein 
Einlauf noch innerhalb der Beſchwerdefriſt mit Sicherheit erwartet 
werden konnte. 

(J. Sen., 27. Juli 1921, Nr. 38/20.) 


Zu 1. Scheinmanöver von Rechtsagenten, die der Unterſagung 
ihres Gewerbebetriebes durch fingierte Aufgabe desſelben entgehen 
wollen, haben ſchon öfters den Gegenſtand von Entſcheidungen des 
preuß. OB. gebildet. Die oben angeführte Entſch. v. 25. Sept. 1919 
iſt auch in JW. 1920, 729 abgedruckt. Ich verweiſe auf meine 
dortige Anmerkung. Neue rechtliche Geſichtspunkte enthält die oben 
wiedergegebene Entſch. v. 12. Mai 1921 nicht. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 2. Dieſe Entſch. des VermGH. ſteht in wohltuendem 
Gegenſatze zu der vor kurzem hier beſprochenen Entſcheidung des 
OSchGf Ang VVerſ. (vgl. JW. 1921, 1476 f.). Sie betont mit Recht, 
daß die äußerſte, nach den Umſtänden zu fordernde Sorgfalt, deren 
Betätigung allein zur Annahme eines unabwendbaren Zufalls führen 
kann, auch das verlangt, daß der Abſender eines Briefes, deſſen Ein⸗ 
gang eine Friſt wahren ſoll, auch mit Verſpätungen in der Poſt⸗ 
beförderung zu rechnen hat. In welchem Umfange, das wird vom 
Einzelfalle abhängen. Aber ſich darauf verlaſſen, daß jeder Eiſen⸗ 
bahnzug ſeinen Anſchluß erreicht und jeder Brief ſofort nach der An⸗ 
kunft ausgetragen wird, iſt unter heutigen Verhältniſſen Leichtſinn 
und nicht „äußerſte Sorgfalt“. 

Prof. Dr. Friedrich Stein, Leipzig. 


Für die Schriftleitung verantwortlich: Juſtizrat Julius Magnus, Berlin NW 7, Dorotheenſtraße 41. 
Druck: Oscar Brandſtetter in Leipzig. 


